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Wegelagerer

Es liegt nicht gerade in ihrer Natur, auch nur auf den kleinsten
Vorteil von Anbeginn verzichten zu können. Deshalb schieben und
drängen sie sich, noch bevor Fronten vollends aufgewühlt und
Widersprüche zugespitzt an das Ende ihrer Bedeutung gelangt sind, mit
territorialer Wucht und lärmenden Begleiterscheinungen raumgreifend
sowie drohend und bedrückend den indessen viel zu kleinen und längst
besetzten Plätzen schamlos auf. Dabei kommt es ihren Interessen
durchaus förderlich entgegen, kleinere Rangeleien und Zerstörungen
auszulösen.

Alles in allem sind die zumeist vertrauten Wegelagerer, in welchem
Status ihrer Entwicklung auch immer fixiert, als solche für jedermann
leicht auszumachen. Deshalb sollte der Umstand wohl kaum irritieren,
daß gerade diese Wegelagerer im Prozeß ihrer Umstrukturierung und
Neuausrichtung ihre Absichten und Ziele, wenn auch in überschaubaren
Fristen, auf diese Weise deutlich präsentieren. Sie liegen oder lagern
allen übrigen Möglichkeiten doch sprichwörtlich im Wege. Der Raub im
Kern aber definiert ihre Perspektive, ihr Wesen und ihre Profession.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. Februar 2019
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KOHLEALARM/588: Klimakampf und Kohlefront - öffentlichkeitswirksamer Auftritt ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 31. März 2019

Klimawandel gibt es nicht: es gibt eine Klimakatastrophe



Dass Greta Thunberg die gewonnene Goldene Kamera den Hambis gewidmet hat,
ist sehr erfreulich aber nicht sehr erstaunlich. Wir kämpfen ja für das
selbe Ziel. Wir wollen aber nicht mitmachen bei einem Starkult, und das
liegt auch Greta fern, wie diese Widmung zeigt. Diese Widmung kommt sofort
nach einer neuen Repression, angeblich auf Grund von einem umgefallenen
Kloeimer ("Fäkalienwurf") [1]. Es sind die vielen, vielen Menschen - und
erfreulich viele davon sind jung -, die nicht mehr hinnehmen wollen, wie
ihre Zukunft ruiniert wird (siehe Grafik [2])

"Wir wollen dass ihr endlich Panik bekommt!"

Die Veranstaltung der Preisverleihung [3] zeigt nicht nur die auch dieses
mal beeindruckende Rede von Greta, interessant ist auch die Reaktion des
Publikums, als sie den Preis den Hambis widmet. Sie muss ihre Rede
unterbrechen wegen donnerndem Applaus. Tja, Armin und Herbert und Dirk, das
hättet ihr wohl nicht gedacht, als ihr meintet, die Hambis mal eben für
eure RWE rauswerfen zu können, oder?


Anmerkungen:

[1] https://hambacherforst.org/blog/2019/03/29/kraehennest-belagerung/

[2] https://en.wikipedia.org/wiki/School_strike_for_climate#/media/File:Maximum_school_strikers_per_country.svg

[3] https://twitter.com/HambiBleibt/status/1112251344990203904

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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KOHLEALARM/587: Klimaschutz und Kohlefront - eine zweifelhafte Ehrung ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zum Sonderpreis Klimaschutz, der im Rahmen der
Goldenen Kamera an Greta Thunberg verliehen wurde, und den sie denjenigen
gewidmet hat, "die den Hambacher Wald schützen und den Klimaaktivisten, die
dafür kämpfen, fossile Energieträger in der Erde zu lassen, überall"

Widmung ist große Ehre und Wertschätzung für alle, die sich für den
Schutz des Hambacher Waldes einsetzen

Greta als Vorbild für "Promis for Future"?



Hambacher Wald, 31.03.2019 - Die Widmung des Sonderpreises Klimaschutz ist
eine große Ehre und Wertschätzung gegenüber der Arbeit aller
kohlekritischen Menschen, die sich für den Erhalt des Hambacher Waldes
einsetzen. Er ist zugleich auch ein Ansporn nicht nachzulassen in den
Bemühungen um den Kohleausstieg, insbesondere im Rheinischen
Braunkohlenrevier. Ebenso wie Greta mit ihren täglichem Schulstreiks viel
Durchhaltevermögen und Beharrlichkeit bewiesen hat, zeichnen diese
Eigenschaften auch Wald- und Klimaschützer*innen aus.

Am noch ca. 500 ha großen Hambacher Wald hat sich gezeigt, dass sich
bürgerschaftliches Engagement, Klimaaktivismus und Solidarität lohnen.
Zugleich steht der Wald als Symbol für einen Paradigmenwechsel. Heute und
in Zukunft dient der Klimaschutz dem Allgemeinwohl, und nicht mehr die
Kohleförderung und -verbrennung.

Die unglaubliche Dynamik, die die "Fridays for Future"-Bewegung entfaltet,
setzt sich der Dynamik der fortschreitenden Klimakatastrophe entgegen.
Gretas Engagement ist Vorbild nicht nur für die Schüler*innen, sondern
inzwischen u.a. auch für "Teachers for Future", "Parents for Future",
"Scientists for Future" ; und nach ihrer berührenden Rede bei der
Preisverleihung bald hoffentlich auch für "Promis for Future" .

DANKE, GRETA!

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 31.03.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/586: Klimakampf und Kohlefront - spazieren für den Erhalt von Wald und Dörfern ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 30. März 2019

Waldspaziergang an der Tagebaukante

Teilnehmer besuchen von Enteignung bedrohtes Waldstück



Jänschwalde/Taubendorf - Bei einem Waldspaziergang im Vorfeld des
Braunkohletagebaus Jänschwalde informierten sich am Samstag umweltbewegte
Bürger vor Ort über die Landschaftszerstörung durch den Tagebau. Ziel der
Wanderung war ein Waldstück, das von der Enteignung durch den Kohlekonzern
LEAG bedroht ist.

"Wir wollen unseren Wald nicht für den Tagebau hergeben. Er soll für mehr
Abstand der Grube zu meinem Heimatort Taubendorf sorgen, damit das Leben
dort erträglich bleibt. Dass eine Enteignung zugunsten zweier tschechischer
Multi-Milliardäre, denen der Kohlekonzern gehört, dem Gemeinwohl dienen
soll, ist absurd", sagte Grundeigentümer Jens Gebke, der ebenfalls den
Waldspazierganges begleitete.

"Spätestens seit dem Bericht der Kohlekommission ist klar, dass auch
genehmigte Tagebaue verkleinert werden müssen, weil nicht mehr sämtliche
Kohle gebraucht wird. Diese Kohle muss dort liegen bleiben, wo dadurch
Dörfern und Natur besser geschützt werden können", sagte René Schuster von
der GRÜNEN LIGA.

Für einen früheren Stopp des Tagebaus hat sich auch der Gemeinderat der
zuständigen Gemeinde Schenkendöbern in einem bereits 2017 gefassten
Beschluss ausgesprochen.

Gegen die aktuelle Betriebsplangenehmigung des Tagebaus Jänschwalde geht
derzeit ein Klagebündnis aus Deutscher Umwelthilfe und GRÜNE LIGA beim
Verwaltungsgericht Cottbus vor, weil der Tagebau durch seine
Grundwasserabsenkung umliegende europäische Schutzgebiete beeinträchtigt
und die in solchen Fällen vorgeschriebene Verträglichkeitsprüfung nicht
durchgeführt wurde.

Die Cottbuser GRÜNE LIGA Gruppe hat die Wanderung organisiert und bei den
Behörden angemeldet. René Schuster dazu: "Beim Spaziergang an der
Grubenkante erleben unsere Gäste eindrucksvoll, wie sich der Tagebau durch
die Landschaft frisst und erfahren viel über die Hintergründe."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 30.03.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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MELDUNG/196: Räume für die Kunst - Wie Forschende das Kulturerbe behüten (idw)


Zuse-Gemeinschaft - 03.04.2019

Räume für die Kunst: Wie Forschende das Kulturerbe behüten



Berlin, 3. April 2019. Für den Schutz und die Pflege von Denkmälern
verwenden die öffentlichen Haushalte in Deutschland pro Jahr rd. 500
Millionen Euro. Hinzu kommen die Ausgaben von etwa 1,9 Mrd. Euro für
Museen und Sammlungen. Wie Geld für den Schutz und die Präsentation von
Kulturgut angelegt ist, zeigen erfolgreiche Projekte aus den Reihen der
Zuse-Gemeinschaft, die Forschungsergebnisse auf historische Räume ebenso
wie auf neue Bauten oder auf Erdblöcke anwenden.

Ein spektakulärer Bau für Kunst und Kultur lässt sich ab September mit der
Eröffnung des Humboldt Forums im wieder errichteten Stadtschloss in Berlin
betreten. Damit weder Besucher noch Kunstschätze ins Schwitzen oder
Frieren kommen, hat das Institut für Luft- und Kältetechnik (ILK) aus
Dresden schon seit 2010 die Luftbewegungen im Schloss simuliert - damit
aus Zuluft nicht Zugluft wird. Denn allein ins Veranstaltungszentrum des
Forums, die Agora, schickt die Klimaanlage pro Stunde etwa 50.000
Kubikmeter Zuluft. Das ist auch nötig angesichts eines Frischluftbedarfs
des Menschen von rd. 30 Kubikmeter pro Stunde und seines Verlusts an
Flüssigkeit. Sei es Hochsommer oder tiefer Winter, ob unter der mächtigen
Kuppel, auf Treppen oder an Fenstern: Die ILK-Experten wissen, wie die
Luft ins Schloss kommen soll, ohne dort zu Wind zu werden. Damit der im
Schloss geschaffene Platz zum Raum für die Kunst werden kann.

Pflanzlich gegerbte Leder für Prachtbauten aus dem Barock

In Wänden und Decken ruht die Kunst der Belüftung von Museen. An anderer
Stelle sind die Wände selbst Kunstobjekt, so beim Tapetenschmuck. Das weiß
man in Sachsen, wo das Schloss Moritzburg mit seinen wertvollen
Goldledertapeten vom Reichtum des einstigen Königreichs im Barock erzählt.
Das Leder für die Restauratoren stammt vom Forschungsinstitut Leder und
Kunststoffbahnen (FILK). Abgeleitet aus den Merkmalen und Eigenschaften
der historischen Ledertapeten erarbeiteten die Forschenden aus Freiberg
eine Technologie zur Herstellung solcher Leder mit heute angewandten
Gerbverfahren Dabei werden die Leder rein pflanzlich gegerbt. Ihre
Eigenschaften ähneln so weit wie möglich den traditionell hergestellten
originalen Ledern der Ledertapeten, um den Ansprüchen der Restauratoren zu
genügen. Als Rohware dienen regional beschaffte Kalbs- und Ziegenhäute.
Die FILK-Technik für Goldledertapeten ist so erfolgreich, dass sie auch im
Ausland Zuspruch findet. Das Norwegische Nationalmuseum für Kunst,
Architektur und Design nutzt Leder vom FILK für ein großes Projekt zur
Restaurierung von Goldledertapeten aus dem 17. Jahrhundert. Auf die Leder
aus Sachsen setzen die Restauratoren in Oslo, weil sie deren Qualität und
die FILK-Transparenz beim Gerben schätzen.

Der Geschichte auf der Spur

Bevor Museen zum Hort für Kulturschätze werden, sind häufig Restauratoren
oder Archäologen am Werk. Am Forschungsinstitut Edelmetalle + Metallchemie
(fem) in Schwäbisch Gmünd werden Relikte aus der Vergangenheit dafür mit
modernster Technik durchleuchtet: Im 3D-Röntgen-Computertomogra-phen
werden dort ganze Erdblöcke mit bis zu 2 m Kantenlänge auf kostbare,
verborgene Inhalte, z.B. aus frühmittelalterlichen Gräbern, untersucht.
Das passiert dann, wenn den Archäologen vor Ort zu wenig Zeit bleibt, um
das Gelände Schicht für Schicht abzutragen oder Befunde sehr komplex sind.
"Mit unseren zwei Computertomographen können wir bis zu 16.000
Grauwertstufen darstellen, dadurch kommen selbst feinste Strukturen von
Textilien und Leder zum Vorschein", erklärt Anastasia Bayer vom fem. Die
Auflösung des kleineren Geräts erreicht bis zu 500 Nanometer, das sind 500
Millionstel Millimeter. Beim größeren Gerät sind es vier Mikrometer, das
entspricht vier Tausendstel Millimeter. Dank der technischen Ausstattung
lassen sich schwierigste "Archäologie-Puzzle" lösen. Zahlreiche
Bruchstücke des berühmten, aus der Stadel-Höhle am Hohlenstein im Lonetal
auf der Schwäbischen Alb stammenden Löwenmenschen aus Mammutelfenbein
fanden mit Unterstützung des Gmünder Tomographen ihren Platz an der bisher
ältesten bekannten Tier- und Menschengestalt. "Mit dem CT konnten wir die
konzentrischen Ringe des Mammutelfenbeins sichtbar machen und damit
wichtige Informationen über die innere Struktur des Löwenmenschen
gewinnen", so Bayer. Die rund 40.000 Jahre alte Statuette ist im Ulmer
Museum ausgestellt. Ob in Sachsen, Ulm, Oslo, Berlin oder anderen Orten
und Ländern: Forschende der Zuse-Gemeinschaft gehören zu den Hütern von
Kulturschätzen. Im Schloss Moritzburg hat Ende März unter dem Motto
"Tapetenwechsel" eine Sonderausstellung zu den Goldledertapeten begonnen.


Weitere Informationen unter

http://www.zuse-gemeinschaft.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2321

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zuse-Gemeinschaft, 03.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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OFFENER BRIEF/002: An den Hamburger Senat - Harburgs Kultur braucht 1,85 Euro mehr (SuedKultur)


Initiative SuedKultur - 3. April 2019

Offener Brief an den Hamburger Senat:

Harburgs Kultur braucht 1,85 mehr!



Freie und Hansestadt Hamburg

Senatskanzlei

Rathausmarkt 1

20095 Hamburg

2. April 2019

Offener Brief an den Hamburger Senat:

Harburgs Kultur braucht 1,85 mehr!

Seit Jahren bemängeln die Harburger Verwaltung, Politik und wir
Kulturschaffenden aber selbst der Landesrechnungshof, dass der Bezirk
Harburg bei der Verteilung der Stadtteilkulturmittel benachteiligt wird.
Seit Jahren hören wir, es sei kein Geld da und die ungleiche Verteilung auf
die Bezirke sei auf Grundlage "spezifischer, regional unterschiedlicher,
gewachsener Strukturen und Milieus in Verbindung mit initiativem Engagement
von Personen, Gruppen und Einrichtungen" entstanden.

An Engagement für kulturelle Vielfalt und Teilhabe hat es in Harburg nie
gefehlt. Daher unterstützen wir, die gut 50 Kultureinrichtungen,
Initiativen, Vereine etc. und darüber hinaus etliche Kunst- &
Kulturschaffende, die sich in der Initiative SuedKultur zusammen gefunden
haben, diesen Aufruf.

Es braucht mehr Mittel für Kunst und Kultur in Harburg, insbesondere auch
in Anerkennung der soziokulturellen Arbeit und der Förderung von Kunst und
Kultur.

In den letzten Jahren haben wir trotz der stets desolaten Finanzierung des
Bezirkes durch den Senat unsere Potenziale dennoch und in Eigeninitiative
ausgenutzt. Wir haben vor 12 Jahren mit der Initiative SuedKultur begonnen
uns selbst zu organisieren, haben ein eigenes Portal www.sued-kultur.de
geschaffen, seit 9 Jahren eine Music-Night als Nacht der Clubs des
drittstärksten Live-Musik-Bezirks Hamburgs, seit 4 Jahren die vierwöchigen
Literaturtage "SuedLese" und seit diesem Jahr eine einzigartige Kunstleihe
HH-Harburg für die Bildenden Künste. Nicht zufällig ist Harburg auch dieses
Jahr mit zwei Projekten für den Hamburger Stadtteilkulturpreis 2019
nominiert gewesen. Von nichts kommt nichts!

Wir sind in Vorleistung gegangen und wir erwarten nun, dass dies anerkannt
wird. Daher wünschen wir die Anpassung an den Hamburger Durchschnitt.
Dieser liegt bei 3,63 je Einwohner in Hamburg. In Harburg liegt er trotz
Erhöhung im nächsten Jahr bei gerade mal 1,78 Euro.

Also: der Senat möge 1,85 Euro je Einwohner drauf legen!

Denn auch wir wachsen hinsichtlich der Einwohnerzahl aber auch bzgl.
unserer Strukturen und unseres Engagements.

Lasst den Worten Taten folgen!

Also: 1,85 Euro mehr!

Initiative SuedKultur

Der Initiative SuedKultur vereint fast 50 Institutionen, Vereine,
Initiativen, Clubs und noch viel mehr

 * 

Quelle:

Initiative SuedKultur

E-Mail: kontakt@sued-kultur.de

Internet: www.sued-kultur.de
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TAGUNG/2403: Halle - Wissenschaft in der Verlässlichkeitsfalle?, 11.-12.04.2019


Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina

Wissenschaft in der Verlässlichkeitsfalle?



Die Frage nach der Verlässlichkeit und Glaubwürdigkeit wissenschaftlichen
Wissens steht im Vordergrund der diesjährigen Frühjahrstagung des
Leopoldina-Zentrums für Wissenschaftsforschung. In welchen Situationen und
auf welche Weise wird neues wissenschaftliches Wissen mit bestehendem
Wissen verglichen und bewertet? Was sind die Standards der
Verlässlichkeit? Was bedeutet dies für die Glaubwürdigkeit der
Wissenschaft in der Öffentlichkeit? Und wirkt sich dies auf die
wissenschaftsbasierte Beratung von Politikerinnen und Politikern aus?
Diesen und weiteren Fragen widmen sich verschiedene Vorträge am 11. und
12. April in Halle (Saale).

Frühjahrstagung des Leopoldina-Zentrums für Wissenschaftsforschung (ZfW)
"Wissenschaft in der Verlässlichkeitsfalle? Praktiken der Konstruktion von
Relevanz und Neutralität."

Donnerstag, 11. April und Freitag, 12. April 2019

Zentrum für Wissenschaftsforschung, Lesesaal

Emil-Abderhalden-Straße 36, 06108 Halle (Saale)

In Zeiten "postfaktischer Politik" wird die Verlässlichkeit von
Wissenschaft immer wieder in Frage gestellt. Umso wichtiger sind die
Unabhängigkeit und damit eng verknüpft die Glaubwürdigkeit der
Wissenschaften. Die Schwierigkeit: Sie sollen auf der einen Seite zwar
hochgradig relevante Lösungen für gesellschaftliche Probleme anbieten,
dürfen sich gleichzeitig aber auch nicht von gesellschaftlichen oder
wirtschaftlichen Interessen beeinflussen lassen. Um diesen Spagat zu
meistern, haben sich in der Wissenschaft differenzierte Praktiken
etabliert.

Wie Politik und Verwaltung die Geltung von Wissenschaft relativieren und
welche Verfahren die Politik entwickelt, um politische Verlässlichkeit zu
generieren, wird im Vortrag von Prof. Dr. Eva Barlösius, Dr. Yvonne Hegele
und PD Dr. Eva Ruffing (Hannover) anhand der Beispiele Glyphosat und
Stromtrassen beleuchtet. Um Chancen und Herausforderungen von "Citizen
Science" (Bürgerwissenschaften), bei der sich die Öffentlichkeit über
Messungen und Beobachtungen an Forschungsprojekten beteiligen kann, geht
es bei Prof. Dr. Sascha Dickel (Mainz) und Dr. Andreas Wenninger
(München). Magdalena Klingler, Prof. Dr. Susanne Kinnebrock und Prof. Dr.
Helena Bilandzic (Augsburg) sprechen über die Kommunikation
wissenschaftlicher Befunde aus journalistischer Perspektive. Am Beispiel
der Genforschung zeigen sie, welche Strategien die
Wissenschaftskommunikation anwendet, um wissenschaftliche Erkenntnisse
laienverständlich zu vermitteln. Die wissenschaftliche Leitung der
Veranstaltung liegt bei Prof. Dr. Stefan Böschen (Aachen), Prof. Dr.
Alfred Nordmann (Darmstadt) und dem Leopoldina-Mitglied Prof. Dr. Carsten
Reinhardt (Bielefeld).

Die Veranstaltung ist öffentlich, der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung
ist nicht erforderlich.


Weitere Informationen unter:

http://www.leopoldina.org/verlaesslichkeit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution743

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, 03.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8456: Saarbrücken - Saar-Universität startet mit neuen Ringvorlesungen, 8.4.-15.7.2019


Universität des Saarlandes

Saar-Universität startet mit neuen Ringvorlesungen ins Sommersemester



Auch im Sommersemester 2019 bietet die Universität des Saarlandes wieder
öffentliche Vortragsreihen an, die allen Interessierten offen stehen: Am
Montag, 8. April, um 19 Uhr beginnt die zehnte Saarbrücker
literaturwissenschaftliche Ringvorlesung im Rathausfestsaal - diesmal
unter der Überschrift "Narren, Clowns, Spaßmacher". Ebenfalls in der 15.
Kalenderwoche startet die Ringvorlesung "50 Jahre Informatik an der
Saar-Uni", die die Fachrichtung Informatik der Universität des Saarlandes
anlässlich ihres 50-jährigen Jubiläums organisiert. Beginn ist am
Dienstag, 9. April, um 18.30 Uhr im Filmhaus Saarbrücken.

Eine weitere Ringvorlesung "Bio-Logisch!" startet nach Ostern. Der
Eintritt zu allen Veranstaltungen ist frei.

1. Literaturwissenschaftliche Ringvorlesung "Narren, Clowns, Spaßmacher":

Montag, 8. April, 19 Uhr: "Machen Narren Spaß? Beispiele aus
mittelhochdeutschen Texten"

(Prof. Dr. Nine Miedema, Mediävistik und Ältere deutsche Philologie)

Eröffnet wird die Ringvorlesung pünktlich zu Vorlesungsbeginn am 8. April
mit einem Vortrag von Prof. Nine Miedema über die Figur des Narren in
mittelhochdeutschen Texten. Seit dem 12. Jahrhundert sind in
mittelalterlichen Quellen (Hof-)Narren nachweisbar. Als eine ihrer
wichtigsten Funktionen gilt ihre Aufgabe, Lachen auszulösen. Dies
versuchen sie vor allem durch normabweichendes Körperverhalten und/oder
unkonventionelles Sprechen. Beides wird gerade in der höfischen Kultur,
die sich seit dem 12. Jahrhundert programmatisch um angemessen
höfisch-höfliche Verhaltensweisen bemüht, zu einem beliebten literarischen
Thema. Trotz des vom Narren verursachten Gelächters ist er aber nicht per se
ein "Spaßmacher": Je nach Erzählkontext und -perspektive kann das Lachen ein
höfisch-erheiterndes, wohlwollendes, gemeinsames sein oder aber ein
aggressiv-verletzendes, demütigendes, ausgrenzendes. Wer lacht also über
die "Späße" des Narren? Zwischen feiner Ironie und herber persönlicher
oder auch gesellschaftlicher Kritik entfaltet sich im Vortrag ein ganzes
Spektrum mittelalterlicher Zeugnisse für "Narrenfreiheit".

Zum feierlichen Auftakt der Ringvorlesungen gibt es vor dem Vortrag zudem
Grußworte von Oberbürgermeisterin Charlotte Britz und dem Vizepräsidenten
für Verwaltung und Wirtschaftsführung der Universität des Saarlandes, Dr.
Roland Rolles. Zudem führen Dr. Katharina Meiser und Prof. Sikander Singh
von der Saar-Uni kurz in die Vortragsreihe ein.
Detailliertes Programm:

https://literaturarchiv.uni-saarland.de/ringvorlesung/

Veranstaltungsort: 

Festsaal des Rathauses St. Johann, Rathausplatz 1, 66111 Saarbrücken


2. Ringvorlesung "50 Jahre Informatik an der Saar-Uni"

Dienstag, 9. April, 18.30 Uhr: "Wie sollten sich sprachgesteuerte digitale
Assistenten im Auto an den Fahrer anpassen?"

(Prof. Dr. Vera Demberg, Cluster of Excellence for Multimodal Computing
and Interaction)

Hintergrund des Vortrags von Professorin Vera Demberg vom "Cluster of
Excellence for Multimodal Computing and Interaction": Für viele Menschen
gehört die Sprachsteuerung im Auto bereits zum Alltag: Das Navi sagt die
Abzweigung an, und immer mehr Anwendungen können nebenbei durch
Sprachinteraktion gesteuert werden. Aber wie wirkt sich dies auf die
Fahrsicherheit aus, und kann man Sprachinteraktion so gestalten, dass sie
sich automatisch an den Nutzer und die Situation anpasst und so die
kognitive Belastung des Fahrers reduziert werden kann?

Alle Termine:

www.uni-saarland.de/nc/universitaet/aktuell/artikel/nr/20690.html

Veranstaltungsort:

Filmhaus, Mainzer Str. 8, 66111 Saarbrücken




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 03.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8455: Tübingen - Studium Generale der Universität Tübingen, April - Juli 2019


Eberhard Karls Universität Tübingen

Studium Generale der Universität Tübingen im Sommersemester 2019

Öffentliche Vorlesungsreihen thematisieren unter anderem die Lage in der
Türkei, Rechtspopulismus, Genom-Editierung und maschinelles Lernen



Im Sommersemester 2019 startet das Studium Generale der Universität
Tübingen mit neun Vorlesungsreihen, die allen Interessierten offenstehen.
Thematisiert werden in diesem Sommer "heiße Eisen" wie die
Genom-Editierung oder Strategien des Rechtspopulismus. Mit einer Reihe
"Maschinelles Lernen" löst die Universität das Versprechen ein, immer
wieder Diskussionsplattformen zum Forschungsbereich künstliche Intelligenz
zu bieten. Weitere Reihen thematisieren hochaktuelle Entwicklungen in der
Türkei, in China und in der Krebsforschung. Historische und
kulturgeschichtliche Einblicke liefern Reihen zum Roman der Neuzeit, zur
europäischen Kulturgeschichte und zur politischen Vergangenheit Schwabens.


Das Programm im Einzelnen:

In der Reihe Die Rückkehr des Sultans? Zur politischen Ökonomie des
Autoritarismus in der Türkei (Montag, 18 Uhr, Hörsaal 21) analysiert
Professor Peter Pawelka aktuelle politische Entwicklungen in der Türkei.
Nach Jahrzehnten der Demokratisierung scheint sie derzeit zu einem
autoritären System orientalischer Prägung zurückzukehren. Für ein besseres
Verständnis wirft der Politikwissenschaftler einen Blick auf die
Geschichte des Landes, Gastreferentinnen und -referenten beleuchten
verschiedene Aspekte des politischen Wandels unter der AKP-Regierung.

Die Ringvorlesung Liebe und Gesellschaft im Roman der Neuzeit (Montag, 18
Uhr, Hörsaal 22) geht der Frage nach, inwiefern Liebes- und
Gesellschaftsroman ineinander verschränkt sind. Ob Don Quijote, Madame
Bovary oder Effi Briest: Womöglich entfaltet sich der Gesellschaftsroman
als Genre erst mit einer Liebesgeschichte und umgekehrt gewinnt die
Liebesgeschichte ihre Konturen erst in der Konfrontation mit der
Gesellschaft? Organisiert wird die Reihe von Professor Eckart Goebel vom
Lehrstuhl für Komparatistik, Neuere Deutsche Literatur.

Europa war weder geografisch noch kulturell, weder sprachlich noch
religiös je eine Einheit: Vor diesem Hintergrund analysiert Professor
Jürgen Wertheimer Kapitel der europäischen Kulturgeschichte (Montag, 20
Uhr, Hörsaal 21). Literarische und philosophische Texte, Bilder, Plastiken
und Architektur sollen helfen, Mythen und Narrative Europas zu
dechiffrieren. Gäste der abschließenden Podiumsdiskussion sind die
Friedenspreisträgerin Professorin Aleida Assmann, Dr. Barbara Honrath vom
Goethe-Institut Paris, Beque Cufaj, der Botschafter des Kosovo, und
Andreas von Geyr, der Abteilungsleiter Politik im
Bundesverteidigungsministerium.

China befindet sich im Aufstieg - was bedeutet dies für das Weltgeschehen?
Die Reihe China: Gestern - Heute - Morgen. Die Dynamik einer
Weltveränderung (Dienstag, 18 Uhr, Hörsaal 22) analysiert
gesellschaftliche, politische und wirtschaftliche Entwicklungen des großen
Reiches. Professor Helwig Schmidt-Glintzer und das ChinaForum Tübingen
laden Referentinnen und Referenten ein, Chinas Geschichte und Gegenwart zu
beleuchten und einen Blick in die Zukunft zu werfen. Es spricht unter
anderem am 7. Mai Dr. Hubert Lienhard, der ehemalige Vorsitzende des
Asien-Pazifik-Ausschusses der Deutschen Wirtschaft zum Thema "China in der
Weltwirtschaft". Durch einen Termintausch gegenüber dem gedruckten
Studium-Generale-Programm findet die Podiumsdiskussion zum Thema "China
and the Future of Africa" am 2. Juli statt. Sie wird moderiert von dem
Journalisten und Autor Frank Sieren. Der ursprünglich zu diesem Termin
geplante Vortrag "China und seine Nachbarn - Zwischen Kooperation und
Konflikt" (Professor John Neelsen, Universität Tübingen) wird vorgezogen
auf den 18. Juni.

Wachsende rechtspopulistische Bewegungen europaweit wie auch eine
zunehmende Enthemmung und Tabubrüche in Sozialen Medien fordern
Demokratien derzeit heraus. In der Ringvorlesung Gesellschaft im
Stresstest: Strategien und Themen des Rechtspopulismus (Dienstag, 18 Uhr,
Hörsaal 21) stellen Professor Markus Rieger-Ladich
(Erziehungswissenschaft) und Professor Matthias Möhring-Hesse
(Theologische Sozialethik) gemeinsam mit Referentinnen und Referenten die
Frage: Mit welchen Strategien und Themen gelingt es rechtspopulistischen
Akteuren, Aufmerksamkeit zu binden und öffentliche Debatten zu dominieren?
Dabei soll die Vermutung geprüft wer-den, dass sich hier gesellschaftliche
Probleme und Verwerfungen zeigen, auf die in demokratischen Gesellschaften
bessere Antworten gefunden werden müssen.

Im Januar 2019 hat das Bundesforschungsministerium die "Nationale Dekade
gegen Krebs" ausgerufen. Das Comprehensive Cancer Center (CCC)
Tübingen-Stuttgart nimmt dies zum Anlass, in der Reihe Personalisierte
Onkologie: Diagnostik, Therapie und das Leben mit und nach dem Krebs
(Dienstag, 20 Uhr, Hörsaal 22) über neue Perspektiven und Ansätze moderner
Krebsmedizin zu berichten. Die Referentinnen und Referenten geben aktuelle
Einblicke in die Tübinger Krebsforschung und diskutieren präventive,
psychosoziale, ethische und gesundheitspolitische Aspekte.

In der Reihe Zentren der Macht in Schwaben (Mittwoch, 18 Uhr, Hörsaal 21)
spürt das Institut für Geschichtliche Landeskunde und Historische
Hilfswissenschaften der politischen Vergangenheit Schwabens nach. Zwar
währte das Herzogtum Schwaben nur kurze Zeit, aber dennoch wurde die
Region über die Jahrhunderte durch eine Dichte bedeutender Machtzentren
geprägt. Professorin Sigrid Hirbodian hat Referentinnen und Referenten aus
verschiedenen Disziplinen eingeladen, da-rauf einen Blick zu werfen: Von
der Heuneburg und dem Augsburg der Fugger bis zur Stuttgarter Villa
Reitzenstein und dem Global Player Daimler.

Die Genom-Editierung gilt als Revolution in den Laboren. Wie die jüngste
Meldung um die Geburt des ersten gentechnisch veränderten Babys zeigt,
verbinden sich mit dieser Technologie aber auch ernsthafte Bedenken. Die
Reihe Genom-Editierung: Technologische und ethische Herausforderungen
(Donnerstag, 18 Uhr, Hörsaal 21) diskutiert auf Einladung der
Forschungsstelle "Ethik der Genom-Editierung" (Dr. Robert Ranisch;
Professor Urban Wiesing) und des Lehrstuhls für Ethik, Theorie und
Geschichte der Biowissenschaften (Professor Thomas Potthast) technische
Möglichkeiten sowie ethische, soziale und rechtliche Aspekte. Am 18. Juli
spricht die baden-württembergische Wissenschaftsministerin Theresia Bauer
im Rahmen der Reihe über "Genom-Editierung: Politik zwischen Risiken und
Chancen." Am 23. Mai können Interessierte bei der "Unterhausdebatte
Genomchirurgie - neue Allzweckwaffe gegen Krankheiten?" ins Gespräch
kommen: Bei diesem Format zeigt das Publikum - nach Vorbild des britischen
Unterhauses - mit der Wahl des Sitzplatzes, ob es einem Thema zustimmt.
Der Abend wird von der Journalistin Kathrin Zinkant (Süddeutsche Zeitung)
moderiert und findet in Kooperation mit "Wissenschaft im Dialog" und der
Leopoldina - Nationale Akademie der Wissenschaften statt.

Das Forschungsfeld des maschinellen Lernens, einer der Haupttreiber im
Gebiet der künstlichen Intelligenz, wird derzeit kontrovers diskutiert:
Sowohl Chancen wie potenzielle Risiken werden oft übertrieben oder nur
verkürzt dargestellt. Die Ringvorlesung Maschinelles Lernen (Donnerstag,
20 Uhr, Hörsaal 21) will einen fundierten Überblick über das
Forschungsgebiet und dessen Anwendungen geben. Interessierte sollen sich
ein realistisches Bild davon machen können, was maschinelles Lernen
derzeit kann und was nicht - und was in naher Zukunft möglich sein könnte.
Die Referentinnen und Referenten sprechen auf Einladung von Professor
Matthias Hein, Professor Philipp Hennig und Dr. Gabriele Schweikert.

Die Vorlesungen können kostenlos und ohne Anmeldung besucht werden,
Studierenden wird der Besuch einer Reihe mit ECTS-Punkten angerechnet.
Alle Veranstaltungen finden im Kupferbau der Universität, Hölderlinstr. 5,
statt.



Das Programm für das Studium Generale liegt an der Universität Tübingen
und im Buchhandel aus. Es kann zudem unter
sekretariat[at]hochschulkommunikation.uni-tuebingen.de oder unter Telefon
07071 29-77851 bestellt werden.

Weitere Informationen unter:

http://www.uni-tuebingen.de/aktuelles/studium-generale.html 

- Das Programm Studium Generale im Sommersemester 2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 03.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/670: Hanau - Blind Date mit neu erschienen Büchern am 18. April 2019


Stadt Hanau

Blind Date mit neu erschienen Büchern im Kulturforum



An jedem dritten Donnerstag im Monat dreht sich das "Karussell der
neuen Bücher" in der Stadtbibliothek im Kulturforum am Freiheitsplatz.
Am Donnerstag, 18. April 2019, ab 10.30 Uhr können sich interessierte
Leserinnen und Leser einen ersten Eindruck von aktuellen
Neuerscheinungen aus dem Bestand der Stadtbibliothek verschaffen. Nach
dem Prinzip des Speed-Dating darf jeder Teilnehmende fünf Minuten in
einem Buch schmökern. Wenn der Gong ertönt, wird das Buch an die
Sitznachbarin oder den Sitznachbarn weitergegeben. Die Bücher rotieren
so von Person zu Person. Anschließend tauschen die Leserinnen und
Leser ihren ersten Eindruck der Buchtitel aus. Die Veranstaltung
findet im Blauen Kabinett im 2. Stock der Stadtbibliothek in der
Romanabteilung statt. Die Veranstaltung ist kostenlos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. April 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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AFRIKA/741: Ruanda gedenkt der Opfer des Völkermordes vor 25 Jahren 


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 4. April 2019

Ruanda gedenkt der Opfer des Völkermordes vor 25 Jahren (7.4.):

Alarmsignale für schwerste Menschenrechtsverletzungen bleiben
weiter ungehört



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) fordert anlässlich des
Gedenkens an den Völkermord in Ruanda vor 25 Jahren mehr Schutz der
Zivilbevölkerung vor schwersten Menschenrechtsverletzungen. Das
Schicksal von 1,5 Millionen Uiguren und Kasachen in chinesischen
Umerziehungslagern, die gewaltsame Vertreibung von 770.000 Rohingya
aus Burma im Jahr 2017 und die mehr als 60.000 Menschen Opfer von
Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Südsudan seit 2013 zeigten:
Trotz zahlreicher Alarmsignale werde das Morden nicht gestoppt.

Anlässlich des Gedenkens an den Völkermord in Ruanda vor 25 Jahren
fordert die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) mehr Schutz der
Zivilbevölkerung vor schwersten Menschenrechtsverletzungen. "25 Jahre
nach dem Genozid in Ruanda ist die Welt nicht sicherer geworden.
Verbrechen wie damals können sich jederzeit wieder ereignen. Der
internationalen Staatengemeinschaft fehlt der politische Wille, sie
zu verhindern", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am
Donnerstag in Göttingen. Das zeige unter anderem das Schicksal von
1,5 Millionen Uiguren und Kasachen in chinesischen
Umerziehungslagern. Die Schutzverantwortung aller Staaten für die
Zivilbevölkerung bei Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Genozid
könne man kaum genug bekräftigen.

Beim Millenniumsgipfel im Jahr 2005 hatte sich Deutschland zusammen
mit einer überwältigenden Mehrheit der Staaten zu diesem Prinzip der
Schutzverantwortung bekannt. Doch die gewaltsame Vertreibung von
770.000 Rohingya aus Burma im Jahr 2017 zeige, dass Verbrechen gegen
die Menschlichkeit nicht konsequent gestoppt oder verhindert würden.

Das Leitmotto "Nie wieder Ruanda" sei zu einer hohlen Phrase
verkommen. "Warnungen von Menschenrechtsorganisationen oder
Menschenrechtsexperten der Vereinten Nationen vor Verbrechen gegen
die Menschlichkeit werden leider oft ignoriert", kritisiert Delius.
So seien im Südsudan seit dem Jahr 2013 mehr als 60.000 Menschen
Opfer von Verbrechen gegen die Menschlichkeit durch alle
Konfliktparteien geworden. Trotz zahlreicher Alarmsignale sei das
Morden nicht gestoppt worden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. April 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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BERICHT/124: Frauenstreik - rückwärts in Brasilien ... (SB)


Die Werkstatt der Zukunft bedarf vieler Hände und heißen Atems. Eine Welt
weiblichen Jammers wartet auf Erlösung. Da stöhnt das Weib des Kleinbauern, das
unter der Last des Lebens schier zusammenbricht. Dort in Deutsch-Afrika in der
Kalahariwüste bleichen die Knochen wehrloser Hereroweiber, die von der deutschen
Soldateska in den grausen Tod von Hunger und Durst gehetzt worden sind. Jenseits
des Ozeans, in den hohen Felsen des Putumayo, verhallen, von der Welt ungehört,
Todesschreie gemarterter Indianerweiber in den Gummiplantagen internationaler
Kapitalisten.

Rosa Luxemburg in Sozialdemokratische Korrespondenz, Nr. 27 vom 5. März 1914 [1]



"Marielle presente!" Immer wieder ertönt dieser Ruf fast wie ein Aufschrei aus
den Mündern einer kleinen Gruppe von AktivistInnen am Rande des Hamburger
Rathausmarktes und auf der von dort aus startenden Demonstration zum
Internationalen Frauenkampftag [2]. Die aus Brasilien und anderen
lateinamerikanischen Ländern stammenden Frauen haben die Namen diverser
bekannter AktivistInnen auf ihre Schilder gemalt, die ermordet wurden, weil sie
für den Erhalt der Natur, die sozialen Rechte von KleinbäuerInnen oder den
Schutz indigener Minderheiten eintraten. Der im südlichen und mittleren Teil der
Americas ausgebrochene Kampf um pflanzliche und mineralische Rohstoffe, um die
von agroindustriellen Monopolisten und Bergbaukonzernen betriebene Landnahme und
die bei der Bewirtschaftung der gigantischen Anbauflächen und Rinderweiden unter
sklavenartigen Bedingungen verrichtete Arbeit hat längst den Charakter eines
permanenten Krieges gegen die Interessen der dort lebenden Menschen angenommen.
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Kein Vergeben, kein Vergessen!
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Nirgendwo werden mehr VerteidigerInnen der Natur, des Landes und des Wassers
ermordet als in dieser seit Jahrzehnten von Sozialkämpfen erschütterten Region.
Die Spuren der in den 1960er und 1970er Jahren erfolgten Interventionen
imperialistischer Staaten und die daraus resultierende Etablierung brutaler
Militärregimes sind bis heute sichtbar, etwa anhand der Existenz von US-Beratern
ausgebildeter und in den Feinheiten grausamer Folterpraktiken unterwiesener
Militär- und Polizeieinheiten, die in Brasilien bei der Ermordung von
Straßenkindern oder beim Eindringen in die Favelas bis heute wie Todesschwadrone
vorgehen. Die wirtschaftlichen Motive, aufgrund derer die BRD mit den
lateinamerikanischen Militärdiktaturen kooperierte, sind in Zeiten anwachsenden
Ressourcenmangels womöglich noch plausibler begründet für Staaten aus der EU,
die ansonsten Gefahr liefen, in der globalen Konkurrenz abgehängt zu werden.
Dabei hat der neokolonialistische Rohstoffextraktivismus durch die Rodung der
verbliebenen amazonischen Regenwälder und den an ihre Stelle tretenden Anbau von
Monokulturen wie Soja für die Tiermast, die Methanemissionen der intensiven
Rinderhaltung, die Vergiftung ganzer Flüsse und Ökosysteme durch die Leckagen
und Dammbrüche der Rückhaltebecken des Eisenerzabbaus als auch den Bau
gigantischer Staudämme zur Stromproduktion eine das Leben auf dem ganzen
Planeten bedrohende Dimension erreicht. 

Dies erfolgt bis heute in einem kapitalistischen Weltsystem, das von einem
steilen Produktivitätsgefälle zwischen den Metropolengesellschaften
Nordamerikas, Westeuropas und Ostasiens und dem Globalen Süden bestimmt ist.
Rohstoffreiche Länder wie Brasilien waren schon immer Ziel der
Aneignungsstrategien US-amerikanischer wie westeuropäischer Regierungen und
Konzerne, wie die weitreichende Unterstützung lateinamerikanischer
Militärdiktaturen durch Regierungen und Unternehmen der BRD belegt. Es ist mithin
nicht erstaunlich und dokumentiert historische Kontinuität, daß der Amtsantritt
des rechtsextremen Präsidenten Jair Bolsonaro Anfang des Jahres von deutschen
wie US-amerikanischen Konzernen und Investoren ausdrücklich begrüßt wurde. Der
Mann weiß Ordnung zu halten, tritt für christlich-fundamentalistische Werte ein
und ist aller sozialistischen Ambitionen unverdächtig, was bei VorgängerInnen
wie Lula und Dilma Rousseff nicht ausgeschlossen werden konnte.

Dementsprechend sind die in langwierigen Kämpfen errungenen Minderheitenrechte
insbesondere indigener und geschlechtlicher Art durch seine Regierung akut
bedroht. Wie bereits sein Vorgänger Temer ist Bolsonaro aufs engste mit den
Akteuren der mächtigen Agro- und Fleischindustrie verbunden, so dem weltgrößten
Fleischproduzenten JBS, dessen Inhaber ganze brasilianische Regierungen in der
Hand gehabt haben sollen. Akteure wie diese sind allein daran interessiert, ihr
Geschäft mit der Welternährung weiter auf Kosten von Menschen auszudehnen, die
in Brasilien kleinbäuerliche Subsistenzwirtschaft betreiben. Da die
Bundesrepublik einen Großteil der Futtermittel für eine expansive
Tierproduktion, für deren Aufrechterhaltung aus eigenen Kräften die hiesigen
Ackerflächen dreimal so groß sein müßten wie sie sind, aus Brasilien einführt,
sind die Interessen ihrer politischen und agrarindustriellen Akteure klar auf
der Seite Bolsonaros postiert.
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La Huelga Feminista 8M - Frauenstreik lateinamerikanisch
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Gegen die mithin auch von Deutschland ausgehende Zerstörung natürlicher
Lebensgrundlagen, die für die betroffenen BäuerInnen nichts weniger als die
akute Gefahr des Hungerns bedeuten, wehren sich in Brasilien große soziale
Bewegungen wie das für eine gerechte Umverteilung des Agrarlandes kämpfende
Movimento dos Trabalhadores Sem Terra (MST). Bolsonaro hat die für Landreformen
zuständigen Behörden mit zahlreichen ehemaligen und aktiven Militärs besetzt,
die die MST-AktivistInnen im Schulterschluß mit den GroßgrundbesitzerInnen
massiv bedrohen und kriminalisieren [3]. Nicht nur, daß angekündigt wurde, den
350.000 Familien das Land, das ihnen mit Hilfe des MST zugeteilt wurde, wieder
wegzunehmen, vielmehr soll auch die Ermordung von AktivistInnen der
Landlosenbewegung, die allein 2018 in den sozialen Kämpfen in ländlichen
Gebieten 108 Todesopfer zu beklagen hatten, weitgehend straflos bleiben.

Die Bewegungen der Landlosen und Indigenen werden zu einem Gutteil von Frauen
und Feministinnen getragen. Sie sind häufig in mehrfacher Weise von
patriarchaler Unterdrückung betroffen, zu der auch die monopolistische
Ausbeutung natürlicher Ressourcen zu rechnen ist [4]. Zu dem Problem, in einer
ausgesprochenen Machogesellschaft zu leben und auf reproduktive Arbeit
festgelegt zu werden, ohne die Mittel dazu zu haben, kommt für viele erschwerend
hinzu, daß sie nicht weiß sind oder zu Minderheiten wie der LGTB-Bewegung
gehören.

Für diese setzte sich auch die Stadträtin Marielle Franco ein. Die 38jährige
lesbisch lebende Schwarze, die in der Favela Maré in Rio de Janeiro aufwuchs und
lebte, gehörte der Partido Socialismo e Liberdade (PSOL) an. Sie kämpfte gegen
die Akzeptanz von Femiziden, setzte sich für soziale und reproduktive Rechte ein
und versuchte, Ermittlungen gegen Polizeibeamte einzuleiten, die für ihr
brutales Vorgehen bekannt sind. Marielle Franco wurde am 14. März 2018 in ihrem
Auto zusammen mit ihrem Fahrer Anderson Gomes mit den aus einer Schußwaffe des
Fabrikates Heckler & Koch abgefeuerten Kugeln regelrecht hingerichtet. Das bis
heute unaufgeklärte Attentat gilt als politischer Mord an einer Frau, die den
Herrschenden so unbequem geworden war, daß sie beseitigt werden mußte. Anhand
von Indizien wird auch eine Verbindung zu Bolsonaro gezogen.
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Antifeminismus, Trans- und Homophobie ... mörderisches Gebräu aus toxischer Männlichkeit

Unter den Ländern mit den höchsten Raten von Männern an Frauen begangener
häuslicher Gewalt nimmt Brasilien weltweit den fünften Platz nach El Salvador,
Kolumbien, Guatemala und Rußland ein. 10 bis 15 Morde sowie Hunderte
Vergewaltigungen und andere Gewalttaten müssen die Frauen des Landes täglich
erdulden. Dennoch gibt es in diesem 200 Millionen Menschen großen Staat nur 74
Orte wie Frauenhäuser, an denen sich Frauen in Sicherheit bringen können, wenn
sie vor häuslicher oder anderer Gewalt fliehen. Schwarze Frauen, die indigenen
Gruppen oder der LGBT Community angehören, als auch Politikerinnen und
Menschenrechtsaktivistinnen tragen das höchste Risiko, ermordet zu werden.

2006 unterschrieb Präsident Lula ein Gesetz gegen häusliche Gewalt, das als Lei
Maria da Penha bekannt wurde. Sie sollte von ihrem Ehemann erschossen werden,
doch als sie dabei nicht starb, setzte er ihr mit Stromschlägen zu. Maria de
Penha überlebte und initiierte mit ihrem Kampf gegen die Akzeptanz derartiger
Gewalttaten durch die Regierung das erste Gesetz gegen häusliche Gewalt in
Brasilien überhaupt. Lulas Nachfolgerin Dilma Rousseff unterschrieb 2015 ein
Gesetz gegen den Femizid, also die Ermordung von Frauen allein aus dem Grund,
daß sie Frauen sind.

Nicht zuletzt der starke Zuwachs an AnhängerInnen, den die aus den USA
importierten evangelikalen Kirchen seit einigen Jahren verzeichnen, trägt zur
Ausbreitung von Homophobie, Transphobie und Antifeminisums [5] in epidemischem
Maße bei. Die Dominanz patriarchaler Moralvorstellungen sorgt auch dafür, daß
das restriktive Abtreibungsgesetz des Landes nicht gelockert wird.
Schwangerschaftsabbrüche sind in Brasilien nur nach Vergewaltigung oder einem
für die Frau lebensbedrohlichen Verlauf der Schwangerschaft legal. Obwohl die
Durchführung eines illegalen Schwangerschaftsabbruches mit bis zu 4 Jahren Haft
bestraft wird, haben 2015 geschätzte 416.000 Brasilianerinnen abgetrieben. Von
diesen Eingriffen wurden lediglich 1667 legal vollzogen, was bedeutet, daß alle
anderen Frauen erheblichen medizinischen Risiken ausgesetzt waren, den Abbruch
privat bezahlen und dabei als Bittstellerinnen auftreten mußten.
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In der von verlogener machistischer Sexualmoral vergifteten Gesellschaft
Brasiliens sind Trans-Personen besonders gefährdet. Rund die Hälfte aller
weltweit an dieser höchst verletzlichen Gruppe begangenen Morde finden in einem
Land statt, über das in der Berichterstattung über den Karneval von Rio der
falsche Eindruck einer großen Libertinage in allen Geschlechterfragen erzeugt
wird. Die rund 300 im Jahr ermordeten Trans-Menschen fallen fast immer
sogenannten Haßverbrechen zum Opfer, die allein aus der Aggression gegen ihre
Geschlechterorientierung resultieren. Häufig von den eigenen Familien verstoßen
und gleichermaßen so sehr von der Polizei bedroht, daß von dort keine Hilfe zu
erwarten ist, sind sie regelrechtes Freiwild von Männern, die ihre Lust am
Erniedrigen, Foltern und Zerstümmeln als "abnorm" verunglimpfter Menschen an
ihnen ausleben. Einige Taten fanden in aller Öffentlichkeit statt, ohne daß den
Opfern jemand zur Hilfe kam, und wurden gefilmt, so daß auch noch ihre
FreundInnen und Angehörigen die grausamen Details ihres Endes anschauen können.
Auch bei dieser Gruppe von Betroffenen handelt es sich überwiegend um nichtweiße
Menschen, was ihre straflos bleibende Angreifbarkeit weiter erhöht.

Gefragt nach der Situation der Frauen unter Bolsonaro antwortete eine
brasilianische, in Deutschland lebende Aktivistin, daß diese drohe, sich extrem
zu verschlechtern. Die Gewalt gegen Frauen, Schwarze und Minderheiten wie die
LGBT-Bewegung nehme weiter zu, zudem würden soziale Garantien etwa im
Gesundheitsbereich durch diese Regierung abgebaut, was Frauen ebenfalls schade.
Der deutschen Industrie attestierte sie großes Wohlwollen gegenüber Bolsonaro,
was die Lage der von seiner Regierung unterdrückten Menschen weiter
verschlechtere. Sie erwähnte auch den Staudammbruch in Brumadinho Anfang des
Jahres, den eines der drei größten Bergbauunternehmen der Welt, Vale, zu
verantworten hat. Es ist nicht die erste Katastrophe, die beim Abbau von
Eisenerz durch ein Unternehmen geschah, dessen Profiteure an den Börsen Europas
herzlich egal ist, wenn wieder einmal Hunderte Menschen sterben und das knappe
Süßwasser ganzer Flüsse vergiftet wird. Ihre Kritik richtet sich an die
Bundesregierung, die dem negativen Einfluß deutscher Konzerne zu wenig
entgegentrete, wie die transnationalen Unternehmen, die mit ihren
zerstörerischen Praktiken fortfahren und nicht einmal die verlangte
Entschädigung der Opfer geleistet haben.
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Der Frauenkampftag ist international, dem wird durch den Blick auf die Lage von
Frauen und LGTBIQ-Menschen in den Ländern des Globalen Südens durchaus
entsprochen. Für die politischen und ökonomischen Bedingungen ihrer
Unterdrückung zeichnet auch das Bürgertum der Bundesrepublik verantwortlich.
Dies stärker herauszustellen und zu fragen, was noch alles getan werden kann, um
die sozialen Kämpfe in Ländern wie Brasilien oder Argentinien, wo es ebenfalls
einen traurigen Rekord an Femiziden zu verzeichnen gibt, mit dem Widerstand
gegen antifeministische und transphobe Aggressionen zu verknüpfen trüge zur
weiteren Politisierung und einer den wachsenden Herausforderungen des
Patriarchats angemessenen Radikalisierung der Frauenbewegung hierzulande
zweifellos bei.
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"Nicht eine weniger!" - Kampf dem Femizid
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Fußnoten:


[1] Nach Rosa Luxemburg Gesammelte Werke, Band 3, Berlin 1973, S. 410-413

https://sites.google.com/site/sozialistischeklassiker2punkt0/luxemburg/luxemburg-1914/rosa-luxemburg-die-proletarierin

[2] http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0119.html

[3] https://www.kooperation-brasilien.org/de/themen/landkonflikte-umwelt/neuer-staatssekretaer-bricht-dialog-mit-mst

[4] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0267.html

[5] http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/report/dbrb0078.html
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REZENSION/030: Lukas Rietzschel - Mit der Faust in die Welt schlagen (SB)


Lukas Rietzschel

Mit der Faust in die Welt schlagen

von Christiane Baumann



Wenn der Schornstein im Schamottewerk nicht mehr raucht - Lukas
Rietzschels sozialkritisches Romandebüt Mit der Faust in die
Welt schlagen

"Ein Hochhaus stand noch, dagegen schlug Marco mit seiner bloßen
Faust" (69) - Es ist eine Episode am Beginn von Lukas Rietzschels
Roman-Erstling Mit der Faust in die Welt schlagen. Sie spielt
im Schulhort, doch sie spiegelt exemplarisch, wie sich angestaute Wut
im kindlichen Spiel entlädt. Aus dem Spiel wird wenige Jahre später
bitterer Ernst, wenn der Neonazi Menzel erklärt: "Und dann will ich
auf alles einschlagen, richtig rein mit der Faust, bis alles blutet."
(293) Den Weg dorthin beschreibt Rietzschel in seinem Roman. Es kommt
nicht so häufig vor, dass das Debüt eines Newcomers auf Anhieb die
Feuilletons erobert und als einer der "besten und wichtigsten Romane
des Jahres" (Stern) gefeiert wird. Rietzschels Roman über die
Radikalisierung zweier Brüder in einem ostsächsischen Ort, die sie
schließlich ins rechte Milieu führt, ist das gelungen. Dazu trug bei,
dass das Erscheinen des Romans zeitlich mit den Ausschreitungen von
Chemnitz im Frühherbst 2018 zusammenfiel, was ihn zum "Ost-Roman des
Moments" (Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung) werden ließ.
Der 1994 in der sächsischen Oberlausitz geborene Rietzschel hat in
Interviews nachdrücklich den Anspruch auf Fiktionalität verteidigt. Er
habe kein "Sachbuch" geschrieben, betonte er. Tatsächlich waren die
Entwicklungen von Chemnitz während des Schreibprozesses nicht
abzusehen. Die Aktualität verdrängte in der Diskussion zudem, dass
Rietzschels Geschichte zwar in Ostsachsen angesiedelt ist, aber
gesellschaftliche Zusammenhänge aufzeigt, die keineswegs nur
Ostdeutschland betreffen.

Der Roman beginnt im Jahr 2000 in Neschwitz in der sächsischen
Oberlausitz, elf Jahre nach der Wende. Der Ort liegt in der Landschaft
"wie ein Steg zwischen Tongruben und Steinbrüchen," (10). Tristesse
deutet sich an. Im Hintergrund ist der Schornstein des Schamottewerkes
zu sehen, "eine Ziegelesse, die nicht mehr rauchte, seitdem die Mauer
gefallen war." (10) Nach dem Werk schloss die Kantine, die für kurze
Zeit noch einen Treffpunkt der ehemaligen Arbeiter bildete. Die
Industriebrache steht in scharfem Kontrast zu den einst vollmundig
versprochenen "blühenden Landschaften". Dennoch schauen die
Zschornacks optimistisch in die Zukunft, bauen sie doch ein Haus, das
demnächst bezogen werden soll. Die Zeichen stehen auf Neubeginn und
Aufbruch, Ausbruch aus dem sozialen Milieu der Wohnblöcke, der
Plattenbausiedlung. Doch in den sprachlichen Bildern kündigt sich
bereits Unheilvolles an. Das "Feld" am Haus "sah aus wie ein schwarzes
Loch", wie der "Trichter eines Vulkans", wie "Dresden, als es brannte"
(11), wobei der sechsjährige Tobi mit diesem Feuer und der Zerstörung
der Stadt im Zweiten Weltkrieg noch nichts anfangen kann.

Erzählt wird aus der Perspektive der Brüder Tobias und Philipp. Der
Leser sieht mit ihren Augen die Welt, hört mit ihren Ohren die
Gespräche der Erwachsenen, der Eltern, die für "Lehrer, Ärzte, Beamte,
Bonzen und Politiker" (13) nur Verachtung übrig haben, denn sie sind
etwas "Besseres", verdienen mehr Geld, haben einen privilegierten
Status, während die Mutter als Krankenschwester und der Vater seit
seiner Umschulung als Elektriker arbeitet: "Abschluss aberkannt,
Umschulung, Umschulung, Weiterbildung" (15) - Brüche in den
Erwerbsbiographien werden als Ergebnis der Wiedervereinigung sichtbar.
Der Vater von Tobias und Philipp hatte ursprünglich Kupplungen gebaut:
"Was uns alles versprochen wurde" (15), heißt es dazu lapidar.

Das stillgelegte Schamottewerk, das als Motiv den Roman durchzieht,
wird zum Symbol verlorener Existenzen und für den Verlust der
Identität. Als der Schornstein gesprengt werden soll, erzählt der
Großvater von den Männern, "die über Generationen dort arbeiteten.
Söhne, Väter, Großväter. Kamen gemeinsam nach Hause. Wurden gemeinsam
arbeitslos." (131) Die gewachsenen sozialen Strukturen gehen mit der
Schließung des Werkes systematisch kaputt. Die Grundschule
geschlossen, "keine Sparkasse mehr, kein Bäcker, keine Apotheke, kein
Arzt." (297) Enttäuschungen, Kränkungen und Existenzängste schlagen zu
Buche. Die Schicksale sind bedrückend, denn sie verbindet der soziale
Abstieg. Uwe wird von seiner Frau in Richtung Westen verlassen, weil
sie dort besser verdient. Gerüchte, er habe sie bespitzelt, zerstören
seine Existenz. Er verfällt dem Alkohol, verliert die Arbeit und nimmt
sich schließlich das Leben. Junge, gut ausgebildete Mädchen verlassen
die Region, weil sie im Westen bessere berufliche Chancen haben. Der
Neonazi Menzel resümiert in seinem Jargon: "Die Weiber hauen alle ab.
[...] Nichts mehr zu ficken" (313). Auch von den Jungen nutzt jeder,
dem sich die Chance bietet, die Möglichkeit, in die alten Bundesländer
zu gehen. Mit der Abwanderung aus dem ländlichen Raum gerät das
soziale Gefüge ins Wanken. Die Jugendlichen, die bleiben, fühlen sich
als "Versager" (265). Marcos Bruder ist im Knast, Felix drogenabhängig
und im Gefängnis, Axels Bruder noch immer arbeitslos. Als in der
ehemaligen Grundschule Flüchtlinge untergebracht werden sollen, bringt
das das Fass zum Überlaufen. Tobias, nach dem Tod des Großvaters und
der Trennung der Eltern entwurzelt, sieht den Brandanschlag als letzte
Möglichkeit, um inmitten von empfundener Ohnmacht und
Hoffnungslosigkeit ein Zeichen zu setzen.

Der Roman ist episodisch angelegt. In einzelnen Szenen werden markante
Situationen zwischen 2000 und 2015 aufgeblendet, die zusammengesetzt
einen Film ergeben, dessen Bilder das sukzessive Abgleiten der Brüder
in das rechte Milieu dokumentieren und so gut wie kommentarlos für
sich stehen. Jahresangaben und Zeitereignisse, von Nine Eleven über
die Anschläge auf die Asylbewerberheime in Hoyerswerda und Rostock bis
zum Einmarsch der Russen auf der Krim, erzeugen Authentizität, die den
Charakter des Dokumentarischen verstärkt und sich auch in der
verwendeten Alltagssprache widerspiegelt. Es wird mit Jargonismen
gearbeitet, die das Milieu sehr genau einfangen. Szenerie und
Situationen werden wie im Sekundenstil, einem naturalistischen
Stilelement, beschrieben. Tristesse und zunehmender
Kommunikationsverlust sind in das Staccato-Erzählen übersetzt. Die
Sprache wirkt mit ihren unvollständigen Sätzen und hingeworfenen
Wortfetzen bruchstückhaft, wie der Spiegel einer zerbrochenen Welt und
wie das Gegenprogramm zu den langen, kunstvollen Sätzen eines Thomas
Mann, von dem sich Rietzschel auch im Interview absetzt, hingegen
Autoren wie John Steinbeck, bei dem es um "Arbeiter und
Ungerechtigkeit" (Leipziger Volkszeitung) geht, bevorzugt.

Der "Auftritt der Welt" (51) im Fernsehen mit Bildern, die Krieg und
Vernichtung assoziieren, erreicht auch die kleine Welt von Neschwitz.
Er wird als bedrohlich empfunden. Dieses Gefühl der Bedrohung,
latenter Rassismus, der sich besonders im Verhältnis zur sorbischen
Minderheit zeigt, und ungelöste soziale Probleme als Ergebnis einer
von Profitstreben geprägten Gesellschaft bilden eine gefährliche
Mischung, die zum Nährboden rechter Gewalt wird. "Es braucht mal
wieder einen richtigen Krieg" (294), meint Tobias, womit sich der
Kreis zur eingangs erinnerten Zerstörung Dresdens schließt. Rietzschel
zeigt in seinen filmischen Szenen, dass die Übergänge von der stillen
Mitwisserschaft über das Beschmieren der Wände mit Nazisymbolen und
Sachbeschädigung bis zur Mitgliedschaft in Neonazi-Netzwerken, zu
offener Gewalt und zum Anzünden der Grundschule fließend sind. Ihm
gelingt zudem in seinem Erzählen aus der Perspektive der Brüder die
Gratwanderung, dass sich der Leser einerseits in ihre Sichtweise
einfühlt, andererseits zunehmend Distanz zum Erzählten aufbaut.

Der Roman dokumentiert den sozialen Abstieg einer ländlichen Region
nach Schließung des Schamottewerkes und damit einhergehenden massiven
Entlassungen. Die daraus resultierenden Traumata der Elterngeneration
wirken in den Kindern nach. "War doch logisch, dass die alte DDR sich
wehren würde" (270), sagen die Neonazis, die, um 1990 geboren, diese
DDR gar nicht mehr kennengelernt haben. Etwas anderes scheint hier zu
oszillieren. Mit der Wiedervereinigung wurden im ehemaligen Arbeiter-
und Bauern-Staat die bürgerlichen Eliten wieder in ihre Rechte
eingesetzt. Damit war der privilegierte Status der Arbeiterschaft in
der DDR, Zugänge zu Bildung und Kultur, die massiv gefördert wurden,
eine im Vergleich zu Intellektuellen komfortable Entlohnung und
anderes, passé. Auch das spielt wohl beim Hass auf bessergestellte
"Lehrer, Ärzte, Beamte, Bonzen und Politiker" eine Rolle, die als
Eliten den Staat repräsentieren. Der Roman-Erstling des 25-jährigen
Lukas Rietzschel ist eine engagierte Wortmeldung zum Rechtsruck in
unserer Gesellschaft, der keineswegs nur den Osten betrifft. Er zielt
auf die sozialen Ursachen, indem er zeigt, was es bedeutet, wenn der
Schornstein des Schamottewerkes nicht mehr raucht und "Vulkane"
ausbrechen, deren Lavastrom die Botschaft "Unser Land. Unsere Heimat"
(314) verkünden.

Lukas Rietzschel

Mit der Faust in die Welt schlagen

Roman

Berlin, Ullstein Buchverlage 2018

317 Seiten,

20,00 Euro,

ISBN: 978-3-550-05066-4

4. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8599: Und morgen, den 5. April 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 05.04.2019 bis zum 06.04.2019 +++
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Wolken grau,

der Regen sprüht,

Jean im Bau,

der Kamin glüht.
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GRENZEN/163: Seenotrettung - EU in der Verantwortung (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 3. April 2017

Seenotrettung: 

Paritätischer Wohlfahrtsverband sieht EU in der Verantwortung



In einer aktuellen Resolution fordert der Verbandsrat des Paritätischen
Gesamtverbands die sofortige Wiederaufnahme der europäischen Seenotrettung
im Mittelmeer. Das höchste Gremium des Wohlfahrtsverbandes, in dem
Vertreter*innen von Behinderten- und Kinderrechtsorganisationen und unter
anderem auch von Arbeiter-Samariter-Bund, DLRG und Volkssolidarität sitzen,
kritisiert das Aussetzen der Operation Sophia und den Abzug der Schiffe
scharf.

"Das Aussetzen der Operation Sophia und der Abzug der Marine vor der
libyschen Küste ist in der dramatisch zugespitzten Situation im Mittelmeer
im wörtlichen Sinne unterlassene Hilfeleistung", kritisiert Rolf
Rosenbrock, Vorsitzender des Paritätischen Gesamtverbandes. Der
Paritätische warnt vor einer "Erosion der Menschenrechte" und fordert die
Europäische Union auf, umgehend wirksame Schritte einzuleiten, um Menschen
aus Seenot zu retten. Darüber hinaus bedürfe es endlich einer europäischen
Einigung zur Verteilung der aus Seenot Geretteten innerhalb Europas.

"Wenn politische Maßnahmen wie die Aufgabe der Mission "Sophia" als Folge
den Verlust von Menschenleben nach sich ziehen, sind sie mit den Werten des
Grundgesetzes sowie den Zielen unserer humanitären Organisation nicht
vereinbar", kritisiert auch Achim Haag, Präsident der Deutschen
Lebens-Rettungs-Gesellschaft (DLRG), eine der großen überregionalen
Mitgliedsorganisationen des Paritätischen.

Der Paritätische Verbandsrat bekräftigte die Forderung nach der Schaffung
legaler Zuwanderungswege. Angesichts der aktuellen Berichte aus Camps in
Libyen dürfe es außerdem keinerlei Rückführung dorthin oder in andere
Länder geben, in denen die Wahrung der Menschenrechte nicht gesichert sei,
so der Beschluss.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2019 
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/436: Iran-Report Nr. 4 - April 2019


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 4 - April 2019

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen
aus. Auch um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen
und Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• Raisi zum neuen Justizchef ernannt

• Rohani übernimmt Oberkommando im "Wirtschaftskrieg" 

• Sarif nahm seine Arbeit wieder auf 

• Neues Urteil gegen Menschenrechtsanwältin Sotoudeh 

• Chamenei wirf dem Parlament Mangel an Engagement in der Außenpolitik vor 

• Chatami kritisiert die politische und wirtschaftliche Lage 

• Soleimani greift die Initiatoren des Atomabkommens an


RAISI ZUM NEUEN JUSTIZCHEF ERNANNT

Laut Medienberichten hat Irans Revolutionsführer Ali Chamenei am 7.
März den ultrakonservativen Geistlichen Ebrahim Raisi zum neuen
Justizchef ernannt. Chamenei ließ verlauten, er habe Raisis
Reformvorschläge genau gelesen und sie als "nützlich und konstruktiv"
bewertet. Raisi solle, so der Revolutionsführer weiter, eine Reform
der Justiz durchführen, die "den Erfordernissen, Entwicklungen und
Herausforderungen" im 40. Jahr nach der Gründung der Islamischen
Republik entspreche. Für die Umsetzung seiner Pläne solle er einen
Zeitplan vorschlagen. Die Justiz müsse den Massen dienen,
revolutionär handeln und die Korruption bekämpfen, betonte Chamenei.
Auch die Justiz müsse von korrupten Praktiken "entwurzelt" werden.

Raisi folgt auf den bisherigen Justizchef Sadegh Laridschani.
Laridschani wurde im Dezember zum Vorsitzenden des Schlichtungsrats
ernannt. Der Rat vermittelt, wenn es zwischen staatlichen
Institutionen, vor allem zwischen dem Parlament und dem Wächterrat,
Differenzen gibt.

Der 59jährige Raisi war lange Jahre in der Justiz tätig, unter
anderem als Generalstaatsanwalt und als Stellvertreter des
Justizchefs. 2016 ernannte ihn Chamenei zum Vorsitzenden der
religiösen Stiftung Astan-e Ghods-e Rasawi. Die Stiftung, die den
Imam-Rsa-Schrein in der Pilgerstadt Maschad verwaltet, gehört zu den
mächtigsten Wirtschaftsunternehmen Irans. Von dieser machtvollen
Position aus kandidierte Raisi 2017 bei den Präsidentschaftswahlen
gegen Rohani. Damals erlitt er eine Niederlage. Sein Name fällt immer
wieder, wenn über mögliche Nachfolger Chameneis spekuliert wird.

Raisis Name ist berühmt berüchtigt und mit Angst und Schrecken
verbunden. Der neue Justizchef war Teil einer vierköpfigen Gruppe,
die 1988 im Auftrag Chomeinis innerhalb weniger Wochen in
Schnellverfahren viertausend politische Gefangene zum Tode
verurteilte und hinrichten ließ. Der damals zum Nachfolger Chomeinis
designierte Ayatollah Hosein Ali Montaseri, hatte gegen diese Morde
protestiert, woraufhin Chomeini ihn entmachtete. Der Ayatollah hatte
den vier Tätern damals gesagt: "Das größte Verbrechen, das in der
Islamischen Republik je stattgefunden hat und für das die Geschichte
uns verurteilen wird, ist von euch vollzogen worden. Eure Namen
werden als jene großer Verbrecher in die Annalen der Geschichte
eingehen." Es wird vermutet, dass nach Raisis Amtsantritt ein
weiterer aus dem Quartett der Massenmörder, zum wiederholten Male
eine wichtige Rolle in der Justiz übernehmen wird. Die Rede ist von
Mostafa Purmohammadi, der frühere Vizeinformationsminister, der
bereits im ersten Kabinett Rohanis Justizminister war.

Das "Zentrum der Menschenrechte in Iran," das seinen Sitz im Ausland
hat, schreibt: "Mit der Ernennung Raisis zum Justizchef werden all
jene gewürdigt und gelobt, die an dem großen Verbrechen gegen die
Menschlichkeit beteiligt waren."

Das US-Außenministerium bezeichnete die Ernennung Raisis als
"Schande." "Das Regime macht den rechtlichen Prozess zum Gespött,
indem es unfaire Verfahren und unmenschliche Haftbedingungen erlaubt.
Die Iraner verdienen besseres," erklärte der Sprecher Robert
Palladino am 8. März.

Verwunderlich ist, dass einige Reformer die Ernennung Raisis
begrüßten. Dies löste in den sozialen Netzwerken heftige Kritik aus.
Besonders erstaunlich ist eine Aussage des Abgeordneten Mahmud
Sadeghi. Dieser gehörte in den vergangenen Jahren zu den schärfsten
Kritikern der Justiz, insbesondere des bisherigen Justizchefs
Laridschani. Mit Blick auf die Rolle, die Raisi in der Vergangenheit
gespielt habe, so Sadeghi, rechne er mit positiven Reformen in der
Justiz. Beachtlich ist diese Zuversicht auch, da derselbe Sadeghi
nach der Niederlage von Raisi bei den Präsidentschaftswahlen diesen
als eine "Gefahr" bezeichnet hatte, die "zum Glück an uns
vorbeigerauscht ist," denn Raisi sei "erbarmungslos."

Auch der Rechtsanwalt Nemat Ahmadi, der den Reformern nahesteht,
schrieb in einem Artikel der Tageszeitung Schargh, Raisi sei
verglichen mit den bisherigen Justizchefs "die beste" Wahl.

Präsident Rohani begrüßte die Ernennung Raisis ebenfalls und
gratulierte dem neuen Justizchef. Er sei in seinen bisherigen
Stellungen ein "geeigneter Verwalter" gewesen. Auch diese
wohlwollende Einschätzung ist verwunderlich. Noch vor weniger als
zwei Jahren verkündete Rohani im Wahlkampf über seinen damaligen
Rivalen Raisi, er habe in den 38 Jahren Islamischer Republik "nur die
Fähigkeit gezeigt, Leute einzukerkern und hinzurichten." Zudem sagte
Rohani damals, Raisi sei einer der schärfsten Gegner des
Atomabkommens. Rohani warf Raisi und seine Weggefährten vor, sie
hätten sich "genauso wie die Zionisten, Wahabiten und Rechtsradikalen
in den USA" über den Wahlsieg Donald Trumps gefreut, weil sie
annahmen, dass dieser das Atomabkommen zerreißen würde.

Zwar gab es seitens der Reformer auch Kritik. Die fiel jedoch
zurückhaltend aus. Über die Gründe dieses Verhaltens kann nur
spekuliert werden. Sicher ist, dass die Parteinahme für einen
Justizchef, der für einen unfassbaren Massenmord mitverantwortlich
ist, bei den Wählern nicht gut ankommen wird. Die Ernennung Raisis
zum Justizchef ist eine klare Missachtung des Volkes und eine
Provokation - vor allem für die Hinterbliebenen der Opfer des
Massenmordes.

Ausführlich zu Wort gemeldet hat sich auch der konservative
Vizepräsident des Parlaments, Ali Mottaharri. Er forderte Raisi in
einem Brief vom 10. März dazu auf, sich über jene Staatsanwälte
Gedanken zu machen, die über Parlamentsabgeordnete Akten anlegen und
sie zum Verhör vorladen würden. "Es wäre gut, wenn Sie über solche
Staatsanwälte, die glauben, nur um die Länge eines Fingerglieds
weniger Macht als Gott zu haben, nachdenken und sie in ihre Schranken
weisen würden." Es sei ein "unglaubliches Phänomen, wenn ein
Staatsanwalt gegen einen Abgeordneten wegen eines Redebeitrags im
Parlament Anzeige erstattet, weil die Rede mit der offiziellen
Position des Staates nicht übereinstimmt". Ein solches Vorgehen stehe
im Widerspruch zu der Verfassung, in der ausdrücklich betont werde,
dass Abgeordnete bei der Äußerung ihrer Meinung frei seien. Zudem
kritisierte Mottaharri das Sondergericht für Geistliche. Es gebe
keine Sonderrechte für Geistliche und dürfe auch keine Sondergerichte
für Geistliche geben. "Das ist Klassenjustiz, das schadet unserem
Land", so der Abgeordnete. Schließlich kritisierte Mottaharri, die
Justiz stütze sich auf widersprüchliche Informationen, die ihr
verschiedenen Geheimdienste zutragen würden. Zum Beispiel werde ein
Angeklagter von einem Geheimdienst als Spion bezeichnet, während ein
anderer Geheimdienst ihn für unschuldig halte. "Darf es überhaupt
verschiedene Geheimdienste geben? ", fragte er. Mottaharri forderte
Raisi außerdem auf, den Zusatz zum Paragraph 48 des Strafgesetzbuchs
ersatzlos zu streichen. Dieser sei nie vom Parlament verabschiedet
worden. Dieser Zusatz besagt, dass politische Angeklagte, nicht jeden
Anwalt zu ihrer Verteidigung wählen können, sondern nur jene Anwälte,
die auf einer von der Justiz erstellten Liste stehen.

Raisi sagte bei seiner Amtsübernahme am 11 März: "Ich will nicht
behaupten, dass die Einhaltung der Gesetze mit Gerechtigkeit gleich
zu setzen ist. Aber wenn wir uns auf einen Grundsatz einigen wollen,
dann kann es nur die Durchsetzung der Gesetze sein. Niemand kann
aufgrund von irgendwelchen Umständen oder einer Sonderstellung das
Gesetz umgehen." Raisi erwähnte auch die zahlreichen Akten über
Korruptionsfälle. Diese Fälle seien von "gleicher Substanz" und durch
systemimmanente Strukturen der Islamischen Republik verursacht. Er
forderte die Mitglieder der Regierung auf, "die Strukturen, die zur
Korruption führen, zu reformieren", "sonst werden wir jeden Tag mit
neuen Fällen konfrontiert werden."

Einen Tag nach seiner Ernennung zum Justizchef wurde Raisi zusätzlich
zum Vizevorsitzenden des Expertenrats gewählt. 43 der 72 anwesenden
Mitglieder stimmten für ihn. Sein Rivale, Sadegh Laridschani, erhielt
27 Stimmen. Vor Raisis Wahl gratulierte ihm der Vorsitzende des
Expertenrats, Ahmad Dschannati, der auch Vorsitzender des mächtigen
Wächterrats ist, zu seiner neuen Position. "Ungläubige und
Konterrevolutionäre sind über diese Ernennung erbost", sagte der
93-jährige Kleriker. "Das zeigt, dass die Ernennung richtig ist und
dass jetzt eine Kraft an die Spitze der Justiz gelangt ist, die in
der Lage ist, mit den Verderbern und konterrevolutionären Gruppen zu
fertig zu werden."


ROHANI ÜBERNIMMT OBERKOMMANDO IM "WIRTSCHAFTSKRIEG"

Irans Präsident Hassan Rohani hat nach eigenen Angaben das
Oberkommando im derzeitigen "Wirtschaftskrieg" übernommen. Bei einem
Besuch in der Provinz Gilan sagte er: "Auf unserem Kriegsschauplatz
benötigen wir einen Befehlshaber. Ich habe im vergangenen Mai sowohl
bei einem internen Zweiergespräch, als auch bei einem Treffen der
Staatsführung mit dem Revolutionsführer erklärt, dass wir uns in
einem psychologischen und wirtschaftlichen Krieg befinden und daher
einen Kommandeur brauchen, der alle Verantwortlichen und alle
Menschen im Land vereint. Denn nur so können wir die Feinde
bezwingen." Im Mai letzten Jahres waren die USA aus dem Atomabkommen
ausgestiegen.

Rohani fuhr fort: "Mein Vorschlag war, dass der Revolutionsführer
persönlich das Kommando übernimmt und dabei von der Regierung und
sonstigen Entscheidungsträgern unterstützt wird. Doch er sagte, er
stimme zu, dass wir uns im Krieg befinden und in dieser Lage eine
Person das Kommando übernehmen muss. Das kann niemand anderes sein
als der Staatspräsident." Dies sei der ausdrückliche Wunsch des
Revolutionsführers gewesen, so Rohani. Chamenei habe befohlen, dass
die beiden anderen Gewalten mit aller Kraft und im Rahmen der Gesetze
der Regierung zur Seite stehen müssten. Darauf habe er (Rohani) sich
bereit erklärt, das Kommando zu übernehmen.

Die Äußerungen Rohanis erfolgten offenbar mit Blick auf die
Einmischung anderer Institutionen (wie die der Revolutionsgarden, des
Wächterrats, der Freitagsprediger, der Justiz und nicht zuletzt des
Revolutionsführers selbst) in Angelegenheiten, für die gemäß der
Verfassung die Regierung verantwortlich ist. Ein Beispiel für diese
Einmischung lieferte der Kurzbesuch Bashar al-Assads in Teheran, über
den der Außenminister Mohammad Dschawas Sarif erst nach dessen Abflug
unterrichtet wurde (s. folgenden Bericht S. 4/5). Die Macht des
Präsidenten in der Islamischen Republik ist stark beschränkt. Dies
hat zur Folge, dass selbst wenn die Regierung tatsächlich Reformen
durchsetzen wollen würde, sie dazu nicht in der Lage wäre.


SARIF NAHM SEINE ARBEIT WIEDER AUF

Zwei Tage nach seinem Rücktritt hat Irans Außenminister Mohammad
Dschawad Sarif seine Arbeit wiederaufgenommen. Am 27. Februar
erschien er zum Empfang des armenischen Ministerpräsidenten Nikol
Paschinjan. Im Anschluss trat er bei der Pressekonferenz auf.

Rohani hatte Sarifs Rücktrittsgesuch abgelehnt "Es ist schön, ihn
wieder bei uns zu haben," schrieb der Präsident auf Twitter, der "
Rücktritt ist nicht im Interesse des Landes und daher lehne ich ihn
ab." In der Islamischen Republik dürfen hochrangige Verantwortliche
nicht ohne Zustimmung der für sie zuständigen Stelle zurücktreten.
Rohani hatte bezüglich Sarifs Gesuch auf die akuten Probleme des
Landes verwiesen und Zusammenhalt gefordert.

Vor einer Versammlung der Mitarbeiter des Außenministeriums erklärte
Sarif am 4. März seine Entscheidung. Mit seinem Rücktrittsgesuch habe
er das Ansehen und die Würde des Außenministeriums als Vertretung der
Islamischen Republik auf der internationalen Bühne bewahren wollen.
Das Außenministerium sei für die Außenbeziehungen des Landes
verantwortlich. Es könne nicht sein, dass jede Institution innerhalb
und außerhalb der Regierung ihre eigene Außenpolitik führe. Sonst
könne man auf das Außenministerium verzichten, so Sarif.

Offenbar hatte der unangemeldete Besuch Bashar al-Assads in Teheran
das Fass bei Sarif zum Überlaufen gebracht. Assad führte während
seines Aufenthaltes sowohl mit Revolutionsführer Ali Chamenei als
auch mit Präsident Rohani Gespräche. Außenminister Sarif war zu
diesen Gesprächen jedoch nicht eingeladen worden. Dahingegen war
General Ghassem Soleimani, Oberbefehlshaber der Al-Kudes-Brigade, die
für Auslandseinsätze zuständige Abteilung der Revolutionsgarden, bei
beiden Gesprächen anwesend.

Sarif warnte davor, das Außenministerium zu ignorieren. Man solle das
Ministerium nicht als "Störenfried" empfinden, so der Minister. "Die
Welt muss die Äußerungen des Außenministeriums als klare Position des
Staates wahrnehmen."

Assad hatte sich nur für wenige Stunden in Teheran aufgehalten. Über
den Inhalt der Gespräche mit ihm ist nichts bekannt. Der
Stellvertreter von Soleimani, Esmail Ghaani, erklärte am 6. März,
Assad sei von der Al-Kuds-Brigade nach Teheran gebracht worden.
Rohani sei darüber informiert gewesen. Offenbar sei innerhalb der
Regierung etwas falsch gelaufen. Die Schuld liege also bei der
Regierung.

Das Teheraner Außenministerium hatte am Vortag erklärt, niemand im
Ministerium habe von Assads Besuch vor dessen Abreise Kenntnis
gehabt. Der Sprecher des Ministeriums, Bahram Ghassemi, gab bekannt,
dass ein Grund für das Rücktrittsgesuch Sarifs die Vorgänge um diesen
Besuch gewesen seien.

Die Revolutionsgarden erklärten, der Besuch sei aus
Sicherheitsgründen geheim gehalten worden. Ghaani hierzu: "Alle, die
über diesen Besuch informiert werden mussten, wurden informiert. Die,
die nicht informiert werden sollten, wurden nicht informiert.
Schließlich handelte es sich um eine sehr sensible Angelegenheit."
Und weiter: "Wir haben zahlreiche Differenzen mit der Regierung.
Trotzdem ist diese Regierung auch unsere Regierung. Das Ansehen der
Regierung ist auch unser Ansehen. Daher müssen wir auch mit dieser
Regierung zusammenarbeiten, und das tun wir. ... Wir sind wie zwei
Freunde oder Brüder."


NEUES URTEIL GEGEN MENSCHENRECHTSANWÄLTIN SOTOUDEH

Gegen die Menschenrechtsanwältin Nasrin Sotoudeh ist ein drakonisches
Urteil verhängt worden. Ihr Mann, Resa Chandan, erklärte laut eines
BBC-Berichtes vom 11. März, seine Frau sei zu 38 Jahren Gefängnis und
128 Peitschenschlägen verurteilt worden; zu fünf Jahren im ersten und
33 Jahren und 128 Peitschenschlägen im zweiten Verfahren. Ihr sei
Ermunterung zur Korruption und Prostitution vorgeworfen worden.
Konkret lautet die Anklage auf "Versammlung gegen die nationale
Sicherheit," "Mitgliedschaft im illegalen 'Verein zur Verteidigung
der Menschenrechte'", "Ermunterung zu Korruption und Prostitution,"
"Erscheinen ohne islamische Kleidung bei der Staatsanwaltschaft,"
"Störung der öffentlichen Ordnung," "Verbreitung von Unwahrheiten,
mit dem Ziel, in der Bevölkerung Unsicherheit zu erzeugen."

Im vergangenen Jahr hatte die 55-jährige Sotoudeh einer Gruppe junger
Frauen Rechtsbeistand geleistet. Als Protest gegen die
Kleidungsvorschriften hatten diese ihre Kopftücher demonstrativ in
der Öffentlichkeit abgelegt. Am 13. Juni 2018 war Sotoudeh daraufhin
inhaftiert worden.

Zu ihrem Prozess war Sotoudeh nicht erschienen. Dies war eine
Reaktion darauf, dass man ihr nicht erlaubt hatte, ihren Verteidiger
selbst zu wählen. Die Gerichtsverhandlung fand hinter verschlossenen
Türen statt.

Indes erklärte der zuständige Richter, Mohammad Maghiseh, der Agentur
Irna, Sotoudeh sei zu sieben Jahren Haft verurteilt worden. Zu fünf
Jahren wegen "Aktivitäten gegen die nationale Sicherheit" und zu
weiteren zwei Jahren wegen "Beleidigung des Revolutionsführers."

Die Menschrechtsorganisation Amnesty International erklärte am 11.
März, das Urteil gegen Sotoudeh sei das höchste, das in den letzten
Jahren in Iran gegen eine Menschenrechtsaktivistin gefällt worden
sei. Amnesty forderte die internationale Gemeinschaft und vor allem
die Europäische Union dazu auf, Druck auf Iran auszuüben, um die
Freilassung von Sotoudeh durchzusetzen. Sotoudeh habe ihr ganzes
Leben der Verteidigung der Menschenrechte gewidmet und sich für die
Abschaffung der Todesstrafe eingesetzt.

Sotoudeh war wegen ihres Einsatzes für Menschenrechte 2012 mit dem
Sacharow-Preis des Europäischen Parlaments ausgezeichnet worden.
Bereits zwischen 2010 und 2013 saß sie wegen angeblicher "Aktivitäten
gegen die nationale Sicherheit" und "Propaganda gegen die islamische
Staatsordnung" im Gefängnis. Sie hatte die Demonstranten verteidigt,
die 2009 an den Protesten gegen die umstrittene Wiederwahl von
Präsident Mahmud Ahmadinedschad beteiligt waren.

Gegen das Urteil gab es weltweite Proteste. Bundesaußenminister Heiko
Maas verurteilte das Strafmaß. "Es handelt sich lediglich um die
Wahrnehmung der Meinungsfreiheit. Dass dies zu so drastischen und
drakonischen Strafen führt, ist für uns in keinster Weise
nachzuvollziehen," sagte er am 12. März während eines Besuchs in
Islamabad, der Hauptstadt Pakistans. "Wir setzen uns schon als
Bundesregierung seit ihrer Verhaftung für sie ein und fordern ihre
Freilassung."

Auch die Europäische Union protestierte gegen das Urteil und forderte
eine "sofortige Revision". Der Prozess beim Revolutionsgericht sei
nicht gerecht gewesen. Das Urteil sei besorgniserregend, erklärte die
EU am 13. März.


CHAMENEI WIRF DEM PARLAMENT MANGEL AN ENGAGEMENT IN DER
AUßENPOLITIK VOR

Revolutionsführer Ali Chamenei hat dem Parlament mangelndes
Engagement in der Außenpolitik vorgeworfen. Die Kritik brachte er bei
einer Rede am iranischen Neujahrstag in der Pilgerstadt Maschad im
Nordosten Irans an. Er kritisierte zunächst den zunehmenden Druck der
USA auf Iran und fügte hinzu: "Der US-Kongress hat in den vergangenen
zwei Jahren 226 Anträge gegen Iran entweder behandelt oder
beschlossen. Da stellt sich die Frage, wie viele Vorlagen unser
Parlament gegen die Verbrechen der USA behandelt oder beschlossen
hat"?

Zu dieser Kritik nahmen zwei Abgeordnete Stellung. Heschmatollah
Falahatpischeh, Vorsitzender des Ausschusses für Außenpolitik, sagte
in einem Interview mit Irna, der Grund für die geringe Einmischung
des Parlaments liege darin, dass dem Parlament "kein Platz in der
Außenpolitik eingeräumt" werde. Wäre dies nicht der Fall, würde sich
das Parlament viel stärker engagieren. Er begrüßte die Kritik des
Revolutionsführers und sagte, alle Entscheidungen in der Außenpolitik
würden von der Regierung und dem Nationalen Sicherheitsrat unter der
Aufsicht des Revolutionsführers getroffen. Da bliebe für das
Parlament wenig Raum. Der Ausschuss für Außenpolitik habe in den
vergangenen Jahren mehrmals den Vorsitzenden des Nationalen
Sicherheitsrats, Ali Schamchani, zu Gesprächen eingeladen. "Doch er
hat die Einladung nie angenommen." Auch das Bemühen um ein Treffen
mit Staatspräsident Hassan Rohani sei vergeblich gewesen.

Auch Ali Mottaharri, Vizepräsident des Parlaments, twitterte, der
Revolutionsführer erwarte vom Parlament mehr Engagement. Aber der
Wächterrat habe eine außenpolitische Resolution des Parlaments
abgelehnt. Die Erklärungen, die im Parlament gegen die USA verlesen
werden, seien gleichzusetzen mit den Resolutionen, die der US-Senat
verabschiede.

Auf diese Stellungnahme reagierte der Sprecher des Wächterrats,
Abbasali Kadchodai, ebenfalls auf Twitter. Er verkündete, in der
Verfassung sei keine Rede von Resolutionen im Parlament. Das
Parlament sei jedoch nach Artikel 71 der Verfassung dazu befugt, zu
allen Angelegenheiten des Staates Stellung zu nehmen und Gesetze zu
verabschieden. Allerdings bestehe der Kampf gegen die USA nicht
allein aus Verabschiedung von Gesetzen, so Kadchodai.

Auch in den sozialen Netzwerken wurde zu der Kritik Chameneis
Stellung genommen. Manche wiesen darauf hin, dass der Kongress im
Vergleich zum iranischen Parlament mehr Macht und Befugnisse habe und
dadurch seine Beschlüsse eher in die Tat umsetzen könne.


CHATAMI KRITISIERT DIE POLITISCHE UND WIRTSCHAFTLICHE
LAGE

Der frühere Staatspräsident Mohammad Chatami hat vor einer
Versammlung der Mitglieder der Omid-Fraktion am 6. März scharfe
Kritik gegen die Zustände in Politik und Wirtschaft geübt. Chatami
gilt als Vater der Reformbewegung in Iran. "Es wird jetzt sehr schwer
sein, die Wähler aufzufordern, zu den Urnen zu gehen", sagte er den
Abgeordneten der Regierungsfraktion. "Glaubt ihr, die Menschen werden
bei den nächsten Wahlen auf uns hören und zu den Urnen gehen? Ich
glaube kaum, es sei denn, es wird in dem verbliebenen Jahr
grundsätzliche Änderungen geben."

"Man spricht mich immer wieder an und sagt, 'ihr habt uns
aufgefordert, wählen zu gehen. Zeigt uns einen einzigen Fall, bei dem
es gelungen ist, eine wirkliche Reform durchzusetzen. Ist die Justiz
heute besser als früher? Kann eine gesunde Privatwirtschaft sich
heute behaupten?'", sagte Chatami.

Es sei eine Tatsache, dass sich im ganzen Land Resignation verbreite,
sagte der frühere Staatspräsident und warnte, "die Stimmen, die die
Reformer verlieren, werden nicht in den Korb ihrer Gegner gelegt,
sondern in den Korb jener, die einen Regimewechsel anstreben."


SOLEIMANI GREIFT DIE INITIATOREN DES ATOMABKOMMENS AN

General Ghassem Soleimani, Oberbefehlshaber der Al-Kuds-Brigade, hat
scharfe Kritik an der Politik der Regierung Rohanis geübt. Jene, die
ein "Atomabkommen 2" anstreben, hätten das Ziel, "den Islam
auszutrocknen", sagte er am 28. Februar während einer Rede in der
Stadt Kerman.

Soleimani nannte zwar keine Namen, aber es ist nicht schwer zu
erraten, von wem die Rede war. Der prominenteste Politiker, der
zuerst von einem "Atomabkommen 2" gesprochen hatte, war Präsident
Hassan Rohani selbst. In seiner Neujahrbotschaft von 2016 hatte er
verkündet, dass es, nach den Verhandlungen und dem erfolgreichen
Abschluss des Atomabkommens, auch in der Innenpolitik ein neues
Abkommen

(grundsätzliche Reformen) geben sollte. Diese innenpolitischen
Reformen hatte er als "Atomabkommen 2" bezeichnet. Auf diesen
Vorschlag hatte Chamenei heftig reagiert: "Das bedeutet, dass die
Islamische Republik auf ihre Grundsätze, die auf Islam basieren,
verzichten sollte."

An diese Kritik knüpfte Soleimani wohl an. Bereits der frühere
US-Präsident Barack Obama habe den Plan gehabt, das Atomabkommen in
zwei weiteren Etappen zu erweitern, sagte der General. Nun wolle
US-Präsident Donald Trump, der das Atomabkommen gekündigt hat, mit
einem Sprung zu jenem Ziel gelangen, das bereits Obama anvisiert
habe. "Für unsere Feinde hat das Abkommen nicht nur eine Seite." Ihr
Ziel sei, ein substantieller Wandel der Islamischen Republik. "Sie
(die Feinde) wollen erreichen, dass der Islam ausgetrocknet wird."

 * 


KULTUR

• Proteste für Gleichberechtigung und gegen Kleidungsvorschriften

• Brotlose Poeten 

• Auseinandersetzung wegen Internetzensur 

• Protest gegen Besuch aus der iranischen Botschaft im Jüdischen Museum


PROTESTE FÜR GLEICHBERECHTIGUNG UND GEGEN KLEIDUNGSVORSCHRIFTEN

Einige Frauen hatten zum internationalen Frauentag eine neue Idee zum
Protest. Mit Blumen in der Hand stiegen sie in Teherans U-Bahn-Wagons
für Frauen ein, nahmen ihre Kopftücher ab, sangen Lieder und
schenkten den anwesenden Frauen Blumen. Auf Videos, die in den
sozialen Netzwerken große Verbreitung fanden, sah man auch voll
verschleierte Frauen, die mitsangen und sich mit den Aktivistinnen
solidarisierten. In kurzen Redebeiträgen forderten die
Frauenrechtlerinnen die Freiheit der Kleidung und Gleichberechtigung
im Beruf und Privatleben.


BROTLOSE POETEN

Der in Iran lebende Lyriker und Satiriker Akbar Aksir hat die immer
schlechter werdende Situation seines Berufstandes angeprangert. In
einem Interview mit der Agentur Isna sagte er, entweder sollte man
das Internet zum Vorwand nehmen, um die Veröffentlichung von Büchern
zu verbieten, ja sie offiziell als Sünde zu bezeichnen, oder sich
endlich um die Poeten und Schriftsteller kümmern und den Buchmarkt
wieder in Schwung bringen.

In dem Jahr, das nun zu Ende geht (21. März), hatten die Verlage
wegen des Anstiegs des Papierpreises große Probleme, sagte Aksir. Die
meisten Lyrikbände hätten nicht veröffentlicht werden können und die
Buchauflagen sanken stark. Dies löste auf dem Buchmarkt einen Schock
aus. "Ich habe gehört, dass von manchen Büchern nur 100 bis 200
Exemplare gedruckt wurden. Das ist für ein Land, dessen Hauptkunst
Dichtung ist, schwer erträglich," so Aksir. Der Autor äußerte die
Hoffnung, dass im nächsten Jahr die Verlage mehr Unterstützung
bekommen. So könnten vor allem die jüngeren Dichter ihre Arbeiten
veröffentlichen. Bücher seien Schaufenster eines Landes, so Aksir.
Der Druck auf Autoren und Verleger sei unerträglich. Tausende Dichter
und Schriftsteller seien brotlos. "Ich weiß nicht, wie diese Leute
ihr Leben organisieren."


AUSEINANDERSETZUNG WEGEN INTERNETZENSUR

Der Minister für Kommunikation und Technologie Mahmud Dschawad
Asari-Dschahromi hat sich erneut vehement für ein freies Internet
eingesetzt. Auf das Drängen der Ultras, die Zensur im Internet zu
verschärfen, reagierte der Minister mit den Worten: "Manche sind der
Meinung, dass man für ideologische Unabhängigkeit den Kontakt zu der
Außenwelt abbrechen sollte." Solche Gedanken seien völlig abwegig,
sagte er in einem Interview mit der Zeitung Hamschahri am 17. März.
Zwar lasse es sich nicht leugnen, dass das Internet auch negative
Seiten habe. Diese könne man aber nicht dadurch beheben, dass man um
das ganze Land Mauern errichte und alle Türen schließe. Vielmehr
brauche man mehr Toleranz, Gelassenheit und Freiheit.

Unter den amtierenden Ministern ist Dschahromi mit 32 Jahren der
jüngste und wohl auch der beliebteste. Dies liegt daran, dass er sich
seit seiner Amtsübernahme im August 2017 für mehr Freiheit im
Internet einsetzt. Er geriet mehrmals in Streit mit der konservativen
Justiz. Zuletzt erstattete im Februar gar die Staatsanwaltschaft
Anzeige gegen ihn. Sie erhob den Vorwurf, er habe die von der Justiz
angeordneten Maßnahmen für das Internet nicht beachtet und dadurch
der Spionage Tor und Tür geöffnet. Dschahromi reagierte gelassen auf
die Anzeige. Er erklärte, sein Einsatz gegen einflussreiche Gruppen
für freien Zugang zum Internet habe seinen Preis und den sei er
bereit zu zahlen.


PROTEST GEGEN BESUCH AUS DER IRANISCHEN BOTSCHAFT IM
JÜDISCHEN MUSEUM

Ein Besuch des iranischen Kulturrats Seyed Ali Moujani am 08. März im
Jüdischen Museum in Berlin hat zu Protesten geführt. Die Organisation
"Stopp the Bomb" verurteilte den Besuch scharf. "Stopp the Bomb" ist
eine Organisation, die sich gegen Geschäfte mit Iran einsetzt und vor
einer atomaren Aufrüstung Irans warnt. Die Nachricht über den Besuch
war zuvor von der Kulturabteilung der iranischen Botschaft in Berlin
verbreitet worden. Demnach wurde Moujani von dem Direktor des
Museums, Dr. Peter Schäfer, durch die Ausstellung geführt.

Dazu erklärte die Sprecherin von "Stopp the Bomb", Ulrike Becker,
laut dpa vom 18. März: "Das jüdische Museum gibt der iranischen
Botschaft mit der Einladung die Gelegenheit, ihren antisemitischen
Antizionismus hoffähig zu machen." Und weiter: "Die Botschaft der
Islamischen Republik sieht zu Recht Anknüpfungspunkte in der Politik
des Jüdischen Museums Berlin, das in der Vergangenheit bereits durch
die Einladung israelfeindlicher Referenten aufgefallen ist. Die
Hofierung eines Abgesandten des antisemitischen iranischen
Terrorregimes durch den Direktor des Jüdischen Museums überschreitet
alle roten Linien. Peter Schäfer muss sich umgehend öffentlich zu dem
Vorgang erklären und die zuständige Staatsministerin Monika Gütters
personelle und institutionelle Konsequenzen ziehen."

Es sei nicht nachvollziehbar, dass Repräsentanten eines Regimes vom
Jüdischen Museum empfangen werden, das in Deutschland und in der
ganzen Welt Juden bedrohe und nach eigenem Bekunden den israelischen
Staat vernichten wolle, so "Stop the Bomb."

Nach dem Besuch erklärte der iranische Kulturrat, dass er mit Schäfer
darin einig zu sein, dass die "Gleichsetzung von Antisemitismus mit
Antizionismus" problematisch sei. Dies solle "unter die Lupe genommen
werden." Es sei wichtig, dass die "Grenze zwischen Zionismus und
Judentum" gewahrt werde, so "wie die Grenze zwischen dem IS und dem
Islam."

 * 


WIRTSCHAFT

• Strategie zur Rettung des Atomabkommens soll weiterentwickelt werden 

• Chamenei: "Zweckgesellschaft Instex ist wie ein Witz" 

• Euphorie über Geschäfte mit Iran abgeflaut 

• Resolution des Expertenrats gegen Beitritt zu Palermo-Konvention 

• Streik der Eisenbahnarbeiter in Tabris 

• Kampfdrohnen bei Militärmanöver getestet 

• Mahan muss ihre Flüge nach Frankreich einstellen


STRATEGIE ZUR RETTUNG DES ATOMABKOMMENS SOLL WEITERENTWICKELT
WERDEN

Irans Vizeaußenminister Abbas Araghtschi hat bei einem Treffen mit
EU-Vertretern in Wien verkündet, dass die internen Gespräche zur
Rettung des Atomabkommens weiterliefen. Laut dpa vom 6. März
verkündete der Vizeaußenminister, es seien Arbeitsgruppen eingesetzt
worden, die die Bemühungen zum Erhalt des Atomabkommens fortsetzen
würden. Bisher wurde konkret eine Zweckgesellschaft (Instex genannt)
eingesetzt. Diese soll Geschäfte zwischen Iran und den Staaten der
EU, ungeachtet der von den USA gegen Iran verhängten Sanktion,
abwickeln.

Die Europäer "erkennen an, dass der Deal nur überleben kann, wenn
Iran von dem Abkommen profitiert," sagte Araghtschi. Bei dem Treffen
seien einige offene Fragen geklärt worden. Auch Iran sei dabei,
ähnliche Mechanismen wie Instex einzuführen.

In Iran selbst schaut man indes mit einer gewissen Skepsis auf die
Verhandlungen mit den Europäern. Revolutionsführer Ali Chamenei
warnte die Regierung davor, sich zu sehr auf die Europäer zu
verlassen. Laut Chamenei spiele das Atomabkommen bei der Bewältigung
der gegenwärtigen Wirtschaftskrise ohnehin keine große Rolle. Die
Lösung liege vielmehr in der Hand der Iraner selbst. Es gehe darum,
eine vom Ölexport unabhängige autarke Wirtschaft zu entwickeln.


CHAMENEI: "ZWECKGESELLSCHAFT INSTEX IST WIE EIN WITZ"

Bei einer Neujahrsrede am 21. März hat Revolutionsführer Ali Chamenei
die Westmächte angegriffen. In der Pilgerstadt Maschad im Nordosten
Irans beanstandete der Revolutionsführer die von der Europäischen
Union gegründete Zweckgesellschaft Instex und die Vereinbarungen, die
die EU bezüglich des Atomabkommens mit Iran treffen will. Diese seien
"wie ein Witz." Zugleich betonte er, dass seine Kritik nicht den
Abbruch der Beziehungen zu Europa bedeute. "Beziehungen zu haben, ist
kein Problem, problematisch ist, wenn man ihnen (den Europäern)
nachläuft oder Vertrauen schenkt", betonte er. Das hätten inzwischen
auch die Amtsträger in Iran begriffen. Vielleicht werde sich auch ihr
Umgang (mit den Europäern) dieser Erkenntnis anpassen.

"Obwohl die Politiker im Westen einen Anzug anziehen, Parfüm benutzen
und mit Samsonite Koffer reisen, sind sie in Wirklichkeit Barbaren,"
sagte Chamenei. Er lehne sowohl "antiwestlichen Fanatismus" ab, als
auch "Verwestlichung."

Die Europäer hätten nach dem Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen
harten Widerstand leisten müssen, sagte Chamenei. "Stattdessen
warnten sie einerseits Iran, aus dem Vertrag auszusteigen und
andererseits verhängten sie selbst neue Sanktionen gegen die
Islamische Republik. Dieser Finanzkanal (Instex) ist wie ein Witz,
ein bitterer Witz. Die Europäer haben wie immer ihren Dolch von
hinten in unseren Rücken gestoßen."

Chamenei griff auch Saudi-Arabien an: "Ich kenne kein Land in der
Region, auch nicht anderswo in der Welt, in dem das Regime so
schlecht ist, wie in Saudi-Arabien. Es ist diktatorisch, korrupt,
verderblich, brutal und verbrecherisch," sagte er. Er warf den USA
vor, sie seien dabei, die Saudis bei der Entwicklung eines
Atomprogramms zu unterstützen. "Allerdings habe ich persönlich kein
Problem damit," sagte Chamenei. "Denn ich weiß, dass dieses Programm
in nicht allzu langer Zeit in die Hände der islamischen Gotteskrieger
fallen wird."

Auch der Generalsekretär des Nationalen Sicherheitsrats, Ali
Schamchani, äußerte sich zu dem EU-Projekt Instex. "Instex ist eine
schmale Wasserrinne, die wenig effektiv ist," sagte er am 13. März
der Nachrichtenagentur Isna. Iran sollte sich nicht darauf verlassen
und sich nicht davon abhängig machen. Es ist viel besser, die eigne
Wirtschaft weiterzuentwickeln.

Vizeaußenminister Abbas Araghtschi erklärte demgegenüber, man müsse
erst einmal schauen, wie weit das Projekt tatsächlich funktioniere.
Um dies zu erläutern begab sich der deutsche Instex-Geschäftsführer,
Per Fischer, zu Gesprächen mit Vertretern der iranischen Wirtschaft
nach Teheran.


EUPHORIE ÜBER GESCHÄFTE MIT IRAN ABGEFLAUT

Nach dem Atomabkommen entstand bei den Unternehmen in Europa, vor
allem in Deutschland, eine große Euphorie. Der Vertrag war 2015
zwischen Iran und den Vetomächten im UN-Sicherheitsrat plus
Deutschland geschlossen worden. Zahlreiche Unternehmen reisten,
unterstützt von Politikern, nach Teheran, um sich möglichst rasch auf
dem lukrativen iranischen Markt behaupten zu können. Doch mit dem
Austritt der USA aus dem Abkommen und dem Einsatz neuer Sanktionen
gegen Iran, mussten sich die meisten Unternehmen - ohne Erfolge
erzielt zu haben - aus dem Iran-Geschäft zurückziehen.

Am Beispiel Niedersachsens wird dies deutlich. Das
Wirtschaftsministerium des Landes erklärte am 5. März laut dpa, dass
selbst Unternehmen, die von den US-Sanktionen nicht betroffen seien,
ihre Geschäftsbeziehungen mit Iran stark minimiert oder ganz
aufgegeben hätten. Zwar gebe es Verträge, aber die Geschäfte
scheiterten daran, dass keine Überweisungen von Geldern aus Iran an
die Banken der Unternehmen möglich seien. Dennoch werde die
Vertretung des Landes Niedersachsen in Iran bleiben, um die
Unternehmen bei der Wahrnehmung der noch vorhandenen Möglichkeiten
und Kapazitäten zu beraten.

Laut dpa vom 5. März erhöhte sich der Export Niedersachsens nach Iran
von 181 Millionen in 2017 auf 197 Millionen Euro in 2018, so der
Außenexperte der Industrie- und Handelskammer (IHK) Tilman Brunner in
Hannover. Die Steigerung betraf jedoch nur das erste Halbjahr 2018.
In der zweiten Hälfte des Jahres habe es einen massiven Einbruch
gegeben. "Man sieht, dass die Sanktionen unmittelbar wirken", sagte
Brunner. Vor 2005, dem Beginn einer Reihe von Sanktionen gegen Iran,
hatte der niedersächsische Export nach Iran ein Volumen von 612
Millionen Euro.


RESOLUTION DES EXPERTENRATS GEGEN BEITRITT ZU PALERMO-KONVENTION

Die Mitglieder des Expertenrats haben am 14. März, eine Resolution
verabschiedet, in der sie vor einem Beitritt zur Palermo-Konvention
warnten. Der Beschluss fiel unmittelbar vor ihrem Treffen mit
Revolutionsführer Ali Chamenei.

Die Palermo-Konvention ist eine am 13. November 2000 von der
UN-Vollversammlung angenommene "Übereinkunft gegen
grenzüberschreitende Kriminalität" (CFT, Combating the Financing of
Terrorism). Der Beitritt zu CFT gehört zu den Bedingungen, die die
Arbeitsgruppe für finanzielle Maßnahmen gegen Geldwäsche (FATF,
Financial Action Task Force on Money Laundering) von Iran fordert, um
das Land aus der von dieser Organisation geführte schwarzen Liste zu
streichen. Iran stand auf dieser Liste, wurde aber vorübergehend bis
Oktober 2018 herausgenommen. Diese Frist wurde einmal im Oktober 2018
um vier Monate und im Februar dieses Jahres noch einmal um weitere
vier Monate verlängert. Damit einher ging jedoch die Drohung, sollte
Iran innerhalb dieser Frist nicht die gestellten Bedingungen
erfüllen, werde die FATF neue Schritte gegen Irans Finanzaktivitäten
unternehmen. Diese neuen Schritte seien unabhängig von bereits
bestehenden Sanktionen, hieß es in einer Erklärung, die auf der
Tagung der FATF am 22. Februar in Paris verabschiedet wurde.

"Die Mitgliedschaft in internationalen Konventionen wie Palermo, CFT
und andere ... ist ein strategischer Fehler," heißt er in der
Resolution des Expertenrats. Präsident Rohani ist ebenfalls Mitglied
des Expertenrats und befürwortet den Beitritt. Er war bei der
Sitzung, in der die Resolution verabschiedet wurde, nicht anwesend.
In der Resolution werden die drei Gewalten sowie der Schlichtungsrat
vor "Einflussnahme fremder Mächte" gewarnt.

Die Gegner des Beitritts argumentieren, die Islamische Republik
verlöre mit dem Beitritt ihre Unabhängigkeit. Die FATF widerspreche
in den Bereichen Außenpolitik, Verteidigung und Wirtschaft den
nationalen Interessen und der Sicherheit des Landes. Zudem werde die
Mitgliedschaft ein Umgehen der Sanktionen und die subversive
Zusammenarbeit mit Personen und Organisationen verhindern. Denn die
Mitgliedschaft erlaube der FATF auch Einblicke und Einmischung in
innere Angelegenheiten des Landes. Schließlich werde die
Mitgliedschaft die Zusammenarbeit mit "islamischen
Widerstandsorganisationen", wie der libanesischen Hisbollah
verhindern, die die FATF als terroristische einstuft.

Bei dem Treffen mit Chamenei am 14. März forderte der
Revolutionsführer die Befürworter und Gegner des Beitritts auf, nicht
miteinander zu streiten. "Wenn über den Beitritt zu irgendeiner
internationalen Konvention diskutiert wird und die Gegner und
Befürworter ihre Meinung erläutern, darf man nicht der Gegenseite
Kollaboration mit Feinden unterstellen und miteinander raufen."
Weiter sagte Chamenei: "Jene, die über die Präsenz der Islamischen
Republik in anderen Staaten der Region falsche oder unpässliche
Äußerungen machen, helfen den Feinden."


STREIK DER EISENBAHNARBEITER IN TABRIS

Streikende Arbeiter haben einem Bericht der Agentur Irna zufolge in
der im Nordwesten gelegene Stadt Tabris den Eisenbahnbetrieb
lahmgelegt. Der Direktor der Eisenbahn der Provinz Aserbaidschan,
Schapur Aslani, bestätigte im Interview mit der Agentur die
Nachricht. Aslani sagte, die Arbeiter hätten gestreikt, weil sie seit
zwei Monaten keinen Lohn bekommen hätten. Die Verantwortlichen seien
bemüht, mit Hilfe der Regierung und der beauftragten Unternehmen,
dafür zu sorgen, dass die Arbeiter ihre Löhne so bald wie möglich
erhielten.

Bei den Streikenden handelt es sich um 650 Arbeiter, die ein von der
Eisenbahn beauftragtes Unternehmen beschäftigt hat. Es ist nicht das
erste Mal, dass Eisenbahnarbeiter wegen des Ausfalls ihrer Löhne
streiken. Im Mai vergangenen Jahres hatten Eisenbahnarbeiter in der
in südlich von der Hauptstadt Teheran gelegenen Stadt Arak aus
ähnlichen Gründen gestreikt.


KAMPFDROHNEN BEI MILITÄRMANÖVER GETESTET

Einem Bericht der Agentur Tasnim vom 14. März zufolge wurden bei
einem Militärmanöver der Revolutionsgarden am Persischen Golf mehr
als 50 Drohnen vom Typ RQ170 getestet. Die Drohne ist eine in Iran
nachgebaute Version der US-Drohne MQI.

Wegen der angespannten Lage am Persischen Golf ist die Durchführung
eines Manövers dort von höchster Brisanz. Solche Manöver der
Revolutionsgarden werden vom Westen, insbesondere von den USA, aber
auch von Israel, heftig kritisiert. Vor allem die Tests von
Mittelstreckenraketen erhöht die Sorge, Iran könnte Israel mit
Raketen angreifen. Doch Teheran weist die Kritik entschieden zurück
und betont immer wieder, dass die Tests nur der Stärkung des eigenen
Verteidigungspotentials dienten und das Land keinerlei Pläne habe,
andere Länder anzugreifen.


MAHAN MUSS IHRE FLÜGE NACH FRANKREICH EINSTELLEN

Französischen Medienberichten zufolge muss die iranische
Fluggesellschaft Mahan aufgrund bestehender Sanktionen ihre Flüge
nach Frankreich einstellen. Damit folgte Frankreich Deutschland.
Deutschland hatte bereits im Januar gegen Mahan ein Flugverbot nach
Deutschland ausgesprochen.

Ein Mitarbeiter von Mahan sagte am 20. März der französischen Agentur
AFP, "uns sei mitgeteilt worden, dass die Flüge nach Frankreich ab 1,
April eingestellt werden." Grund seien die Sanktionen.

Mahan ist nach Iran Air die größte Fluggesellschaft Irans. Die
Gesellschaft bedient viermal die Woche die Strecke Teheran-Paris. Sie
gehört zu jenen iranischen Unternehmen, die im Zuge der neuen
Sanktionen von den USA auf die Sanktionsliste gesetzt wurden. Dem
Unternehmen wird vorgeworfen, Waffen, die für die libanesische
Hisbollah und für die syrische Armee bestimmt waren, transportiert
und damit gegen die Sanktionen verstoßen zu haben.

Die USA hatten Mahan bereits 2011 auf die schwarze Liste gesetzt. Die
Flugverbindungen zwischen Iran und dem westlichen Ausland sind
inzwischen stark eingeschränkt. Die Fluggesellschaften British
Airways, Air France und KLM haben inzwischen ihre Flüge nach Iran
eingestellt.

Am 25. März bestätigte das französische Außenministerium das Verbot
für Mahan-Flüge. Das Verbot gelte nicht allein für Paris, sondern für
ganz Frankreich, hieß es.

 * 


AUSSENPOLITIK

• USA erhöhen den Druck auf Iran 

• US-Diplomaten und Militärs fordern Rückkehr zum Atomabkommen 

• Trumps Entscheidung zu Golanhöhen verurteilt 

• Rohani besucht Bagdad 

• Niederländischer Botschafter in Teheran zurückberufen 

• Türkei spricht von gemeinsamen Aktion gegen PKK, Iran dementiert 

• EU verhandelt mit Iran über Jemen und Syrien 

• Iranische und irakische Militärs treffen Assad 

• Schamchani befürchtet atomares Wettrüsten in der Region 

• Netanjahu warnt vor Schmuggel des iranischen Öls 

• Hackerangriff Irans auf Handy von Gantz 

• Israels Botschafter in Deutschland kritisiert Steinmeier 

• Armenischer Ministerpräsident zu Besuch in Teheran 

• Iran und Frankreich tauschen wieder Botschafter aus 

• UNO zeigt sich besorgt um Schicksal der Umweltaktivisten 

• Iranische Hacker verursachen Millionen Schaden 

• Früherer US-Soldat zu zehn Jahren Gefängnis verurteilt


USA ERHÖHEN DEN DRUCK AUF IRAN

Nach Einschätzung einer Meldung der Agentur Reuters vom 14. März
werden die USA die erteilte Ausnahmegenehmigung zum Handel mit Iran
für einige Staaten verlängern. Reuters nimmt an, die kontinuierliche
Reduktion der Ölimport aus Iran könne hierfür eine Voraussetzung
sein. Dennoch seien die USA bestrebt, Irans Ölexporte komplett zu
verhindern. Die bislang erteilte Frist für die Ausnahmegenehmigungen
endet am 1. Mai.

Grund für die erteilten Sondergenehmigungen ist die Befürchtung, ein
Ausfall des iranischen Öls könnte zu einem raschen Anstieg des
Ölpreises auf dem internationalen Ölmarkt führen. Zumal auch die
politische Krise in Venezuela den Ölpreis in die Höhe treiben könnte.

Indes hat Irans Präsident Hassan Rohani laut einer Meldung der AFP
vom 18. März nach einer Kabinettssitzung erklärt, seine Regierung
werde bei einem zuständigen Gericht in Iran gegen alle Personen Klage
einreichen, die "in die Konzeption und Ausführung dieser Sanktionen
verwickelt waren." Denn die Sanktionen stellten ein "Verbrechen gegen
die Menschlichkeit" dar, weil sie sich gegen "die Gesundheit und das
Wohlbefinden des iranischen Volkes" richten.

Zum iranischen Neujahr griff US-Präsident Donald Trump das Regime in
Teheran erneut an. Zunächst bekundete er in einer Videobotschaft
seine Solidarität mit dem iranischen Volk, das auf eine freie Zukunft
hoffe. Die Vereinigten Staaten würden weiterhin das Regime in Teheran
verurteilen und unter Druck setzen. Leider würden die Menschen in
Iran auch in diesem Jahr nicht in der Lage sein, das neue Jahr mit
Freude zu feiern. "Sie stehen, wie in den vergangenen vier
Jahrzehnten, unter dem Druck eines brutalen, korrupten,
erbarmungslosen Regimes. Wir versichern, dass wir niemals zu den
Forderungen der Menschen in Iran nach Freiheit schweigen und niemals
ihren ständigen Kampf für die Menschenrechte vergessen werden." Zum
Schluss seiner Botschaft sagte Trump, er werde sich allen Menschen in
der Welt, die den Norus (das neue Jahr) feiern und für eine
"Wiedergeburt der Freiheit in Iran beten", anschließen. "Freiheit und
Gerechtigkeit werden eines Tages über Verbrechen und Ungerechtigkeit
siegen," sagte der Präsident.

Sein Außenminister Mike Pompeo protestierte am 15. März gegen die
Mitgliedschaft Irans in einer Arbeitsgruppe der UN-Kommission für
Frauenrechte. Er verwies im Twitter auf das harte Urteil gegen
Nassrin Sotoudeh und schrieb: "Wir können nicht auf den Kampf für
Menschenrechte verzichten. Eben in dieser Woche haben die Mitglieder
der Vereinten Nationen Iran zum Mitglied der Arbeitsgruppe gewählt."

Iran ist Mitglied der UN-Kommission für Frauenrechte und wurde nun
zum Mitglied einer Arbeitsgruppe gewählt, die für Kommunikation
zuständig ist.

Pompeo sagte aus Anlass des jüdischen Purimfestes, es sei durchaus
möglich, dass Gott Donald Trump gesandt habe, um Israel von Iran zu
befreien. Anlass des Festes ist die Befreiung der Juden mit Hilfe der
Königin Ester. Die jüdische Waise, die nach alttestamentlichem Buch
Ester im Persischen Reich lebte, heiratete den Achämenidenkönig
Ahasveros.

Sarif reagierte auf die Äußerung Pompeos mit dem Hinweis auf das Alte
Testament. Dort wird von einem persischen König berichtet, der die
Juden von Sklaverei befreite und von einem anderen König der Iraner,
der die Juden vor Massenmord rettete.

Der Iran-Sonderbeauftragte der US-Regierung, Brian Hook, warf Rohani
vor, er habe mit Blick auf die Wirtschaftskrise in seinem Land das
Volk aufgefordert, USA, Israel und Saudi-Arabien zu verdammen. Dabei
sei er selbst schuld an der miserablen Lage, twitterte er.

Laut dpa teilte das US-Finanzministerium am 26. März in Washington
mit, dass es ein in Iran, den Arabischen Emiraten und in der Türkei
tätiges Netzwerk entdeckt habe. Diesbezüglich gehe das Ministerium
gegen 25 Einzelpersonen und Organisationen vor. Der eigentliche
Drahtzieher des Netzwerks sei die iranische Ansar Bank. Eine
Strohfirma, die der Bank nahestehe, habe den Revolutionsgarden und
dem Verteidigungsministerium mehr als eine Milliarde Dollar zukommen
lassen.

Die Ansar Bank ist mit den Revolutionsgarden verbandelt. Vor fast
dreißig Jahren begann sie ihre Aktivitäten als Sparkasse. In der
Regierungszeit von Präsident Mahmud Ahmadinedschad wurde sie zu einem
Finanzinstitut und danach in eine Bank umgewandelt.

"Wir haben ein groß angelegtes Netzwerk von Strohfirmen und Personen
im Visier, das in Iran, in der Türkei und in den Vereinigten
Arabischen Emiraten angesiedelt ist," zitiert das Ministerium
Finanzminister Steven Mnuchin. "Die Revolutionsgarden und das
Verteidigungsministerium und andere bösartige Akteure in Iran nutzen
weiterhin das internationale Finanzsystem aus, um Sanktionen zu
vermeiden, während das Regime Terrorismus und andere
destabilisierende Aktivitäten in der Region finanziert," sagte der
Minister.


US-DIPLOMATEN UND MILITÄRS FORDERN RÜCKKEHR ZUM
ATOMABKOMMEN

Mehr als 50 US-Diplomaten und Generäle haben die Rückkehr zum
Atomabkommen gefordert. In der Begründung hieß es, das Abkommen
sichere die Interessen der Vereinigten Staaten, indem es das
iranische Atomprogramm unter Kontrolle bringe und damit den Bau von
Nuklearwaffen verhindere.

Mit dem Ausstieg aus dem Vertrag sei nicht mehr sicher, dass Iran
seine eingegangenen Verpflichtungen einhalten werde, heißt es in der
gemeinsamen Erklärung der Diplomaten und Generäle. Diese
Verpflichtungen zwingen Iran, auf Aktivitäten zur Weiterentwicklung
seines Atomprogramms zu verzichten. Zudem stehe das iranische
Atomprogramm unter extrem strengen Kontrollen der Internationalen
Atombehörde.

Die Rückkehr zu dem Atomabkommen fördere ferner eine umfassende
Strategie der USA für den Nahen Osten. "Wir verurteilen das iranische
Raketenprogramm, die Verletzung der Menschenrechte in Iran und die
Unterstützung, die Iran dem Terrorismus gewährt," schreiben die
Unterzeichner der Erklärung. "Sie bedrohen die USA und die gesamte
Region."

Zu den Unterzeichnerinnen und Unterzeichnern gehören unter anderem
Susan Berg, Kora Kennedy, Thomas Graham, William Harrp, Harold
Robinson, James Doty und Christopher Cool.


TRUMPS ENTSCHEIDUNG ZU GOLANHÖHEN VERURTEILT

Einen Tag nach Anerkennung der Golanhöhen als Territorium Israels
durch US-Präsident Donald Trump hat Irans Präsident Hassan Rohani
scharfe Kritik an der Entscheidung geübt. "Kein Mensch hätte sich
vorstellen können, dass ein amerikanischer Präsident die Gebiete
eines Landes einem anderen Land so einfach schenken würde," sagte
Rohani am 26. März bei einem Treffen mit Regierungsmitglieder und
hochrangigen Beamten in Teheran." Er verglich die Maßnahmen mit dem
Verhalten der Kolonialmächte im vergangenen Jahrhundert. "Ein solches
Verhalten ist im 21. Jahrhundert unvorstellbar," sagte Rohani.

Am 29. März rief Rohani die Iraner zum Widerstand gegen Trumps
Entscheidung auf. Auch Russland und die Türkei kritisierten die
Entscheidung.


ROHANI BESUCHT BAGDAD

Irans Präsident Hassan Rohani ist am 11. März zu einem dreitätigen
Besuch in Irak eingetroffen. Es war das erste Mal, dass Rohani das
Nachbarland offiziell als Präsident besuchte. Ziel seiner Reise sei
der Ausbau der Beziehungen der beiden Staaten, sagte Rohani vor dem
Abflug in Teheran. "Wir standen in schweren Zeiten an der Seite des
irakischen Volkes und auch heute, wo Frieden herrscht, stehen wir an
der Seite unserer irakischen Nachbarn." Das Handelsvolumen zwischen
den beiden Staaten liege derzeit bei 12 Milliarden Dollar. "Unser
Ziel ist es, dieses Volumen auf 20 Milliarden Dollar zu steigern."

Iran ist bemüht seine Beziehungen, vor allem die wirtschaftlichen, zu
den Nachbarländern zu intensivieren. Diese Strategie steht im Kontext
des Austritts der USA aus dem Atomabkommen und der neu verhängten
Sanktionen. Die Folgen der Sanktionen sollen dadurch so weit möglich
umgangen werden.

Die Beziehungen zwischen Iran und Irak, die in den achtziger Jahren
einen achtjährigen Krieg gegeneinander führten, sind seit dem Sturz
des irakischen Diktators Saddam Hussein sehr gut und vielseitig.
Angesichts dieser guten Nachbarschaft hätte Rohani früher nach Irak
reisen sollen. Doch die Furcht, der Besuch könnte nicht erfolgreich
genug sein, hielt ihn offenbar davon ab. Nun reiste er auf Einladung
des irakischen Staatspräsidenten Barham Salih. Der Besuch wurde vom
Vizeaußenminister Abbas Araghtschi vorbereitet.

Das allgemeine Problem des Handels mit Iran sind Finanztransaktionen.
Diese wurden durch die US-Sanktionen erheblich erschwert. Nun möchte
Iran den Handel mit Irak statt mit Dollar mit der irakischen Währung
Dinar abwickeln. Das könnte vor allem die Wirtschaft der
Grenzprovinzen beleben. Rohani hatte vor dem Abflug in Teheran
gesagt: "Die Amerikaner wollen, dass in der Region eine Iran-Phobie
herrscht. Doch die Verschwörungen der USA gegen Iran sind bis jetzt
gescheitert." Tatsächlich setzt Washington Bagdad unter Druck und
möchte das Land dazu zwingen, keine Energie aus Iran zu importieren.

Iran exportiert Strom in die Nachbarstaaten und möchte sich
langfristig zum Hauptexporteur des Stroms in der Region entwickeln.
Derzeit exportiert Iran zwischen 200 und 250 Megawatt Strom nach
Pakistan, Afghanistan und in den Irak. Hauptabnehmer ist dabei Irak,
der jährlich 120 Megawatt Strom für den Preis von zwei Milliarden
Dollar aus Iran importiert. Die USA haben Irak eine
Ausnahmegenehmigung erteilt, ungeachtet der Sanktionen mit Iran
Handel zu treiben. Diese Genehmigung wurde am 19. März um weitere
drei Monate verlängert. Dazu bemerke das US-Außenministerium, die
US-Regierung sei bemüht, Irak von der Einfuhr der Energie aus Iran
unabhängig zu machen.

Präsident Salih sagte nach dem Gespräch mit Rohani, seine Regierung
werde sich bemühen, die Schwierigkeiten beim Handel mit Iran aus dem
Weg zu räumen. Doch konkrete Beschlüsse oder Vereinbarungen nannte er
nicht. Der US-Beauftragte für Iran, Brian Hook, warnte Irak vor
Geschäften mit Iran. Teheran habe die Absicht, Irak zu einer Provinz
Irans zu machen, sagte er.

Außer Strom und Gas exportiert Iran Plastikwaren, technische Geräte,
Baumaterial wie Fliesen und Keramik, Reinigungsmittel, Fahrzeugteile,
und zahlreiche landwirtschaftliche Güter, Milchprodukte, Süßigkeiten
und allerlei bis hin zu Tomatenmark in den Irak. Bei dem Besuch
wurden verschiedene Vereinbarungen getroffen und einige Pläne in
Aussicht gestellt. Gesprochen wurde auch über den Grenzfluss Arwand
Rud. Über dessen Zugehörigkeit und Nutzung wird seit Jahrzehnten
gestritten. Ein weiteres Thema war die Erleichterung des Verkehrs
zwischen den beiden Staaten. Insgesamt war die Reise des iranischen
Präsidenten erfolgreich.

Aus Sicht Teherans war das Treffen von Rohani mit dem geistlichen
Oberhaupt der Schiiten, Ajatollah Ali Hosseini Sistani, der Höhepunkt
des Besuchs. Der Grund dafür, dass dieses Treffen von der Regierung
als ein herausragendes Ereignis dargestellt wurde, liegt in der
Rivalität zwischen der Regierung und den Militärs. Diese kommt
besonders in

Irak und in Syrien immer wieder zum Vorschein. Beide Seiten sind
politisch im Irak tätig, die Regierung auf dem Weg der Diplomatie,
die Militärs, namentlich die Revolutionsgarden, durch
militärstrategische Aktivitäten. In Syrien hat sich diese Rivalität
sogar soweit zugespitzt, dass Irans Außenminister Mohammad Dschawad
Sarif seinen Rücktritt einreichte. (s. Bericht auf Seite 4/5). Die
Militärs repräsentieren eine "revolutionäre" Politik, während die
Regierung bemüht ist, die Islamische Republik als ein friedliches und
kompromissbereites Land darzustellen.

Ayatollah Sistani, der nicht nur im Irak, sondern unter den Schiiten
weltweit, ein hohes Ansehen genießt und im eigenen Land über großen
Einfluss verfügt, hatte sich bislang geweigert, Repräsentanten der
iranischen Militärs zu empfangen. Selbst der ultrakonservative frühre
Präsident Mahmud Ahmadinedschad bemühte sich vergeblich um ein
Treffen mit dem liberalen Sistani. Die Bereitschaft, Rohani zu
empfangen, wurde in Iran als ein Erfolg des Präsidenten bewertet.


NIEDERLÄNDISCHER BOTSCHAFTER IN TEHERAN ZURÜCKBERUFEN

Der Außenminister der Niederlande Stefan Blok veröffentlichte am 4.
März eine Erklärung, in der es hieß, er habe den niederländischen
Botschafter "zu Konsultationen" aus Teheran zurückberufen. Grund sei,
dass Teheran zwei holländische Diplomaten in Teheran aufgefordert
habe, als "unerwünschte Personen" das Land zu verlassen. Zudem sei
der iranische Botschafter in Den Haag zum Außenministerium
einbestellt worden. Manche Zeitungen in Iran berichteten, auch Irans
Botschafter in Holland sei zu Konsultationen nach Teheran beordert
worden.

Die Maßnahmen waren laut dem Teheraner Außenministerium als Reaktion
auf die Ausweisung zweier Mitarbeiter der iranischen Botschaft in Den
Haag im Juni vergangenen Jahres erfolgt. Der niederländische
Geheimdienst hegte damals den Verdacht, dass die beiden als
Drahtzieher bei der Ermordung von zwei iranischen Oppositionellen,
Ali Motamed und Ahmad Molla Nissi, mitgewirkt hätten. Diese waren
2015 und 2017 in Amere und Den Haag ermordet worden. Dazu sagte Irans
Außenminister Mohammd Dschawad Sarif: "Die Ausweisung der
holländischen Diplomaten ist eine Vergeltungsmaßnahme für die
illegalen Ausweisungen unserer Diplomaten aus Holland. Ich sage
illegal, weil die holländischen Amtsträger erklärt haben, die
Ausweisungen beruhten nicht auf Belegen, die die Schuld der
Diplomaten nachweisen, sie seien aus politischen Gründen erfolgt."
Blok hatte damals allerdings von "starken Hinweisen" gesprochen.

Der holländische Botschafter in Teheran hatte erst im vergangenen
Oktober seine Arbeit in Teheran aufgenommen. Damals sagte er bei
seiner Akkreditierung zu Präsident Rohani: "Ich versichere, dass
Holland das Ziel hat, seine Beziehungen zu Iran auszubauen und zu
stabilisieren. In diesem Sinne haben wir den Handel und die
Wirtschaft unseres Landes aufgefordert, in Iran aktiv zu werden." Bei
dem Treffen hatte sich Rohani mit Blick auf den schweren Anschlag
gegen eine Militärparade in der Stadt Ahwas beschwert, dass manche
von denen, die die Verantwortung für den Anschlag übernommen hätten,
in Europa lebten. "Ich hoffe, dass die europäischen Staaten diese
Tatsache zu Kenntnis nehmen und entsprechende Maßnahmen dagegen
treffen. Das würde das gegenseitige Vertrauen stärken," sagte der
Präsident.


TÜRKEI SPRICHT VON GEMEINSAMEN AKTION GEGEN PKK, IRAN
DEMENTIERT

Der türkische Innenminister Süleyman Soylu hat eine "gemeinsamen
Operation" der Türkei mit Iran gegen die Arbeiterpartei Kurdistans
(PKK) verkündet, so eine Meldung der AFP vom 18. März. Dabei gab er
weder die Zeit noch die Art der Operation bekannt.

Die PKK, die eine Autonomie der Kurden in der Türkei anstrebt, wird
nicht nur von der türkischen Regierung, sondern auch von den USA und
der EU als terroristisch eingestuft. Es gebe noch mindestens 700
Terroristen, die seit Januar dieses Jahres in die Türkei gekommen
seien, sagte Soylu.

Laut Irna gab es seitens der iranischen Regierung zunächst keine
Reaktion auf die Äußerung des türkischen Innenministers. Im
vergangenen Frühjahr hatte die Türkei schon einmal vom gemeinsamen
Kampf gegen die PKK gesprochen. Doch die Militärs in Iran hatten
erklärt, sie würden die Aktivitäten der Türkei gegen Kurden, die sich
im Nordirak aufhielten, nicht unterstützen. Demgegenüber hatte
Präsident Hassan Rohani bei seinem letzten Besuch in der Türkei im
November vergangenen Jahres von gemeinsamen Aktivitäten gegen PKK und
Pejak gesprochen. Es gab auch eine gemeinsame Erklärung, in der es
hieß, die Türkei und Iran würden "alle Möglichkeiten in ihrer
Beziehung nutzen," um die bewaffneten Mitglieder der PKK und Pejak zu
bekämpfen.

Am 19. März erklärten die iranischen Streitkräfte, dass sie an der
von der Türkei angekündigten Operation" "keinen Anteil" hätten.


EU VERHANDELT MIT IRAN ÜBER JEMEN UND SYRIEN

Die Europäische Union gab in einer Erklärung vom 19. März bekannt,
dass sie mit der iranischen Regierung Gespräche über die Lage in
Jemen und Syrien führt. An den Verhandlungen, die in Brüssel geführt
werden, nehmen Vertreter Deutschlands, Frankreichs, Italiens und
Großbritanniens teil. Geleitet wird das Treffen von Helga Schmidt,
Stellvertreterin der EU-Außenbeauftragten Frederica Mogherini, und
dem iranischen Vizeaußenminister Hossein Dschaberi Ansari. Wie aus
der Erklärung hervorgeht, fand am 19. März bereits die fünfte
Gesprächrunde statt, in der über die humanitäre und politische Lage
in Jemen verhandelt wurde.

Die EU und Iran erklärten übereinstimmend, dass sie den Prozess des
vor wenigen Wochen bei den Friedensverhandlungen vereinbarten
Waffenstillstands in der Hafenstadt Hudaida unterstützen und
beschleunigen würden. Der Waffenstillstand wurde bereits vor zwei
Monaten vereinbart, doch wurde sowohl von den Regierungstruppen unter
saudischer Führer wie auch von den Huthis immer wieder gebrochen. Nun
zeigten sich die Huthis, vermutlich unter iranischem Druck, bereit,
ihre Kräfte aus der Stadt zurückzuziehen.

Der im Westen des Landes gelegene Hafen ist für die Versorgung des
Bürgerkriegslands von zentraler Bedeutung. Etwa 70 Prozent der aus
dem Ausland kommenden Hilfsgüter werden über diesen Hafen eingeführt.
Der Waffenstillstand wird von der UNO überwacht.

Der britische Außenminister Jeremy Hunt hatte im Februar in einem
Interview mit der arabischsprachige Zeitung "al shargh al awsat" Iran
warnend dazu aufgefordert, sein Versprechen, für den Abzug der Huthis
aus Hudaida, einzuhalten. Iran erklärte dahingegen, diesbezüglich
nichts versprochen zu haben. Zugleich erklärte das Teheraner
Außenministerium, es sei während des Besuchs des britischen
Außenministers unter anderem auch über die Lage in Jemen gesprochen
worden.

Die EU und Iran haben in der dritten Runde ihrer Gespräche auch über
die aktuelle Lage in Syrien gesprochen. Es wurde beschlossen, die
Verhandlungen im gleichen Format fortzusetzen.


IRANISCHE UND IRAKISCHE MILITÄRS TREFFEN ASSAD

Am 19. März wurden führende Militärs aus Iran und Irak von Bashar
al-Assad in Damaskus empfangen. An diesem Treffen nahmen der
Oberbefehlshaber der iranischen Streitkräfte General Mohammad
Bagheri, der Oberbefehlshaber der irakischen Streitkräfte General
Osman Ghaemi und der syrische Verteidigungsminister Ali Abdullah
Ayyub teil.

Syrischen Medien zufolge wurde über den Krieg in Syrien, den Kampf
gegen den Terrorismus sowie über den Ausbau der Koordinierung der
Kräfte zwischen den drei Staaten gesprochen. Laut Irna sagte General
Bagheri: "Das Blut der Syrer, Iraker und Iraner wurde beim Kampf
gegen den Terrorismus und deren Unterstützer miteinander vermischt.
Dadurch wurden die Beziehungen zwischen den drei Ländern gefestigt."

Iran behauptet, nur beratend in Syrien tätig zu sein. Dabei steht es
fest, dass Tausende Iraner an den Kämpf beteiligt waren und Hunderte
von ihnen im syrischen Krieg gefallen sind.

Vor dem Treffen mit Assad hatten sich die drei Generäle zu einem
Gespräch getroffen. Im Anschluss an das Treffen forderte Bagheri auf
der gemeinsamen Pressekonferenz den Abzug aller ausländischen
Militärkräfte, die sich "ohne Erlaubnis der syrischen Regierung (...)
in dem Land aufhalten." "Die Aktivitäten der drei Staaten Syrien,
Irak und Iran werden bis zur vollständigen Vernichtung der
Terroristen fortgesetzt," fügte er hinzu.

Irakische und syrische Amtsträger sprachen von der Möglichkeit, die
Grenzstadt Abu Kamal wieder für den Grenzverkehr zu öffnen. Abu Kamal
ist die letzte Grenzstadt am Euphrat im Osten Syriens vor der Grenze
zum Irak. Sie wurde zeitweise vom Islamischen Staat (IS) besetzt.
Erst im vergangenen Jahr gelang es syrischen Kräften, die
Terrormilizen zu vertreiben. Sollte die Grenze wieder geöffnet
werden, könnte Iran auf dem Landweg Damaskus und Beirut erreichen.
Diese Möglichkeit bereitet sowohl Israel als auch den Vereinigten
Staaten große Sorge.

Der syrische Verteidigungsminister erklärte, "nicht einmal eine Elle
des syrischen Territoriums werde außerhalb des Machtbereichs des
syrischen Staates bleiben." "Die einzige Karte, die noch in der Hand
der Koalition unter der Führung der USA geblieben ist, sind die
demokratischen Kräfte. Es gibt zwei Optionen für uns im Umgang mit
diesen Kräften." Entweder eine "nationale Versöhnung" oder eine
militärische Befreiung jener Gebiete, in denen sich diese Kräfte
aufhielten.


SCHAMCHANI BEFÜRCHTET ATOMARES WETTRÜSTEN IN DER
REGION

Der Generalsekretär des nationalen Sicherheitsrats Ali Schamchani hat
Befürchtungen bezüglich eines atomaren Wettrüstens geäußert. Laut
einer Meldung der Nachrichtenagentur Tasnim vom 13. März sagte
Schamchani in der Stadt Orumieh, manche Staaten in der Region
verfolgten "ein verdächtiges Nuklearprogramm," das "gefährlich" sei.
Sie gäben ihre Petrodollars dafür aus. "Diese Aktivitäten bringen die
ganze Region, gar die ganze Welt in Gefahr, sie stürzen sie in eine
Krise, die weit gefährlicher ist als die Terroristen des Islamischen
Staates (IS)," warnte er. "Ohne Zweifel zwingen uns diese
Bedrohungen, in Anbetracht der geografischen Lage und ihrer Substanz,
sie ernst zu nehmen, darauf strategisch zu reagieren und unseren
militärischen Bedarf entsprechend zu decken." Konkrete Angaben dazu
machte Schamchani nicht.

Weiter sagte Schamchani: "Wir beobachten alle Aktivitäten
ausländischer Mächte und einiger aggressiver Staaten in Westasien,
insbesondere die Aktivitäten jener Staaten in der Region, die
nachgewiesenermaßen den Terrorismus unterstützen." Schamchani nannte
die Staaten, die er im Blick hatte, nicht beim Namen. Gemeint sind
aber wohl neben Israel einige arabischen Staaten, vor allem
Saudi-Arabien und die Arabischen Emirate. Deren Beziehungen zu Iran
können seit Jahren als feindlich bezeichnet werden Die Islamische
Republik bezichtigt Saudi-Arabien und den Westen, radikalislamische
Gruppen, wie den Islamischen Staat (IS), unterstützt zu haben.
Dasselbe behauptet Saudi-Arabien von Iran.

So weit bekannt ist, gibt es in der Region - Israel ausgenommen -
noch keine Aktivitäten zum Bau von Nuklearwaffen. Im vergangenen
Monat berichtete allerdings die Beobachterkommission des
US-Repräsentantenhauses, die Regierung habe sich ungeachtet der
juristischen und sicherheitspolitischen Schranken bemüht,
Saudi-Arabien zu moderner Nukleartechnologie Zugang zu verschaffen.
In dem Gremium haben die Demokraten die Mehrheit. Der Bericht wurde
weder von der US-Regierung noch von den Saudis bestätigt. Im
vergangenen November eröffnete der saudische Kronprinz Mohammad ben
Salman den ersten Forschungsreaktor in seinem Land. Außerdem hatte
der Prinz im März vergangenen Jahres erklärt, sollte Iran versuchen,
Atomwaffen herzustellen, werde auch Saudi-Arabien damit beginnen.

Die Äußerungen des Prinzen hatten nicht nur im Westen Irritationen
ausgelöst, sie erzeugten auch in Israel Befürchtungen, es könnte in
der Region zu einem atomaren Wettrüsten kommen. Diese Befürchtungen
waren ursprünglich ein wichtiger, wenn auch nicht ausschlaggebender
Grund für die USA und die EU, das Atomabkommen mit Iran
abzuschließen.


NETANJAHU WARNT VOR SCHMUGGEL DES IRANISCHEN ÖLS

Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu hat vor Schmuggel des
iranischen Öls gewarnt. Vor einer Versammlung der Absolventen der
Militärakademie der Marine am 6. März in Haifa drohte er, dagegen
vorzugehen. Iran versuche durch den Schmuggel die Sanktionen zu
umgehen und sein Öl zu verkaufen, so der Ministerpräsident. Der
Schmuggel auf dem Seeweg nehme zu. Damit komme der israelischen
Marine im Kampf gegen den illegalen Handel eine besondere Rolle zu.
"Ich fordere die Staatengemeinschaft auf, den Aktivitäten Irans
Einhalt zu gebieten," sagte der Ministerpräsident. Wie Israel konkret
gegen die Aktivitäten Irans vorgehen wird, sagte Netanjahu nicht.

Auf die Drohung Netanjahus reagierte Irans Verteidigungsminister
General Amir Hatami in einem Interview mit der staatlichen
Nachrichtenagentur Irna am 12. März. Sollte Israel tatsächlich
versuchen den iranischen Ölexport zu behindern, wäre dies ein
"eklatanter Verstoß gegen die internationale Sicherheit und nichts
Anderes als Raub." Die Islamische Republik sei in der Lage, darauf
angemessen zu reagieren. Auch die internationale Gemeinschaft werde
ein solches Vorgehen nicht akzeptieren, so Hatami.

Zu der militärischen Fähigkeit der Islamischen Republik, auf solche
Aktionen zu reagieren, sagte der General, die iranischen Streitkräfte
hätten ohne Zweifel das Potential, mögliche Angriffe abzuwehren und
den Transport zu sichern.

Bei dem Treffen mit dem amerikanischen Verteidigungsminister Mike
Pompeo sagte Netanjahu laut AFP vom 20. März, zwar sei der Druck
Washingtons in Iran bereits spürbar, er müsse aber weiter verstärkt
werden. Israel und die USA kooperierten eng zusammen, um "die
iranische Aggression in der Region und rund um die Welt
zurückzudrängen."

Pompeo verwies auf die Nahost-Konferenz, die am 13. und 14. Februar
in Warschau stattgefunden und die Teheran als Anti-Iran-Konferenz
bezeichnete hatte. Da sei man sich einig gewesen, dass "Irans
regionaler Amoklauf" gestoppt werden müsse. Die erklärte Absicht
Irans, Israel zu zerstören, sei verwerflich und zu verurteilen. Dies
gebe Israel das Recht, sich mit allen Mitteln zu verteidigen, so der
Minister.


HACKERANGRIFF IRANS AUF HANDY VON GANTZ

Israelischen Medienberichten vom 20. März zufolge hat der
Geheimdienst, Schin Bet, den ehemaligen Generalstabchef der
israelischen Streitkräfte, Benny Gantz, bereits vor Wochen darüber
informiert, dass iranische Hacker sein Smartphone angegriffen hätten.
Bei der anstehenden Parlamentswahl am 9. April ist Gantz der
chancenreichste Gegner des amtierenden Ministerpräsidenten Benjamin
Netanjahu. Er ist Vorsitzender eines Parteibündnisses, das sich
"Widerstandskraft für Israel" nennt.

Netanjahu, der wegen Korruptionsvorwürfen seine Basis verlieren
könnte, nutze die Gelegenheit, um seinen Rivalen in Verruf zu
bringen. Weil Gantz sein Handy unverantwortlich genutzt habe, so der
amtierende Präsident, habe Teheran wichtige Geheiminformationen
bekommen können. Gantz sei nun erpressbar geworden. "Gantz, du hast
über den Hackerangriff selbst gegenüber deinen Parteifreunden
geschwiegen," sagte er. "Vielleicht dachtest du, du könntest den
Angriff auch vor deinen Landsleuten geheim halten. Aber du kannst
nicht, ohne die Wahrheit zu sagen, das Vertrauen der Menschen in
Israel gewinnen," sagte Netanjahu am 20. März. "Israel braucht einen
starken und nichterpressbaren Ministerpräsidenten, der in der Lage
ist, Iran und allen Feinden gegenüber Widerstand zu leisten."

Iran dementierte den Bericht über den Hackerangriff.
Außenamtssprecher Bahram Ghassemi sagte auf die Nachfrage eines
Journalisten, es sei "eine Gewohnheit der israelischen Führung,
abzulenken und zu lügen." Es gehe immer wieder darum, eine
"Iranphobie" zu schüren. Iran sei zwar im IT-Bereich weit
fortgeschritten. Doch das hohe Wissen werde nur für legitime Zwecke
verwendet. Die Gerüchte seien Teil eines psychologischen Kriegs gegen
Iran.

Gantz versuchte den Angriff als "völlig unbedeutend" darzustellen. Er
sprach von "wirren Gerüchten," die gegen ihn verbreitet würden. Schin
Ben habe ihn vor sechs Monaten über ein "Problem" informiert und er
habe die notwendigen Maßnahmen getroffen. Es gebe keinerlei
Erpressungsversuche und Iran habe keine geheimen Informationen
bekommen, mit denen man ihn erpressen könnte.


ISRAELS BOTSCHAFTER IN DEUTSCHLAND KRITISIERT STEINMEIER

Jeremy Issacharoff, israelischer Botschafter in Deutschland, hat
Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier wegen ein
Glückwunschtelegramms zum vierzigsten Jahrestag der islamischen
Revolution in Iran kritisiert. "Der Zeitpunkt für Glückwünsche an die
Menschen in Iran wird dann kommen, wenn das Regime der Ajatollahs und
der Terror, den sie nach innen und außen verbreiten, ein Ende
finden," sagte der Botschafter der Bild-Zeitung am 2. März.

"Wenn wir in Israel auf den 40. Jahrestag des Regimes in Iran
schauen, dann sehen wir ein Regime, das Menschenrechte systematisch
verletzt," sagte der Botschafter. "Ein Regime, das Instabilität in
der Region verbreitet, ein militärisches Atomprogramm verfolgt hat
und aktuell sein aggressives Raketenprogramm vorantreibt. Wir sehen
ein Regime, das den Holocaust geleugnet hat und erklärt, dass es
Israel vernichten will."


ARMENISCHER MINISTERPRÄSIDENT ZU BESUCH IN TEHERAN

Der armenische Ministerpräsident Nikol Paschinjan ist am 27. Februar
in Teheran eingetroffen. Bei einem Treffen mit Präsident Hassan
Rohani erklärte er die Bereitschaft seines Landes, die
Wirtschafts- und Handelsbeziehungen zu Iran, insbesondere im Bereich
der Energie, auszubauen. Er betonte, dass sein Land das Atomabkommen
unterstütze und zeigte sich besorgt über die jüngsten Vorgänge um
dieses Abkommen. In dieser Situation werde Armenien mit Iran und den
anderen Vertragspartnern eng kooperieren.

Rohani bedankte sich für die Position Armeniens bezüglicher der
seitens der USA gegen Iran verhängten Sanktionen und sagte: "Der
Wille unserer beider Staaten ist, auf der Basis der nationalen
Interessen, unseren Weg fortzusetzen und einem dritten Staat nicht zu
erlauben, sich in unsere freundschaftlichen Beziehung einzumischen."
An dem Treffen nahm auch Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif
teil.

Paschinjan war der Führer einer Massenprotestbewegung, der es gelang,
die herrschende Partei zu stürzen. Bei den Wahlen vor zwei Monaten
wurde er von 70 Prozent der Wähler gewählt.

Während Paschinjans Besuch wurden zwei Vereinbarungen unterzeichnet.
Der Ministerpräsident äußerte die Hoffnung, dass sich Iran und die
eurasische Wirtschaftsunion bald über ein Freihandelsabkommen einigen
werden, wodurch Handel und gegenseitige Investitionen rascher
vorangetrieben werden. Die Eurasische Wirtschaftsunion ist eine
Wirtschaftsgemeinschaft zwischen den fünf Staaten Kasachstan,
Russland, Weißrussland, Armenien und Kirgisistan.

Mit Blick auf die bereits erfolgte Aufhebung der Visumspflicht
zwischen Iran und Armenien bezeichnete Paschinjan den Tourismus als
einen Bereich, dem sich seine Regierung besonders widmen werde. Da
Armenien seine Grenzen zu Aserbaidschan und der Türkei nicht nutzen
kann, gewinnt die Grenze zu Iran eine herausragende Bedeutung für das
Land.

Rohani sagte auf der gemeinsamen Pressekonferenz, ein Thema, das bei
dem Treffen mit Paschinjan besprochen wurde, sei der Transportweg
zwischen dem Persische Golf und dem Schwarzen Meer über Armenien und
Georgien. Weiter sagte er, Iran sei bereit, mehr Gas nach Armenien zu
exportieren. Auch der Gasexport über Armenien nach Georgien sei zur
Sprache gekommen.

Paschinjan wurde von Revolutionsführer Ali Chamenei empfangen, der
erklärte, Iran und Armenien sollten gegen den Wunsch der USA ihre
Beziehungen intensivieren und ausbauen. "Iran und Armenien hatten nie
Probleme miteinander und wir fühlen uns gemäß den Lehren unseres
Glaubens zu gutem Umgang mit unseren Nachbarn verpflichtet. Solche
Werte und Beziehungen sind Amerikanern wie John Bolton fremd."
Offenbar nahm Chamenei Bezug auf eine Äußerung des
US-Sicherheitsberaters John Bolton, der bei seinem Besuch in Armenien
im vergangenen November gesagt hatte, solange Iran seine Politik
nicht ändere, werde seine Beziehung zu Armenien sehr problematisch
sein. Zur selben Zeit wurden die Bankkonten von einigen
Doppelstaatlern mit iranischem Wurzeln, die in Armenien lebten, mit
Hinweis auf US-Sanktionen aufgelöst.


IRAN UND FRANKREICH TAUSCHEN WIEDER BOTSCHAFTER AUS

Frankreich und Iran sind auf dem Wege, die diplomatische Krise der
letzten sechs Monate zu entschärfen. Wie beide Seiten am 6. März
mitteilten, entsandten sie ihre Botschafter wieder nach Teheran bzw.
nach Paris. Irans neuer Botschafter in Frankreich ist der bisherige
Sprecher des Außenministeriums Bahram Ghassemi. Die französische
Botschaft in Teheran wurde von Philippe Thiébaud übernommen. Der
Diplomat arbeitete unter anderem bei der Internationalen Atombehörde
in Wien.

Grund für die Unstimmung war der Verdacht Frankreichs, Iran sei an
der Planung eines Anschlags auf eine Versammlung der oppositionellen
Volksmodschahedin im vergangenen Juni in Paris beteiligt gewesen. Der
Anschlag wurde allerdings vereitelt. Iran bestritt dies vehement und
protestierte seinerseits gegen die Waffenlieferungen Frankreichs an
Saudi-Arabien.


UNO ZEIGT SICH BESORGT UM SCHICKSAL DER UMWELTAKTIVISTEN

Die Umweltschutzbehörde der Vereinten Nationen zeigte sich besorgt um
das Schicksal der acht in Iran inhaftierten Umweltaktivisten. Sie
verlangte in einer Erklärung vom 5. März, dass der Fall in einem
ordentlichen und öffentlichen Prozess verhandelt werde.

Der Prozess gegen die acht Aktivisten hatte am 30. Januar begonnen.
Er wird jedoch unter Ausschluss der Öffentlichkeit geführt. Die
UN-Behörde schrieb, der Geheimprozess und der Umstand, dass die
Angeklagten keinen Zugang zu Verteidigern ihrer Wahl hätten, seien
"höchst besorgniserregend." Den Umweltaktivisten, die sich bereits
seit über einem Jahr in Haft befinden, wird Spionage vorgeworfen.
Oberstaatsanwalt Abbas Dschafari Dolatabadi bezeichnete vier der
Angeklagten als "Verderber auf Erden." Sollte diese Bezeichnung vom
Gericht akzeptiert werden, könnten die Angeklagten zum Tode
verurteilt werden. Einige der Angeklagten hätten sich unter dem
Vorwand, Untersuchungen der Umwelt durchzuführen, verbotenen
militärischen Gebieten genährt und Informationen gesammelt," sagte
er. Wie die staatliche Agentur Irna berichtete, werden drei der
Aktivisten wegen Spionage und einer wegen "Aktivitäten gegen die
nationale Sicherheit" angeklagt.

Bemerkenswert ist, dass die Regierung insgesamt und speziell das
Informationsministerium alle acht Aktivisten als unschuldig
bezeichnen. Präsident Rohani hatte auf Wunsch der Angehörigen der
Inhaftierten zur Untersuchung des Falls eine Kommission beauftragt,
an der auch der Justizminister, Innenminister, Informationsminister
und der für juristische Fragen zuständige Vizepräsident teilnahmen.
Der Leiter des Umweltschutzamts, Isa Kalantari, sagte im vergangenen
September, die Kommission sei zu dem Schluss gelangt, dass es
keinerlei Beweise für die Vorwürfe gebe. "Daher müssen sie
freigelassen werden," forderte er. Doch der Sprecher der Justiz,
Gholamhossein Ejehi, widersprach dem Minister und sagte, Kalantari
habe keinen Zugang zu den Akten gehabt.


IRANISCHE HACKER VERURSACHEN MILLIONEN SCHADEN

Einem Bericht der US-Zeitung Wall Street Journal vom 7. März zufolge
haben iranische Hacker durch das Eindringen in die Systeme weltweit
hunderte Millionen Dollar Schaden verursacht. Die Zeitung beruft sich
auf Experten des Softwarekonzerns Microsoft. Demnach wurden geheime
Daten entwendet und Informationen aus Computernetzwerken gelöscht.
Laut Microsoft-Experten ist die Hackergruppe Holmium für die Angriffe
verantwortlich. Diese Gruppe erteilte auch Aufträge an eine andere
Gruppe mit der Bezeichnung APT33. Ziele der Attacken waren Öl- und
Gaskonzerne, Maschinenbauunternehmen und internationale Konzerne in
den USA, Großbritannien, Deutschland und Saudi-Arabien. John Lambert,
Leiter der Expertengruppe, sagte der Zeitung, die Angriffe, die seit
zwei Jahren laufen, seien "enorm destabilisierend" gewesen.

Die USA haben in den vergangenen Jahren immer wieder vor
Cyber-Angriffen aus Iran gewarnt. 2018 hatten die USA Iran in eine
Reihe neben China und Russland gestellt. Diese Länder seien die
"fähigsten und aktivsten" Spieler im Bereich der Spionage und eine
große Bedrohung für die Sicherheit der Vereinigten Staaten. Die USA
behaupten, Iran könne die entwendeten Informationen und Daten zur
Entwicklung seiner Technologie und seines militärischen Potentials
verwenden. Bis 2017 habe Iran seine Angriffe hauptsächlich gegen
Rivalen in den Nachbarstaaten gerichtet. Nach diesen Angriffen wurden
auch die USA und Europa ins Visier genommen.


FRÜHERER US-SOLDAT ZU ZEHN JAHREN GEFÄNGNIS VERURTEILT

Der 46-jährige frühere US-Soldat Michael White wurde, wie sein Anwalt
Mark Zaid am 16. März in Washington mitteilte, wegen Verstoßes gegen
die nationale Sicherheit zu zehn Jahren Gefängnis verurteilt.

White wurde im Sommer vergangenen Jahres in Maschad verhaftet. Nach
Mitteilung seiner Familie war er zuvor bereits mehrmals in Iran
gewesen. Er besuchte dort seine iranische Freundin, die er über das
Internet kennengelernt hatte.

Die Mutter, June White, berichtete laut New York Times vom 5.
Dezember, ihr Sohn habe am 27. Juli über Dubai in die USA
zurückfliegen wollen. Sie habe keine Ahnung, was ihm vorgeworfen
werde. Er sei nach der Festnahme schwer geschlagen worden. Zweimal
habe er vor Gericht gestanden. Doch er habe nichts verstehen können,
weil nur Persisch gesprochen wurde. Weiter sagte die Mutter, ihr Sohn
habe kein Geld, um sich einen Anwalt zu bestellen. Sie habe vom
Zustand ihres Sohnes im Gefängnis erst erfahren, nachdem Diplomaten
der Schweizer Botschaft in Teheran, die die Interessen der USA in
Iran vertritt, sich über den Fall informiert und sie darüber in
Kenntnis gesetzt hätten. Der Sohn leide unter Asthma. Und kurz vor
seiner Reise nach Iran sei er wegen eines Tumors chemotherapeutisch
behandelt worden, so die Mutter. Sie habe die Schweizer Botschaft um
die Betreuung ihres Sohnes gebeten.

Michael White hatte 13 Jahre bei der US-Marine gedient. Er ist der
erste amerikanische Staatsbürger, der seit Präsident Trumps
Regierungsübernahme in Iran in Haft genommen wurde. Außer ihm
befinden sich derzeit drei weitere US-Bürger wegen Spionage und
Aufwiegelung in iranischer Haft. Ein vierter Amerikaner wird seit
2007 vermisst. Er wurde zuletzt auf der Insel Kisch am Persischen
Golf gesichtet. Iran bestreitet, ihn verhaftet zu haben.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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FERIEN/938: Mönchengladbach - "Wie das Fähnchen auf dem Turme" am 17.4.2019


Stadt Mönchengladbach

Schloss Rheydt - Osterferienkurs: "Wie das Fähnchen auf dem
Turme" 



Bei einem Besuch der Ausstellung können die Kinder die alte Ritterburg
nach den Spuren ihrer Bewohner bis in den hintersten Winkel
durchsuchen. Die trutzige Wehranlage, die letzten Überreste der
sagenumwobenen alten Burg und der spannende Alltag der Ritter und
Damen werden dabei völlig neu entdeckt.

Anschließend werden die Kinder selbst kreativ und stellen - inspiriert
von den Jagdlappen und Wappen in der Ausstellung - ihre ganz eigene
Fahne mit Wappen und eine Wimpelkette her. Dazu wird der Stempeldruck
verwendet, mit den unterschiedlichsten Farben und Formen.

Der Kurs findet am 17. und 18. April 2019 jeweils von 14.30 - 17.30
Uhr statt. Für Kinder zwischen 6 - 8 Jahren. Kursgebühr 20,- Euro incl.
Material (Farben, Stoff, etc.).

Anmeldungen sind unter der Rufnummer 02166/928 9019 zu den
Öffnungszeiten der Museumskasse (Di - Fr 11 - 17 Uhr, Sa - So 11 - 18
Uhr) oder per E-Mail an museumspaedagogik@schlossrheydt.de möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 26. März 2019
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KURSE/486: Hanau - "Fotografie, Film und Bildbearbeitung" für Kids ab 9 Jahren, 15.-18.4.2019


Stadt Hanau

VHS-Ferienkurs "Fotografie, Film und Bildbearbeitung"



Tolle Fotos und Videos mit dem Smartphone - und dann? Selbst die
besten Bilder und Videos können mit einer Bildbearbeitung noch besser
werden. Im Ferienkurs lernen Kinder und Jugendliche ihre eigenen Fotos
und Videos mit verschiedenen Programmen zu bearbeiten und zu
optimieren.

Der Ferienkurs findet vom 15.04. - 18.04.2019, von 9.30 Uhr bis 17 Uhr
im VHS-Gebäude, Ulanenplatz 4 in Hanau statt. Das Angebot richtet sich
an Kinder und Jugendliche ab neun Jahren. Die Teilnahme inklusive
Mittagessen ist kostenfrei. Bitte eigene Fotos und Videos auf
USB-Stick mitbringen.

Der Ferienkurs wird gefördert durch das Bundesprogramm

"TalentCAMPus - Kultur macht stark".

Anmeldung und Information bei der Volkshochschule (vhs Hanau)
Ulanenplatz 4, 63452 Hanau, fit@vhs-hanau.de, 06181-9238020 oder 
0172-6725551, www.vhs-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 26. März 2019

Stadt Hanau

Pressestelle
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GLEICHHEIT/6847: Deutsche Bank und Commerzbank streben Fusion an


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Deutsche Bank und Commerzbank streben Fusion an

Von Gustav Kemper und Peter Schwarz

4. April 2019



Am 17. März gaben die Vorstandschefs der Deutschen Bank und der
Commerzbank, Christian Sewing und Martin Zielke, die Aufnahme offizieller
Fusionsgesprächen ihrer Institute bekannt.

Spekulationen über ein mögliches Zusammengehen der beiden Banken waren
schon seit der Finanzkrise im Jahr 2008 immer wieder aufgetaucht, doch die
wirtschaftliche Rationalität einer solchen Entscheidung wurde immer wieder
in Frage gestellt. Die Vehemenz, mit der insbesondere die Bundesregierung
jetzt auf die Fusion der beiden Banken drängt, lässt sich nur mit
politischen Motiven erklären: Sie ist Bestandteil der Bestrebungen,
Deutschland und Europa zu einer Weltmacht in Konkurrenz zu den USA und
China aufzubauen.

Die "Nationale Industriestrategie 2030", die Bundeswirtschaftsminister
Peter Altmaier im Februar 2019 der Presse vorstellte [1], spricht dies
unmissverständlich aus. Sie verlangt die Bildung von "nationalen
Champions", von "großen und starken Akteuren, die mit Wettbewerbern aus den
USA oder China auf Augenhöhe sind".

Zur Begründung heißt es in dem Papier: "Durch die Herausbildung eines
umfassenden Weltmarktes in immer mehr Bereichen stellt sich zunehmend die
Frage nach der kritischen Größe, die für einen industriellen Akteur
erforderlich ist, um am internationalen Wettbewerb erfolgreich
teilzunehmen." Als Beispiele werden neben verschiedenen Industriebereichen
das Finanz- und Bankwesen genannt.

Die treibende Kraft hinter den Fusionsplänen von Deutscher Bank und
Commerzbank ist eindeutig Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD), der seit
Monaten Gespräche auf höchster Ebene mit internationalen Wettbewerbsbanken
führt, um die Chancen der deutschen Institute auf dem Weltmarkt auszuloten.
Scholz hatte sich dazu vor einem Jahr einen Insider der Finanzindustrie,
Jörg Kukies, als Staatssekretär ins Finanzministerium geholt. Kukies ist
ehemaliger Chef der deutschen Niederlassung der amerikanischen
Investment-Bank Goldman Sachs, die auch als Berater der Commerzbank
fungiert.

Während Deutschland industriell eine Großmacht ist und bei den Exporten
hinter China und den USA weltweit an dritter Stelle liegt, verfügt es über
keine Großbank, die es mit denen seiner wichtigsten Rivalen aufnehmen
könnte. Die Deutsche Bank liegt gemessen an der Bilanzsumme weltweit nur an
15. Stelle. Davor befinden sich vier chinesische, vier amerikanische, drei
japanische, zwei französische und eine britische Bank. Die Nummer zwei
unter den deutschen Banken, die DZ-Bank, liegt weltweit an 51. und die
Nummer drei, die Commerzbank, an 54. Stelle.

Nach einer Fusion würde die "Deutsche Commerzbank" mit einer Bilanzsumme
von über 1800 Milliarden Euro weltweit an neunter und in Europa an dritter
Stelle rangieren, hinter der britischen HSBC (2350 Mrd Euro) und der
französischen BNP Paribas (2000 Mrd. EUR).

Solange Waren und Kapital international relativ frei zirkulieren konnten,
war die Schwäche im Bankensektor für die deutsche Bourgeoisie kein
grundlegendes Problem. Doch seit der internationalen Finanzkrise 2008
herrscht auf den weltweiten Finanzmärkten ein gnadenloser
Verdrängungskampf. Die Konflikte zwischen den imperialistischen Mächten
spitzen sich zu. An die Stelle des Freihandels tritt der Handelskrieg,
angeführt von den USA.

Das Bemühen der deutschen Regierung um "nationale Champions" steht in
direktem Zusammenhang mit ihrem Bestreben, wieder Weltmacht zu werden und
der damit einhergehenden militärischen Aufrüstung. Seit der damalige
Außenminister Frank-Walter Steinmeier 2014 das Ende der militärischen
Zurückhaltung verkündete und erklärte, Deutschland sei "zu groß, um
Weltpolitik nur von außen zu kommentieren", wird die Bundeswehr
systematisch aufgerüstet.

Um Weltmacht zu werden, braucht der deutsche Imperialismus aber nicht nur
eine schlagkräftige Armee, sondern auch eine global agierende Bank, um
Handel, in- und ausländische Investitionen, die Rüstungsindustrie und
ähnliches zu finanzieren. Die finanzielle Abhängigkeit von den USA ist die
Achillesferse der deutschen Wirtschaft - das haben die Milliarden-Strafen
gegen Siemens, VW und Deutsche Bank, die Sanktionen gegen den Iran und
andere Fälle gezeigt. Auch die wachsende Finanzmacht Chinas wird in Berlin
mit Sorge verfolgt.

Die Deutsche Bank hatte schon im Ersten und Zweiten Weltkrieg eine
treibende Rolle gespielt. Bereits bei ihrer Gründung [2] im Jahr 1870 hatte
sie sich das Ziel gesetzt, "endlich Deutschland auf dem Felde der
finanziellen Vermittelung eine Stellung zu erobern...". Damit war der
Grundstein gelegt für die Finanzierung imperialistischer Expansion in
Asien, Afrika und Südamerika.

Einige Betriebswirtschaftler und Finanzexperten ziehen das Fusionsprojekt
in Zweifel. Sie fürchten, dass die beiden angeschlagenen Banken sich
gegenseitig in den Abgrund ziehen werden. "Zwei kranke Truthähne machen
noch keinen Adler", heißt es in einigen Kommentaren, die auf die geringe
Profitabilität und die vergleichsweise hohen Kosten der Institute
verweisen.

Der Aktienkurs der Commerzbank ist in den letzten fünf Jahren um 42 Prozent
und der der Deutschen Bank um 71 Prozent gesunken. Zwischen 2015 und 2017
wies die Deutsche Bank Milliarden Verluste aus, die weitgehend durch
Strafzahlungen für kriminelle Spekulationsgeschäfte in den USA entstanden
sind. Allein in den letzten zehn Jahren summierten sich diese auf 17 Mrd.
Euro.

Doch die Fusion der beiden Banken ist für die Bundesregierung kein
wirtschaftliches, sondern ein politische Projekt. Es soll durch ein
Arbeitsplatzmassaker und drastische Kostensenkungen finanziert werden. Die
Gewerkschaft Verdi rechnet mit der Schließung von 60 Prozent der Filialen.
Zur Zeit verfügt die Deutsche Bank über 2064 Niederlassungen, davon 1409 in
Deutschland, die Commerzbank über etwa 1000. Gemeinsam beschäftigen die
beiden Banken 140.000 Mitarbeiter. Die Schätzungen des zu erwartenden
Stellenabbaus schwanken zwischen 30.000 und 40.000 Arbeitsplätzen.

Die Wirtschaftszeitschrift Capital fragt sich, "ob das jetzige
Management der Deutschen Bank wirklich die Kraft und die
Rücksichtslosigkeit hat, den Abbau von Zehntausenden Arbeitsplätzen
durchzuziehen". Doch das Management kann dabei auf die Unterstützung der
SPD und der Gewerkschaft Verdi zählen, die entschlossen sind, einen
"nationalen Bankenchampion" zu schaffen.

Harald Christ, ein Präsidiumsmitglied des SPD-Wirtschaftsforums und ehemals
in führender Position bei der Postbank und der Deutschen Bank tätig, gab
dem Sender n-tv zu verstehen, dass Deutschland ohne eine schlagkräftige
Großbank eine fatale Abhängigkeit drohe. Bei einer Fusion stehe "natürlich
das Senken von Kosten im Mittelpunkt", erklärte er, "das heißt Sachkosten
und das Personal".

Die Gewerkschaft Verdi, deren Vertreter in den Aufsichtsräten beider Banken
sitzen, haben Warnstreiks gegen den befürchteten Arbeitsplatzabbau
angekündigt, die am 28. März beginnen sollen. Doch diese dienen nur dazu,
Dampf abzulassen, während Verdi- und die Betriebsratsfunktionäre hinter den
Kulissen längst die Pläne für den Arbeitsplatzabbau ausarbeiten.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/02/07/indu-f06.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2016/02/20/deba-f20.html

Ende Spaltenformat
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KAZ/293: Mitmachen beim Kampf un die Gewerkschaft statt "Mitmachgewerkschaft"


KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 366, März 2019

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

25. Gewerkschaftstag der IG Metall vorbereiten:

Mitmachen beim Kampf um die Gewerkschaft statt "Mitmachgewerkschaft"!


von Ludwig Jost



Unter dem Motto "Miteinander für Morgen - Solidarisch und gerecht"
kündigt der Vorstand den 25. ordentlichen Gewerkschaftstag der IG
Metall an. Er findet in der Zeit vom 6. bis 12. Oktober 2019 in
Nürnberg statt. Beteiligt sind rd. 500 Delegierte, die bis März in den
zuständigen IGM-Geschäftsstellen und Wahlbezirken gewählt werden. Die
Einzelheiten, Ablauf und Tagesordnung erfahren wir, die Mitglieder, in
der metallzeitung von Januar/Februar 2019. Insbesondere wie sich die
IGM-Führung die inhaltliche Diskussion fürs "Miteinander für Morgen"
vorstellt und in welche Richtung sie gelenkt werden soll.

Damit hierbei niemand die Orientierung verliert, gibt es ein
Debattenpapier, zu dem die Mitglieder bis zum 1. März ihre Meinung
sagen konnten. Daraus ist zu erfahren, worüber debattiert werden soll
oder auch nicht. Unter der Überschrift "Die Mitmachgewerkschaft"
stellt IGM-Vorsitzender Hofmann dazu fest: "Das Debattenpapier
soll Anregungen zur Diskussion von Anträgen in den
Delegiertenversammlungen geben. Es wird auch Basis der Entschließungen
und Leitanträge des Vorstands sein, die unter Berücksichtigung der
Anträge dem Gewerkschaftstag vorgeschlagen werden."

Wer dabei in der "Mitmachgewerkschaft" Leit- und/oder generell Anträge
beeinflussen und einbringen will bzw. soll, kommt am "Mitmachen" nicht
vorbei und muss sich auch 16 Seiten Vorstandspapier reinziehen. Das
sind notwendigerweise Vertrauensleutekörper, Bildungsausschüsse,
Delegiertenversammlungen u. a. IGM-Gremien. Für sie geht es vor allem
darum, sich Klarheit darüber zu verschaffen, was bei den
Vorstandsanregungen zur Vernebelung ihrer Hirne und der
kapitalistischen Realität gedacht ist. Man könnte auch sagen - so wie
es landläufig heißt - welche Sau wird dafür, wie alle paar Jahre aufs
Neue, wieder durchs Dorf getrieben. Nach Arbeit 4.0, "vierter
industrieller Revolution" und den regierungsamtlichen Weiß- und
Grünbüchern Arbeit 4.0, heißt das neue Schlagwort dafür in der
metallzeitung "Transformation" - lt. Lexikon Umwandlung oder auch
Umformung.

Transformation

 "Die Theorie von der Sozialpartnerschaft steht im Zusammenhang
 mit der opportunistischen Theorie von der evolutionären
 Transformation des Kapitalismus in eine andere Gesellschaft."
 

 
(Kleines politisches Wörterbuch, Dietz-Verlag Berlin/DDR 1973, S.
 805)



Offensichtlich versucht die IGM-Führung, es dem IGM-Sprachgebrauch
einzuverleiben und durch Veranstaltung von "Transformationskongressen"
in gewerkschaftlichen Gremien, Belegschaften und Betrieben zu
verankern, wofür dann auch der Gewerkschaftstag als Vehikel herhalten
muss. Damit auch alle mitbekommen, wie ernst die Situation ist und
wofür dann gegebenenfalls andere Dinge zurückstehen müssen. Dabei tut
sie so, als ob es um die Überleitung in eine neue Gesellschaftsordnung
ginge: "Die Triebkräfte der Transformation werden tief greifende
Veränderungen in Ökonomie, Politik, Gesellschaft und den Betrieben
auslösen (...) Vor uns liegen gewaltige Veränderungen. Es geht um
einen grundlegenden Wandel, um nichts weniger als eine Transformation
unserer Wirtschaft, unserer Lebens- und Arbeitswelt. Es geht um die
Zukunft der industriellen Branchen am Standort Deutschland, es geht um
die Zukunft der Beschäftigten in der Industrie und des Handwerks ..."
(DBP S. 6)

Als Konsequenz daraus erklärt die IGM-Führung in ihrem Debattenpapier:

"Unser Handlungsauftrag - Die Transformation gestalten"

Zum Gestalten werden hierbei u. a. Arbeitszeit aber auch Werkverträge
und Leiharbeit als mögliche "Handlungsfelder" aufgeführt. Die
Arbeitszeit betreffend wird festgestellt: "Wenn über die Zukunft
der Arbeitsgesellschaft im Zuge der digitalen Transformation geredet
wird, spielen Arbeitszeiten eine wichtige Rolle". An welche
Arbeitszeiten die IGM-Führung hierbei denkt, wird an ihren
Ausführungen deutlich. Sie will sich in jedem Fall das immer wieder
als großen Erfolg hochgejubelte Tarifergebnis von Februar 2018 als die
richtige Arbeitszeitpolitik vom Gewerkschaftstag bestätigen und durch
Beschlüsse nageln lassen. Was sie hierbei im Auge hat, erklärt sie wie
folgt: "Mit der verkürzten Vollzeit und der Wahloption auf
tarifliche Freistellungszeit hat unser Tarifabschluss endlich flexible
Arbeitszeiten im Interesse der Beschäftigten geschaffen. Auch wenn die
Arbeitgeberseite murrt und bremst: Wir müssen und werden diese
Optionen weiterentwickeln."

Zur Erinnerung fürs Weiterentwickeln: Die Option "Verkürzte
Vollzeit"

Das ist der tarifvertragliche Anspruch, die 28-Stunden-Woche mit
entsprechendem Lohnverlust für längstens 2 Jahre oder auch kürzer mit
dem Kapitalisten arbeitsvertraglich zu vereinbaren. Sie beinhaltet das
Rückkehrrecht zur 35-Std.-Woche und gilt ab 1. Januar 2019 für maximal
10 Prozent der Belegschaft (KAZ 362).

Legen wir dieser Option die eigenen IGM-Erklärungen zu verkürztem
Arbeiten zugrunde, dann wurde Teilzeit-Arbeit auf tariflicher Basis
vereinbart: "Teilzeitbeschäftigt ist, wer weniger als die
tarifliche oder im Betrieb übliche Arbeitszeit pro Woche arbeitet -
und zwar unabhängig davon, um wie viele Stunden die Wochenarbeitszeit
reduziert ist. Beispiel: In Betrieben, in denen die 35-Stunden-Woche
tariflich vereinbart ist, sind alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
Teilzeitbeschäftigte, die 34 oder weniger Stunden in der Woche
arbeiten."

"Was dem einen recht ist, ist dem anderen billig"

Was für Teilzeitarbeit gilt, trifft auch die "verkürzte Vollzeit".
Vorsorglich weist die IGM-Führung dabei darauf hin: "Teilzeit hat
Vor- und Nachteile: Es bleibt mehr Zeit, Familie und Beruf besser zu
vereinbaren - sie ist aber oft auch ein Karrierekiller, kürzt das
Einkommen und die spätere Rente. Meist ist unklar, ab welcher
Stundenzahl Teilzeit besteht und welche gesetzlichen Regelungen für
Teilzeitarbeit gelten."

Gesamtmetall zum Tarifabschluss

Der Kapitalistenverband Gesamtmetall stellt in seiner Bewertung des
Tarifvertrages fest: "Ein solcher Anspruch ist auch aus den
geplanten Gesetzen der neuen Bundesregierung zu erwarten. Der
M+E-Tarifabschluss (M+E: Metall und Elektro, d. Verf.) ist
daher auch vor diesem Hintergrund zu sehen.

- Der Tarifvertrag grenzt den geplanten gesetzlichen Anspruch ein und
begrenzt dadurch den drohenden Volumenverlust. Zudem kann der Antrag
auf verkürzte Vollzeit - anders als bei der gesetzlich befristeten
Teilzeit vorgesehen - vom Arbeitgeber abgelehnt werden, wenn er das
entfallende Arbeitsvolumen nicht gleichwertig ersetzen kann.

- Daneben wurden auch die gesetzliche Teilzeit auf ebenfalls maximal
10 Prozent und der Anteil der Beschäftigten mit gegenüber der
tariflichen Wochenarbeitszeit verkürzter Arbeitszeit insgesamt auf 18
Prozent begrenzt." (Gesamtmetall 2018, "Broschüre zum Tarifabschluss",
www.gesamtmetall.de)

Sauber kann man dazu nur sagen. Mit diesen Worten erklärt
Gesamtmetall, dass die für alle Lohnabhängigen geltende (und ab 2019
erweiterte) gesetzliche Regelung durch den Tarifvertrag unterlaufen
wird. Am Beispiel der lt. IGM in der M+E-Industrie 3,8 Millionen
Beschäftigten gerechnet, sagt das Gesetz: Alle haben den Anspruch, die
Arbeitszeit auf 28 Stunden in der Woche zu verkürzen und das Recht auf
Teilzeit. Nichts da, sagen dann die Kapitalisten und ziehen den
Tarifvertrag aus der Tasche, maximal 10 Prozent, das sind statt 3,8
Mio. nur 380 Tsd. Darauf haben sich die Tarifvertragsparteien
geeinigt. Die im Gesetz für tarifvertragliche Vereinbarungen
vorgesehene Öffnungsklausel macht das möglich.

Wahloptionen für alle - die Tarifrunde 2018 macht's möglich

Jetzt will der IGM-Vorstand die Wahloptionen "auf alle
Beschäftigtengruppen im Betrieb ausweiten". Soweit es dabei mit um
die Optionen geht, die als gesetzliche Regel - wie o. g. - bereits
durch Tarifvertrag ausgeschlossen wurden, heißt das: Die IGM-Führung
wird bzw. will sich per Tarifvertrag zurückholen, was sie als
gesetzlichen Rechtsanspruch für 90 Prozent der Belegschaft durch
Tarifvertrag ausgeschlossen hat. Das Beispiel dafür ist die nicht
endende Auseinandersetzung in der Leiharbeit. Zunächst durch
Tarifvertrag Ausschaltung des gesetzlichen Anspruchs auf Equal-Pay ab
dem 1. Arbeitstag und dann tarifvertraglicher "Kampf": "Gleicher Lohn
für gleiche Arbeit" für alle Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter. Das
ist ein jahrelanger Prozess, bei dem es immer wieder kleine Erfolge zu
melden gibt. Bei der Leiharbeit Branchenzuschläge u. a. und bei den
Wahloptionen? Dabei schmückt sich der IGM-Vorstand dann z. B. mit dem
Erfolg: Wir haben den Anspruch auf "verkürzte Vollzeit", die
tarifliche 28-Std.-Woche (natürlich ohne Lohnausgleich) jetzt für 30
oder mehr Prozent der Beschäftigten in der M+E-Industrie durchgesetzt.

"Arbeitszeitpolitischer Handlungsspielraum durch Tarifrunde
vergrößert" 

So heißt es im Debattenpapier. Nach Vorstandsmeinung ergeben sich
dadurch "vielfältige Möglichkeiten, dieses Ergebnis auszubauen."
Bei dieser Ankündigung ist davon auszugehen, dass die
"vielfältigen Möglichkeiten" einschließlich der Wahloptionen in einer
Vorstandsentschließung auftauchen werden. Damit lassen sich dann z. B.
auch Forderungen nach kollektiver Arbeitszeitverkürzung, wie die 30-
oder 28-Std.-Woche bei vollem Lohnausgleich bekämpfen, verhindern oder
auf die "lange Bank" schieben. So geht es der 35-Std.-Woche jetzt seit
24 Jahren. Dabei blickt die IGM-Führung auf jahrelange Erfahrungen
beim Schieben. Auf dem letzten Gewerkschaftstag 2015 hieß es in ihrem
Leitantrag "Neue Arbeitszeitpolitik": "Bis zum nächsten
Gewerkschaftstag sind Arbeitszeitfragen zentrale tarifpolitische
Themen für die Metall- und Elektroindustrie und alle weiteren
Branchen. Welche Konfliktthemen sich ergeben, wird nach der
Wahrnehmung der Gesprächsverpflichtung zwischen Gesamtmetall und IG
Metall deutlich werden."

Also 4 Jahre Diskussion über das in den Betrieben ständige
Konfliktthema Arbeitszeit und dann fragen wir den größten
Kapitalistenverband im Metallbereich: He Sozialpartner, gibt's
"Konfliktthemen", vielleicht die Arbeitszeit oder gar die
35-Std.-Woche im Osten?

Im Debattenpapier heißt es dazu: "Die Angleichung der Arbeitszeiten
in allen Regionen und Branchen der IG Metall an die 35-Stunden-Woche
ist weiterhin Ziel der IG Metall. Mit konkreten Initiativen und
Vorschlägen auf Flächen- und Betriebsebene in der ostdeutschen Metall-
und Elektroindustrie arbeiten wir daran."

Wie es dabei um die Arbeit in "allen Regionen und Branchen" steht,
wird nicht erwähnt. Sie besteht seit Jahren in der Wiederholung der
Aussage, dass es "weiterhin Ziel der IGM ist ... usw. usf." Auf diese
Formulierung zum Verschieben haben sich auch die Delegierten auf den
Gewerkschaftstagen immer wieder festlegen lassen. Hierbei haben sie z.
B. ebenso versäumt, die Durchsetzung der 35-Std.-Woche im Osten (aber
auch als gesetzliche Regelung) zur Angelegenheit der gesamten IGM, zur
Frage, zur Aufgabe der gesamten Arbeiterklasse zu machen.

1,5 Millionen Metallerinnen und Metaller haben sich mit Warn- und
24-Std.-Streiks nach Angaben des IGM-Vorstands im Januar/Februar
vergangenen Jahres an der Tarifbewegung beteiligt. Die Mobilisierung,
die sich zeigende Solidarität, die Kampfbereitschaft ganzer und großer
Belegschaften wurden nicht dafür genutzt, solange zu streiken, bis die
35-Std.-Woche für die Kolleginnen und Kollegen im Osten z. B. in den
nächsten 3 Jahren feststeht. Was herausgekommen ist, war eine
lächerliche Gesprächsverpflichtung der Kapitalisten, dem im November
ein sogenanntes Eckpunkte-Papier gefolgt ist. Es stellt in Aussicht,
dass in einem "Modell der unterschiedlichen Geschwindigkeiten"
ein "Gesamteinführungszeitraum bis 2030" vorgesehen ist
(Tagesspiegel 21.01.2019).

Die Verhandlungen sollten nach Meinung der IGM im Januar 2019
beginnen. Das hat nicht geklappt. Die Kapitalisten haben die IGM mit
ihrer Entscheidung auf Ende Januar vertröstet. Wie die IGM-Führung
dabei vom Kapital vorgeführt wird, erklärt der zuständige
Bezirksleiter Höbel (IGM-Bezirk Berlin, Brandenburg und Sachsen) in
der metallzeitung von Januar/Februar 2019 mit den Worten: "Wir
gehen davon aus, dass mächtige Arbeitgeberverbände aus dem Westen
gegen die Verhandlungen interveniert haben." Hierbei heißt das
Rezept von Höbel für den Fall, dass die Kapitalisten nicht verhandeln
wollen: "Wenn die Arbeitgeber diesen Weg versperren, werden wir
unser Ziel Betrieb für Betrieb weiterverfolgen."

Es ist also nichts mit dem "guten Stück voran". Seit Wochen versuchen
die Belegschaften im Bereich Berlin-Brandenburg-Sachsen mit o. g.
Initiativen und Vorschlägen, mit Fotoaktionen, Fotoshooting u. a.
Druck auf die Kapitalisten, auf die in Gesamtmetall organisierten
"mächtigen Arbeitgeberverbände", Südwestmetall usw. auszuüben. Zu
diesen Aktivitäten gehört die Erklärung einer ganzen Reihe von
Betriebsräten "zur Angleichung der Arbeitszeit Ost" an ihre
Kapitalisten: "Hiermit appellieren wir an den Vorstand und die
Geschäftsführung unseres Unternehmens, sich dafür einzusetzen, dass
die west- sowie die ostdeutschen Arbeitgeberverbände im Kontext von
Gesamtmetall die Blockadehaltung gegen die vereinbarten Eckpunkte
aufgeben und die Aufnahme von Verhandlungen konstruktiv begleiten."


Es ist offensichtlich, die Ost-Betriebsräte haben sich mit ihrem Apell
in der Adresse geirrt. Die ist im Westen. Das sind mit der IGM-Führung
die West-Bezirke der IGM und ihre Kolleginnen und Kollegen in den
dortigen Betrieben. Sie stehen in der besonderen Verantwortung,
endlich gegen die von Kapital und Regierung veranlasste und
verteidigte Spaltung, und gegen die unterschiedlichen Rechte in Ost
und West den Kampf zu organisieren, und dabei auch die
"unterschiedlichen Geschwindigkeiten" des Eckpunktepapiers zu
vereinheitlichen und erheblich zu beschleunigen. Dafür können nur sie
die Adressaten sein. Nur mit ihnen können und müssen gemeinsame
Aktivitäten, z. B. Solidaritätsstreiks o. a., in allen Tarifgebieten
organisiert werden.

Im Debattenpapier stellt der IGM-Vorstand fest: "Die Kraft und
Stärke der vielen, die Kraft und Stärke der Solidarität, die Kraft und
Stärke eines großen Zusammenschlusses von Menschen kann Berge
versetzen: Das bleibt auch im 21. Jahrhundert so: Wer sich
zusammenschließt, ist stärker! Unsere Kraft liegt bei den
organisierten Mitgliedern in den Betrieben ..."

Die Situation im Osten ist Grund genug, die IGM-Führung beim Wort zu
nehmen. Hierbei geht es darum, den "Berg", der vor der 35-Std.-Woche
im Osten liegt, vielleicht gegen Widerstand aus den eigenen Reihen,
aus dem Weg zu räumen und zu vermeiden, was Bezirksleiter Höbel
angekündigt hat: Das heißt Spaltung der notwendigen gemeinsamen Front,
statt Solidarität, gemeinsamer Kampf und Streik: Häuserkampf für den
Abschluss von Haustarifen mit den unterschiedlichsten Rechten und
Vereinbarungen in den betroffenen Betrieben. Die Belegschaften sind
hierbei auf sich allein gestellt, müssen sehen, wie sie zurechtkommen.
Das heißt nicht mehr die Klasse um eine gemeinsame Forderung
zusammenzuschließen, sondern das Gegenteil. Dabei kann es nur ein
Anfang sein, wenn die tarifliche Arbeitszeit in der Metall- und
Elektroindustrie angeglichen wird. 41 Stunden in der Woche wird
durchschnittlich in diesem Land gearbeitet (2004 waren es noch 38
Stunden). Der Kampf des deutschen Kapitals um einen Platz an der Sonne
fordert seinen Tribut von den Arbeitern und das wird nicht besser. Es
geht also um viel mehr, um die Durchsetzung gesetzlicher
Arbeitszeitverkürzung - so wie es Karl Marx 1867 in seinem berühmten
Buch "Das Kapital" schon gesagt hat: "Zum Schutz gegen die Schlange
ihrer Qualen müssen die Arbeiter ihre Köpfe zusammenrotten und als
Klasse ein Staatsgesetz erzwingen, ein übermächtiges
gesellschaftliches Hindernis, das sie selbst verhindert, durch
freiwilligen Kontrakt mit dem Kapital sich und ihr Geschlecht in Tod
und Sklaverei zu verkaufen."

Die technische Entwicklung, die Entwicklung der Produktivkräfte, von
der IGM- und SPD-Führung als Arbeiten 4.0 oder "Transformation"
verballhornt, macht einen Normalarbeitstag für alle von 7 Stunden (und
sogar noch weniger) bei vollem Lohnausgleich längst möglich. Der Kampf
darum würde uns auch helfen, uns als Klasse zusammenzuschließen, um
den Kapitalisten die Produktionsmittel zu entreißen und ein Leben in
Frieden und ohne Ausbeutung aufzubauen.

Klassenkampf statt "Transformation"!

 * 

"Transformation" und Leiharbeit

Dazu hat die IGM-Führung ihren Beitrag im Sinne des Kapitals bereits
geleistet. Die noch Anfang der 1990er Jahre selbstverständliche und
generelle Verbots-Forderung sowie die Bezeichnung der Leiharbeit als
"moderner Sklavenhandel" hat sie in die Feststellung transformiert:

"Wir sind nicht gegen Leiharbeit als vorübergehendes
Flexibilisierungsinstrument" (KAZ 363)

Wie es mit dem Flexi-Instrument in den Betrieben vorübergehend
aussieht, wird z. B. in der metallzeitung Okt./Nov. 2018 berichtet.
Unter der Überschrift "Immer mehr Leiharbeit und Fremdvergabe"
heißt es dort: "... 1,2 Millionen Stellen sind nicht besetzt.
Gleichzeitig hat die Zahl der Leiharbeiter mit 1,03 Millionen den
höchsten Stand der Geschichte erreicht. Dazu kommt, dass die Industrie
immer mehr Arbeit über Werkverträge an Fremdfirmen ausgliedert ...

Beschäftigte in Leiharbeit und bei industrienahen Dienstleistern
haben meist deutlich schlechtere Arbeitsbedingungen als
Stammbeschäftigte. So verdienen Leiharbeiter in der Gesamtwirtschaft
im Schnitt 1868 Euro brutto - gut 42 Prozent weniger als der
Durchschnitt aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Zudem ist ihr
Risiko arbeitslos zu werden, fünfmal so hoch ..."

IG Metall will "Gute Arbeit für alle"

"... Jetzt legt die IG Metall eine Schippe drauf und startet die
Kampagne 'Gute Arbeit für alle' in den Betrieben. Alle Beschäftigten,
auch die von Leihfirmen und Dienstleistern, sollen gute
Arbeitsbedingungen bekommen ... Höchste Zeit zu handeln."

Mit der "Schippe drauf" und dem "Handeln" klappt es offensichtlich
nicht so schnell. Auch im Dezember 2018 heißt es auf Seite 6 der
metallzeitung: "Immer mehr Missbrauch von Leiharbeit und
Fremdvergabe"

"Fast 80 Prozent der Industriebetriebe gliedern Arbeit aus - über
Leiharbeit oder durch Fremdvergabe über Werkverträge. Das zeigt eine
Befragung der IG Metall von Betriebsräten in rund 3600 Betrieben.

Mehr als ein Viertel der befragten Betriebsräte sagt zudem, dass
ihr Arbeitgeber auch Stammarbeitsplätze durch Leiharbeit und
'Industrienahe Dienstleister' ersetzt - in der Regel zu deutlich
niedrigeren Löhnen und schlechteren Arbeitsbedingungen. Die IG Metall
sieht darin einen Missbrauch. ... Die Betriebsräte erwarten, dass der
Trend zur Ausgliederung weitergeht. Die IG Metall will daher den
Missbrauch von Leiharbeit und Fremdvergabe verstärkt in den Betrieben
angehen, mit der neuen Kampagne und betriebspolitischen Offensive
'Gute Arbeit für alle'".

Wenn die Kapitalisten das mitbekommen und auch noch "Wir sind nicht
gegen Leiharbeit" auf der IGM-Vorstands-"Schippe" lesen, dann werden
sie nach 47 Jahren AÜG endlich in die Knie' gehen. Aber Spaß beiseite.
Was in den o. g. Metallzeitungen abgesehen von dem Betrieblichen zur
Situation der Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter geschildert wird: das
Heuern und Feuern, die Angst vor dem einfach Abmelden und Nachhause
Schicken, das Lohndumping, die Rechtlosigkeit, die Spaltung der
Belegschaften usw. usw. Alles, was oben geschildert wird, ist ebenso
seit Zig-Jahren bekannter Zustand. Der ist genauso seit Jahren immer
wieder Thema auf Gewerkschaftstagen-Kongressen-Versammlungen und bei
sonstigen Veranstaltungen. Erfahrungsgemäß steht hierbei längst fest:
An dieser Situation ändert sich nichts mit dem, was die IGM-Führung
seit Jahren immer wieder als Kampf gegen den Missbrauch von Leiharbeit
verkauft. Die Phrasendrescherei von "Fairer Leiharbeit" oder wie o. g.
eine Kampagne und/oder eine "betriebspolitische Offensive" mit der
Forderung nach "Guter Arbeit für alle", die nicht gleichzeitig mit der
offensiven Forderung nach einem Verbot der Leiharbeit verbunden ist.
Darum geht es nach wie vor. Weder Gewerkschaften noch Betriebsräte und
Belegschaften brauchen gegen die eigenen Kolleginnen und Kollegen
gerichtete "vorübergehende Flexibilisierungsinstrumente", so wie der
IGM-Vorstand die Leiharbeit im April 2018 gegenüber Betriebsräten und
Belegschaften bezeichnet hat. Von ihnen, von ihren Diskussionen über
Debattenpapier und möglichen Anträgen hängt es ab, ob das zum Thema
auf dem IGM-Gewerkschaftstag im Oktober gemacht und wieder in Richtung
einer Verbotsforderung gebracht werden kann.

 * 
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Genossenschaften

Selbsthilfe und Schutz

von Manfred Walz



Die modernen Genossenschaften sind Anfang bis Mitte des
19. Jahrhunderts als Schutzgemeinschaften gegen Not und Ausbeutung
entstanden.


Eine Ursache für die Entstehung der modernen Genossenschaften
war der Zustrom der Bevölkerung in die Städte, der zu einer starken
Verdichtung der Belegung in den vorhandenen Wohnungen und allem, was
ein Dach hatte, führte. Die neue Gewerbefreiheit, die das
traditionelle Handwerk gefährdete, führte zu Beginn der
Industrialisierung zu einem Überangebot an Handwerkern. Sie war
zugleich von steigender Massenproduktion begleitet.

Eine andere Ursache war auf dem Land die Freistellung der kleinen
Landwirte von Grund und Boden im Anschluss an die Ablösung des
feudalen Grundbesitzes im Zuge der Stein-Hardenbergschen Reformen.
Zwar hatten die Reformen zur Bauernbefreiung geführt. Doch hatten die
bis dahin gutsuntertänigen Bauern im Osten große Teile ihres Landes an
die "Krautjunker" abgeben müssen, im Westen waren die Naturalabgaben
durch langfristig zu tilgende Geldrenten abgelöst worden.

In der Stadt und auf dem Land entstand eine Vielzahl von
Genossenschaften. Als erste gilt die Baumwollspinnerei in New Lanark
von Robert Owen, gegründet 1799 in Schottland. Erste Modelle in
Deutschland waren deutlich später: neben kleinen, an Produktion
orientierten, und Wohnungsbaugenossenschaften war es Friedrich Wilhelm
Raiffeisen 1847, dessen kreditgenossenschaftlicher Ansatz der Bank bis
heute existiert. Zu gleicher Zeit startete Schultze-Delitzsch eine
"Rohstoffassoziation" für Tischler und Schumacher und 1850 einen
gemeinnützigen "Vorschußverein" (1). In den 1850er Jahren verbanden
sich Handwerker und Arbeiter zu einer Konsumgenossenschaft in Sachsen.
Schließlich nahm ab den 1860er Jahren die sich formierende
Arbeiterbewegung mit Ferdinand Lassalle die Genossenschaftsidee auf,
die dann in den 1890ern zu einer Gründungswelle sozialistischer
Genossenschaften führte.


Selbstorganisation

Nach dem verlorenen Ersten Weltkrieg stieg die Zahl der neu
gegründeten Genossenschaften ab 1918 auf mehr als 2000 im Jahr, bis
zum Eintritt der Hyperinflation 1923 auf 5000 (!) jährlich, um dann
bis 1933 wieder unter 2000 pro Jahr zu fallen. In der Zeit bis 1925
waren es vor allem gewerbliche und ländliche Bankgenossenschaften, ihr
Anteil lag zu Jahresanfang 1925 bei rund 13 Prozent, die
Produktivgenossenschaften kamen auf knapp 10 Prozent. Die Konsum- und
Baugenossenschaften machten zu diesem Zeitpunkt 4,6 bzw. 7,3 Prozent
aller deutschen Genossenschaften aus.(2)

Schon sehr bald nach dem Beginn der Hitlerdiktatur, im Juli 1933,
wurden Vorstand und Geschäftsführung der Genossenschaften mit dem
"Gesetz zur Sicherung der Gemeinnützigkeit Wohnungswesen" überprüft
und auf das "Führerprinzip gleichgeschaltet", ihr Geschäftsfeld wurde
auf Kleinwohnungen, die neue NS-wohnungspolitische Orientierung
festgelegt.(3)

Nach dem Ende des NS-Staates galten das
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz (WGG) und die Durchführungsverordnung
zunächst in ihren Fassungen von 1940 unverändert weiter. Erstaunlich
ist in diesem Zusammenhang die Behauptung des Kommentars zum WGG von
1988, "dass zwar das WGG aus dem Jahr 1940 stammt, dass aber dieses
Gesetz nicht mit der Blut-und-Boden-Ideologie überfrachtet wurde".(4)


Die Abkehr von der Gemeinnützigkeit

Im folgenden gehen wir nur noch auf die Wohnungsbaugenossenschaften in
den Städten ein, da in Stadt- und Mietpreisentwicklung seit 1988
dramatische Entwicklungen stattfinden.

1988 wurde die Wohnungsgemeinnützigkeit aufgehoben und der Verkauf
sozialorientierter und kommunaler Wohnungen der Gemeinnützigen
Wohnungsunternehmen (GWU) eingeleitet - er treibt bis heute, verbunden
mit dem spekulativem Finanzsektor, die dramatischen Mietsteigerungen
in den Städten ab 100.000 Einwohnern an. 1988 gab es noch 3,33
Millionen Wohnungen, die 10-30 Prozent unter der Marktmiete lagen.
Heute gibt es keine gemeinnützigen Wohnungen mehr.(5)




Friedrich Engels zur Wohnungsfrage





Friedrich Engels' Analyse in seiner Schrift Zur Wohnungsfrage
 (1872/73) vor bald 150 Jahren ist immer noch und immer wieder aktuell:




"Die sogenannte Wohnungsnot, die heutzutage in der Presse eine so große
 Rolle spielt, besteht nicht darin, daß die Arbeiterklasse überhaupt in
 schlechten, überfüllten, ungesunden Wohnungen lebt. Diese
 Wohnungsnot ist nicht etwas der Gegenwart Eigentümliches; sie ist nicht
 einmal eins der Leiden, die dem modernen Proletariat, gegenüber allen
 frühern unterdrückten Klassen, eigentümlich sind; im Gegenteil, sie hat
 alle unterdrückten Klassen aller Zeiten ziemlich gleichmäßig
 betroffen...



Das Resultat ist, daß die Arbeiter vom Mittelpunkt der Städte an den
 Umkreis gedrängt, dass Arbeiter- und überhaupt kleinere Wohnungen
 selten und teuer werden und oft gar nicht zu haben sind; denn unter
 diesen Verhältnissen wird die Bauindustrie, der teurere Wohnungen ein
 weit besseres Spekulationsfeld bieten, immer nur ausnahmsweise
 Arbeiterwohnungen bauen."



Engels fasst gegen Ende seine Schrift in fünf Punkten zusammen:



"Erstens, daß Übertragung der Grundrente an den Staat
 gleichbedeutend ist mit der Abschaffung des individuellen
 Grundeigentums.



Zweitens, daß die Ablösung der Mietwohnung und die Übertragung
 des Eigentums der Wohnung an den bisherigen Mieter die kapitalistische
 Produktionsweise gar nicht berührt.



Drittens, daß dieser Vorschlag bei der jetzigen Entwicklung der
 großen Industrie und der Städte ebenso abgeschmackt wie reaktionär ist,
 und daß die Wiedereinführung des individuellen Eigentums jedes einzelnen
 an seiner Wohnung ein Rückschritt wäre.



Viertens, daß die zwangsmäßige Herabsetzung des Kapitalzinses die
 kapitalistische Produktionsweise keineswegs angreift, im Gegenteil, wie
 die Wuchergesetze beweisen, ebenso uralt wie unmöglich ist.



Fünftens, daß mit Abschaffung des Kapitalzinses das Mietgeld für
 Häuser keineswegs abgeschafft ist."



(Friedrich Engels: Zur Wohnungsfrage. In: MEW. Bd.18. S.213, 215,283.)





Was können Genossenschaften heute gegen die Wohnungsnot tun? Grund und
Boden haben dabei eine Schlüsselposition. Wir können auch von einem
"Frühwarnsystem" für das Wirtschaftssystem sprechen. Die Wohnung in
den Ballungsräumen verliert immer deutlicher ihren Charakter als
Gebrauchswert, in steigendem Maß wird sie Tauschwert mit
Mietsteigerungen seit 2008 in München um 80 Prozent, in Berlin um 50,
in Düsseldorf und Frankfurt um 30-40 Prozent.(6)

Angesichts dieser dramatischen Zuspitzung in den Städten ist ein
Kurieren an den Miethöhen und ihren Verdrängungseffekten nicht mehr
sinnvoll. Es geht um einen Neuanfang.(7) Die Verfügung über Grund und
Boden ist immer deutlicher ins Kapitalsystem integriert worden. Es
wird Zeit, dass die "soziale Stadt" sowohl in bezug auf die
Lebensqualität wie auf die Ökonomie als Konzept wieder erkennbar
wird.(8) Es ist an der Zeit, dass die Bodenfrage thematisiert wird.
Dazu können Genossenschaften einen Beitrag leisten.


Manfred Walz ist Stadtplaner, Mitglied im wohnbund,
Mitbegründer der Dachgenossenschaft-NW und wohnt in einer
Wohngenossenschaft. Von ihm ist erschienen: Wohnungsbau- und
Industrieansiedlungspolitik in Deutschland 1933-1939
(Frankfurt am Main, New York 1979).


Anmerkungen

(1) https://de.wikipedia.org/wiki/Genossenschaft


(2) http://genossenschaftsgeschichte.info/genossenschaften-zwischen-krieg-und-grosser-inflation-1918-1925-547


(3) Manfred Walz, Wohnungsbau- und Industrieansiedlungspolitik inDeutschland 1933-1939, Frankfurt/New York, 1979

(4) Studie "Neue Wohnungsgemeinnützigkeit (NWG), Wege zu langfristig preiswertem und zukunftsgerechtem Wohnraum, Studie im Auftrag der
Bundestagsfraktion Bd 90/Die Grünen, Hannover 15.12.2015, S. 45f

(5) Quelle wie Anmerkung (4), S. 49

(6) https://www.deutschlandfunkkultur.de/die-neue-wohnungsfrage-wie-aus-immobilien-anlageprodkte.976.de.html?dram:article_id=380141


(7) Dieter Läpple, Produktive Stadt, 2018 Bauwelt

(8) Franziska Eichstädt-Bohlig, Die Bodenfrage, zerrieben zwischen
Bund, Städten und Kommunen, Bauwelt 6.2018
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"Pressure from without" - Soziale und politische Proteste und
Bewegungen 2008-2018

von André Leisewitz, Jürgen Reusch, Gerd Wiegel und Michael Zander



Es fehlt nicht an sozialen und politischen Bewegungen in der
Bundesrepublik. Über betriebliche Auseinandersetzungen und Streiks -
einen Kernbereich sozialer Konflikte und Klassenauseinandersetzungen -
wird in der Bundesrepublik jährlich von gewerkschaftlicher Seite
(Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut, WSI) und in "Z"
durch den an der Uni Jena erarbeiteten "Streikmonitor" berichtet.[1]
Auch die Unternehmerseite hält sich durch ihr "Institut der deutschen
Wirtschaft" auf dem Laufenden. Die Übersichten zeigen seit 2012 eine
deutliche Belebung der Arbeitskämpfe. Zwischen 2012 und 2016 lag die
Zahl der an Streiks Beteiligten in jedem Jahr (Ausnahme: 2014) bei
über einer Million. Erzieherinnen, Postbeschäftigte, Lokführer,
Krankenschwestern, Piloten und Flugbegleiter, Bauarbeiter u.v.a.m. -
Beschäftigte im Dienstleistungs- und Carebereich wie im Verarbeitenden
Gewerbe - kämpften nicht nur um höheren Lohn und bessere
Arbeitsbedingungen, sondern reagierten auf die Folgen von
Privatisierungen (Post, Gesundheitswesen), von Deregulierungsmaßnahmen
und Anstachelung der inner- und zwischenbetrieblichen Konkurrenz
(Aufhebung des Beamtenstatus, Betriebsverlagerungen), gegen die
Tarifflucht der Unternehmer oder die Verweigerung des Rechts auf
Bildung von Betriebs- und Personalräten. Im letzten Jahr gingen allein
in der Metall- und Elektroindustrie ca. 1,5 Millionen im Kampf um
höhere Löhne und einen Einstieg in die Arbeitszeitverkürzung auf die
Straße, und in einer großen Zahl kleinerer, unspektakulärer
betrieblicher Auseinandersetzungen in fast allen Branchen fanden
öffentliche Demonstrationen und Kundgebungen von Beschäftigten statt.
In die betrieblich-gewerkschaftlichen Auseinandersetzungen sind also
Jahr für Jahr Hunderttausende einbezogen. Wenn in der Linken jetzt
wieder mehr über "neue Klassenpolitik" nachgedacht wird, so ist das
auch eine Reaktion auf diese Wirklichkeit der sozialen Konflikte und
Klassenauseinandersetzungen.

Offenkundig zugenommen haben auch die außerbetrieblichen und
außerparlamentarischen Bewegungen, bei denen es nicht um Lohn und
Arbeitszeit, sondern um Mieten, Umweltverhältnisse und Klimafolgen,
Schutz von Flüchtlingen, für allgemeindemokratische Rechte und gegen
Globalisierungsfolgen geht. Und deutlich zugenommen haben rechte
Mobilisierungen insbesondere gegen Migrantinnen und Migranten im
Kontext der großen Flüchtlingsbewegung seit 2015. Diese gegenläufigen
und widersprüchlichen Bewegungen sind insgesamt Ausdruck wachsender
sozialer, kultureller und politischer Spannungen im Kapitalismus der
Bundesrepublik, die sich auch in den wahlpolitischen Veränderungen
(Rechtsverschiebung, Aufstieg der AfD, Erosion der Parteienlandschaft)
zeigen und gegen sie richten.[2] Und es ist an der Zeit, dass die
Linke insgesamt stärker über die Zusammenführung von sozialen
Auseinandersetzungen im Produktions- und Reproduktionsbereich
einerseits und politisch-sozialen Protestbewegungen gegen Rechts, für
demokratische, ökologische und soziale Rechte und Verbesserungen in
der außerbetrieblichen Lebenswelt nachdenkt, statt sich wechselseitig
nicht zur Kenntnis zu nehmen.

Methodisches 

Was wissen wir über Ausmaß und Dynamik außerbetrieblicher sozialer und
politischer Proteste und Bewegungen? Hierzu gibt es, neben der
tagesaktuellen Berichterstattung, zwar eine wachsende Zahl von
verallgemeinernden Untersuchungen zu einzelnen Bereichen und
Regionen,[3] aber kaum zusammenfassende Bestandsaufnahmen. Dies gilt
auch für ihre quantitative Dimension. Die Bestandsaufnahmen der
Versammlungsbehörden,[4] bei denen Kundgebungen und Demonstrationen
angemeldet werden müssen, sind nicht unmittelbar öffentlich
zugänglich. Bestehende Einrichtungen der Linken sind offenbar nicht in
der Lage, die notwendigen Informationen zusammenzutragen.[5]

Eine entsprechende Übersicht wäre aber nicht nur nützlich, um sich
über das Ausmaß öffentlicher Proteste und außerparlamentarischer
Bewegungen insgesamt - über die Erfahrungen der "teilnehmenden
Beobachtung" politischer Aktivisten hinaus - klar zu werden, sondern
auch, um die darin zum Ausdruck kommenden politischen Haltungen
unabhängig von den Filtern der öffentlichen Medien kommunizieren und
zugleich nüchtern bewerten zu können.

Simon Teune vom Berliner Institut für Protest- und Bewegungsforschung
weist darauf hin, dass "die Wahrnehmung sehr stark von der
Medienberichterstattung verzerrt ist, die nur einen kleinen Teil des
Protestgeschehens abbildet".[6] Er führt als Beleg eine Recherche des
Senders Radio Berlin-Brandenburg (rbb) an, in der bei den zehn größten
Städten der Bundesrepublik nach Daten zu Protestereignissen in den
letzten Jahren gefragt wurde.[7] Sie zeigt, dass 2018 z.B. in Berlin
nach amtlichen Angaben von Januar bis November dieses Jahres 4500
angemeldete Kundgebungen und Demonstrationen stattfanden, über die nur
zu einem geringen Bruchteil in den öffentlichen Medien berichtet
wurde. Pro Tag fanden im letzten Jahr in Berlin also etwa zwölf
zumeist kleinere, lokal gebundene Protestkundgebungen statt. Sie
reichten von "halbnackten Radfahrern auf der Oberbaumbrücke, die auf
ihre Verletzlichkeit im Straßenverkehr aufmerksam machen" und
"kälteresistenten Umweltaktivisten, die mit aufgeblasener
Wasserball-Erdkugel in der Spree schwimmend für mehr Klimaschutz
protestieren" oder "Scharen motorisierter Rocker, die kuttenbekleidet
gegen das Kuttenverbot anfahren" bis zu bundesweit registrierten
Massenkundgebungen wie der Großdemonstration #unteilbar mit einer
Viertelmillion Teilnehmenden.

Proteste in bundesdeutschen Großstädten 2008-2018

In den Großstädten hat sich zwischen 2008 und 2018 die Zahl der
angemeldeten Demonstrationen und Versammlungen unter freiem Himmel im
Schnitt etwa verdoppelt (vgl. Tab. 1).
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Dass die meisten angemeldeten Versammlungen unter freiem Himmel
in Berlin stattfanden, ist nicht überraschend. Berlin als mit Abstand
größte deutsche Stadt (3,6 Mio. Einwohner) und mit Regierungssitz ist
politisches Zentrum. Zugleich findet sich in Berlin auch genügend
"kritische Masse" für politische Bewegungen, z.B. fast 200.000
Studierende,[8] eine relativ hohe und lokal konzentrierte Zahl
politisch und gewerkschaftlich aktiver Linker mit entsprechender
publizistischer, kommunikativer und Bildungsinfrastruktur.[9] Gemessen
an der Einwohnerzahl war die Demonstrationshäufigkeit 2018 in
Stuttgart, Frankfurt und Dresden noch etwas größer. Hier spielen auch
regionale Spezifika eine Rolle, so z.B. für Dresden die seit Jahren
anhaltende regelmäßige rechte Pegida-Demonstration.

Bei näherer Betrachtung im Zeitverlauf zeigt sich, dass in den meisten
Städten die Häufigkeit von Demonstrationen und Kundgebungen seit 2008
bis etwa 2015 kontinuierlich zugenommen hat und seitdem auf diesem
hohen Niveau verblieben ist (vgl. Tab. 2; Angaben zur Entwicklung der
Zahl der Beteiligten an den Aktionen werden in der rbb-Recherche nicht
genannt).
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Außerbetriebliche soziale und politische Bewegungen konzentrieren sich
in erster Linie auf die (größeren) Städte; sie sind die Räume mit
entsprechender Infrastruktur (z.B. besetzbaren Plätze und Straßen,
Verkehrsanbindung), in denen große, mobilisierbare Bevölkerungsgruppen
ansässig und berufstätig sind, die zusammenkommen und ihren Dissens
öffentlich zeigen können. In den großen Städten befinden sich
politische Institutionen (die z.T. vor Demonstrationen geschützt sind
- "Bannmeilen") und häufig Versammlungsorte der politischen Eliten wie
z.B. die Münchner "Sicherheitskonferenz" als regelmäßiger
Anziehungspunkt für Friedensproteste. Die großen Städte sind auch
Orte, deren Zentren und Infrastruktur u.U. durch Massenversammlungen
"lahmgelegt" werden können.

Für einen anderen Typ von Demonstrationen, der in den o.a. Daten nicht
erfasst wird, sind die großen Städte nicht Ort des Geschehens, sondern
eher Rekrutierungsbasis: Demonstrationen, die sich z.B. gegen
ökologischen Kahlschlag (Braunkohletagebaue, Hambacher Forst) oder
gegen militärische Infrastruktureinrichtungen im ländlichen Raum
richten.

Rechte Mobilisierung

Ebenfalls regional weitgestreut sind rechte Mobilisierungen gegen
Geflüchtete und deren Unterkünfte in kleineren und "abgehängten"
Städten. Rechte und rechtsextremistische Proteste und Demonstrationen
haben in den vergangenen Jahren deutlich zugenommen.[10] Neu ist nicht
nur ihre geradezu explosionsartige Verbreitung, sondern auch ihre
Verzahnung mit der AfD.[11] Anders als frühere ähnliche Parteien wie
die Republikaner oder die DVU kann sich die AfD auf diese rechte
Mobilisierung stützen.

Vor allem seit 2015 (dem kurzen "Sommer der Migration") haben wir es
mit einer verstärkten rechten Straßenmobilisierung zu tun. Pegida in
Dresden erlebte parallel zur AfD einen Aufstieg, der republikweit
zahlreiche regionale Ableger fand. Mit Pegida gelang es der
politischen Rechten, eine neue Form des Protests zu etablieren. Über
zwei Jahre hinweg (!) gingen Woche für Woche mehrere tausend Menschen
in Dresden auf die Straße, in den Hochzeiten zu Beginn des Jahres 2015
lagen die Zahlen im niedrigen fünfstelligen Bereich.[12]

Pegida und seine Ableger erreichen Menschen über den engen Kreis des
neonazistischen Spektrums hinaus. Proteste "besorgter Bürger" finden
sich vor allem in Klein- und Mittelstädten, teils auch im ländlichen
Bereich. Die Mobilisierung gegen Geflüchtete spielt dabei eine
entscheidende Rolle ("Nein zum Heim!").[13] Beträchtliche Teile der
bürgerlichen Mitte scheuen sich nicht mehr, gemeinsam mit militanten
Nazis zu demonstrieren.
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Die Bundestagsfraktion DIE LINKE erfragt seit 2010 bei den Behörden
vierteljährlich die Zahl der Naziaufmärsche (vgl. Tab. 3).
Berücksichtigt werden allerdings nur Demonstrationen, die von den
Behörden als "rechtsextrem" bzw. von der extremen Rechten beeinflusst
eingestuft werden. Auch diese Daten zeigen einen massiven Anstieg der
Teilnehmerzahlen. Im Jahr 2015 gelang es der extremen Rechten, mehr
als 100.000 Menschen auf die Straße zu bringen. Danach gingen die
Zahlen wieder zurück. Das hat mit zwei Faktoren zu tun, erstens dem
massiven Rückgang der Flüchtlingszahlen und zweitens dem Aufstieg der
AfD, die die Themen der Rechten stellvertretend artikuliert und in die
Parlamente trägt. Die rechten Aufmärsche in Chemnitz 2018, aber auch
eine große Zahl von "Bürgerprotesten", die von der AfD) organisiert,
von den Sicherheitsorganen aber nicht erfasst werden, zeigen, dass es
ein beträchtliches Potenzial der politischen Rechten gibt.

2015 bis 2018: Aufschwung der antirassistischen Bewegungen

Auch für die demokratischen sozialen Bewegungen bedeutete der "Sommer
der Migration" eine Zäsur. Aktionen, die Solidarität mit den
Geflüchteten betonten, erlebten einen Aufschwung - von der
unmittelbaren Flüchtlingshilfe bis zu politischen Manifestationen.
Dieser setzte sich 2018 - vor allem in der zweiten Jahreshälfte - noch
fort, als Reaktion auf die zunehmend rassistische Aufladung des
innenpolitischen Klimas (Hetze gegen Flüchtlinge und gegen die
Seenotrettung, Seehofers Diktum über die "Migration als Mutter aller
Probleme" usw.). Zugleich politisierte sich der humanitäre Protest
weiter, indem er sich z. B. auch gegen einen kulturellen,
ethnopluralistisch geprägten Rassismus richtete und die diesem
zugrunde liegenden Rückwirkungen der kapitalistischen Globalisierung
thematisierte.[14] Es wandten sich mehrere Initiativen mit Aufrufen an
die Öffentlichkeit, in denen dem strukturellen Rassismus in
Gesellschaft und Politik eine Absage erteilt wurde. Über 2100
"Künstlerinnen und Künstler gegen Rechts" haben seit 2009 den
bundesweiten Aufruf "Unruhe stiften" (www.unruhestiften.de)
unterzeichnet. Im Juni 2018 wurde die "Berliner Erklärung zum
Flüchtlingsschutz"[15] veröffentlicht. Das Spektrum der Initiatoren
wird nach und nach breiter und reicht über die "klassischen"
Antirassismus-Initiativen hinaus. Eine wichtige Rolle spielt (erstmals
zu diesem Thema) der Paritätische Gesamtverband. Der Aufruf verbindet
scharfe Kritik an der inhumanen Abschottungspraxis der Bundesregierung
mit dem Engagement für Demokratie und Menschenrechte. Die Erklärung
wird von fast 20 Initiativen aus der Zivilgesellschaft getragen: pro
asyl, terre des hommes, Paritätischer Gesamtverband,
Arbeiterwohlfahrt, Caritas, Sea-Watch.org u.a.m.

Weitere Aufrufe und Bündnisse bezogen öffentlich Stellung gegen
Rassismus und gegen die Rechtsentwicklung und initiierten teils große
Demonstrationen und andere Aktionen (Übersicht).
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2018 gab es in praktisch allen größeren Städten der
Bundesrepublik Demonstrationen und Kundgebungen gegen Rassismus und
gegen die Rechtsentwicklung, in Großstädten auch mehrmals, so in
Berlin, Hamburg, München, Köln, Stuttgart, Frankfurt am Main. In
vielen Fällen war der Protest gegen die AfD der kleinste gemeinsame
Nenner, nicht selten wurde aber auch gegen die Rechtsentwicklung und
die sie treibenden Kräfte Stellung bezogen. Darüber hinaus kam es auch
in zahlreichen kleineren Städten zu ähnlichen Aktionen, darunter
zahlreiche Kundgebungen gegen Zusammenrottungen der AfD. Aktionen gab
es u.a. in Bottrop, Bremen, Münster, Hannover, Ostritz (Sachsen),
Essen, Hagen, Karlsruhe, Krefeld, Salzgitter, Gera, Wiesbaden, Gießen,
Erfurt, Wilhelmshaven, Oldenburg, noch einmal in Chemnitz und an sehr
vielen anderen Orten, ferner viele Volksfeste und Rock-Konzerte.

Das Institut für Protest- und Bewegungsforschung untertreibt also eher
noch, wenn es feststellt: "Allein im sogenannten 'Herbst der
Solidarität' 2018 gingen in einer Reihe von Großdemonstrationen
insgesamt mehrere 100.000 Menschen für eine offene, diverse
Gesellschaft auf die Straße."[16]

Verbreiterung der politischen Basis

Nicht nur die Zahl der Aktionen und der Teilnehmenden ging 2018
deutlich nach oben, auch die politische Basis der Initiativen wurde
breiter und präziser, indem die politischen Verhältnisse, die den
Rassismus forcieren, deutlicher in den Blick genommen wurden.

Eher dem "klassischen" Ansatz der Solidarität mit Geflüchteten und des
Antirassismus verpflichtet ist das seit 2016 aktive und in zahlreiche
lokalen Initiativen gegliederte Bündnis "Aufstehen gegen
Rassismus".[17] Es initiierte Aktionen gegen die AfD, darunter gegen
den AfD-Parteitag im Juni 2018 in Augsburg und gegen den
AfD-Europa-Parteitag am 27.11. in Magdeburg. Für den Internationalen
Tag gegen Rassismus am 16. März 2019 mobilisiert das Bündnis für
dezentrale Demonstrationen in vielen Städten der Bundesrepublik. Der
Aufruf hatte im Januar 2019 rund 31.000 Unterzeichner*innen
(Organisationen und Persönlichkeiten), darunter Linke, viele
Sozialdemokraten, Grüne, Gewerkschaftler*innen, der Zentralrat der
Muslime, die Alevitische Gemeinde u.a.

Der Hamburger Aufruf "Welcome United"[18] bzw. "We'll Come United"
argumentiert aus der Perspektive von hier lebenden Geflüchteten, die
sich gegen Diskriminierungen und Schikanen wenden. Die Initiatoren
engagieren sich für eine migrantische, feministische, queere und
mehrsprachige Gesellschaft. Den Aufruf unterstützten zuletzt rund 450
Gruppen. Nach Angaben der Veranstalter nahmen am 29. September 2018 in
Hamburg 30.000 Menschen an einer großen antirassistischen Parade teil.
Obwohl der Aufruf sich auf das Thema Antirassismus konzentrierte,
wurden auf der Demonstration auch Forderungen nach bezahlbaren Mieten,
zum Klimaschutz und gegen staatliche Überwachung erhoben.

Die Initiative #wirsindmehr war eine Antwort auf die
rechtsextremistischen Ausschreitungen in Chemnitz, bei denen
Hitlergrüße gezeigt, Menschen gejagt und Journalisten tätlich
angegriffen worden waren und die von zahlreichen konservativen
Politikern und vom Verfassungsschutz heruntergespielt wurden.
#wirsindmehr war eine unmittelbar darauf entstandene Initiative von
mehreren Rockbands wie Feine Sahne Fischfilet, Tote Hosen, Kraftklub.
Zu einem Gratis-Rockkonzert am 3. September kamen 65.000 Menschen.

Eine neue politische Qualität kam in dem Münchener Aufruf #ausgehetzt
"Gemeinsam gegen die Politik der Spaltung"[19] zum Ausdruck. Auf ihn
folgte eine große Demonstration am 3. Oktober 2018, kurz vor der
bayerischen Landtagswahl. An der Demonstration nahmen rund 40.000
Menschen teil. Den Aufruf hatten zahlreiche Organisationen und
Persönlichkeiten unterzeichnet, darunter attac, der bayerische
Flüchtlingsrat, die Grünen, die Linke Bayern, ver.di, die GEW, SPD
München, VVN und viele andere mehr. Die CSU, deren Politik als
"verantwortungslos" kritisiert wurde, reagierte mit heftigen
Gegenangriffen Der Aufruf richtete sich politisch nicht nur gegen die
AfD, sondern darüber hinaus "gegen den massiven Rechtsruck in der
Gesellschaft, den Überwachungsstaat, die Einschränkung unserer
Freiheit und Angriffe auf die Menschenrechte." Er forderte auch die
Überwindung sozialer Missstände wie Pflegenotstand, Altersarmut und
Mietsteigerungen.

Die bedeutsamste Demonstration 2018 fand am 13. Oktober unter dem
Motto #unteilbar mit 240.000 Teilnehmenden in Berlin statt.[20] Auch
diese Demonstration war mehr als eine Ein-Punkt-Initiative gegen
Rassismus. Der Aufruf enthielt ein umfassendes und politisch
ausgereiftes Statement gegen die Rechtsentwicklung und entsprach damit
offenbar einem weit verbreiteten Bedürfnis. Zahlreiche Reden auf der
Demonstration behandelten den Sachverhalt, dass Rassismus,
Sozialstaatsdemontage und autoritäre Deformation der Demokratie
verschiedene Stränge derselben gefährlichen Entwicklung sind.

Andere soziale und politische Bewegungen

Neben den Konflikten um Fragen von Migration und Rassismus gab es im
gleichen Zeitraum zahlreiche soziale Bewegungen zu weiteren Themen.

• Zu den ökologischen Bewegungen zählen u. a. die Aktionen zum
Klimaschutz und zur Abkehr von der Braunkohleförderung am Hambacher
Forst in Nordrhein-Westfalen mit bis zu 50.000 Teilnehmenden (u.a.
getragen vom Bündnis "Ende Gelände'"), bundesweite
Schüler*innenstreiks und Proteste für Klimaschutz seit Dezember
("Fridays for Future"[22]) sowie Demonstrationen in Köln und Berlin
und die Demonstration für eine nachhaltige Agrarpolitik am 6.10. in
München mit 18.000 Teilnehmenden.

• 2018 gab es mehrere Demonstrationen gegen den Überwachungsstaat
und gegen neue Polizeigesetze in Niedersachsen (regelmäßig in Hannover
mit bis zu 8.300 Teilnehmenden), Sachsen (Dresden 1500), Bayern
(München 40.000), Brandenburg (Potsdam), NRW (Düsseldorf), oftmals
getragen von breiten Bündnissen, die von Gewerkschaften und
Jugendorganisationen bis hin zu Fußballfans reichten.

• Bewegungen für bezahlbaren Wohnraum: Hier sind insbesondere die
Berliner Bewegung für eine emanzipatorische Stadtpolitik,
Hausbesetzungen und Initiativen zur Enteignung großer
Wohnungsgesellschaften wie "Deutsche Wohnen" oder auch der
"Mietentscheid" in Frankfurt/Main mit 25.000 Unterstützenden zu
nennen.

• Zur Friedensbewegung zählen der Protest gegen die so genannte
Münchener Sicherheitskonferenz und die Ostermärsche mit bundesweit
zehntausenden Teilnehmenden.

• Einflussreich waren Bewegungen für Feminismus, sexuelle
Selbstbestimmung und Akzeptanz unterschiedlicher Lebensentwürfe.
Exemplarisch können hier die Berliner Bündnisse "What the fuck" und
"Für sexuelle Selbstbestimmung" gegen klerikal-fundamentalistische
Abtreibungsgegner genannt werden.[23]

Politisch-soziale Proteste im öffentlichen Raum und betrieblich-gewerkschaftliche
Bewegungen

Bei den Protesten im öffentlichen Raum handelt es sich i.d.R. um
Willensbekundungen, die sich meist an die relativ abgeschotteten
Institutionen des politischen Systems - Parteien, Parlamente,
Regierungen, Verwaltungen - richten. Auf diese Institutionen können
Bewegungen nur Eindruck machen, wenn sie nachhaltigen Massenrückhalt
gewinnen, den zu berücksichtigen sich die politischen Parteien auch
unter wahltaktischen Gesichtspunkten gezwungen sehen. Hierfür ist die
mediale Vermittlung ein entscheidender Faktor. In Zeiten der
Neustrukturierung und Segmentierung der Öffentlichkeit durch soziale
Medien wandelt sich dieser Mechanismus. Trotzdem bleibt die Kontrolle
der "großen Medien" (Rundfunk, Fernsehen, Massenpresse) ein
entscheidender Filter. Gerade die Auseinandersetzung um die Proteste
gegen den G20-Gipfel in Hamburg 2017 zeigt, dass die öffentliche
Wahrnehmung von Protestereignissen und die öffentliche Meinung nach
wie vor in hohem Maße von diesen großen Medien beeinflusst werden.[24]

Bei den betrieblich-gewerkschaftlichen Bewegungen handelt es sich
dagegen um Auseinandersetzungen in einem Kernbereich der Gesellschaft.
Dieser umfasst die gesamte Breite von der materiellen Produktion im
industriell-gewerblichen Sektor über die Infrastruktureinrichtungen
(Transport, Verkehr, Bahn und Post), die Distributionssphäre (Handel -
z.B. Amazon - und Banken) bis zu den stark wachsenden und
lohnarbeitsintensiven Bereichen der gesellschaftlichen Reproduktion,
darunter der "Care"-Sektor (Krankenhäuser, Kitas, Altenbetreuung).
Dies ist der Sektor des privaten Kapitals, aber auch der Lohnarbeit
anwendenden öffentlich finanzierten Institutionen. In diesen Sektoren
verfügen die Beschäftigten über die Möglichkeit, ihre Arbeitskraft zu
verweigern und damit unmittelbaren Druck auf ihre privaten und
öffentlichen Kontrahenten auszuüben. Die Interessenkonflikte in diesem
Bereich (Tarifauseinandersetzungen) sind hochgradig
institutionalisiert und verrechtlicht - auch, weil die Möglichkeiten
der Kraftentfaltung durch Arbeitsniederlegungen hier viel größer sind
als bei Protestbekundungen im öffentlich-politischen Raum.

Für die Bundesrepublik ist charakteristisch, dass zwischen den
außerparlamentarischen Protestbewegungen und den
betrieblich-gewerkschaftlichen Auseinandersetzungen wenig Resonanz
besteht. Die Aktivisten der Protestbewegungen im
öffentlich-politischen Raum nehmen die Arbeitskämpfe selbst dort, wo
sie in ihrer Lebenswelt mit ihnen unmittelbar konfrontiert werden
(Kita-Streiks, Bahn- und Poststreiks, Streiks bei Amazon usw.) kaum
zur Kenntnis. Solidaritätsbekundungen für Streikende kommen ihnen kaum
in den Sinn. Gelegentlich kommt es sogar zu konfrontativen
Konstellationen wie bei den Auseinandersetzungen um Klimakrise und
Kohleausstieg, bei denen es auch um elementare Existenzinteressen von
Lohnabhängigen geht. Umgekehrt ist die Beteiligung von Gewerkschaften
an politischen Bewegungen für allgemeindemokratische und ökologische
Ziele, für Minderheitsrechte usw., wenn auch regional sehr
unterschiedlich, so doch insgesamt nicht besonders intensiv; allgemein
wird auch innerhalb der Gewerkschaften deren zunehmende
Entpolitisierung in den letzten Jahrzehnten beklagt. Gerade deswegen
ist es für beide Seiten nicht nur wichtig, die wachsende Intensität
von politischen und sozialen Auseinandersetzungen im Lande zur
Kenntnis zu nehmen, sondern auch nach den Ursachen dafür sowie nach
Interessengemeinsamkeiten und gemeinsamen Handlungsmöglichkeiten zu
suchen. Hier hat sich jedoch, wie die obige Darstellung zeigt,
insbesondere im Bereich der Bewegungen gegen Rechts und für Schutz von
MigrantInnen in den letzten Jahren einiges getan.

"Pressure from without" - Druck auf die Politik

In einschlägigen Debatten ist häufig die Auffassung anzutreffen, die
Konflikte um das Thema Migration seien "kulturell-identitäre
Konflikte", während die "Konfliktstrukturen der kapitalistischen
Industriegesellschaft (Kapital vs. Arbeit) weiter an Bedeutung"
verlören.[25] Die Fakten sprechen jedoch gegen diese Auffassung. Die
sich um das Thema Migration gruppierenden Konflikte haben zwar auch
eine kulturelle Seite, sie richten sich aber zunehmend auch gegen
kapitalistische Strukturen, die z. B. Rassismus begünstigen. Gerade
die große Demonstration in Berlin mit ihrer Verknüpfung von
antirassistischen und sozialen Forderungen hat das eindrucksvoll
belegt. Gleichzeitig haben die von den Gewerkschaften ausgetragenen
Konflikte um Arbeitszeitforderungen gezeigt, dass von einem
Bedeutungsverlust der Konflikte zwischen Kapital und Arbeit keine Rede
sein kann. Der eingangs erwähnte "Streikmonitor" bestätigt das.

Konflikte um Diskriminierung sind nicht unmittelbar, aber über
verschiedene Vermittlungsglieder mit den kapitalistischen
Klassenstrukturen verbunden. Die Verwerfungen des neoliberalen
globalen Kapitalismus schaffen Unsicherheiten und extreme
Ungleichheiten, die die substanzielle Gleichheit und Gleichwertigkeit
aller Menschen untergraben. Das fördert Diskriminierungen und
simplifizierende Scheinlösungen, die umso wirkmächtiger sind, je mehr
die kapitalistischen Gesellschaften zu demobilisierten
Klassengesellschaften werden, deren Zumutungen aber auch zunehmend
Widerstand auslösen.

"Unter pressure from without versteht der Engländer große,
außerparlamentarische Volksdemonstrationen, die natürlich ohne
lebhafte Mitwirkung der Arbeiterklasse nicht in Szene gesetzt werden
können", schrieb Karl Marx 1862. "Keine bedeutende Neuerung, keine
entscheidende Maßregel ist hierzulande je durchgeführt worden ohne
pressure from without."[26] In der Tat, wenn die Linke heute
wirklichen Einfluss auf die Entwicklung der Bundesrepublik nehmen
will, muss sie es verstehen, einen koordinierten "pressure from
without" zu entfalten, der Rückhalt unter den, wie Marx schreibt,
"verschiedenen Bestandteilen" der Lohnabhängigen - übersetzt in die
heutigen Klassenverhältnisse - unter den verschiedenen und von den
sozialen Verwerfungen ganz unterschiedlich betroffenen sozialen
Gruppen und Schichten (Arbeiterklasse, lohnabhängige Mittelschichten,
Intelligenz, Prekäre) findet. Nur dann wird sie und werden diese
Bewegungen auch die Chance haben, die von den Herrschenden
kontrollierten Medien-Filter und medialen Inszenierungen zu
durchbrechen.[27]


Anmerkungen


[1] Vgl. Heiner Dribbusch, Das Einfache, das so schwer zu zählen ist:
Probleme der Streikstatistik in der Bundesrepublik Deutschland, in:
Industrielle Beziehungen 3/2018, S. 301-319; Halbjahresberichte des
"Streikmonitor" erschienen bisher in Z 106, Z 108, Z 110, Z 112, Z
114, und Z 116. Dank an Dirk Müller für Vorab-Daten zu Streiks und
betrieblichen Bewegungen im 2. Halbjahr 2018, die in Z 118
veröffentlicht werden sollen.

[2] Diesem Problem hatten wir uns in verschiedenen Beiträgen in "Z" zu
den Wahlergebnissen der letzten Jahre gewidmet. Vgl. u.a. Z 115, S.
206ff; Z 114, S. 140ff., Z, 112, S. 118ff.

[3] Um nur ein Beispiel zu nennen: Sebastian Schipper und Lisa Vollmer
(und die humangeographische Arbeitsgruppe um Bernd Belina in
Frankfurt/M.) haben instruktive Untersuchungen zu Mieterprotesten
vorgelegt, in denen die Entwicklung lokaler Netzwerke und
wohnungspolitischer Protestbewegungen erforscht wird. Vgl. Sebastian
Schipper Wohnraum dem Markt entziehen? Wohnungspolitik und städtische
soziale Bewegungen in Frankfurt und Tel Aviv, Wiesbaden 2018; Lisa
Vollmer, Strategien gegen Gentrifizierung, Stuttgart 2018; über
Mieterproteste in einzelnen Städten kann man sich auf zahlreichen
Webseiten im Netz informieren (zu Frankfurt/M.:

http://www.stadt-fuer-alle.net/; https://mietentscheid-frankfurt.de/;
zu Berlin: https://wirbleibenalle.org/). Gesamtübersichten gibt es
nicht.

[4] Nach Art. 8 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) haben alle Deutschen das
Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu
versammeln. Für Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses Recht
nach Art. 8 Abs. 2 GG durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes
eingeschränkt werden. Die maßgeblichen Regelungen hierzu finden sich
im Gesetz über Versammlungen und Aufzüge (Versammlungsgesetz). Es
dekretiert in (§ 14 (1): "Wer die Absicht hat, eine öffentliche
Versammlung unter freiem Himmel oder einen Aufzug zu veranstalten, hat
dies spätestens 48 Stunden vor der Bekanntgabe der zuständigen Behörde
unter Angabe des Gegenstandes der Versammlung oder des Aufzuges
anzumelden." ...

[5] Wir versuchen - mit allen Unzulänglichkeiten - nachstehend eine
kleine Übersicht zum Trend solcher Bewegungen und einigen größeren
Ereignissen 2018. Wir danken Simon Teune (Berlin) für sachdienliche
Hinweise sowie Niko Henes und Steffen Merte für Hilfe bei der
Datenrecherche.

[6] Pers. Mitt. v. 30.01.2019.

[7] Mark Allhoff: Berlin geht zwölf Mal am Tag auf die Straße.

https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2018/12/versammlungen-demos-berlin-protest.html.

[8] https://de.statista.com/statistik/daten/studie/255882/umfrage/studierende-an-hochschulen-in-berlin/

[9] Die Linke hat in Berlin rd. 7800, die Grünen haben ca. 6000
Mitglieder. Beide Parteien erreichten 2016 bei den Wahlen zum
Abgeordnetenhaus etwas über 15 Prozent; gegenwärtig erreichen sie
Umfragewerte um die 18 Prozent (Linke) bzw. 23 Prozent (Grüne).
http://www.wahllecht.de/umfragen/landtage/berlin.htm.

[10] https://interaktiv.waz.de/rechte-demos/.

[11] S. dazu: Simon Teune: Rechtsradikale Zivilgesellschaft -
contradictio in adiecto? In: Forschungsjournal Neue Soziale
Bewegungen, 4/2008, S. 17-22.

[12] Vgl. https://durchgezaehlt.org/pegida-dresden-statistik/.

[13] Vgl. für eine auch geografische Übersicht der Verteilung:
https://www.rechtesland.de/.

[14] S. dazu Klaus Dörre: In der Warteschlange. Rassismus, völkischer
Populismus und die Arbeiterfrage. In: Karina Becker / Klaus Dörre /
Peter Reif-Spirek (Hrsg.), Arbeiterbewegung von rechts? Ungleichheit,
Verteilungskämpfe, populistische Revolte, Frankfurt/New York 2018, S.
70.

[15] https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/.../180627_erklaerung.pdf.

[16] ttps://protestinstitut.eu/protestbefragungen-in-diversen-gesellschaften.

[17] https://www.aufstehen-gegen-rassismus.de/kampagne/aufruf/.

[18] www.welcome-united.org.

[19] http://gemeinsam-fuer-menschenrechte-und-demokratie.de/wp-content/uploads/Aufruf-jetzt-gilts.pdf.

[20] www.unteilbar.org; vgl. die Beiträge in diesem Heft zum "Dossier
#unteilbar".

[21] https://www.ende-gelaende.org/de/

[22] https://fridaysforfuture.de/

[23] https://www.sexuelle-selbstbestimmung.de/

[24] Vgl. attac (Hrsg.), Die Gipfelproteste in Hamburg. Global
gerecht statt G20! Frankfurt/M. 2017, S. a. Ulrich Baron, "Riot"?
Publikationen zum Protest gegen den Hamburger G20-Gipfel, in: Neue
Gesellschaft/Frankfurter Hefte, H. 9/2018, S.71ff.; Peter Ullrich
u.a., Eskalation: Dynamiken der Gewalt im Kontext der G20-Proteste in
Hamburg 2017, Berlin/Hamburg 2018.

[25] So z.B. Edgar Grande, Zivilgesellschaft, politischer Konflikt
und soziale Bewegungen. In: Forschungsjournal Soziale Bewegungen,
1-2/2018, S. 52-60, hier S. 53 und 54.

[26] Karl Marx, Ein Londoner Arbeitermeeting, in: MEW 15, S. 454. Hier
schreibt Marx zum ersten Mal über "außerparlamentarische Bewegungen".
Etwa eine Million Arbeiter und ihre Familien waren 1862 in England
durch den ausfallenden Import von Baumwolle aus den Südstaaten der USA
infolge des Bürgerkriegs betroffen - den sog. "Cotton Famine". Die
englische Bourgeoisie wollte zugunsten der sklavenhaltenden Südstaaten
intervenieren und versuchte - vergeblich -, die englischen Arbeiter
dazu mittels der Presse aufzustacheln. Marx berichtet über ein
Londoner "Arbeitermeeting", in dem Solidarität mit der
Sklavenemanzipation ausgedrückt und jede Intervention zurückgewiesen
wird. Vgl. A. L. Morton, A People's History of England, London 1945,
S. 402ff., sowie: Sven Beckert, King Cotton, München 2014, S. 234ff.

[27] Denn "die Massen ... zu gebrauchen, ... ihren Zorn zu entflammen"
gehört zu deren klassischer Strategie, wie aktuell die Demagogie in
der Auseinandersetzung um Dieselabgase, Umweltgrenzwerte etc. zeigt.
Siehe Verkehrsminister Scheuer und seine 100 Lungenfachärzte, die sich
in der "Bild"-Zeitung austoben dürfen. "Die Regierung", heißt es bei
Marx, "lauert auf den Interventionsschrei von unten."

 * 

Quelle:

Z. Zeitschrift Marxistische Erneuerung Nr. 117, März 2019, Seite 87-98

Herausgeber: Forum Marxistische Erneuerung e.V. und IMSF e.V.

Redaktion: Postfach 700346, 60553 Frankfurt/M.

Tel./Fax: 069/530 544 06

E-Mail: redaktion@zme-net.de

Internet: www.zeitschrift-marxistische-erneuerung.de

 

Z. erscheint vierteljährlich.

Der Abonnementpreis (vier Hefte) beträgt 35,00 Euro,

das Einzelheft kostet 10,- Euro.
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FEATURE/1222: Deutschlandfunk Kultur - Familienleben, 6.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Familienleben

Von Rosa Hannah Ziegler

Deutschlandfunk Kultur 2019/ca. 54'30

(Ursendung)

Feature

Samstag, 6. April 2019, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ein verfallener Bauernhof in Sachsen-Anhalt. Nach mehreren
Heimaufenthalten bemühen sich Denise (17) und Saskia (14), bei ihrer
Mutter Biggi und deren Ex-Freund Alfred eine Heimat zu finden. Biggi
und Alfred sind arbeitslos. Gemeinsam mit ihren fünf Hunden leben sie
in einer Gemeinschaft und versuchen, Tag für Tag füreinander da zu
sein, trotz zunehmender Spannungen. Was kommt zum Vorschein, wenn man
am Rand lebt, wenn man Träume von einem anderen Leben hat und
irgendwann feststellt, dass man immer im Kreis geht und die Mauern
immer höher werden?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KURSUS/1888: Unna - "Websiteerstellung leicht gemacht!" am 9. April 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Websiteerstellung leicht gemacht! 



Kreisstadt Unna. In dem VHS-Seminar wird systematisch in die Nutzung
des Programms eingeführt. Schritt für Schritt lernen die
Teilnehmer*innen mit Jimdo inhaltlich ansprechende Webseiten zu
gestalten. Dabei lernen sie die unterschiedlichen Gestaltungswerkzeuge
des Programms kennen, um u.a. das Design der Seite schnell mit wenigen
Klicks an neue Gestaltungsideen anzupassen. Außerdem gibt das Seminar
Einblicke, wie Blogs, Gästebücher, Bildergalerien oder E-Shops in die
eigene Internetseite eingebunden werden können.

Für das Arbeiten mit Jimdo werden keine Programmierkenntnisse
benötigt. Voraussetzungen: Computer-Grundkenntnisse und eine gültige
E-Mailadresse mit Passwort (Zur Bestätigung der Anmeldung bei
Jimdo.de).

Das Seminar "Webseitengestaltung mit Jimdo" mit der Kursnummer
191-4153 findet am 9. April 2019 von 18 bis 21 Uhr im Raum 003 im zib
statt. Die Gebühr beträgt 17 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 52 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Internet / Netzwerk" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303 /
103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 27. März 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/1887: Unna - Fit für das Büro mit "Access - Grundlagen" am 6./7.4.2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Fit für das Büro: Access - Grundlagen



Kreisstadt Unna. In der VHS-Veranstaltung lernen die Teilnehmenden die
grundlegenden Funktionen von Access kennen, um eigene Datenbanken
selbstständig aufzubauen und zu verwalten. Der Kurs orientiert sich
inhaltlich am europaweit anerkannten Qualifizierungssstandard Xpert
Computerpass.

Das Seminar "Fit für das Büro: Access - Grundlagen" mit der Kursnummer
191-4251 findet am 6. und 7. April 2019 jeweils zwischen 9 und 15.30
Uhr im Raum 003 im zib statt. Die Gebühr beträgt 79 Euro, inkl. 13,10
Euro für ein Lehrwerk Voraussetzung: Grundlegende Windows-Kenntnisse.

Detaillierte Kursbeschreibungen zum Angebot sind im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 56 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Office" zu finden. Und natürlich berät auch
der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre gerne Interessierte
zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303/103-735,
andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 22. März 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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VORTRAG/238: Hanau - "Älter werden mit Apps - den kleinen Helfern!" für Senioren, 17.4.2019


Stadt Hanau

Vortrag: "Älter werden mit Apps - den kleinen Helfern!"



Das Seniorenbüro Hanau bietet ein Gespräch an über Anwendungen (Apps)
auf dem Smartphone (Handy), die besonders für ältere Menschen
hilfreich und von besonderem Interesse sein können.

Uwe Langenbach berichtet, wie er selbst sein Handy in der Praxis
anwendet. Der Vortrag findet am Mittwoch, 17. April 2019 um 14 Uhr
(Dauer ca. 1,5 Stunden) im Seniorenbüro Hanau, Raum 106 (1. OG),
Steinheimer Straße 1, 63450 Hanau statt. Die Teilnahme ist kostenlos
und eine Anmeldung nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. April 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





MIKROBIOLOGIE/006: Erreger der afrikanischen Schlafkrankheit - Sonderweg bei der Signalübertragung (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 02.04.2019

Parasit Trypanosoma - Sonderweg bei der Signalübertragung



Der Erreger der afrikanischen Schlafkrankheit unterscheidet sich von
anderen Eukaryoten durch die Regulation eines essenziellen Signalwegs in
der Zelle. Dies bietet möglicherweise neue Ansatzpunkte für die
Wirkstoffentwicklung.

Der Erreger der afrikanischen Schlafkrankheit - Trypanosoma brucei - ist
wohl der bekannteste Vertreter einer Gruppe einzelliger Organismen, die
als Parasiten schwer behandelbare, teils tödliche Krankheiten bei Menschen
und Säugetieren verursachen. Zu diesen sogenannten Kinetoplastiden gehören
unter anderem auch die Erreger der in Südamerika weit verbreiteten
Chagas-Krankheit und der Leishmaniose, einer tropischen Infektionskrankheit, die
auch in Südeuropa vorkommt. Der LMU-Wissenschaftler Professor Michael
Boshart hat nun mit der Erstautorin Dr. Sabine Bachmaier, seinem Team und
Kooperationspartnern am Beispiel von T. brucei nachgewiesen, dass ein
essenzieller Signalweg bei diesen Organismen völlig anders reguliert wird
als bei anderen Eukaryoten. Diese Entdeckung eröffnet womöglich genau
deshalb Ansatzpunkte für die Entwicklung neuer therapeutischer Wirkstoffe.
Über ihre Ergebnisse berichten die Wissenschaftler im Fachmagazin Nature
Communications.

Das Signalprotein Proteinkinase A wird von fast allen Eukaryoten außer
Pflanzen gebildet und spielt bei der Signalübertragung in der Zelle eine
entscheidende Rolle. Auch für Kinetoplastiden ist es essenziell, da es
unter anderem die Zellteilung, die Beweglichkeit der Zelle und vermutlich
auch die Entwicklung reguliert. Bei allen bisher untersuchten Organismen
wird Proteinkinase A von einem kleinen intrazellulären Botenstoff
reguliert, der abgekürzt als cAMP bezeichnet wird. Nicht so bei
Trypanosoma: "Wir wissen seit mehreren Jahren, dass die Proteinkinase A
dieses Erregers nicht durch cAMP aktiviert werden kann, es gab aber
mehrere anderslautende Berichte in der Literatur", sagt Boshart. "Wir
haben diesen ungewöhnlichen Befund nun umfassend experimentell bestätigt."

Dazu entwickelten die Wissenschaftler ein Messsystem, mit dem sie die
Aktivität der Proteinkinase A in lebenden Zellen von Trypanosoma
detektieren konnten. Wie zuvor bereits im Reagenzglas zeigte das
Signalprotein auch in diesem System keinerlei Aktivität, wenn die
Wissenschaftler mit chemischen und genetischen Methoden die cAMP-Menge in
der Zelle erhöhten. "Zusammen mit einem Chemiker einer kleinen Firma haben
wir dann chemische Verbindungen durchmustert, die aufgrund unserer
Modelldaten als alternative Regulatoren der Kinase in Frage kamen", sagt
Boshart. Tatsächlich konnten die Wissenschaftler verschiedene Moleküle
identifizieren, die Proteinkinase A in Trypanosoma aktivierten. "Davon
haben wir das Beste ausgewählt und durch chemische Modifikationen weiter
optimiert", sagt Boshart. "Auf diese Weise haben wir einen sehr starken
Aktivator erhalten."

Mithilfe von 3D-Strukturanalysen konnten die Wissenschaftler zeigen, dass
der Aktivator an derselben Stelle bindet, an der sonst cAMP sitzt.
Allerdings sind die Bindungstaschen bei Trypanosoma leicht verändert.
Diese Änderung betrifft nur zwei bis drei Aminosäuren, aber sie reicht
aus, dass cAMP in den Taschen keinen Platz hat - stattdessen kommen die
alternativen Aktivatoren zum Zug.

Mit den alternativen Aktivatoren haben die Wissenschaftler wertvolle
Werkzeuge gefunden, um die Funktion der Proteinkinase A bei Erregern aus
der Gruppe der Kinetoplastiden aufzuklären und ihre Zielmoleküle zu
bestimmen. Zudem sind ihre Ergebnisse auch für die Entwicklung neuer
therapeutischer Wirkstoffe interessant. Mit entsprechender Modifikation,
könnte der Parasiten-spezifische Aktivator möglicherweise zur Hemmung der
Erreger-Kinase eingesetzt werden, ohne das entsprechende Protein des
Säugerwirts zu treffen.


Weitere Informationen:

https://naturemicrobiologycommunity.nature.com/users/247517-michael-boshart/posts/47368-protein-kinase-a-breaks-the-rules-in-trypanosomes


Originalpublikation:

Nucleoside analogue activators of cyclic AMP-independent protein kinase A
of Trypanosoma

Sabine Bachmaier, Yuri Volpato Santos, Susanne Kramer, George Boniface
Githure, Thomas Klöckner, Julia Pepperl, Cordula Baums, Robin Schenk,
Frank Schwede, Hans-Gottfried Genieser, Jean-William Dupuy, Ignasi Forné,
Axel Imhof, Jerôme Basquin, Esben Lorentzen & Michael Boshart
Nature Communications 2019

https://www.nature.com/articles/s41467-019-09338-z

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution114

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München - 02.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ONKOLOGIE/1978: Neue Erkenntnisse zur Entstehung und Therapie von Krebs (idw)


Wilhelm Sander-Stiftung - 02.04.2019

Neue Erkenntnisse zur Entstehung und Therapie von Krebs: Bislang unbekannte Proteinvariante entdeckt



Onkologen an der Universität Tübingen und am Universitätsklinikum Tübingen
haben im Rahmen eines von der Wilhelm Sander-Stiftung geförderten
Forschungsprojektes eine neue Proteinvariante entdeckt, die bei der
Entstehung von Krebs und dem Verlauf der Erkrankung eine wichtige Rolle
spielt. Für Mediziner eröffnet diese Entdeckung die Chance auf neue
Möglichkeiten in der Diagnostik und Therapie von Tumorerkrankungen. Die
Ergebnisse der Studie wurden am Dienstag, 2. April 2019, im Fachmagazin
EBioMedicine, dem Open-Access-Format des Fachmagazins "The Lancet"
veröffentlicht.

Entdeckt hatte das Forschungsteam um die Ärztin und Wissenschaftlerin Dr.
Kerstin Kampa-Schittenhelm die Proteinvariante namens ASPP2kappa
ursprünglich in den Zellen von Leukämiepatienten. Dort konnten sie zeigen,
dass der Krebs schneller wächst und sich medikamentös schwerer behandeln
lässt, sobald diese besondere Eiweißform vorkommt. Zwischenzeitlich
konnten die Forscher die Proteinvariante auch in einer Vielzahl anderer
Tumore nachweisen. Gefördert wurden die Wissenschaftler dabei maßgeblich
von der Wilhelm Sander-Stiftung.

Das Besondere an der neu entdeckten Proteinvariante, die ein zentrales Gen
im Signalweg des programmierten Zelltods betrifft, ist der dynamische
Charakter der Entstehung: ASPP2kappa ist in gesunden Zellen nicht oder nur
gering nachweisbar - und entsteht vermehrt als Reaktion auf
Zellschädigungen, wie sie zum Beispiel in Folge radioaktiver oder
ultravioletter Strahlung, schädlicher Umwelteinflüsse oder durch den
Kontakt mit Giftstoffen eintreten. Die Tübinger Forscherinnen und Forscher
gehen davon aus, dass die bislang unbekannte Proteinvariante entsteht,
weil die DNA in den betroffenen Zellen fehlerhaft abgelesen wird. Im
Anschluss daran bildet sich ein Protein, dem wichtige Bauteile fehlen.

Im Normalfall würde die Zelle bei einer Schädigung von außen den
kontrollierten Zelltod einleiten. Die fehlerhafte Proteinvariante aber
bremst offenbar diesen Prozess aus und schützt die Zelle vor dem
Absterben. Dieser Schutzmechanismus ist jedoch nur auf den ersten Blick
von Vorteil, denn die geschädigten Zellen werden längerfristig zum Problem
für den Organismus: Zellschäden häufen sich an und können schließlich zur
Entartung der Zelle führen. Ein Tumor entsteht.

Die bislang gültige These, dass Genmutationen ursächlich zur Entartung von
Zellen führen, wird durch diese Erkenntnis entscheidend ergänzt. "Im
vorliegenden Fall konnten wir zeigen, dass die entsprechende DNA der Zelle
keinerlei Fehler aufweist", sagte Kampa-Schittenhelm. Offensichtlich könne
auch ein durch Außenfaktoren fehlerhaft gebildetes Eiweiß zur bösartigen
Entartung von Zellen führen.

Besseres Verständnis der Tumorentstehung

Diese Erkenntnisse haben weitreichende Bedeutung zum Verständnis der
Tumorentstehung - bieten aber auch Ansatzpunkte zur Verbesserung von
Diagnostik und Therapie von Krebserkrankungen. Mittlerweile arbeiten die
Tübinger Forscherinnen und Forscher an Möglichkeiten, diese neuen
Erkenntnisse in verbesserte Therapiemöglichkeiten umzusetzen. "Unsere
Ergebnisse legen nahe, dass es künftig sinnvoll sein kann, schon vor dem
Start einer Therapie zu prüfen, ob Krebspatienten in ihren Zellen
ASPP2kappa aufweisen oder nicht", sagte Kampa-Schittenhelm. Darüber hinaus
lasse sich aus einem Anstieg der Proteinkonzentration während der
Behandlung ablesen, ob diese erfolgreich verlaufe: "Tritt das Protein
vermehrt auf, ist das nach unseren Erkenntnissen ein Hinweis darauf, dass
der Patient auf die Therapie schlechter anspricht." Entsprechend gebe es
die Chance, Therapien zukünftig individuell besser anzupassen.

Um die Ergebnisse der Studie verlässlich zu validieren, seien nun
allerdings zunächst Patientenstudien mit möglichst großen Fallzahlen
notwendig. Darüber hinaus wollen die Tübinger Wissenschaftler Medikamente
entwickeln, mit denen die Bildung des neu entdeckten Proteins verhindert
werden kann. Es werde sicherlich noch mehrere Jahre dauern, bis die
Erkenntnisse der jetzt veröffentlichten Studie im klinischen Alltag
eingesetzt werden könnten, sagte Kampa-Schittenhelm abschließend.


Originalpublikation:

Schittenhelm MM, Walter B, Tsintari V, Federmann B, Bajrami Saipi M, Akmut
F, Illing B, Mau-Holzmann U, Fend F, Lopez CD, Kampa-Schittenhelm KM.
Alternative splicing of the tumor suppressor ASPP2 results in a
stress-inducible, oncogenic isoform prevalent in acute leukemia. EBioMedicine.

https://doi.org/10.1016/j.ebiom.2019.03.028

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.wilhelm-sander-stiftung.de/

https://uni-tuebingen.de/universitaet/aktuelles-und-publikationen/pressemitteilungen/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution890

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Wilhelm Sander-Stiftung - 02.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ONKOLOGIE/1977: Bevacizumab gegen Hirntumoren kann kognitive Einschränkungen auslösen (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 02.04.2019

Bevacizumab gegen Hirntumoren kann kognitive Einschränkungen auslösen



Das Glioblastom ist die häufigste Form des Hirntumors bei Erwachsenen. Es
handelt sich um eine sehr aggressive Krebsform; Patienten mit dieser
Diagnose haben eine mittlere Überlebenszeit von 15 Monaten. Vor allem in
den USA wird zur Behandlung von Glioblastomen der Wirkstoff Bevacizumab
eingesetzt. Das Medikament ist keine Chemotherapie im klassischen Sinne,
sondern eine Therapie mit einem Antikörper, der das Krebswachstum
eindämmen soll. In einer großen Therapiestudie ergaben sich Hinweise
darauf, dass Glioblastom-Patienten, die mit Bevacizumab behandelt wurden,
kognitive Einschränkungen entwickeln können.

Ein Team von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern der
Ruhr-Universität Bochum (RUB) hat deshalb untersucht, wie Bevacizumab auf
Nervenzellen direkt wirkt. Ihre Ergebnisse beschreiben die Forscher in der
Zeitschrift Frontiers in Cellular Neuroscience, online veröffentlicht am
26. März 2019.

Spurensuche im Hippocampus

Glioblastome können nur deshalb so schnell wachsen, weil sie ein dichtes
Geflecht an Blutgefäßen ausbilden. Dazu produzieren die Tumorzellen große
Mengen des Wachstumsfaktors VEGF. Bevacizumab bindet und blockiert diesen
Wachstumsfaktor und verhindert so, dass neue Blutgefäße gebildet werden.
Allerdings wirkt sich der Wachstumsfaktor VEGF nicht nur auf die Bildung
neuer Blutgefäße aus. Im zentralen Nervensystem übt er außerdem eine
stimulierende und schützende Wirkung aus. Wie sich eine Blockade des
VEGF-Kreislaufs durch Bevacizumab auf die Funktion der Nervenzellen auswirkt,
wurde bislang nicht hinreichend untersucht. Die Neurowissenschaftler aus
der Abteilung für Cytologie, der Abteilung für Neurophysiologie und der
Klinik für Neurologie im RUB-Klinikum Knappschaftskrankenhaus überprüften
die Annahme, dass die kognitiven Einschränkungen, die bei
Glioblastom-Patienten unter der Behandlung mit Bevacizumab beobachtet wurden, durch
Veränderungen im Hippocampus - der wichtigsten Gedächtnisstruktur des
Menschen - hervorgerufen wurden.

Auffälligkeiten im Hippocampus entdeckt

Sie untersuchten anhand von Hirnschnitten und Zellkulturen von Ratten,
welche Auswirkungen Bevacizumab auf die Zellen des Hippocampus hat. Dabei
konzentrierten sie sich auf drei Aspekte: die neuronale Plastizität der
Zellen, die Dornenfortsätze auf den Nervenzellen und die Art, wie die
Zellen Reize übertragen. Alle drei Komponenten sind wichtige Faktoren für
die Kognition und Gedächtnisbildung. In allen untersuchten Bereichen
zeigten sich unter der Gabe von Bevacizumab Auffälligkeiten. "In unserer
Studie konnten wir zum ersten Mal zeigen, dass Bevacizumab die Funktion
des Hippocampus beeinflussen kann", fasst Prof. Dr. Denise
Manahan-Vaughan, Leiterin der Abteilung für Neurophysiologie an der RUB, die
Ergebnisse der Untersuchung zusammen. Ob die in den Experimenten gewählte
Bevacizumab-Konzentration der im menschlichen Gehirn eines Patienten mit
Glioblastom unter Therapie exakt entspricht, muss offen bleiben.

Förderung

Die Studie wurde durch den Sonderforschungsbereich 874 (SFB 874) der
Deutschen Forschungsgemeinschaft gefördert. Der SFB 874 "Integration und
Repräsentation sensorischer Prozesse" besteht seit 2010 an der
Ruhr-Universität Bochum. Die Forscherinnen und Forscher beschäftigten sich mit
der Frage, wie sensorische Signale neuronale Karten generieren, und daraus
komplexes Verhalten und Gedächtnisbildung resultiert.

Originalveröffentlichung

Pauline Latzer, Olena Shchyglo, Tim Hartl, Veronika Matschke, Uwe
Schlegel, Denise Manahan-Vaughan, Carsten Theiss: 

Blocking VEGF by Bevacizumab compromises electrophysiological and morphological properties
of hippocampal neurons, 

in: Frontiers in Cellular Neuroscience, 2019

DOI: 10.3389/fncel.2019.00113

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.frontiersin.org/articles/10.3389/fncel.2019.00113/full

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum - 02.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





UROLOGIE/338: Forschung zur Virotherapie bei Prostatakrebs - Aus Feind wird Freund (idw)


Deutsche Krebshilfe - 02.04.2019

Virotherapie: Aus Feind wird Freund

Prostatakrebs gezielt mit Viren bekämpfen



Viren können krank machen. Neben Infektionen wie etwa Masern oder Grippe
verursachen sie jede sechste Tumorerkrankung weltweit. Die ansteckenden
Erreger können aber auch nützlich sein. Kieler Wissenschaftler untersuchen
nun, ob sogenannte Lentiviren dabei helfen können, Prostatakrebszellen zu
zerstören. Die Deutsche Krebshilfe unterstützt das Forschungsprojekt mit
rund 266.000 Euro.

Nach Schätzungen des Robert Koch-Instituts erkranken in Deutschland jedes
Jahr rund 60.700 Männer neu an Prostatakrebs. Damit ist diese Tumorart die
häufigste Krebserkrankung bei Männern, gefolgt von Lungen- und Darmkrebs.

Viren befallen und zerstören Tumorzellen

Die Entwicklung einer neuen Waffe gegen Prostatakrebs ist das Ziel der
Forschungsarbeiten von Professor Dr. Stefan Rose-John vom Institut für
Biochemie der Christian-Albrechts-Universität Kiel und seinem Team.
Professor Rose-John hat bereits in Vorarbeiten und in Zusammenarbeit mit
der Arbeitsgruppe von Professor Dr. Lukas Kenner vom Klinischen Institut
der medizinischen Universität Wien den gp130 Signalweg in
Prostatakrebszellen identifiziert. Dieser blockiert das Wachstum des
Tumors. Das Problem: das Signal ist nicht ständig angeschaltet, der Krebs
kann wachsen. "Zunächst haben wir ein sogenanntes Designer-Gen erzeugt,
das den Signalweg dauerhaft aktiviert", erläutert Professor Rose-John
seinen Forschungsansatz. "Nun wollen wir dieses Designer-Gen in die
Krebszelle einschleusen."

Für den "Transport" dieses Gens wollen die Wissenschaftler Lentiviren
gentechnisch verändern. "Lentiviren sind Experten darin, sich in einer
fremden Zelle einzunisten, diese unter ihre Kontrolle zu bringen und für
ihre eigenen Zwecke zu benutzen", erklärt Professor Rose-John. Das macht
sie zu gefährlichen Krankheitserregern - in der Virotherapie kommen jedoch
nur harmlose Varianten zum Einsatz. "Wir bauen die Viren im Labor um, so
dass sie keine Krankheiten mehr verursachen können und ausschließlich
Prostatakrebszellen befallen: sie dienen dann einzig und allein dem
Einschleusen des nützlichen Gens." Nachdem die Viruspartikel von der
Krebszelle aufgenommen wurden, integrieren sie das mitgebrachte Gen direkt
in deren Erbgut. Die Forscher hoffen, dadurch den Signalweg dauerhaft
anzuschalten und das Wachstum des Tumors zu stoppen.

"In den vergangenen Jahren sind Viren verstärkt in den Fokus der
Krebsforschung und -therapie gerückt", erklärt Gerd Nettekoven,
Vorstandvorsitzender der Deutschen Krebshilfe. "Innovative Krebsforschung
zu fördern, sieht die Deutsche Krebshilfe als eine ihrer vordringlichsten
Aufgaben an, um neue und effektivere Behandlungsmöglichkeiten für
Betroffene zu entwickeln."

Hintergrundinformation Virotherapie

Schon Einzelfallbeobachtungen vor mehr als 100 Jahren versetzten Ärzte in
Erstaunen: zufällige Infektionen bei Krebspatienten ließen bösartige
Tumore schrumpfen. Heute verändern Wissenschaftler Viren mit
gentechnischen Methoden so, dass sie fähig sind, Krebszellen anzugreifen.
Die Eigenschaft der Viren, in Körperzellen einzudringen und sich zu
vermehren, unterstützt diese Methode. Um Fortschritte in der Krebstherapie
zu erreichen, wird an unterschiedlichsten Virenarten geforscht, wie
beispielsweise an Herpes-, Masern- oder Grippeimpfviren.

Hilfe für Krebspatienten

Wer sich detailliert über die Themen Prävention, Früherkennung, Behandlung
und Nachsorge von Prostatakrebs informieren möchte, erhält kostenlose
Informationsmaterialien unter 

www.krebshilfe.de

Eine persönliche Beratung bieten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Informations- und Beratungsdienstes der Deutschen Krebshilfe INFONETZ
KREBS unter der kostenlosen Rufnummer 

0800 / 80 70 88 77

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution500
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FORSCHUNG/794: Blutplättchen beteiligt an der Entstehung von Fettleber und Leberkrebs (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 01.04.2019

Blutplättchen beteiligt an der Entstehung von Fettleber und Leberkrebs



Blutplättchen, die mit Leber- und Immunzellen interagieren, sind
entscheidend an der Entstehung der Fettleber, der nicht-alkoholischen
Fettleberentzündung und von Leberkrebs beteiligt. Dies zeigten nun
Wissenschaftler vom Deutschen Krebsforschungszentrum Heidelberg sowie von
der Universität Zürich und vom Universitätsspital Zürich. Die Forscher
konnten zugleich neue Ansätze aufzeigen, wie Medikamente das Entstehen
einer Fettleber aufhalten und damit langfristig Leberkrebs verhindern
könnten.

Die nicht-alkoholbedingte Fettleber zählt zu den häufigsten chronischen
Lebererkrankungen in westlichen Industrienationen und nimmt auch in
Schwellenländern rasant zu. Schätzungen zufolge erkranken rund 30 bis 40
Prozent der Bevölkerung weltweit an diesem Leberleiden. In den USA ist die
Erkrankung auf dem besten Weg, zur häufigsten Indikation für eine
Lebertransplantation zu werden. Eine wirkungsvolle medikamentöse Therapie
gibt es derzeit nicht. In der Regel werden zur Behandlung eine
Ernährungsumstellung und mehr Bewegung empfohlen.

Als wichtigste Risikofaktoren für die Fettleber gelten Übergewicht -
insbesondere im Zusammenhang mit übermäßiger Fettablagerung im Bauchraum -
sowie Diabetes Typ-2. Doch Ernährung und Bewegungsmangel sind nur ein
Aspekt des Geschehens, wie das Team um Mathias Heikenwälder im Deutschen
Krebsforschungszentrum (DKFZ) gemeinsam mit Kollegen um Achim Weber vom
Universitätsspital und von der Universität Zürich herausgefunden hat. Denn
damit sich eine Fettleber zu einer Entzündung auswächst, müssen bestimmte
Immunzellen in die Leber einwandern. Doch was lockt sie an? "Wir haben nun
erstmals gezeigt, dass hierbei Blutplättchen eine entscheidende Rolle
spielen", sagt Heikenwälder.

Bis vor kurzem waren die Blutplättchen ausschließlich als Garanten für
Blutgerinnung und Wundheilung bekannt. Doch Forscher entdecken zunehmend,
dass sie an zahlreichen krankhaften Prozessen und auch an der
Krebsentstehung beteiligt sind. So zeigten Heikenwälder und Kollegen nun,
dass bei Mäusen, die eine fettreiche Diät erhalten, vermehrt Blutplättchen
in der Leber zu finden sind. Ähnliches beobachteten sie auch bei Menschen
mit nicht-alkoholbedingter Fettleber.

Wurden die Mäuse zusätzlich zu ihrer fetthaltigen Kost über einen Zeitraum
von zwölf Monaten mit den Gerinnungshemmern Aspirin und Clopidogrel
behandelt, die auch auf die Blutplättchen einwirken, reduzierte sich
sowohl die Zahl der eingewanderten Blutplättchen als auch die Zahl der
entzündlichen Immunzellen in der Leber. Denselben Effekt erzielten die
Wissenschaftler, wenn sie ihren Versuchstieren einen anderen Blutverdünner
verabreichten, der spezifisch nur die Funktion der Blutplättchen hemmt
(Ticagrelor). "Die Mäuse wurden zwar übergewichtig, bekamen aber keine
Fettleber und keinen Leberkrebs", fasst Heikenwälder zusammen.

Als verantwortlich dafür, Blutplättchen in die Leber zu locken,
identifizierten die Wissenschaftler Kupffer-Zellen, spezielle Fresszellen
(Makrophagen) der Leber. Eine entscheidende Rolle scheint außerdem zu
spielen, dass die eingewanderten Blutplättchen an die Kupffer-Zellen der
Leber andocken. Das kann über zwei verschiedene molekulare "Andockstellen"
passieren. Eine besonders wichtige Rolle bei diesem Andockmanöver spielt
das Glykoprotein GPIbα auf der Oberfläche der Blutplättchen. Blockierten
die Forscher GPIbα mit einem Antikörper, so ging in der Leber die Zahl
jener Botenstoffe zurück, die entzündliche Immunzellen anlocken. In der
Folge schwächte sich auch die Leberentzündung ab.

Die Forscher um Mathias Heikenwälder und sein Kollege Achim Weber sind mit
ihrer Arbeit nicht nur einem besseren Verständnis der Fettleber auf der
Spur. "Aus unseren Ergebnissen wollen wir nun neue Ansätze für die
Therapie der Fettleber entwickeln, was wir an den Mäusen bereits gezeigt
haben", sagt Heikenwälder. So sei es denkbar, die Zahl der aktiven
Blutplättchen in der Fettleber zu senken oder ihr Anheften und damit das
Rekrutieren von entzündlichen Immunzellen zu verhindern.

Das ließe sich etwa durch Gerinnungshemmer oder Antikörper gegen GPIbα
erreichen. In einer Pilotstudie haben die Wissenschaftler festgestellt:
Werden Menschen mit einer Fettleber mit Blutverdünnern behandelt, geht der
Fettanteil in der Leber zurück, ebenso wie die Größe des Organs.
Heikenwälder hat die Vision, die Leber als zentrales Organ für den
Stoffwechsel gezielt zu beeinflussen und zu schützen. "Wenn es uns
gelingt, den Kreislauf von entzündlichen Prozessen zu durchbrechen, können
wir betroffenen Menschen helfen, ihr Risiko für Fettleber-induzierten
Leberkrebs zu senken."

Bei einer Fettleber kommt es vermehrt zur Fetteinlagerung in Leberzellen.
Das bemerken Betroffene zunächst meist nicht, es ist aber alles andere als
harmlos: Aus einer Fettleber kann sich eine Leberentzündung mit
krankhaften Veränderungen entwickeln, die sogenannte nicht-alkoholbedingte
Steatohepatitis (NASH), die wiederum in einer Leberzirrhose münden kann.
Dabei gehen die Zellen des Stoffwechselorgans zugrunde, die Leber vernarbt
und schrumpft, bis sie nicht mehr in der Lage ist, ihre Aufgabe zu
erfüllen. Gleichzeitig wächst das Risiko für Leberkrebs. Zudem wirkt sich
die Fettleber auf den gesamten Stoffwechsel aus, und erhöht die Gefahr für
Diabetes Typ-2 und Herz-Kreislauf-Erkrankungen.

Originalpublikation:

Mohsen Malehmir, Dominik Pfister, Suchira Gallage, Marta Szydlowska,
Donato Inverso, Elena Kotsiliti, Valentina Leone, Moritz Peiseler, Bas
G.J. Surewaard, Dominik Rath, Sheikh Adnan Ali, Monika Julia Wolf, Hannah
Drescher, Marc E. Healy, Daniel Dauch, Daniela Kroy, Oliver Krenkel,
Marlene Kohlhepp, Thomas Engleitner, Alexander Olkus, Tjeerd Sijmonsma,
Julia Volz, Carsten Deppermann, David Stegner, Patrick Helbling, César
Nombela-Arrieta, Anahita Rafiei, Martina Steurer, Marcel Rall, Florian
Baku, Oliver Borst, Caroline L. Wilson, Jack Leslie, Tracy O`Connor,
Christopher C. Weston, David H. Adams, Lozan Sheriff, Ana Teijeiro, Marco
Prinz, Ruzhica Bogeska, Natasha Anstee, Malte Bongers, Mike
Notohamiprodjo, Tobias Geisler, Dominic J. Withers, Jerry Ware, Derek A.
Mann, Hellmut Augustin, Alexandros Vegiopoulos, Michael Milsom, Adam J.
Rose, Patricia F. Lalor, Josep M. Llovet, Roser Pinyol, Frank Tacke,
Roland Rad, Matthias Matter, Nabil Djouder, Paul Kubes, Percy A. Knolle,
Kristian Unger, Lars Zender, Bernhard Nieswandt, Meinrad Gawaz, Achim
Weber and Mathias Heikenwälder: 

Platelet GPIbα is a mediator and potential
interventional target for NASH and subsequent liver cancer.

Nature Medicine 2019, DOI: 10.1038/s41591-019-0405-7
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HERZ/1156: Gefährliches Kreislaufversagen - Wie die Versorgung geschwächter Herzen verbessern? (idw)




Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 02.04.2019

Gefährliches Kreislaufversagen: Wie die Versorgung geschwächter Herzen verbessern?

Forscht für eine bessere Versorgung von Herzpatienten nach
Kreislaufversagen: Herzchirurg Dr. Philippe Grieshaber am
Universitätsklinikum Gießen-Marburg erhält Dr. Rusche-Projektförderung
(59.000 Euro)

Wenn bei Patienten mit schwerer Herzschwäche das Herz versagt, setzen
Ärzte mechanische Kreislaufunterstützungssysteme ein. Die Systeme arbeiten
wie Herz-Lungen-Maschinen und übernehmen die Aufgabe von Herz und Lunge,
bis sich der Patient erholt hat oder durch weitere medizinische Maßnahmen
stabilisiert werden kann. In Deutschland werden alljährlich rund 2.500
Patienten mit einem "extrakorporalen Kreislaufunterstützungssystem", kurz
ECLS (Extracorporeal Life Support) versorgt, weltweit kommen die Systeme
pro Jahr etwa 112.000 Patienten zugute. Da immer mehr Menschen an
Herzschwäche und anderen Herzkrankheiten wie Herzklappenerkrankungen und
Rhythmusstörungen erkranken, ist zu erwarten, dass ECLS-Verfahren künftig
noch häufiger angewendet werden müssen. Es ist deshalb wichtig, die
lebensrettenden Systeme stetig weiterzuentwickeln. Infos für Betroffene
unter www.herzstiftung.de/kunstherz

Hohe Sterblichkeit bei meist schwerstkranken ECLS-Patienten

"Diese Kreislaufunterstützungssysteme werden häufig als letztmögliche
Therapie für den Lebenserhalt der meist schwerstkranken Herzpatienten
eingesetzt. Entsprechend höher als bei anderen Patientengruppen ist auch
die Sterblichkeitsrate bei ECLS-Patienten: sie liegt derzeit bei 50
Prozent", betont der Herzchirurg Prof. Dr. med. Armin Welz, Vorsitzender
des Wissenschaftlichen Beirats der Deutschen Stiftung für Herzforschung
(DSHF). Vor diesem Hintergrund hat die DSHF die mit 59.226 Euro dotierte
Dr. Rusche-Projektförderung für Forschungsvorhaben auf dem Gebiet der
Herzchirurgie an Dr. med. Philippe Grieshaber, Oberarzt der Klinik für
Herz-, Kinderherz- und Gefäßchirurgie Standort Gießen,
Universitätsklinikum Gießen und Marburg (UKGM), vergeben. "Obwohl das
ECLS-Verfahren immer häufiger eingesetzt wird und Herzchirurgen über sehr
viel Erfahrung darüber verfügen, können derzeit nur 50 Prozent der
Patienten durch diese Therapie gerettet werden", so Dr. Grieshaber. "Wir
müssen deshalb die ECLS-Versorgung unbedingt weiterentwickeln." Das ist
auch das Ziel seiner Arbeit mit dem Titel: "Entwicklung und Evaluation
eines neuartigen transapikalen Kanülierungskonzepts zur optimalen
physiologischen Perfusion und kardialen Erholung bei extrakorporaler
Zirkulation". Am Herzzentrum des UKGM (Herzchirurgie/Kardiologie) kommen
ECLS-Systeme 80- bis 100-mal pro Jahr zum Einsatz, im Kinderherzzentrum
bei 20-30 Kindern und Jugendlichen.

Schwachstellen des ECLS-Systems

Extrakorporale Unterstützungssysteme schaffen außerhalb des Körpers einen
künstlichen Herz-Lungen-Kreislauf. Dazu wird eine Pump- und
Oxygenierungseinheit über einen venösen und arteriellen Schlauch mit dem
Blutkreislauf des Patienten zu einem geschlossenen System verbunden. Der
Zugang erfolgt häufig über die Oberschenkel- oder die
Schlüsselbeinarterie. Der venöse Schlauch leitet das Blut aus dem Körper
des Patienten hinaus, der Oxygenator entfernt das im Blut enthaltende
Kohlenstoffdioxid und reichert es mit Sauerstoff an. Über den arteriellen
Schlauch wird das sauerstoffreiche Blut wieder in den Körper des Patienten
gepumpt. Dr. Grieshaber hat in Vorarbeiten zeigen können, dass bei dieser
herkömmlichen Art der ECLS-Technik die Aortenwurzel und die aufsteigende
Körperschlagader nur unzureichend mit sauerstoffreichem Blut versorgt
werden. "Das hat eine Durchblutungsstörung der Herzkranz- und
Kopf-Hals-Gefäße zur Folge", erklärt der Arzt und Wissenschaftler. Hinzu kommen
Belastungen der linken Herzkammer, was gefährliche Blutgerinnsel entstehen
lassen kann. "Eine Erholung des Herzens und des Organismus ist unter
diesen Bedingungen kaum möglich", gibt Grieshaber zu bedenken. Ein
weiterer Schwachpunkt der bisherigen ECLS-Systeme ist, dass die Schläuche
und der Oxygenator, durch die das Blut des Patienten geführt werden, eine
riesige Fremdoberfläche darstellen. Das kann Gerinnungs- und
Entzündungsprozesse aktivieren. Solche technischen Probleme sind zusammen
mit der Tatsache, dass es sich bei ECLS-Patienten stets um Schwerstkranke
handelt, für die hohe Sterblichkeit verantwortlich.

Neuartige Kanüle soll Herz besser mit Blut versorgen und entlasten

Im Rahmen des Dr. Rusche-Forschungsvorhabens will Dr. Grieshaber eine
neuartige Kanüle entwickeln - ein Zugangsschlauch, der das extrakorporale
Versorgungssystem besser mit dem arteriellen Gefäßsystem des Patienten
verbinden und so eine gute Sauerstoffzufuhr gewährleisten kann. Die
speziell gefertigte Kanüle wird über die Herzspitze eingebracht und soll
über zwei getrennte Innenräume verfügen: Über den ersten Innenraum wird
Blut in die herznahe Hauptschlagader gepumpt, so dass Herz und Kopf
ausreichend sauerstoffreiches Blut erhalten. Über den zweiten Innenraum
soll Blut aus der linken Herzkammer gesaugt werden, um das Herz zu
entlasten. Zur Entwicklung der neuen Kanüle nutzt der Wissenschaftler
moderne Verfahren wie Computersimulationen und die 3-D-Drucktechnik. In
einem nächsten Entwicklungsschritt sollen erste Prototypen der Kanüle
gebaut und in Kreislaufmodellen getestet werden. "Wenn alles so vorangeht,
wie wir es uns vorstellen, können wir in zwei bis drei Jahren mit der
klinischen Erprobung beginnen", hofft Grieshaber.

Dank der finanziellen Unterstützung durch Stifterinnen und Stifter,
Spender und Erblasser kann die Deutsche Stiftung für Herzforschung
(www.dshf.de) - von der Deutschen Herzstiftung e. V. 1988 gegründet -
Forschungsprojekte in einer Größenordnung finanzieren, die die Deutsche
Herzstiftung e. V. und die DSHF in der Herz-Kreislauf-Forschung
unverzichtbar machen. Die Dr. Rusche-Projektförderung der DSHF wird
alljährlich gemeinsam mit der Deutschen Gesellschaft für Thorax-, Herz-
und Gefäßchirurgie (DGTHG) auf der DGTHG-Jahrestagung vergeben.

Tipp: 

Der Herzstiftungs-Ratgeber "Leben mit einem Kunstherz" (122 S.) für
Betroffene kann kostenfrei als PDF unter www.herzstiftung.de/kunstherz
oder als Broschüre per Tel. unter 069 955128400 oder per E-Mail unter
bestellung@herzstiftung.de angefordert werden.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.herzstiftung.de/kunstherz

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment71478

PM_DHS_DSHF_Dr_Rusche_ECLS_Kreislaufversagen
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LEBER/258: Neue Hoffnung bei Leberzirrhose (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 02.04.2019

Neue Hoffnung bei Leberzirrhose



Leberzirrhose ist eine unheilbare Krankheit, die im Endstadium mit
zahlreichen Komplikationen verbunden ist. Eine Pilot-Studie unter
Beteiligung von Prof. Jonel Trebicka von der Goethe-Universität hat jetzt
gezeigt, dass die langfristige Gabe von hochdosiertem Albumin die
Herz-Kreislauffunktion dieser Patienten stabilisiert und sie vor der
gefürchteten Sepsis schützt.

"Ich war gerade zu einem Forschungsaufenthalt an der Klinik in Barcelona,
als die klinische Studie Pilot-PRECIOSA lief und habe die Ergebnisse bei
Patienten mit schwerer Sepsis direkt mit den Forschern vor Ort
diskutiert", sagt Prof. Jonel Trebicka, Hepatologe an der Medizinischen
Klinik I der Goethe-Universität.

Albumin ist ein Protein, das im Blut des Menschen vorkommt und zahlreiche
Aufgaben erfüllt. Bei Leberzirrhose ist es vermindert. Deshalb hat man
Patienten mit dekompensierter Zirrhose, dem Stadium, in dem schwere
Komplikationen auftreten, auch schon früher mit Albumin behandelt, jedoch
nur für einen kurzen Zeitraum.

In der Pilot-PRECIOSA-Studie, an der 22 Europäische Partner beteiligt
waren, wurden nun zwei Gruppen von Patienten mit dekompensierter
Leberzirrhose über drei Monate mit Albumin behandelt. Die eine Gruppe
erhielt eine niedrige Dosis, die andere eine hohe Dosis. Es zeigte sich,
dass sich bei den Patienten, die mit der höheren Dosis therapiert worden
waren, die Herzfunktion verbesserte und die Konzentration der
Entzündungsmarker im Blut zurückging.

In der nun anschließenden Folgestudie PRECIOSA, an der auch Prof. Trebicka
und Privatdozentin Dr. Tanja Welzel von der Medizinischen Klinik I
beteiligt sind, wird diese Therapie nun an einem größeren
Patientenkollektiv erprobt.

"Für unsere Arbeit in dem kürzlich gegründeten Micro-Predict Consortium,
in dem wir die Bedeutung des Darmmikrobioms bei Lebererkrankungen
untersuchen, ist dieses Ergebnis enorm wichtig: Wir werden jetzt wir nach
Mikrobiom-Markern suchen, die das Ansprechen auf Albumin anzeigen, so dass
wir die Therapie künftig gezielt steuern können."

In MICROB-PREDICT Projekt kooperieren spezialisierte Ärzte, führende
Mikrobiom- und Medizintechnik-Experten sowie die Patientenorganisation
ELPA und die Europäische Gesellschaft zur Erforschung der Leber (EASL).
Träger ist die European Foundation for the Study of Chronic Liver Failure
(EFCLIF), die auch die Pilot-PRECIOSA-Studie gefördert hat. Es handelt
sich um eine Stiftung, welche ein Netzwerk von mehr als 100
Universitätskliniken Europaweit innerhalb des EASL vereint. Dazu gehört
auch das Universitätsklinikum der Goethe-Universität.


Originalpublikation:

Fernandez J et al.: Effects of Albumin Treatment on Systemic and Portal
Hemodynamics and Systemic Inflammation in Patient with Decompensated
Chirrhosis, in: Gastroenterology (2019), 

doi: https://doi.org/10.1053/j.gastro.2019.03.021
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THERAPIE/360: Elektrisch ausgelöster Krampfanfall - Hintergrundinformationen zu aktuellen Daten (Soziale Psychiatrie)


Soziale Psychiatrie Nr. 162 - Heft 04/18, 2018

Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Der elektrisch ausgelöste Krampfanfall

Hintergrundinformationen zu aktuellen Debatten

Von Jann E. Schlimme



Vor mehr als 70 Jahren wurde der elektrisch ausgelöste Krampfanfall
in der Psychiatrie eingeführt und erlebt heute eine Renaissance. Unser
Autor hat die aktuellen Studien hinsichtlich ihrer Wirksamkeit
ausgewertet und plädiert für eine sorgsame Abwägung der Vor- und
Nachteile durch alle Beteiligten. Es mangelt aus seiner Sicht an
längerfristigen Studien zur Genesungsrelevanz des Behandlungsangebots.
Wichtig ist ihm, dass eine Auseinandersetzung und Bewertung des
Verfahrens bereits im Vorfeld möglicher eigener Betroffenheit - auch
ganz hypothetisch - ggf. in einer Patientenverfügung erfolgt.

Einleitung

Elektrisch ausgelöste Krampfanfälle (EAK) sind seit über 70 Jahren ein
Bestandteil des psychiatrischen Behandlungsangebots. Wahlweise als
Elektrokrampftherapie (EKT) oder Elektroschock wird damit eine
Behandlungsmethode bezeichnet, bei der durch zwei auf die Kopfhaut
aufgesetzte Elektroden ein generalisierter Krampfanfall durch einen
elektrischen Impuls künstlich ausgelöst wird. Üblicherweise werden
Serien von 2 x 6 einzelnen EAKs durchgeführt, wobei 2-3 einzelne EAKs
pro Woche vorgenommen werden. Die einzelne Behandlung erfolgt unter
Narkose und mit Muskelrelaxation (»modifizierte EKT«). Hierbei erfolgt
typischerweise eine einseitige Stimulation (»unilaterale Stimulation«)
mit einem rechteckigen, kurzzeitigen Stromimpuls. Die Dauer der
Reorientierung nach dem Krampfereignis liegt dann meist zwischen 15
und 30 Minuten. Manchmal erfolgt aber auch eine beidseitige
Stimulation (»bilaterale Stimulation«), welche zu einer längeren
Reorientierungsphase (bis zu 90 Minuten) nach dem einzelnen elektrisch
ausgelösten Krampfanfall führt. Wohnt man der Durchführung einer
solchen Behandlung bei - es gibt auch entsprechende Filmsequenzen auf
Youtube -, erinnert zunächst nichts an die berühmte Szene mit Jack
Nicholson aus dem Film »Einer über das Kuckucksnest« (1975), in der
der Elektroschock ohne Narkose und Muskelrelaxation als Bestrafung für
aufsässiges Verhalten mit an beiden Schläfen aufgesetzten Elektroden
vorgenommen wurde.

In der Tat haben Narkose und Muskelrelaxation diese
Behandlungsmaßnahme tiefgreifend verändert. Viele Nebenwirkungen, die
zuvor bei dem Einsatz der elektrisch ausgelösten Krampfanfälle häufig
auftraten, sind bei dieser abgewandelten Behandlungsform nicht mehr
festzustellen (u.a. Verletzungen durch unkontrollierte heftige
Bewegungen, Wirbelkörperfrakturen durch die extreme Anspannung der
Rückenmuskulatur, ausgebissene Zähne). Durch das Fehlen des
eigentlichen muskulären Krampfanfalls bleibt u.a. auch der massive
Blutdruckanstieg aus. So kommen auch andere, äußerst schwerwiegende
Nebenwirkungen (u.a. Herzinfarkte, Hirnblutungen) nicht mehr vor. Die
Mortalität unter einer »modifizierten EKT« entspricht damit dem
Narkoserisiko, welches allerdings nicht null ist und einige
Kontraindikationen (z.B. kürzlich durchgemachter Herzinfarkt,
Schlaganfall) aufweist. Auch wenn Narkose und Muskelrelaxation - und
auch die viel geringere Stromdosis - die Nebenwirkungsrisiken der
elektrisch ausgelösten Krampfanfälle erheblich verringert und die Art
und den Umfang der möglichen Nebenwirkungen deutlich verändert haben,
handelt es sich im Grundsatz immer noch um dieselbe Behandlung. Dies
zeigt sich insbesondere an den allenfalls als moderat zu bezeichnenden
Besserungsraten im längerfristigen Verlauf.

Die positiven Effekte

Bereits mit der Einführung der Elektroschocks in den 1940er Jahren
zeigte sich für alle Beteiligten, dass auch elektrisch ausgelöste
Krampfanfälle ebenso wie die anderen Schocktherapien (Cardiazolschock,
Insulinschock) zwar bei vielen derart Behandelten das psychotische
oder depressive Erleben zunächst positiv beeinflussen konnten. Damals
wie heute war und ist der Hintergrund dieser erwünschten positiven
Effekte unklar. Klar war (und ist), dass sie nur für Tage oder wenige
Wochen anhalten und dass auch das Eintreten dieses initialen positiven
Effekts nicht verlässlich ist. Dies gilt nicht einmal für die schwere
katatone Krise einer Schizophrenie, in der die EAK nach Lorazepam als
Mittel der ersten Wahl angesehen wird. Wie die diesbezügliche
Cochrane-Analyse zur EKT aus dem Jahr 2009 festhält: »Es ist geradezu
ironisch, dass die häufig zitierte Empfehlung (APA 1990, AP 2001,
Kruger 1995, Lock 1995a, NICE 2003), dass Katatonie eine wichtige
Indikation für EKT bei Personen mit Schizophrenie sei, derzeit auf dem
höchsten Evidenzlevel nur durch eine einzige Studie mit 14 Teilnehmern
unterstützt wird, von denen acht EKT erhielten und vier von diesen
auch über die Studiendauer hinaus EKTs benötigten.« (eig. Übers.,
Tharyan & Adams 2009, S. 23 f.).

Zudem kommen EAKs bei Menschen mit Schizophrenie-Diagnose als
Ergänzung zu einer bestehenden medikamentösen Behandlung in Betracht,
wenn diese aus der Sicht des Betreffenden nicht ausreichend ist und
alternative medikamentöse Strategien nicht (mehr) zur Verfügung stehen
(oftmals nutzt der Betreffende dann bereits Clozapin). Es gibt
Hinweise aus epidemiologischen Erhebungen und Einzelfallberichten,
dass die Kombination kurzfristig vorteilhaft sein kann (Response) und
diese kurzfristigen Vorteile bei einer unklar großen Gruppe von bis zu
66 Prozent unter einem naturalistischen Behandlungsregime auch nach 12
bzw. 30 Monaten auffindbar seien (Tharyan & Adams 2005; Glover et al.
2017). Bisher gibt es zu dieser Kombinationsbehandlung jedoch nur eine
einzige randomisiert-kontrollierte Studie. In dieser Studie mit 39
Teilnehmern hat Petrides die ausschließlich medikamentöse Behandlung
mit Clozapin verglichen mit einer medikamentösen Behandlung in
Kombination mit einer Serie »modifizierter EKT« über den Zeitraum von
allerdings nur acht Wochen (Petrides et al. 2015). Hier zeigte sich
bei jenen Teilnehmern, die eine EAK-Serie nutzten, eine signifikante
Verschlechterung der Kognition (v.a. Verarbeitungsgeschwindigkeit),
keine Veränderung der Negativsymptome und bei 50 Prozent zumindest
eine minimale Verbesserung der Positivsymptome. Vergegenwärtigt man
sich, dass die Neurokognition (Galderisi et al. 2015) und die
Negativsymptome (Alvarez-Jimenez et al. 2013) die entscheidenden
Parameter sind, die eine Verbesserung des sozialfunktionalen Outcomes
erwarten lassen, stellen sich zwei Fragen: Wie wurde diese minimale
Verbesserung von den betreffenden Personen bemerkt? Und was war diese
minimale Verbesserung im Bereich der Positivsymptome nach acht Wochen
für die Betreffenden im längerfristigen Verlauf wert, zumal diese
initiale Response eben nur kurze Zeit anhält?

Die beschriebenen Verhältnisse von kurzzeitiger positiver Antwort des
Befindens (Response) auf die EAK-Serie und die Abhängigkeit einer
möglichen Nachhaltigkeit bzw. Nützlichkeit dieser »Response« von der
weiteren Behandlung gilt auch für Menschen mit depressiven Störungen.
Hier kommt die »modifizierte EKT« insbesondere bei monatelang nicht
beeinflussbaren schweren depressiven Störungen zum Einsatz. Die
Responseraten liegen in den Studien um 65 Prozent für die erste Woche
nach der EAK-Serie. Nach einer aktuellen Metaanalyse aus dem Jahr 2013
erleiden von den initial gebesserten, zuvor ja schwer depressiv
verstimmten Personen 51,1 Prozent eine erneute depressive Episode im
Verlauf eines Jahres, davon ca. 40 Prozent bereits in den ersten sechs
Monaten (Jelovac et al. 2013). Diese Rate gilt jedoch nur unter
fortgesetzter Antidepressiva-Medikation. Die nachhaltige Besserung von
ca. 40 Prozent (37,7 Prozent) über sechs Monate könne laut der
Metaanalyse aber auch mit einer sogenannten Erhaltungs-EKT erreicht
werden, wohingegen längere Beobachtungszeiträume in Studien derzeit
fehlten. Bemerkenswert ist dabei, dass laut dieser Metaanalyse von
2013 die nachhaltige Besserungsrate auf 35 Prozent nach sechs Monaten
und auf 28 Prozent nach zwölf Monaten absinkt, wenn keinerlei
Medikamente gegeben werden (Jelovac et al. 2013). Ob dies jedoch damit
zusammenhängt, dass die allermeisten Studien mit einer sehr kurzen
Wash-Out-Phase der zuvor ja über einen sehr langen Zeitraum gegebenen
Antidepressiva bei den Studienteilnehmern von ca. fünf Tagen vor
Studienbeginn vorgehen, kann nur spekuliert werden (Stichwort:
Antidepressiva-Entzugssyndrom; vgl. zur Wash-Out-Phase beispielsweise
die Daten in den Studien von Lisanby et al. 2000 und Sackheim et al.
2008).

Die negativen Effekte

Die oftmals nur kurzzeitigen positiven Effekte, die sich ggf. unter
entsprechender weiterer Behandlung und Begleitung aber durchaus
positiv im Sinne einer sich fortsetzenden Genesung nutzen lassen
können, stehen Einschränkungen der kognitiven Leistungen im Anschluss
an die EAK-Serien gegenüber. Dabei werden zwei Typen von
Einschränkungen unterschieden: die »anterograde Amnesie«, die sich auf
die aktuellen Gedächtnis- und Gedankenleistungen (z.B. Wortsigkeit,
Multitasking-Leistungen, Neulernen) und die »retrograde Amnesie«, die
sich auf das Erinnern vergangener Ereignisse beziehen (z.B. das
Familientreffen im letzten Jahr, weltpolitische Ereignisse des Jahres
2001). Eine Metaanalyse aus dem Jahr 2010 zeigt, dass nach EKT-Serien
anterograde Einschränkungen nur für kürzere Zeit von 14 Tagen bis zu 6
Monaten auftreten (das betrifft sowohl die
Verarbeitungsgeschwindigkeit, das Neulernen als auch die exekutiven
Funktionen; Nordanskog et al. 2014). Es hat sich deshalb der Begriff
der kurzzeitigen kognitiven Einschränkungen (»short-term cognitive
side effects«) etabliert (Semkovska & McLoughlin 2010). Daneben
bestehen jedoch eindeutige Nachweise von langandauernden
Einschränkungen des retrograden Erinnerns (Übersicht bei Kolar 2017).
Wie lange diese letztgenannten Beschwerden andauern - zumindest wohl
12 Monate - (Bergfeld et al. 2017) und ob sie durch bestimmte Formen
der elektrischen Stimulation (Dauer des elektrischen Pulses,
Elektrodenplatzierung) verändert werden können, ist nach der
Studienlage nicht klar. Sie können jedenfalls auch lebenslang bestehen
bleiben, wie Einzelberichte zeigen.

Der Hintergrund dieser Beeinträchtigungen des Gedächtnisses ist
unklar. Verschiedene Hinweise auf lichtmikroskopisch sichtbare
Nervenzellschäden (z.B. Nervenzelluntergänge) insbesondere im
Stromdurchflussgebiet sind mit neueren, methodisch sehr hochwertigen
Studien nicht bestätigt worden (Devanand et al. 1994). Auch eine -
vermutlich durch Gliazellwachstum verursachte - Volumenzunahme im
Hippocampus nach der EAK-Serie (wie auch nach Antidepressiva-Nutzung)
konnte nicht verlässlich mit den positiven oder negativen Effekten der
EAK in Verbindung gebracht werden (Nordanskog et al. 2014; Oostrom et
al. 2018; Takamiya et al. 2018). Derzeit wird angenommen, dass das
Volumen des Hippocampus bei Personen mit kindlichen Traumatisierungen
kleiner ist und dass das Alter der ersten depressiven Episode mit dem
Volumen korreliert (Frodl et al. 2008; Nordanskog et al. 2014; Schmaal
et al. 2014). Gewissermaßen bringen die Betreffenden ihr persönliches
Hippocampus-Volumen bereits in die erste depressive Episode mit,
welches durch alle weiteren Maßnahmen oder depressiven Episoden nicht
mehr grundsätzlich beeinflusst wird. Andererseits ist es
unwahrscheinlich, dass die vom elektrischen Impuls direkt betroffenen
Nervenzellen keine dezidierten Veränderungen aufweisen. Das hierzu
erforderliche Sichtbarmachen der synaptischen Verbindungen von
Nervenzellen wäre jedoch nur elektronenmikroskopisch möglich, was
methodisch derart herausfordernd ist, dass auch für die nähere Zukunft
entsprechende Aussagen von der neuroanatomischen Forschung nicht
erwartet werden können (Chao 2018). Sicher ist jedoch, dass der
einzelne, elektrisch ausgelöste Krampfanfall selbst aufgrund seiner
Intensität (Dauer, Häufigkeit) bei erwachsenen Personen keinerlei
Nervenschäden verursachte (Ingvar 1986).

Die Frage der eigenen Bewertung

Wie ist dies nun aus einer persönlichbetroffenen und klinischen Sicht
zu bewerten? Wenn man zunächst bedenkt, dass die in die referierten
Analysen eingehenden Studien ja nicht dafür aufgelegt wurden, um die
fehlende Wirksamkeit der untersuchten Behandlung zu demonstrieren,
sind diese Ergebnisse aus klinischer Perspektive eher ernüchternd.
Denn, so der Eindruck, der Erhalt der Verbesserung des Befindens ist
an die Art und Weise der weiteren Behandlung gebunden und weist keinen
verlässlichen positiven Zusammenhang mit den EAKs auf. Dem würde
entsprechen, dass die »modifizierte EKT« im klinischen Alltag derzeit
keine große Rolle spielt (ca. 2000-4000 Personen werden in Deutschland
pro Jahr vermutlich damit behandelt, entspricht ca. 1 Prozent aller
wegen Depressionen stationär behandelter Personen). Ihr Einsatz hat
aber eine steigende Tendenz, obwohl durch den vermehrten Einsatz weder
die Responseraten noch die Nachhaltigkeit der Effekte verbessert oder
die kognitiven Nebenwirkungen verringert werden können. Es gibt auch
einen leichten Trend zur »Erhaltungs-EKT«, also eine einmal pro Monat
stattfindende »modifizierte EKT«. Diese verstärkt im Übrigen nach
derzeitiger Studienlage die kognitiven Nebenwirkungen nicht; die
bereits durch die vorhergehende EAK-Serie verursachten Nebenwirkungen
scheinen aber auch langsamer zurückzugehen (Smith 2010).

Neuerdings gibt es eine Diskussion zur Frage des Einsatzes des
elektrisch ausgelösten Krampfanfalls bei einwilligungsunfähigen
Personen. Dies wurde 2017 auch im deutschsprachigen Raum intensiv
diskutiert (»Psychiatrische Praxis« 2017). Anlass bot auch eine Anzahl
von geschilderten Fällen, in denen eine solche Zwangsbehandlung
vorgenommen wurde (Methfessel et al. 2017 bzw. Besse et al. 2017).
Ohne hier auf die allgemeine Diskussion zu Zwangsbehandlungen
einzugehen, ist derzeit in Deutschland die Rechtslage im Prinzip wie
folgt: »Rechtlich ergibt eine konsequente Auslegung der Vorschriften
der UN-BRK sowie des § 1901a BGB, dass eine Zwangsbehandlung bei
einwilligungsunfähigen Betroffenen nur im Fall der Lebensgefahr oder
der Gefahr schwerer irreversibler Gesundheitsschäden unter Beachtung
der Obergrenzen zulässig ist, der Betroffene die Zwangsbehandlung aber
auch für diese Fälle durch eine verbindliche Patientenverfügung
ausschließen kann.« (Marschner 2011) Solche Obergrenzen sind neben
einer entsprechenden Patientenverfügung, welche die dort explizit
genannten Maßnahmen ausschließt, eben auch Maßnahmen mit irreversiblen
oder lebensgefährlichen Nebenwirkungen. Vor diesem Hintergrund ist die
Diskussion zur »modifizierten EKT« als Zwangsmaßnahme immer eine
Diskussion der Verhältnismäßigkeit: Die möglichen Nebenwirkungen der
EAK-Serie bei der betreffenden Person (inkl. Narkoserisiko) und die
bestehende aktuelle Gesundheits- oder gar Lebensgefährdung der
betreffenden Person durch diejenige Störung, die durch den Einsatz der
EAK möglicherweise gebessert werden kann, sind in ihrer Erwartbarkeit
und Schwere gegeneinander abzuwägen. So argumentieren im Übrigen
sowohl die Befürworter als auch die Gegner der EAK als Zwangsmaßnahme,
und zwar ganz unabhängig davon, ob sie Freund oder Feind der EAK sind
(vgl. Finzen 2017; Folkerts 2017; Gather & Vollmann 2017; Zilles
2017).

Im Grundsatz kehren wir also zu den bereits angesprochenen Fragen
zurück: Wie wirksam wird die EAK bei mir bzw. bei der betreffenden
Person sehr wahrscheinlich sein? Welche Nebenwirkungen sind bei mir
bzw. bei der betreffenden Person möglich, gar wahrscheinlich? Wie
bewerte ich bzw. bewertet die betreffende Person diese Vor- und
Nachteile bzw. Wahrscheinlichkeiten? Diese Fragen können nur
persönlich beantwortet werden. Sie verlangen ein kritisches
Informiertsein, möglichst schon im Vorfeld (Stichwort:
Patientenverfügung). Wird eine EAK bei einwilligungsunfähigen Personen
seitens der Prongeboten, kann auf ein geduldiges Erkunden des
natürlichen Willens der betreffenden Person hinsichtlich der genannten
Fragen nicht verzichtet werden. Es ist allerdings zuzugeben, dass
diese Fragen noch besser von der betreffenden Person bewertet werden
könnten, wenn es eine bessere wissenschaftliche Grundlage dafür gäbe.
Diese ist für ein derart lange im Geschäft befindliches
Behandlungsverfahren erstaunlich dünn.


PD Dr. med. Dr. phil. Jann E. Schlimme,

M.A., niedergelassener Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie,
Berlin; Privatdozent an der Medizinischen Hochschule Hannover

Literatur beim Verfasser.

Hinweis

Zur DGSP-Jahrestagung findet am 15. November 2018 von 9 Uhr bis 12:30
Uhr ein Symposium zum Thema »Die Wiederkehr des Elektroschocks.
Legitime Therapie oder verantwortungslose Schädigung« unter der
Leitung von Peter Lehmann und Jann E. Schlimme statt.
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COMPUTER/598: Künstliche Intelligenz soll "Tumor-Matsche" entschlüsseln (idw)


Universität Regensburg - 02.04.2019

Künstliche Intelligenz soll "Tumor-Matsche" entschlüsseln

BMBF fördert Projekt zur Krebsforschung der Regensburger Bioinformatiker



Tumor-Matsche? Das klingt nach etwas zum Entsorgen. Aber dieses Gewebe,
das durch den Mixer ging, kann zahlreiche Informationen enthalten, die für
die Krebsforschung äußerst interessant sind - man muss nur an sie
rankommen. Und genau da setzen die Bioinformatiker der Universität
Regensburger an. Sie wollen in ihrem Projekt künstliche Intelligenz
entwickeln, die aus der Matsche wieder Eigenschaften der ursprünglichen
Gewebe rekonstruieren - und der Krebsforschung damit etwa zehn Jahre Zeit
spart. Gefördert wird das Projekt "TissueResolver: A computational tool
box and web application for computing and sharing cell type resolved
expression profiles of tissues" vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) mit rund 530.000 Euro für die nächsten drei Jahre.

Schon seit rund 20 Jahren können Forscher pro Gewebeprobe bis zu 30.000
Genexpressionen messen, die Informationen über Tumore liefern. Dafür geht
Gewebe zunächst durch den Mixer. Es entsteht ein Gemisch, in dem die
einzelnen Zellen aufgelöst sind, so dass dann z. B. RNA entnommen werden
kann. Anhand der Untersuchungen versuchen die Wissenschaftler
vorherzusagen, auf welche Medikamente ein Tumor ansprechen wird. Doch da
unterschiedlichste Zellen (z. B. Tumor-, Bindegewebs- und Immunzellen) in
dem Gewebe sind, lässt sich so oft nicht sagen, von welchen Zellen die
gemessene RNA oder Proteine stammen, was die Vorhersagen schwieriger
macht. Wenn ein Gewebe zum Beispiel die Information enthält, dass Gene für
Zellteilung hochreguliert sind, stellt sich die Frage, woher dieses Signal
kommt. Kommt es aus den Tumorzellen, so wächst der Tumor. Kommt das Signal
aber aus den Immunzellen, so bekämpft das Immunsystem den Tumor. Bisher
konnten diese gegenteilig prognostischen Informationen nicht auseinander
gehalten werden.

Inzwischen können Messungen für einzelne Zellen gemacht werden. Das
bringt viel genauere Einblicke. So können die Wissenschaftler zum Beispiel
erkennen, ob die Immunzellen den Tumor erkannt haben, ob sie darauf
reagieren oder ob sie vielleicht sogar das Gegenteil machen und den Tumor
schützen. Der Nachteil dieser Methode ist aber, dass sie noch so jung ist.
Von den so untersuchten Fällen, weiß man heute noch nicht, wie sich die
Krankheiten entwickeln werden. Das muss man abwarten. Zu den
Untersuchungen an der Tumor-Matsche gibt es dagegen perfekte Ansprechdaten
aus vielen Studien.

Deshalb wollen die Regensburger Bioinformatiker nun eine Methode
entwickeln, um Informationen etwa zu Immunzellen auch aus den alten
Messdaten der Gewebe zu erhalten. Denn die Signale sind auch in dem
zermixten Gewebe vorhanden, sie sind nur überdeckt. Wie man sie wieder
freilegt, wollen die Wissenschaftler nun untersuchen. "Wir wollen mithilfe
von künstlicher Intelligenz lernen, wie man an den alten Daten
nachträglich errechnen kann, was in den einzelnen Zellen drin war",
erzählt der Bioinformatiker, Prof. Dr. Rainer Spang. Dafür füttern die
Wissenschaftler den von ihnen entwickelten TissueResolver zunächst mit
Lern-Datensätzen. Hier werden alte Messdaten vom Gewebe mit Daten
einzelner Zellen des gleichen Gewebes verglichen. "Daran lernen wir, wie
man aus der Summe wieder auf die Einzelteile rückschließen kann", so Prof.
Spang. "Das funktioniert, weil künstliche Intelligenz subtile Unterschiede
in den zelltypspezifischen Korrelationen zwischen Messwerten aufspüren und
so zurückschließen kann, ob ein Signal etwa aus einer Tumorzelle oder
einer Immunzelle kam."

Die Daten, die so entstehen, sind zwar nicht so detailliert, wie die
Messdaten an einzelnen Zellen. Doch bis die großen Datenmengen bei der
Einzel-Zell-Messung mit dem Ansprechen einer Therapie verglichen werden
können, werden noch einige Jahre vergehen. "Wir wollen mit dem
TissueResolver eine Überbrückung schaffen. Unser Ziel ist es, zehn Jahre
schneller an diese Ergebnisse zu kommen", erklärt Prof. Dr. Rainer Spang.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution87

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Regensburg - 02.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2751: Lippstadt - Concerto Humoroso, Humor in Concert mit "Gogol & Mäx", 11.4.2019


Stadt Lippstadt

Gogol & Mäx: Concerto Humoroso - Humor in Concert

2 Konzertakrobaten in Aktion



Lippstadt. Schon als sie beim 7. Wortfestival in Lippstadt auftraten,
kamen sie beim Publikum sehr gut an. Nun sind "Gogol & Mäx" endlich
wieder da und laden am 11. April zu ihrer atemberaubenden Show
"Concerto Humoroso" ein. Christoph Scheib und Max-Albert Müller haben
eine akrobatische und musikalische Kunstfertigkeit und eine Unmenge an
Instrumenten. Sie zeigen ihre herrlich groteske und komische Welt -
die Welt der Konzertakrobaten. Ein Spaß nicht nur für die Großen!

Termin: Donnerstag, 11. April 2019, 20 Uhr

Dauer: ca. 2 Stunden inkl. Pause

Ort: Aula des Evangelischen Gymnasiums Lippstadt, Beckumer Straße 61,
59555 Lippstadt

Preise: Euro 22,- / 20,- / 18,- / ermäßigt:
Euro 11,- / 10,- / 9,-

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr und bei den Sparkassen der Region

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. April 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9026: Aus aller Welt - 04.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Australien verschärft Regeln für Internetplattformen

Das australische Parlament verabschiedete am Donnerstag ein
umstrittenes Gesetz gegen Gewaltaufnahmen im Internet. Betreiber von
sozialen Netzwerken, die solche Inhalte nicht schnell genug von ihren
Plattformen entfernen, drohen künftig mehrjährige Haftstrafen oder
Geldstrafen in Höhe von bis zu zehn Prozent des weltweiten
Jahresumsatzes. Die schärferen Regeln für Internetplattformen sind
eine Reaktion auf den Angriff auf zwei Moscheen im neuseeländischen
Christchurch mit 50 Toten. Der Täter hatte das Massaker 17 Minuten
lang live auf Facebook via Helmkamera gestreamt.

4. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9026: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Versuchter Tankstellen-Überfall in Viernheim

Ein maskierter Mann hat am Mittwochabend den Verkaufsraum einer
Tankstelle in Viernheim nordöstlich von Mannheim betreten und eine
Kassiererin mit einer Waffe bedroht. Dabei löste sich ein Schuß. Laut
Polizeiangaben konnte sich die Angestellte unter den Verkaufstresen
ducken und blieb unverletzt. Der Täter flüchtete zu Fuß und ohne
Beute. Eine Sofortfahndung blieb ohne Erfolg.

4. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9023: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Manila und Peking streiten um Inseln im Südchinesischen Meer

Einen Tag nach den Gesprächen zwischen Chinas Vizeaußenminister Kong
Xuanyou und dem Assistenten des philippinischen Außenministers,
Meynardo LB. Montealegre, in Manila über die Lage im Südchinesischen
Meer, wirft das philippinische Außenministerium China
Territorialverletzungen vor. Peking habe die Souveränität und
Gerichtsbarkeit des Inselstaats verletzt, indem es Hunderten von
Schiffen erlaubte, in der Nähe einer von Manila beanspruchten Insel
im Südchinesischen Meer zu fahren. Wie aus einem Bericht der South
China Morning Post hervorgeht, hatten zwischen Januar und März mehr
als 200 chinesische Schiffe Thuti Island blockiert. Auf der Insel
werden derzeit moderne Militäreinrichtungen und eine neue Landebahn
gebaut. Das Projekt ist wegen der chinesischen Einmischung vorerst
ausgesetzt worden.

4. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9025: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Merkel will Obama treffen

Regierungschefin Angela Merkel wird am Freitagnachmittag den früheren
US-Präsidenten Barack Obama im Kanzleramt empfangen. Merkel habe
Obama zu einem vertraulichen Gespräch eingeladen, teilte eine
Regierungssprecherin der Deutschen Presse-Agentur in Berlin mit. Das
Treffen sei nicht presseöffentlich. Weitere Angaben wurden nicht
gemacht. Obama ist derzeit auf Deutschlandreise.

4. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9024: Tragisches und Kurioses - 04.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Indonesien schützt gefährdete Komodowarane

Die indonesische Insel Komodo östlich von Bali, auf der rund 2.300
Komodowarane leben, soll ein Jahr lang für Touristen gesperrt werden.
Die Regierung in Jakarta begründet die Maßnahme mit dem Schutz der
seltenen, drachenähnlichen Riesenechsen. Ein zu starker
Besucheransturm in Gebieten wie dem Komodo-Nationalpark könnte die Art
negativ beeinflussen. Derzeit kommen pro Monat etwa 10.000 Besucher
auf die Insel. Die zeitweise Schließung soll unter anderem dazu
genutzt werden, um einheimische Pflanzenarten wieder anzusiedeln und
die Zahl der Beutetiere, wie junge Mähnenhirsche und kleine
Wildschweine, zu erhöhen.

4. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8109: Aus Forschung und Technik - 04.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Auf ultrakurzer Flugbahn zur ISS

Eine russische Sojus-2.1a-Trägerrakete hat heute vom Kosmodrom
Baikonur in Kasachstan ein unbemanntes Progress-Raumschiff auf den
Weg zur Internationalen Raumstation ISS gebracht. Nach nur zwei
Erdumkreisungen soll Progress MS-11 bereits drei Stunden und 24
Minuten nach dem Start automatisch an das russische Kopplungs- und
Ausstiegsmodul Pirs andocken. Die bisherige Rekordreisezeit liegt bei
vier Erdumkreisungen (sechs Stunden). Zuvor brauchten die Frachter
zwei Tage oder 34 Erdumkreisungen, bis sie die Orbitalstation
erreichten. An Bord des Raumfrachters befinden sich mehr als zwei
Tonnen Treibstoff, wissenschaftliche Ausrüstung und Lebensmittel für
die sechsköpfige ISS-Crew.

4. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8122: Aus aller Welt - 04.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Australien verbietet Gewaltvideos von Tätern im Internet

In Australien hat das Parlament ein Gesetz zur Verhinderung der
Veröffentlichung von Gewaltfotos und -videos im Internet
verabschiedet. Ministerpräsident Scott Morrison hatte das Gesetz am
vergangenen Samstag unter dem Eindruck des Anschlags von Christchurch
in Neuseeland angekündigt. Den verantwortlichen Managern von
Internetplattformen, die das Streamen von verabscheuungswürdigem
gewalttätigen Material nicht schnell genug unterbinden, drohen
Haftstrafen von bis zu drei Jahren und Geldstrafen von umgerechnet
bis zu 6,6 Millionen Euro oder zehn Prozent des weltweiten
Jahresumsatzes. Bei dem indizierten Material geht es um die
Darstellung von Terrorismus, Mord, versuchtem Mord, Folter,
Vergewaltigung und Entführung, wenn die Aufnahmen vom Täter oder
Komplizen stammen. Bei Androhung einer Geldstrafe von bis zu 531.000
Euro werden die Plattformbetreiber verpflichtet, die Polizei über
Gewalttaten zu informieren, die in Australien verübt wurden.

Unter anderem wegen der Ermordung von 50 Moscheebesuchern in
Christchurch steht ein australischer Rechtsextremist unter Anklage.
Er hatte sein Massaker über eine Kamera aufgenommen und live nach
Facebook hochgeladen. Bevor das Unternehmen den Stream stoppen
konnte, waren so viele Kopien der Aufnahme weitergereicht worden, daß
Facebook innerhalb von 24 Stunden mehr als 1,5 Millionen löschen
mußte.

4. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8081: Medizin und Gesundheitswesen - 04.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Ungesunde Ernährung tötet

Forscher um Toni Meier von der Universität Halle-Wittenberg kamen bei
ihren Untersuchungen laut dpa zu dem Ergebnis, daß hochgerechnet elf
Millionen Todesfälle im Jahr weltweit auf ungesunde Ernährung wie zu
viel zuckerhaltige Getränke oder zu wenig Gemüse zurückzuführen sind.
So gab es hierzulande im Jahr 2017 162 Todesfälle auf 100.000
Einwohner, die durch ungesunde Ernährung hervorgerufen wurden. Damit
liegt Deutschland auf Platz 38 von 195 berücksichtigten Staaten.
Hauptgrund für die hohe Todesrate soll ein zu niedriger Konsum
(weniger als 125 Gramm pro Tag) von Vollkornprodukten sein. Die
Forscher hatten Ernährungsstile unter die Lupe genommen, die zu
nicht-übertragbaren Erkrankungen wie Herzkreislauf-Krankheiten, Krebs
oder Diabetes Typ 2 führen können. Zu den 15 untersuchten Faktoren
gehören unter anderem zu wenig Obst, zu wenig Vollkornprodukte oder
auch zu viel rotes Fleisch. Nicht berücksichtigt wurden Todesfälle,
die auf Mangelernährung, Hunger oder Alkoholmißbrauch zurückzuführen
sind.

4. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8110: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Fast halbe Tonne Kokain in Bananenkartons vom Discounter

Mitarbeiter eines Discounters in Mecklenburg-Vorpommern haben
versteckt in Bananenkartons verdächtige Päckchen entdeckt, die sie
der Polizei meldeten. Diese stellte anschließend in sechs Filialen
und einem Auslieferungslager insgesamt fast eine halbe Tonne Kokain
sicher, wie das Landeskriminalamt berichtete. Die Bananen stammten
aus Lateinamerika. Auf Einzelheiten ging das LKA aus
ermittlungstaktischen Gründen nicht ein. Aus anderen Bundesländern
wurden bis Donnerstagmittag keine entsprechenden Drogenfunde
gemeldet.

4. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8033: Sprache, Kunst und Medium - 04.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Fersehsender Arte erhält den Grimme-Sonderpreis

Der deutsch-französische Fernsehsender Arte erhält am Freitag bei der
Verleihung der Grimme-Preise in Marl den Sonderpreis des Deutschen
Volkshochschul-Verbands (DVV).

Der DVV, der auch Stifter der Grimme-Preise ist, will mit dem
Ehrenauszeichnung das Engagement des Senders für die europäische
Vielfalt der Sprachen, der Geschichte und Kulturen würdigen. Arte wird
damit der erste Fernsehsender sein, der diese Ehrung erhält.

Als DVV-Präsidentin wird die CDU-Chefin Kramp-Karrenbauer den Preis
selbst überreichen. Arte leiste einen unverzichtbaren Beitrag zur
Einigkeit in Europa, befand die Politikerin.

4. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8100: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Geschmacklose Rekrutenwerbung der Bundeswehr

Die Bundeswehr hatte am Donnerstag auf der Titelseite der Kölner
Boulevardzeitung Express eine Anzeige zur Anwerbung von Rekruten und
Rekrutinnen geschaltet. Mit dem Text "Job Fort? Mach, was wirklich
zählt" und dem an das Ford-Logo angelehnten Schriftzug spielte die
Anzeige auf den massiven Stellenabbau bei den Fordwerken in Köln und
Saarlouis an. Vor dem Werk in Köln stand zudem ein Lieferwagen mit
derselben Werbung. Auf einem Lieferwagen, der vor dem VW-Werk in
Wolfsburg vorfuhr, kalauerte die Bundeswehr: "Einen Job fürs Volk
wagen."

Dem Nachrichtenmagazin Spiegel sagte eine Sprecherin des
Bundesverteidigungsministeriums, die Bundeswehr wolle Menschen, die
von Stellenabbau betroffen seien, eine berufliche Perspektive in
Uniform oder in ihrem zivilen Bereich anbieten. Man wolle niemanden
beleidigen.

Der Betriebsratvorsitzende von Ford Europa, Martin Hennig,
bezeichnete die Bundeswehrwerbung als absolut unangemessen und
respektlos. Er warf der Bundeswehr vor, Schicksale auf geschmacklose
Weise für Werbezwecke zu instrumentalisieren.

4. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8114: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Minister Scholz sagt Ländern Anschubfinanzierung des Kohleausstiegs zu

Bundesfinanzminister Scholz hat sich mit den Landesregierungen von
Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Nordrhein-Westfalen auf ein
erstes Subventionsprogramm für den Kohleausstieg verständigt.
Agenturmeldungen zufolge sollen in den am stärksten vom der
Einstellung der Kohleverstromung betroffenen Ländern bis 2021 rund 100
Strukturentwicklungsprojekte finanziert werden. Von der Fördersumme
im Umfang von rund 260 Millionen Euro stellt der Bund 240 Millionen
bereit. Diese ersten Finanzhilfen sind der Auftakt zu Strukturhilfen
von möglicherweise 40 Milliarden Euro über 20 Jahre. Zu den
vorgesehenen Strukturmaßnahmen gehören Investitionen in Bahnstrecken,
Breitbandnetze und Gewerbeparks.

4. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8083: Tragisches und Kurioses - 04.04.2019 (SB)




VOM TAGE



500 Jahre altes Wrack vor holländischer Küste gefunden

Bei der Suche nach Hunderten Containern, die die MSC Zoe Anfang des
Jahres vor den westfriesischen Inseln auf der Fahrt nach Wilhelmshaven
verloren hatte, ist ein Bergungsteam vor den niederländischen
Nordseeinseln zufällig auf ein etwa 500 Jahre altes Wrack gestoßen.

Von dem vermutlich rund 30 Meter langen Rumpf ist zwar nur wenig
erhalten geblieben, dafür holten die Taucher aber Dutzende großer
Kupferbleche an Bord ihres Schiffes. Bei der Untersuchung fanden die
Archäologen die Markierungen der Handelsfamilie Fugger auf den
Blechen. Damit kann der Zeitpunkt für den Untergang um das Jahr 1540
angenommen werden, wie NDR1 Welle Nord berichtete.

Wie die niederländischen Wissenschaftler erklärten, wurde in diesem
Nordseebereich noch nie ein so altes Wrack gefunden. Zu jener Zeit
dominierte die schwerreiche Handelsdynastie der Fugger den
Kupferhandel in Europa.

4. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8111: Arbeit, Soziales und Familie - 04.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Bauern protestieren gegen weitere Düngeverordnung

Auf dem Domplatz im westfälischen Münster haben 6000 Landwirte gegen
die neue Düngeverordnung protestiert. Die Bauern befürchten, daß
höhere Kosten und geringerer Ernteerträge auf sie zukommen, wenn sie
nicht in gewohnter Weise Gülle auf ihren Feldern ausbringen können.

Die Bundesregierung kommt mit der neuen Düngeverordnung Auflagen der
EU zur Verringerung der Nitratbelastung des Grundwassers nach. Von
der Regelung sind die besonders nitratbelasteten Regionen etwa im
Münsterland und am Niederrhein betroffen. Dort wird möglicherweise
die Gülleausbringung um 20 Prozent reduziert werden müssen.

Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner hielt den Bauern in
Münster entgegen, Tatsache sei, daß die Nitratwerte im Grundwasser an
vielen Stellen zu hoch seien. Dadurch werde die
Trinkwasseraufbereitung immer teurer.

Trotz der vor zwei Jahren in Deutschland in Kraft getretenen
Düngeverordnung übersteigt die Nitratbelastung des Grundwassers in
Deutschland an vielen Stellen den in der EU geltenden Grenzwert von
50 Milligramm pro Liter. Sollte Deutschland diesen Wert nicht
einhalten, drohen Bußgelder von 858.000 Euro am Tag.
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UMWELT/8092: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Zwei neue Insektenarten auf Madagaska entdeckt

Die Erde hat noch längst nicht all ihre Geheimnisse offenbar. Selbst
heute noch vergeht kaum ein Tag, an dem Forscher keine neuen
Tierarten entdeckt haben. So gerade auch auf Madagaskar. Forscher
haben dort laut dpa zwei neue Riesenstabschrecken identifiziert, die
mit mehr als 20 Zentimetern Körperlänge zu den größten Insekten der
Welt zählen. Zwar sind die Tiere schon seit rund 15 Jahren von ihrem
Aussehen her bekannt, doch erst jetzt wurde über genetische Tests
nachgewiesen, daß es sich um eigene Arten handelt.
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WIRTSCHAFT/8099: Märkte und Finanzen - 04.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Frankreich wird Abfindungen von Top-Managern deckeln

Der Airbus-Chef Tom Enders übergibt seinen Posten kommende Woche dem
Franzosen Guillaume Faury. Der Abschied wird dem Deutschen nicht
schwer gemacht. Die französische Zeitung Le Monde berichtete Anfang
dieser Woche unter Berufung auf Berechnungen der Beratergesellschaft
Proxinvest, Enders werde bei einer zu erwartenden Lebenszeit von 80
Jahren mehr als 26 Millionen Euro an Rentenzahlungen erhalten. Hinzu
kämen Aktien im Wert von mehr als sieben Millionen Euro sowie eine
Prämie von 3,2 Millionen Euro. Mit letzterer wird Enders dafür
abgefunden, daß er ein Jahr lang nicht bei einem
Konkurrenzunternehmen einsteigt. Frankreichs Minister für Wirtschaft
und Finanzen, Bruno Le Maire, hat inzwischen über den Sender BFM TV
eine gesetzliche Regelung zur Deckelung der Abfindungen von
Spitzenmanagern bei 30 Prozent ihres Gehalts angekündigt.
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WISSENSCHAFT/8115: Aus Forschung und Technik - 04.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Internet hilfreich bei der Lokalisation von Erdbeben

Das Internet hilft Forschern bei der genauen Lokalisation von
Erdbeben. Ein internationales Forscherteam unter Leitung von Robert
Steed vom European-Mediterranean Seismological Centre (EMSC)
berichtete dpa zufolge, daß die Kombination von Zugriffsdaten und
Nachrichten von Internetnutzern mit den Aufzeichnungen seismischer
Stationen im Schnitt über eine Minute schneller den Ort eines Bebens
identifizieren läßt. Normalerweise soll es zwischen drei und acht
Minuten dauern, bis allein aus seismischen Daten errechnet werden
kann, wo ein Erdbeben in welcher Stärke stattgefunden hat, da für die
zuverlässige Lokalisierung eines Bebens die Daten von mehreren
Stationen benötigt werden. So muß unter anderem ausgeschlossen
werden, daß es sich bei einem Signal nicht etwa nur um eine lokale
Erschütterung gehandelt hat. Die Auswertung des Internets sorgt hier
für eine deutliche Beschleunigung.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1134: Stau in der Zelle - Kaiserslauterer Forscher entdecken Anti-Stress-System (idw)


Technische Universität Kaiserslautern - 03.04.2019

Stau in der Zelle - Kaiserslauterer Forscher entdecken Anti-Stress-System



Warum wir altern, versteht die Forschung noch nicht genau. Eine Rolle
spielen Proteinablagerungen, die sich in Zellen ansammeln und zu Stress
führen. Für die Bildung der Ablagerungen spielen Proteine eine
entscheidende Rolle, die für die Kraftwerke der Zellen, die Mitochondrien,
bestimmt sind. Kaiserslauterer Forscher haben ein Anti-Stress-System
entdeckt, das der Bildung der Ablagerungen entgegenwirkt. Funktioniert es
nicht richtig, kann es zum vorzeitigen Altern der Zellen kommen, vermuten
die Forscher. Die Erkenntnisse könnten helfen, zu verstehen, warum manche
Menschen schneller altern als andere. Die Studie wurde in der renommierten
Fachzeitschrift "Nature Cell Biology" veröffentlicht.

Unsere Zellen sind aus rund 10.000 bis 20.000 verschiedenen Proteinen
aufgebaut - jeweils bestehend aus langen Ketten von Aminosäuren. "Um ihre
Funktionen auszuüben, müssen Proteine komplizierte dreidimensionale
Strukturen annehmen", sagt Professor Dr. Johannes Herrmann, der das
Lehrgebiet Zellbiologie an der Technischen Universität Kaiserslautern
(TUK) leitet. "Fehler bei dieser Faltung führen dazu, dass sie sich als
Aggregate ansammeln." Im Laufe des Lebens reichern sich immer mehr dieser
Ablagerungen an. Dies führt zum "Altern" von Zellen.

Warum es für Zellen so schwierig ist, Proteinaggregate zu verhindern, ist
in der Wissenschaft noch unklar. Licht ins Dunkle hat nun das Forscherteam
um Professor Herrmann und seinen Doktoranden Felix Boos gebracht. Im Fokus
ihrer aktuellen Studie standen Proteine der Mitochondrien. Diese
Zellorganellen sind für die Energieproduktion verantwortlich sind. Sie
bestehen aus Hunderten von verschiedenen Eiweißen, die außerhalb der
Mitochondrien gebildet werden.

"Bevor die Mitochondrien diese Proteine aufnehmen, sind diese ungefaltet
und ähnlich klebrig wie frisch gekochte Spaghetti", erläutert Erstautor
Felix Boos. "Sie neigen dazu, mit anderen Komponenten der Zelle zu
verklumpen. Das ist eine große Gefahr und ein entscheidender Stress-Faktor
für unsere Zellen. Es ist wahrscheinlich, dass dieser Stress ganz
entscheidend zum Altern der Zellen beiträgt."

Mitochondrien kommen in allen unseren Zellen vor. Vor allem Zellen mit
hohem Energiebedarf, wie Muskel- und Nervenzellen, hängen von der
ständigen Bildung und dem korrekten Transport mitochondrialer Proteine ab.
"Störungen in der Bildung der Mitochondrien und die damit einhergehende
abnehmende Energieproduktion von Muskel- und Nervenzellen tragen dazu bei,
dass man in zunehmendem Alter nicht mehr so leistungsfähig ist und es
schwerer fällt, Neues zu lernen", sagt Doktorand Boos, der Biologie und
Mathematik studiert hat und sich mit "quantitativer Biologie" befasst, die
diese beiden Disziplinen zusammenbringt.

Das Forscherteam hat die Reaktion von Zellen auf den Stress genau
beobachtet, den diese Mitochondrien-Proteine auslösen. Dafür haben sie ein
Testsystem entwickelt, in dem sie Zellen der Bäckerhefe mit
Mitochondrien-Proteinen quasi auf Knopfdruck überfluten haben. "Wir haben
die Transportporen gezielt verstopft, durch die Proteine in das
Zellorganell wandern", erklärt Boos den Versuchsaufbau.

Im Anschluss haben sie alle Prozesse in den Zellen analysiert, die auf
Gen-Ebene stattfinden und die die Herstellung der Proteine verantworten.
Die Wissenschaftler haben die Produkte jedes einzelnen der 6.000 Hefe-Gene
im Schnitt fast 4.000-mal sequenziert; und das in vielen verschiedenen
Zelltypen und Zeitpunkten der Stressantwort. Mithilfe hochmoderner
Massenspektrometrie haben sie zusätzlich zu den genetischen Untersuchungen
auch das Proteininventar der Zelle während des Stresses bestimmt. Bei
dieser Technik werden die Protein-Moleküle anhand ihrer Masse
identifiziert und quantifiziert. Im Prinzip werden sie gewogen. Ähnlich
wie bei einem Fingerabdruck besitzt jedes Molekül einen charakteristischen
Wert. "So haben wir die Reaktionen der Zelle auf die Anhäufung der
Proteine sehr genau gemessen", sagt Boos.

Die aufwendigen Arbeiten hat Boos mit Forscherkollegen um Dr. Vladimir
Benes und Dr. Mikhail Savitski am European Molecular Biology Laboratory
(EMBL) in Heidelberg durchgeführt, einer europäischen
Großforschungseinrichtung für Molekularbiologie. Danach haben die
Kaiserslauterer Forscher mehrere Terabyte an Daten mit bioinformatischen
Verfahren ausgewertet, teilweise von Felix Boos neu entwickelt.

"Wir haben ein Anti-Stress-System in Zellen entdeckt, das sofort
hochgefahren wurde, als sich die Mitochondrien-Proteine angehäuft haben",
sagt Boos zu den Ergebnissen ihrer Analyse. Dieses System verfolgt zwei
Ziele: Zum einen drosselt es schnell die Produktion dieser gefährlichen
Eiweiße. Zum anderen sorgt es dafür, dass die Menge an Proteasomen in der
Zelle stark erhöht wird. "Dies ist eine Art molekularer Schredder, der
entfaltete Proteine schnell abbauen kann", so Herrmann weiter.

In einer Reihe von Folgeversuchen konnten die Forscher sogar
entschlüsseln, wie die Zelle die Stressantwort auslöst und steuert. Zellen
nutzen dafür unter anderem dasselbe System, das auch bei Überhitzung zum
Einsatz kommt. "Auch hohe Temperaturen können zum Verklumpen von Proteinen
führen. Im Grunde ist das genauso, wie wenn man ein Spiegelei brät",
schmunzelt Herrmann.

Die Erkenntnisse der aktuellen Studie helfen, Alterungsprozesse auf
molekularer Ebene besser zu verstehen. Im Laufe des Lebens ist dieses
Anti-Stress-System vermutlich immer weniger in der Lage, mitochondriale
Proteine effizient abzubauen, so dass sich Ablagerungen im Zellinneren
anhäufen. In Folgestudien möchten die Forscher herausfinden, in wie weit
sich dieses Anti-Stress-System bei einzelnen Menschen unterscheidet. Dies
könnte helfen zu verstehen, warum manche Menschen schneller altern als
andere und welche Rolle welche Gene dabei spielen.


Die Studie ist in der renommierten Fachzeitschrift "Natur Cell Biology"
erschienen: "Mitochondrial protein-induced stress triggers a global
adaptive transcriptional programme." Nature Cell Biology, 2019. Felix Boos
et al.

DOI: 10.1038/s41556-019-0294-5
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





MELDUNG/365: Sonne, Mond und Meer als Teil einer "seismischen Sonde" (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 03.04.2019

Sonne, Mond und Meer als Teil einer "seismischen Sonde"



Forschende des Deutschen GeoForschungsZentrums GFZ in Potsdam und von der
Universität Jena konnten zeigen, dass sich die seismischen Wellen, die die
Meeresbrandung auslöst, zusammen mit der Wirkung der Gezeiten auf den
Untergrund dazu nutzen lassen, die Eigenschaften der Erde besser zu
verstehen. Das Wissen um unterirdische Spannungs- oder
Dehnungsschwankungen ist beispielsweise für die Sicherheit im Bauwesen und
Bergbau oder für die Überwachung geologischer Prozesse in Vulkanen und
Verwerfungszonen wichtig.

Wer einen Blick ins Innere der Erde werfen will, benötigt ein Signal, das
Gestein, Minerale und anderes, nicht durchsichtiges Material durchdringen
kann. Seismische Wellen stellen so ein Signal dar. Wenn man sie mit einem
Seismometer aufzeichnet, lassen sich aus den erfassten Daten Rückschlüsse
auf den Zustand des Untergrunds ziehen, den die Wellen durchlaufen haben.
Das Wissen um unterirdische Spannungs- oder Dehnungsschwankungen ist für
die Sicherheit im Bauwesen und Bergbau ebenso bedeutsam wie beispielsweise
für die Überwachung geologischer Prozesse in Vulkanen und
Verwerfungszonen. Nun konnten Christoph Sens-Schönfelder vom Deutschen
GeoForschungsZentrums GFZ in Potsdam und Tom Eulenfeld von der Universität
Jena zeigen, dass sich die seismischen Wellen, die die Meeresbrandung
auslöst, zusammen mit der Wirkung der Gezeiten auf den Untergrund dazu
nutzen lassen, die Eigenschaften der Erde besser zu verstehen.

Seismische Wellen liefern nicht nur Informationen über die Struktur des
Erdmaterials, sondern auch über die Kräfte, die darauf wirken. Denn
Verformungen des Untergrunds verändern beispielsweise die Geschwindigkeit
mit der sich eine Welle darin ausbreitet. Um aus der Geschwindigkeit
Rückschlüsse auf die Kräfte im Untergrund ziehen zu können, sind
allerdings Daten darüber nötig, wie das Material unter bekannten
Bedingungen auf Verformungen reagiert. Solche Daten gab es bislang nur aus
Laborexperimenten, nicht aus dem Freiland.

Christoph Sens-Schönfelder und Tom Eulenfeld ist es nun erstmals gelungen,
mit einem einzelnen Seismometer zu vermessen, wie empfindlich seismische
Wellen auf die Verformung des Erdmaterials reagieren, in dem sie sich
ausbreiten. Sie werteten dazu die Geschwindigkeit des seismischen
Rauschens aus, das die Meeresbrandung erzeugt. Darüber berichten sie im
Fachjournal Physical Review Letters.

Verformungen im Erdinneren von der Oberfläche aus messen

"Wir benutzen zwei verschiedene Signale, die uns die Umwelt ganz natürlich
zur Verfügung stellt", erklärt Christoph Sens-Schönfelder. "Durch die
Gezeitenwirkung von Mond und Sonne führt das Universum ein permanentes
Verformungsexperiment mit der Erde durch. Die Gestirne ziehen in großer
Regelmäßigkeit an unserem Planeten. Um dieses Ziehen zu beobachten,
benutzen wir das seismische Rauschen, das durch die Brandung im Untergrund
entsteht."

Der von Christoph Sens-Schönfelder und Tom Eulenfeld untersuchte
Zusammenhang erlaubt im Prinzip eine Vermessung der Verformungen im
Inneren der Erde mittels Aufzeichnungen von Seismographen an der
Erdoberfläche. Und das, ohne in den Untergrund bohren zu müssen.

Die Daten, die die beiden Forschenden untersucht haben, stammen vom
Integrated Plate Boundary-Observatorium in der Atacamawüste im Norden
Chiles. Verbesserte Software war nötig, um selbst kleinste Veränderungen
der Wellengeschwindigkeit zu erkennen und diese Veränderungen sinnvoll mit
der Verformung des Untergrunds durch die Gezeiten zu verbinden. Da diese
Gezeitenverformung mit hoher Genauigkeit bekannt ist, ist es möglich, den
Untergrund umfassender zu charakterisieren als zuvor.


Originalpublikation:

Sens-Schönfelder, C., Eulenberg, T., 2019.

Probing the in-situ Elastic Nonlinearity of Rocks With Earth Tides and
Seismic Noise.

Physical Review Letters.

Veröffentlichung geplant für 5. April 2019 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution42

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ, 03.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / KLIMA





FORSCHUNG/482: Geburtsstunde des europäischen Klimas entdeckt (idw)


Universität Leipzig - 03.04.2019

Geburtsstunde des europäischen Klimas entdeckt



Ein internationales Forscherteam unter Leitung der Universität Leipzig
hat die Klimageschichte von Nordwestafrika und Europa untersucht. Hierbei
fanden Prof. Dr. Christoph Zielhofer, Physischer Geograph an der
Universität Leipzig, und seine Kollegen Hinweise für den Beginn des
heutigen Klimas vor 5.000 Jahren. Eine besondere Rolle spielt hierbei die
sogenannte Nordatlantische Oszillation.

Dieses weiträumige Phänomen im Bereich des Nordatlantiks steuert in
Nordwestafrika und Europa das aktuelle Klima- und Wettergeschehen und
beschreibt die Schwankung der Druckverhältnisse zwischen dem Islandtief im
Norden und dem Azorenhoch im Süden. Einher gehen die Schwankungen der
Nordatlantischen Oszillation mit großräumigen Veränderungen der
Regenmengen, insbesondere im westlichen Mittelmeerraum und in Nordeuropa.
Obwohl sich die Erde seit 11.700 Jahren in einer Warmzeit befindet, dem
Holozän, scheint der Beginn der aktuellen Klimabedingungen in Europa
deutlich später einzusetzen: Die Wissenschaftler identifizierten einen
auffälligen Wechsel der hydroklimatischen Verhältnisse vor etwa 5.000
Jahren, der mit dem Einsetzen der aktuell klimabestimmenden
Nordatlantischen Oszillation in Zusammenhang gebracht wird. Die Ergebnisse
wurden kürzlich in dem Fachjournal "Climate of the Past" publiziert.

Physische Geographen und Geowissenschaftler der Universitäten Leipzig,
Manchester, Marrakech und der Universität von Island sind in das
internationale, vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
geförderte Forschungsprojekt eingebunden. Mit der Untersuchung an
Bohrkernen aus dem Sidi-Ali-See im Mittleren Atlas Marokkos konnten die
Wissenschaftler verschiedene Winterregenphasen bis zum Beginn des Holozäns
vor 11.700 Jahre zurückverfolgen. "Wir haben herausgefunden, dass sich die
Winterregenanomalien im westlichen Mittelmeerraum zeitlich mit Kältephasen
im Bereich des subpolaren Nordatlantiks verknüpfen lassen", sagt Christoph
Zielhofer, der bei seinen Forschungen eng mit Anne Köhler vom Institut für
Geographie der Universität Leipzig zusammengearbeitet hat.

Bereits im Jahr 2001 publizierte der renommierte Geologe Gerard C. Bond
eine Serie von neun subpolaren Eisbergvorstößen während des Holozäns,
welche er anhand von Mineralpartikeln kontinentaler Herkunft aus marinen
Bohrkernen des Nordatlantiks rekonstruierte. Diese sogenannten
"Bond-Events" repräsentieren neun großräumige Abkühlungsphasen über dem
Nordatlantik.

Basierend auf Sauerstoffisotopengehalten, gemessen an den Schalen kleiner
Muschelkrebse aus dem Bohrkern des Sidi-Ali-Sees, konnten Christoph
Zielhofer und sein Team holozäne Regenanomalien für den westlichen
Mittelmeerraum rekonstruieren. Diese Anomalien ließen sich mit den
"Bond-Events" aus dem subpolaren Nordatlantik zeitlich verknüpfen. "Unsere
Daten deuten darauf hin, dass Phasen geringer winterlicher Regenmengen im
westlichen Mittelmeerraum und 'Bond-Events' im Verlauf des Frühholozäns
gleichzeitig auftraten", erläutert William J. Fletcher, Physischer
Geograph von der Universität Manchester. Zudem gibt es klare Hinweise auf
einen nachhaltigen hydroklimatischen Wechsel im atmosphärisch-ozeanischen
Klimasystem des Nordatlantiks vor etwa 5.000 Jahren. In dieser Zeit
wechselten die großräumigen Klimamechanismen: Im westlichen Mittelmeerraum
gingen nun Phasen zunehmender Winterregen zeitlich einher mit einer
vermehrten Bildung von Eisbergen im subpolaren Nordatlantik.

Wiederkehrende Phasen vermehrter Winterregen im westlichen Mittelmeerraum
bei gleichzeitiger Abkühlung sind dem aktuellen Verhalten der
Nordatlantischen Oszillation ähnlich, die heute das Wetter- und
Klimageschehen in ganz Europa maßgeblich beeinflusst. Der auffällige
Wechsel vor 5.000 Jahren kann damit als Geburtsstunde unseres heutigen
Klimas in Europa verstanden werden. "Wir vermuten, dass der
hydroklimatische Wechsel dem Überschreiten eines klimatischen
Schwellenwertes gleichkommt, was möglicherweise als eine Reaktion auf
orbital bedingte, langfristige Veränderungen der Sonneneinstrahlung zu
verstehen ist", sagt Steffen Mischke von der isländischen Universität in
Reykjavik.


Originaltitel der Veröffentlichung in "Climate of the Past":

"Western Mediterranean hydro-climatic consequences of Holocene ice-rafted
debris (Bond) events",

doi.org/10.5194/cp-15-463-2019

Weitere Informationen unter:

www.uni-leipzig.de/geographie

https://www.clim-past.net/15/463/2019/
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AUSSEN/2140: Libyen - Haftars Provokation zurückweisen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. April 2019

Libyen: Haftars Provokation zurückweisen



Zur militärischen Offensive des libyschen Feldmarschalls Khalifa
Haftar erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Der Vorstoß der Verbände unter der Führung von Khalifa Haftar auf die
Hauptstadt Tripoli während des Besuchs des UN-Generalsekretärs im Land
ist eine Provokation gegen die Vermittlerrolle der internationalen
Gemeinschaft in dem Konflikt. Haftar riskiert damit auf fahrlässige
Weise das Wiederaufflammen des tödlichen Bürgerkriegs. Haftars
Popularität in Libyen ist weitaus geringer, als er sie darstellt. Sein
rücksichtsloses Vorgehen bei der Belagerung der Stadt Derna hat dort
für eine humanitäre Katastrophe gesorgt.

Die Vereinten Nationen und die Europäische Gemeinschaft dürfen sich
durch den Feldmarschall nicht erpressen lassen. Es ist deshalb heute
wichtiger denn je, dass die Europäische Union mit einer geschlossenen
Haltung auftritt. Die Bundesregierung muss sich hier deutlich stärker
als bisher engagieren und auf ihre Partner in Frankreich einwirken,
ihre Unterstützung für Haftar zurückzufahren.

Europa darf sich im libyschen Konflikt auch nicht von der
Flüchtlingsfrage hypnotisieren lassen. Nur eine einvernehmliche
politische Lösung des Konflikts kann die Grundlage für eine
menschenwürdige Lösung der schlimmen Zustände in den Flüchtlingslagern
sein und den Schmugglern die Geschäftsgrundlage für die gefährlichen
Überfahrten über das Mittelmeer entziehen.

Es bedarf einer Verhandlungslösung, die alle wichtigen Akteure im Land
einbindet und mittelfristig zur Verabschiedung einer neuen Verfassung
und allgemeinen Wahlen führt. Eine autoritäre Führung des Landes nach
ägyptischem Vorbild durch Khalifa Haftar ist keine Lösung für Libyen,
dessen Bürgerinnen und Bürger immer wieder ihren Wunsch nach Freiheit,
Würde und Selbstbestimmung zum Ausdruck gebracht haben.

 * 
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AGRAR/329: Düngeverordnung - Schulterschluss von Unionsparlamentariern in Brüssel 


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. April 2019

Düngeverordnung: "Lasst die Bauernfamilien zeigen, dass sie es
können. Dafür muss die Europäische Kommission die nötige Zeit
geben."

Schulterschluss von Unionsparlamentariern in Brüssel für Bäuerinnen
und Bauern in Deutschland



Heute haben sich Mitglieder der Unionsfraktion im Deutschen Bundestag
mit Mitgliedern der CDU/CSU-Gruppe im Europäischen Parlament in
Brüssel zu einem Spitzengespräch getroffen. Teilnehmer waren u.a. der
Präsident der Europäischen Volkspartei Joseph Daul, die
CDU/CSU-Gruppe im Europäischen Parlament und die Spitzenagrarier der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Thema war die Umsetzung der
EU-Nitratrichtlinie in Deutschland.

Dazu erklären die stellvertretende Fraktionsvorsitzende der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Gitta Connemann MdB, der
agrarpolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag,
Albert Stegemann MdB und die agrarpolitische Sprecherin der CSU im
Deutschen Bundestag, Marlene Mortler MdB:

"Heute haben die Unionsparlamentarier aus Brüssel und Berlin den
Schulterschluss für Bäuerinnen und Bauern in Deutschland unter Beweis
gestellt. Gemeinsam fordern wir: Lasst die Bauernfamilien zeigen,
dass sie es können. Dafür muss die Europäische Kommission die nötige
Zeit geben. Wir brauchen einen sofortigen Stopp des Verfahrens gegen
Deutschland. Und wir fordern von der EU-Kommission einen erfüllbaren,
fairen und verlässlichen Zeitrahmen. Nur so ist eine objektive
Bewertung der bereits 2017 eingeleiteten Verschärfungen möglich.
Unser Anspruch ist auch in Zukunft, für Praxistauglichkeit und
Rechtssicherheit zu sorgen. Dafür bietet sich eine Zeitachse bis zur
Vorlage des nächsten Nitratberichts an. Erst dann liegen verlässliche
Zahlen auf dem Tisch. Dafür kämpfen wir gemeinsam. Dazu finden
weitere Gespräche u.a. mit Jean-Claude Juncker statt."

Gitta Connemann: "Deutschland hat seine Hausaufgaben gemacht.
Zum Schutz des Grundwassers haben wir 2017 die Düngeverordnung
verschärft. Und die aktuellen Zahlen beweisen: die neue
Düngeverordnung wirkt. Die Tierbestände und der Absatz von
Mineraldünger gehen zum Teil drastisch zurück. Weitere Verschärfungen
würden zu einem Strukturbruch führen. Wir dürfen unsere Bäuerinnen
und Bauern nicht überfordern. Dafür brauchen sie Zeit. Wir als Union
stehen auf Bundes- und europäischer Ebene zu unseren Betrieben."

Albert Stegemann: "Der Schutz des Grundwassers ist unser
gemeinsames Ziel. Die Politik ist aber dann gefordert, wenn einseitig
Verantwortlichkeiten verteilt werden. Dies nehme ich in der aktuellen
Debatte um die Nitratwerte im Grundwasser wahr. Die Landwirtschaft
nimmt ihre Verantwortung ernst. Die Düngepraxis hat sich in den
letzten 30 Jahren enorm gewandelt. Weniger und gezielter wird
gedüngt. Die Bäuerinnen und Bauern haben gehandelt. Vor weiteren
Verschärfungen will ich umfassendere Kenntnisse über die Eignung der
Messstellen sowie über die weiteren Eintragsquellen und deren
Reduktion."

Marlene Mortler: "Die geforderten Verschärfungen schießen über
das Ziel hinaus. Ich werde politisch kämpfen, damit diese nicht in
voller Härte auf unsere Betriebe zukommen. Die Union macht sich nicht
mitschuldig, Totengräber der deutschen Landwirtschaft zu sein. Wir
stimmen mit unseren Kolleginnen und Kollegen im Europäischen
Parlament überein, dass die von der Generaldirektion Umwelt
geforderten und fachlich unbegründeten, erneuten Verschärfungen nicht
kommen dürfen."
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FRAKTION/128: Carina Emser übernimmt übergangsweise die Aufgabe als Sprecherin der Fraktion


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. April 2019

Carina Emser übernimmt übergangsweise die Aufgabe als Sprecherin
der Fraktion



Die Pressestelle der CDU/CSU Bundestagsfraktion teilt mit:

Der Sprecher der Fraktion, Herr Ulrich Scharlack, wird mit Wirkung
heute, Mittwoch, den 3. April 2019, 18 Uhr seine Funktion als
Sprecher der Fraktion aufgeben.

Ab diesem Zeitpunkt wird Frau Carina Emser, Pressesprecherin für die
Bereiche Wirtschaft und Finanzen, die Aufgabe der Sprecherin der
Fraktion bis auf Weiteres übernehmen.
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GESUNDHEIT/698: Für mehr Sicherheit in der Arzneimittelversorgung


Pressestatememt der CDU/CSU-Fraktion - 4. April 2019

Für mehr Sicherheit in der Arzneimittelversorgung



Der Bundestag wird am Donnerstag voraussichtlich das Gesetz für mehr
Sicherheit in der Arzneimittelversorgung (GSAV) verabschieden. Dazu
können Sie die gesundheitspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Karin Maag, mit folgenden Worten
zitieren:

"Es ist gut, dass wir mit dem GSAV für noch mehr Sicherheit in der
Arzneimittelversorgung sorgen. Damit reagieren wir schnell auf die
gravierenden Vorfälle im vergangenen Jahr mit verunreinigten und
gefälschten Arzneimitteln.

Uns ist es beispielsweise wichtig, dass Patientinnen und Patienten
schnell und verlässlich informiert werden können, wenn ein Medikament
wegen Mängeln zurückgerufen werden muss. Deswegen werden die
Kompetenzen des Bundesinstitutes für Arzneimittel und Medizinprodukte
(BfArM) bei Rückrufen erweitert. Das BfArM kann künftig auch besser
Bundes- und Landesbehörden koordinieren, wenn ein Engpass bei einem
Medikament droht.

Die Krankenkassen erhalten bei einem Rückruf - verursacht durch
Produktmängel - einen Regressanspruch gegenüber den verantwortlichen
Pharmafirmen. Bei Rabattverträgen der Krankenkassen mit
Arzneimittelherstellern soll künftig auch eine bedarfsgerechte
Lieferfähigkeit berücksichtigt werden. Ganz wichtig ist uns, dass den
Versicherten kein finanzieller Schaden entsteht. Deswegen wird
geregelt, dass der Patient keine Zuzahlung leisten muss, wenn er
wegen eines Arzneimittelmangels eine Ersatzverordnung für ein neues
Medikament braucht.

Der Patientenschutz wird auch gestärkt, indem Apotheken, die
Krebsmedikamente herstellen, besser überprüft werden und indem die
Befugnisse von Heilpraktikern eingeschränkt werden. Mit dem GSAV
schaffen wir außerdem die Grundlagen für das elektronische Rezept."

 * 
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KULTUR/636: Baustart des Freiheits- und Einheitsdenkmals für September geplant


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. April 2019

Baustart des Freiheits- und Einheitsdenkmals für September
geplant



Der Kulturausschuss des Deutschen Bundestages hat heute den Antrag
der AfD "Bau des Freiheits- und Einheitsdenkmals stoppen" mit den
Stimmen von CDU, SPD, FDP, Grünen und LINKEN abgelehnt. Dazu können
Sie die kulturpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Elisabeth Motschmann, wie folgt zitieren:

"Wir fordern alle beteiligten Akteure auf, sich dafür einzusetzen,
dass der Bau des Freiheits- und Einheitsdenkmals in diesem Jahr
beginnt. Mit dem Denkmal wollen wir besonders an die mutigen Menschen
erinnern, die vor 30 Jahren gegen die Diktatur auf die Straße
gegangen sind und die Berliner Mauer zu Fall gebracht haben. Der
Baustart ist nach einem zwölfjährigen Diskussionsprozess, zwei
Wettbewerbsverfahren und drei Bundestagsbeschlüssen überfällig und
ein wichtiges öffentliches Signal im 30. Jahr der Friedlichen
Revolution."
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RECHT/918: Arbeitnehmer werden besser vor illegalen Lohnpraktiken geschützt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. April 2019

Arbeitnehmer werden besser vor illegalen Lohnpraktiken
geschützt

Rechtliche Möglichkeiten gegen unberechtigten Kindergeldbezug werden
verbessert



Der Deutsche Bundestag hat heute das Gesetz gegen illegale
Beschäftigung und Sozialleistungsmissbrauch in erster Lesung beraten.
Dazu erklären die finanzpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje Tillmann sowie der zuständige
Berichterstatter Dr. Thomas de Maizière:

"Mit diesem Gesetz werden Arbeitnehmer besser gegen illegale
Lohnpraktiken und Arbeitsausbeutung geschützt. Dazu werden die
rechtlichen Rahmenbedingungen für die Prüfungs- und
Ermittlungstätigkeiten der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) beim
Zoll weiter verbessert. Die FKS erhält hierfür neue Zuständigkeiten
im Bereich der Bekämpfung von Menschenhandel und Arbeitsausbeutung.
So kann sie zukünftig z. B. bereits bei der Anbahnung illegaler
Beschäftigung auf Tagelöhnerbörsen (dem sog. "Arbeitsstrich") tätig
werden, das Anbieten von Schwarzarbeit in Zeitungen und
Online-Plattformen verfolgen und die Familienkassen bei der
Bekämpfung von Kindergeldmissbrauch unterstützen und entsprechende
Erkenntnisse behördenübergreifend austauschen.

Die personelle Ausstattung der FKS wird hierzu deutlich ausgebaut.
Der Zoll erhält bis 2030 insgesamt 4.360 zusätzliche Arbeitsstellen.

Auch beim Kindergeld gibt es Missbrauchsfälle. Damit sind nicht die
legalen Zahlungen von Kindergeld ins Ausland für deutsche oder
ausländische Kinder gemeint. Es geht vielmehr um Fälle, in denen
durch Vorlage gefälschter Dokumente und Scheinarbeitsverträge
unberechtigt Kindergeld gezahlt wird. Diese Zahlungen kommen dabei
nicht den Kindern zugute, sondern meist kriminellen Banden. In der
Vergangenheit haben wir und auch die Behörden vor Ort schon einiges
getan, um diesen Missbrauch zu verhindern. Erinnert sei hier an den
verbesserten Informationsaustausch zwischen den Familienkassen und
den Meldebehörden, aber auch an die Einschränkung der rückwirkenden
Antragsmöglichkeit des Kindergeldes auf 6 Monate.

Nunmehr gehen wir noch einen Schritt weiter: Mit diesem Gesetz wird
eine stärkere Verknüpfung des Kindergeldanspruchs mit dem
EU-Freizügigkeitsrecht geregelt. Zudem wird eine eigene
Prüfungskompetenz der Familienkassen für die Frage der
Freizügigkeitsberechtigung eingeführt. Auch wird ein möglicher
Leistungsausschluss für neu zugezogene Unionsbürger in den ersten
drei Monaten möglich, wenn begründete Zweifel an einem
Kindergeldanspruch bestehen. Diese bereits im Bereich der
Arbeitsförderung vorhandene Verfahrensweise der Beweislastumkehr wird
auf das Kindergeldrecht übertragen."
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RECHT/917: Bürgernähe bei Wahlrechtsreform nicht aus den Augen verlieren


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. April 2019

Bürgernähe bei Wahlrechtsreform nicht aus den Augen verlieren 



Zu den vorerst ohne Ergebnis abgebrochenen Gesprächen über eine
Reform des Wahlrechts erklären der Erste Parlamentarische
Geschäftsführer der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael
Grosse-Brömer, und der Parlamentarische Geschäftsführer der
CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag, Stefan Müller:

"Wir bedauern, dass die Gespräche über eine Wahlrechtsreform bisher
zu keinem Ergebnis geführt haben. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion
strebt nach wie vor eine deutliche Verkleinerung des Bundestags an.
Hierzu liegen auch von uns mehrere konstruktive Vorschläge auf dem
Tisch. Sie wurden von der Opposition leider abgelehnt. So halten wir
es weiterhin für richtig, die Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts
umzusetzen und mindestens 15 Überhangmandate nicht durch zusätzliche
Listenplätze auszugleichen. Das würde schon zu einer spürbaren
Verkleinerung des Bundestags führen. Die CDU/CSU-Fraktion ist
weiterhin bereit, sich auf eine gesetzliche Höchstzahl von Mandaten
für den Bundestag zu verständigen. Der Vorschlag, die Zahl der
Wahlkreise zu reduzieren, würde allerdings zu einer größeren Distanz
zwischen Abgeordneten und Bevölkerung führen und die notwendige
demokratische Repräsentanz vor Ort ganz erheblich beschädigen. CDU
und CSU stehen für weitere Beratungen zur Verfügung, eine
Verkleinerung des Parlamentes zu erreichen."
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SOZIALES/1977: Mehr Geld für Betreuungsvereine und Berufsbetreuer


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. April 2019

Mehr Geld für Betreuungsvereine und Berufsbetreuer

Angemessene Bezahlung für qualifizierte Betreuung auf gutem Weg



Am kommenden Donnerstag wird der Deutsche Bundestag das "Gesetz zur
Anpassung der Betreuer- und Vormündervergütung" in erster Lesung
beraten. Hierzu erklären die die rechts- und verbraucherpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth
Winkelmeier-Becker, und der zuständige Berichterstatter im
Rechtsausschuss, Axel Müller:

Elisabeth Winkelmeier-Becker: "Qualifizierte Betreuer sichern
vielen Menschen mit Einschränkungen ein Maximum an Selbstbestimmung.
Das muss angemessen finanziert werden.

Für viele Betreuungsvereine und Berufsbetreuer ist es 'fünf vor
zwölf'. Erste Vereine, die auch ehrenamtliche Betreuer unterstützen,
und Selbständige haben bereits aufgegeben. Die im Gesetzentwurf
vorgesehene Erhöhung der Vergütung um 17 Prozent dürfte ein
tragfähiger Kompromiss sein, mit dem Länder und Betreuer auf beiden
Seiten an ihre Grenzen gehen.

Die Anpassung der Vergütung soll sich künftig an den
durchschnittlichen Kosten eines Betreuungsvereins zur Refinanzierung
eines Vollzeit-Betreuers orientieren. Damit soll eine objektive
Bemessungsgrundlage für die Vergütungsanpassung geschaffen werden."

Axel Müller: "Nach 13 Jahren unveränderter Vergütung für
berufliche Betreuer stellt die dringend erforderliche Erhöhung eine
angemessene finanzielle Würdigung der geleisteten Arbeit dar.

Die gleichsam erfolgte veränderte Vergütungssystematik stellt durch
die Einführung von Pauschalen die Abrechnung der Betreuerleistungen
auf eine neue und den Verhältnissen des Einzelfalls besser gerecht
werdende Grundlage. Zugleich wird so für eine auskömmliche Vergütung
der Betreuerarbeit gesorgt."
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WIRTSCHAFT/2815: Neuer Schub für die Energiewende


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. April 2019

Neuer Schub für die Energiewende

Bundestag berät Gesetz zur Beschleunigung des Netzausbaus



Am heutigen Donnerstag berät der Deutsche Bundestag in 2. und 3.
Lesung über das Gesetz zur Beschleunigung des Energieleitungsausbaus
(NABEG). Hierzu erklärt der wirtschafts- und energiepolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Joachim Pfeiffer:

Joachim Pfeiffer: äDie heute im Bundestag beratene Novellierung des
NABEG ist eine gute Nachricht für die Energiewende. Das Gesetz trägt
dazu bei, den Ausbau der Stromnetze zu beschleunigen. Dies ist
dringend erforderlich, wenn der geplante Umstieg auf erneuerbare
Energien gelingen soll. Denn heute hält der Ausbau der Stromnetze
nicht Schritt mit dem Ausbau der Erzeugung von Strom aus Wind und
Sonne. Folge dessen sind hohe, unnötige Zusatzkosten für die
Verbraucher. Netzengpässe führen oftmals dazu, dass der
Erneuerbaren-Strom nicht in das Netz eingespeist werden kann.
Trotzdem wird dieser Strom vergütet, während zusätzlich teure
Reservekraftwerke angefahren werden müssen, um die sichere
Stromversorgung deutschlandweit zu gewährleisten. Daher ist es
wichtig, die Stromnetze auszubauen und zu ertüchtigen, damit der Wind
und Sonne erzeugte Strom auch wirklich zum Verbraucher gelangt. Dies
erhöht gleichzeitig die Akzeptanz für die Errichtung neuer
Windkraft- und Solaranlagen.

Neben der Beschleunigung des Netzausbaus haben sich die
Koalitionsfraktionen auf eine Reihe weiterer wichtiger Änderungen im
Energierecht verständigt. So werden die Entschädigungszahlungen für
die vom Netzausbau betroffenen Eigentümer land- und
forstwirtschaftlicher Grundstücke vereinheitlicht und deutlich
angehoben. Der Höchstwert für die Ausschreibungen bei Solarenergie
wird von aktuell 8,9 auf 7,5 Ct/kWh abgesenkt, um Mitnahmeeffekte
zulasten der Verbraucher zu reduzieren.

Die CDU/CSU-Fraktion hatte zudem vorgeschlagen, in das Gesetz auch
die seit langem geforderte Entlastung von
Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen in der Größenklasse 1 bis 10 Megawatt
von der EEG-Umlage aufzunehmen. Diese Entlastung ist dringend
erforderlich, da diese hocheffizienten und klimaschonenden Anlagen
sonst unwirtschaftlich zu werden drohen. Das jüngste Urteil des
Europäischen Gerichtshofes, wonach das EEG keine Beihilfe darstellt,
eröffnet dem deutschen Gesetzgeber insoweit völlig neue
Gestaltungsspielräume, die wir konsequent nutzen sollten. Leider
konnte über diese von der Union vorgeschlagene Änderung kein
Einvernehmen erzielt werden. Die CDU/CSU wird sich weiter dafür
einsetzen, dass die KWK-Anlagen zeitnah Rechtssicherheit erhalten."
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SICHERHEIT/1942: 70 Jahre NATO - Zeit für neue globale Sicherheitsbündnisse


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. April 2019

70 Jahre NATO: Zeit für neue globale Sicherheitsbündnisse



Zum 70.Jahrestag der Gründung der NATO erklären die Vorsitzenden der
Partei DIE LINKE, Katja Kipping und Bernd Riexinger:

"Die NATO ist ein Produkt des Kalten Krieges. Sie steht für weltweites
Wettrüsten und verkrustete Strukturen, die einer zeitgemäßen,
verhandlungsorientierten Außen- und Sicherheitspolitik im Wege stehen.
Es ist Zeit für ein neues kollektives Sicherheitssystem, das auf
diplomatische Zusammenarbeit, multilaterale Konfliktprävention und
Abrüstung setzt."

Katja Kipping und Bernd Riexinger weiter: "Die EU muss ihr Verhältnis
zur preNATO wie zu Russland souverän bestimmen um als diplomatische,
souveräne Kraft zu wirken. Im Dreiklang mit den Vereinten Nationen und
der OSZE muss die EU zentrale Triebkraft für eine gesamteuropäische,
gemeinsame Sicherheitsarchitektur werden, die auf Abrüstung und
politische Veränderung in Richtung kollektiver Sicherheit und der
Abschaffung aller Armeen zielt. Es ist falsch, dass die
Bundesregierung und die Mehrheit der EU-Regierungen die Drohungen von
US-Präsident Trump nutzen, um ihrerseits den Rüstungswettlauf zu
beschleunigen. Der Ausbau einer »Verteidigungsunion« oder
»Militärunion« mit eigenständiger Militärpolitik, eine europäische
Armee und andere Vorhaben der Militarisierung führen nicht zu mehr
Sicherheit für die Menschen in Europa. Bundesverteidigungsministerin
Ursula von der Leyen will den Rüstungskonzernen immer größere Profite
sichern. Die Unionsparteien wollen zwei Prozent der
Wirtschaftsleistung in Verteidigung und Aufrüstung stecken, das wären
derzeit 68 Milliarden Euro im Jahr."

Bereits 2017 erreichten die weltweiten Militärausgaben mit 1,739
Billionen US-Dollar den höchsten Stand seit Ende des Kalten Krieges.
Mit 630 Milliarden US-Dollar machen die Ausgaben der USA ein gutes
Drittel davon aus. Die Europäischen NATO-Mitgliedstaaten geben
alleine, ohne die USA, dreimal so viel für Rüstung aus wie Russland,
die NATO insgesamt vierzehnmal so viel. Bei Erreichen ihres
Aufrüstungszieles von zwei Prozent des Haushaltes hätte Deutschland
alleine höhere Rüstungsausgaben als die Atommacht Russland.

 * 
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SICHERHEIT/1941: Bundeswehr raus aus den Kinderzimmern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. April 2019

Bundeswehr raus aus den Kinderzimmern



"Bei Youtube kann man sich jetzt ansehen, was bei den gerügten
Beratungsverträgen des Verteidigungsministeriums so heraus kommt. In
einer Mischung aus Actionspiel und Rammstein-Video wird vor allem
jungen Menschen der Soldatenberuf verkauft - hip und mit dröhnenden
Bässen statt aufklärend und glaubwürdig", erklärt Norbert Müller,
kinder- und jugendpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, zum
Start der Youtube-Serie "Survival - Sieben Offiziere. Eine Mission"
über die Einzelkämpferlehrgänge der Bundeswehr. Müller weiter:

"Die Werbung richtet sich in Ihrer Aufmachung eindeutig an ein
jugendliches Publikum. Bereits 2014 wurde die Bundesregierung vom
UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes angemahnt, 'alle Formen von
Werbekampagnen für die deutschen Streitkräfte, die auf Kinder
abzielen, zu verbieten'.

Die Bundesregierung arbeitet nun zielstrebig auf die nächste Rüge
seitens der Vereinten Nationen hin. Wir haben hier ein Musterbeispiel
für unethisches Werben. Das fängt dabei an, dass suggeriert wird,
jeder Soldat könne die Offizierslaufbahn einschlagen, und hört auf
beim konsequenten Ausblenden der Gefahren und moralischen Dilemmata
des Soldatenberufs.

Die Antwort darauf muss lauten: Bundeswehr raus aus den Kinderzimmern!
Denn dort wird das reißerische Format geschaut, hat es doch noch nicht
einmal eine Altersbeschränkung."

 * 
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SICHERHEIT/1940: 70 Jahre NATO - Aufrüstungswahn stoppen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. April 2019

70 Jahre NATO: Aufrüstungswahn stoppen



"Die geplante Aufrüstung der NATO mit einer Steigerung der
Militärausgaben um 100 Milliarden auf über eine Billion Dollar ist
eine Bedrohung für den Frieden und den sozialen Zusammenhalt der
Gesellschaften in den NATO-Staaten. DIE LINKE fordert den Stopp dieses
NATO-Rüstungswahnsinns. Die Bundesregierung muss den Forderungen von
US-Präsident Donald Trump nach einer weiteren Erhöhung der deutschen
Rüstungsausgaben auf 85 Milliarden Euro eine klare Absage erteilen",
erklären die Fraktionsvorsitzenden Sahra Wagenknecht und Dietmar
Bartsch zum 70. Jahrestag der Gründung der NATO. Wagenknecht und
Bartsch weiter:

"Die NATO verursacht durch ihre Konfrontationspolitik mit Russland
weiterhin gefährliche Unsicherheit in Europa. Auch die Entwicklung in
einzelnen NATO-Staaten ist beunruhigend. Von einer demokratischen
Wertegemeinschaft kann angesichts von Erdogan keine Rede mehr sein.
DIE LINKE fordert eine Auflösung des Militärpakts und seine Ersetzung
durch ein kollektives Sicherheitssystem unter Einschluss Russlands.
Statt der Stationierung der Bundeswehr im Rahmen der NATO an der
russischen Westgrenze brauchen wir eine neue Entspannungspolitik
gegenüber Russland.

Die NATO ist ein Bündnis der Vergangenheit!"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. April 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





UMWELT/671: Kohleausstieg-Gelder für Menschen statt Beton


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. April 2019

Kohleausstieg-Gelder für Menschen statt Beton



"Es ist zu begrüßen, dass Finanzminister Scholz den Kohleausstieg in
Deutschland jetzt endlich mit konkreten Finanzzusagen des Bundes an
die Kohleländer in Gang bringt. Der Kohleausstieg wurde von der
Bundesregierung viel zu lange verschleppt und ist damit deutlich
teurer geworden. Erstmals sind im Bundeshaushalt Strafzahlungen von
100 Millionen Euro pro Jahr für verfehlte Klimaziele eingestellt
worden. Öffentliche Mittel für die Menschen in den Braunkohle-Revieren
in Ost und West sind gut angelegtes Geld und eine Investition in die
Zukunft und den Klimaschutz", erklärt Lorenz Gösta Beutin, Sprecher
für Energie und Klimapolitik der Fraktion DIE LINKE, zum heute
beschlossenen Strukturwandel-Sofortprogramm. Beutin weiter:

"Die Weichen dafür, wie die Strukturwandel-Mittel der kommenden
Jahrzehnte verwendet werden, werden heute gestellt. Auf keinen Fall
dürfen sich die Fehler der 'blühenden Landschaften' aus der Wendezeit
wiederholen, als Milliarden an Steuergeldern in Betongold statt zu den
Bürgern flossen, Arbeitslosigkeit die Menschen in Armut trieb und
Perspektivlosigkeit ganze Landstriche leer siedelte.

DIE LINKE fordert einen sozial-ökologischen Strukturwandelfonds für
den Kohleausstieg von mindestens 500 Millionen Euro im Jahr. Diese
Mittel müssen nachhaltige Arbeit schaffen und die Zivilgesellschaft
vor Ort über direkte Mitwirkung und Akzeptanz der Bevölkerung stärken.
Die Mittelvergabe muss niedrigschwellig sein, mit Bürgerbüros dort, wo
Hilfen gebraucht werden. Es braucht keinen Strukturwandel von oben,
über die Köpfe der Menschen hinweg, der nur die Bilanzen privater
Unternehmen saniert. Es braucht einen Strukturwandel von unten, der
die Betroffenen stärkt und den Klimaschutz voranbringt."

 * 
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WIRTSCHAFT/2149: Mehr Investitionen und kluge Industriepolitik gefragt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. April 2019

Mehr Investitionen und kluge Industriepolitik gefragt



"Die Gemeinschaftsdiagnose bestätigt erneut die Relevanz einer starken
Binnenwirtschaft - gerade angesichts der außenwirtschaftlichen
Konjunkturrisiken durch den drohenden Brexit, die Abkühlung der
chinesischen Nachfrage oder den Handelsstreit mit den USA. Es ist
folglich richtig und wichtig, dass sowohl Nettolöhne als auch monetäre
Sozialleistungen weiter zulegen und den privaten Konsum stärken. Bei
den Investitionen allerdings ist noch viel Luft nach oben. Die
Bundesregierung sollte die Warnung der Institute ernst nehmen und
nicht um der Schwarzen Null willen der Konjunktur hinterhersparen",
erklärt Klaus Ernst, Vorsitzender des Bundestagsausschusses für
Wirtschaft und Energie und wirtschaftspolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, zur aktuellen Gemeinschaftsdiagnose. Ernst weiter:

"Richtig sind auch die angemahnten Investitionen in Forschung, Bildung
und Infrastruktur angesichts des schärfer werdenden internationalen
Standortwettbewerbs. Dabei muss ein Schwerpunkt auch Investitionen in
das System der dualen Ausbildung sein. Altmaiers Konzept einer
'Nationalen Industriestrategie 2030' zu kritisieren, weil darin
förderungswürdige Schlüsseltechnologien identifiziert werden, geht an
der Realität vorbei: Gerade angesichts der großen Unsicherheiten und
Herausforderungen wie dem Klimawandel und der Digitalisierung führen
privatwirtschaftliche Entscheidungen oft nicht zu den
volkswirtschaftlich richtigen Aktivitäten. Die fehlende
Batteriezellenproduktion in Europa mag dafür ein Beispiel sein. Es ist
gefährlich, sich passiv zu verhalten und auf privatwirtschaftliche
Entscheidungen zu hoffen, während China und die USA als große
Wettbewerber aktiv Industriepolitik betreiben. Vollständig fehlt in
der Diagnose der Institute die Problematik der wachsenden Einkommens-
und Vermögensungleichheit, die sich übrigens auch ökonomisch
nachteilig niederschlägt. Die Kritik an der Grundrente ist damit
substanzlos. Eine starke Wirtschaft muss immer alle Menschen
mitnehmen. Wirtschaft sind nicht nur die Unternehmen."

 * 
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BUNDESTAG/8235: Heute im Bundestag Nr. 371 - 04.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 371

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 4. April 2019, Redaktionsschluss: 13.40 Uhr

1. Linke will Verfassungsschutz reformieren

2. Stärkung des Fuß- und Radverkehrs

3. Grünen-Vorstoß für Opfer der SED-Diktatur

4. Unrechtsbereinigungsgesetze ändern

5. Rehabilitierung früherer DDR-Heimkinder

6. AfD will Trainer besser bezahlen

7. Grüne: Unternehmenssanktionen umsetzen



1. Linke will Verfassungsschutz reformieren

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Zivilgesellschaft stärken, Verfassung wirksam
schützen" lautet ein Antrag der Fraktion Die Linke (19/8960), der am
Freitag erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht.
Darin dringt die Fraktion auf eine Neuorganisation des
Verfassungsschutzes. Danach soll eine "ministerialfreie
Koordinierungsstelle" eingerichtet werden, "die für Zwecke des
Verfassungsschutzes lediglich über umstürzlerische Tätigkeiten
Unterlagen sammelt, ohne eigene Befugnisse zur Informationsbeschaffung
zu besitzen". Sie soll der Vorlage zufolge Erkenntnisse von Behörden
des Bundes und der Länder sowie aus dem Ausland entgegennehmen und den
Austausch dieser Erkenntnisse zwischen den Ländern koordiniert sowie
das bisherige "Bundesamt für Verfassungsschutz" (BfV) ablösen.

Auch soll nach dem Willen der Fraktion eine "Bundesstiftung zur
Beobachtung, Erforschung, und Aufklärung aller Erscheinungsformen
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und Demokratiefeindschaft"
errichtet werden. "Ihr Zweck ist der Schutz der Menschenwürde sowie
der Grundrechte und des demokratischen Gemeinwesens durch
wissenschaftliche Untersuchung, Information, Dokumentation und
Aufklärung über Ursachen und Erscheinungsformen gruppenbezogener
Menschenfeindlichkeit und Demokratiefeindschaft", heißt es in dem
Antrag weiter. Diese Bundesstiftung soll die von der
Koordinierungsstelle gesammelten Informationen entgegennehmen und
daneben selbständig allgemein zugängliche Informationen erheben und
wissenschaftlich aufarbeiten sowie unter anderem die Bundesregierung,
ihre nachgeordneten Behörden und den Bundestag beraten.

Zudem soll beim Bundeskriminalamt der Vorlage zufolge eine mit
Geheimschutzmaßnahmen gesicherte Stelle eingerichtet werden, die
anstelle des BfV Hinweise und Erkenntnisse ausländischer
Nachrichtendienste entgegennehmen soll. Des Weiteren sieht der Antrag
die Einrichtung einer "Bundesanstalt für Geheim- und Spionageschutz"
vor, "die im Rahmen des personellen und materiellen Geheimschutzes
öffentliche und nicht-öffentliche Stellen berät" und durch
Registerabfragen bei Polizeibehörden und Finanzeinrichtungen zentral
für alle öffentlichen und nicht-öffentlichen Stellen Sicherheits-
beziehungsweise Zuverlässigkeitsüberprüfungen durchführt.

Darüber hinaus fordert die Fraktion von der Bundesregierung die
Vorlage eines Konzepts, "wie der wirtschaftliche Spionageschutz und
die illegale Ausfuhr von Rüstungsgütern (Proliferation) in einer
nachgeordneten Stelle des Bundeswirtschaftsministeriums effektiver
durchgeführt werden kann". Ferner will die Fraktion evaluiert wissen,
welche Maßnahmen bislang vom BfV "im Bereich der Abwehr von Gefahren
für die Sicherheit informationstechnischer Systeme tatsächlich
vorgenommen und welche fachlichen Kompetenzen tatsächlich erworben
wurden, um auf dieser Basis ein Konzept zu erstellen, wie diese
Tätigkeiten zukünftig auf das Bundeskriminalamt und das Bundesamt für
Sicherheit in der Informationstechnik übertragen werden können".

 * 

2. Stärkung des Fuß- und Radverkehrs

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Aus Sicht der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen müssen
in der Straßenverkehrsordnung (StVO) Belange des Klima- und
Umweltschutzes, der Gesundheit und Sicherheit sowie der Lebensqualität
gleichrangig berücksichtigt werden. In einem Antrag (19/8980) der
Fraktion wird die Bundesregierung daher aufgefordert, das
Straßenverkehrsgesetz entsprechend anzupassen und außerdem darauf
hinzuarbeiten, dass Kommunen höhere Freiheitsgrade erhalten, um
städtebauliche Ziele zu verwirklichen, den Umweltverbund zu stärken
und die Entwicklung einer neuen multimodalen Mobilitätskultur zu
unterstützen.

Mit Blick auf die Verkehrssicherheit fordern die Grünen, in der StVO
den durch Rechtsprechung bereits manifestierten Mindestabstand beim
Überholen von Radfahrenden und zu Fuß Gehenden von 1,5 Metern
aufzunehmen und eine Pflicht, beim Überholen von Radfahrenden, wenn
möglich, die Fahrspur zu wechseln, in der StVO zu verankern. Um die
Gefahr von Lkw-Abbiegeunfällen zukünftig zu reduzieren, soll in der
StVO verankert werden, dass Lkw während des Abbiegevorgangs innerorts
eine maximale Geschwindigkeit von 7 km/h fahren dürfen, heißt es in
dem Antrag. Außerdem soll es den Kommunen ermöglicht werden, leichter
über die Einführung von Tempo 30 innerorts auf allen Straßen zu
entscheiden.

Weiterhin verlangt die Fraktion, in der Straßenverkehrsordnung
klarzustellen, dass mit "Verkehr, dessen Flüssigkeit nicht
beeinträchtigt werden soll", alle Verkehrsarten, "insbesondere auch
Fuß- und Radverkehr gemeint sind". Beim Konkurrieren mehrerer
Verkehrsarten sollen diejenigen Verkehrsarten, die sicherer, umwelt-,
klima- und gesundheitsfreundlicher sind, bevorrechtigt sein, heißt es
in der Vorlage.

Änderungen werden auch im Bereich der Bußgeldkatalogverordnung
angeregt. So soll nach den Vorstellungen der Grünen "Falschparken auf
Rad- und Fußwegen sowie in Kreuzungsbereichen, Überholen ohne den
nötigen Seitenabstand und unachtsames Türöffnen" zu deutlich höheren
Bußgeldern führen. Das Gleiche solle im Falle der Behinderung des
Verkehrsflusses von Radfahrenden, zu Fuß Gehenden, im Rollstuhl
Fahrenden oder weiteren nicht motorisierten Fortbewegungsarten gelten.

Die Förderung von Rad- und Fußverkehr seien wichtige Bestandteile der
Verkehrswende, schreiben die Abgeordneten zur Begründung ihres
Vorstoßes. Die derzeitigen Regelungen der StVO sowie zugeordneter
Verordnungen und Richtlinien verhinderten dies jedoch in großem Maß.
Sie folgten noch immer dem Primat der autogerechten Stadt, bei dem die
Flüssigkeit und Leichtigkeit des Autoverkehrs über allem stehe.
Benötigt werde aber eine StVO, "die Fuß und Radverkehr gegenüber dem
motorisierten Verkehr nicht länger benachteiligt", heißt es in dem
Antrag.

 * 

3. Grünen-Vorstoß für Opfer der SED-Diktatur

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der Grünen
die rechtlichen Voraussetzungen für eine Aufhebung der Antragsfristen
in den Gesetzen zur Rehabilitierung von Opfern politischer Verfolgung
der SED-Diktatur schaffen und schnellstmöglich einen entsprechenden
Gesetzentwurf vorlegen. Das geht aus einem Antrag der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/8981) hervor, in dem der Bundestag aufgefordert
wird, einen entsprechenden Beschluss zu fassen. Hintergrund ist dem
Antrag zufolge, dass weder die Bundesregierung noch die sie tragende
CDU/CSU/SPD-Koalition bisher der Bitte des Bundesrates zur Entfristung
der SED-Unrechtsbereinigungsgesetze nachgekommen sind. Insbesondere
sei bisher kein entsprechender Gesetzentwurf erarbeitet und vorgelegt
worden. Da die erste Befristung in den Gesetzen bereits Ende 2019
auslaufe, sei nunmehr Eile geboten. Es dürfe nicht der Eindruck
entstehen, so die Antragsteller, dass durch den rein formal
begründeten Ausschluss an sich berechtigter Ansprüche ein
gesellschaftspolitisch in hohem Maße relevantes Problem legislativ
gewissermaßen "unter den Teppich" gekehrt wird.

 * 

4. Unrechtsbereinigungsgesetze ändern

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die Verbesserung der sozialen Lage anerkannter
politisch Verfolgter durch die Novellierung der SED-
Unrechtsbereinigungsgesetze ist Thema eines Antrags (19/8982) der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Darin heißt es unter anderem,
Jahrzehnte nach der deutschen Wiedervereinigung zeige sich, dass nicht
alle von politischer Verfolgung in der DDR Betroffenen gleichermaßen
und in ausreichendem Umfang von den sozialen und finanziellen
Ausgleichsleistungen in Folge ihrer Rehabilitierung profitieren. Die
in den 1990er Jahren verabschiedeten Rehabilitierungsgesetze bedürften
daher einer Anpassung und Weiterentwicklung. Der Bundesrat habe dieses
Anliegen am 19.10.2018 mit einer Entschließung (BR- Drucksache 316/18)
an die Bundesregierung herangetragen, die von der Bundesregierung
bisher lediglich zur Kenntnis genommen worden sei. Der Bundestag solle
die Bundesregierung daher auffordern, zu prüfen, welcher
gesetzgeberische Handlungsbedarf in Folge möglicher
Gerechtigkeitslücken besteht.

 * 

5. Rehabilitierung früherer DDR-Heimkinder

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen setzt sich für
die Vereinfachung der Rehabilitierung von ehemaligen Heimkindern in
der DDR ein. Einem Antrag der Fraktion (19/8983) zufolge soll der
Bundestag die Bundesregierung auffordern, sich den Gesetzentwurf des
Bundesrates zu eigen zu machen und zur Abstimmung zu stellen oder
schnellstmöglich einen entsprechenden eigenen Gesetzentwurf
vorzulegen. In dem Antrag heißt es, der Gesetzentwurf des Bundesrates
zur Änderung des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes vom
13.12.2017 (BR-Drucksache 19/261) sei bisher vom Bundestag nicht
behandelt worden. Ein eigener Entwurf der Bundesregierung liege
ebenfalls nicht vor. Das Anliegen bedürfe allerdings dringend einer
Neuregelung. Die gegenwärtige Rechtslage für ehemalige Heimkinder in
der DDR sei unbefriedigend.

 * 

6. AfD will Trainer besser bezahlen

Sport/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die AfD-Fraktion setzt sich für eine bessere
Bezahlung von Trainern im Leistungssport ein. In dem dazu vorgelegten
Antrag (19/8989), der am Donnerstag auf der Tagesordnung des
Bundestages steht, wird gefordert, in den Richtlinien des
Bundesministeriums des Innern (BMI) über die Gewährung von Zuwendungen
zur Förderung von Bundessportfachverbänden, wo die aktuell gültigen
Höchstbeträge für die jährliche Bruttovergütung aufgeführt sind,
folgende Ergänzung vorzunehmen: "Diese Höchstwerte für die jährlichen
Bruttobezüge werden jährlich angepasst. Die Anpassung entspricht der
genauen prozentualen Veränderung der Diäten der Abgeordneten des
Deutschen Bundestages des jeweils vorangegangenen Jahres."

Wie die AfD-Fraktion in ihrem Antrag schreibt, könne Sport neben
Kunst, Kultur und Wissenschaft einen wichtigen Beitrag zur
Verständigung und Kooperation auf internationaler Ebene leisten. Dazu
gehöre auch die angemessene Vergütung des Leistungssportpersonals.
Viele Trainer, selbst im Spitzensport-Bereich, arbeiteten aber
schlecht abgesichert - oft mit Jahres- oder Honorarverträgen. In den
BMI-Richtlinien sei die Höhe der Vergütung auf ein bestimmtes Maximum
je Funktion und Verantwortung begrenzt, heißt es in dem Antrag weiter.
"Dies ist an sich richtig und sinnvoll", urteilen die Abgeordneten.
Leider würden diese Höchstbeträge aber nicht - anders als bei
Bundestagsabgeordneten - automatisch dynamisiert, wird kritisiert.

In den letzten Jahren sei nach langen Pausen jeweils eine Erhöhung
durchgeführt worden, "ohne dass dies zwingend erfolgen muss oder die
Erhöhung transparenten nachvollziehbaren Kriterien folgt", schreibt
die AfD-Fraktion. Oft sei es vom Zufall abhängig, ob eine Erhöhung der
Maximalbeträge gerade politisch opportun erscheine oder eben nicht.
Die letzte Anpassung stamme aus dem Jahr 2015.

Die Nichtanpassung könne, aufgrund der nicht ausreichenden Bezahlung,
zur Abwanderung von Trainern ins Ausland führen, warnen die
Parlamentarier. Ein "Wissenstransfer zur sportlichen Konkurrenz"
sollte aus ihrer Sicht aber verhindert werden. Ebenso werde durch die
Nichtanpassung der Höchstbeträge die Möglichkeit eingeschränkt, dass
erfolgreiche Trainer aus dem Ausland nach Deutschland geholt werden
können, heißt es in dem Antrag.

 * 

7. Grüne: Unternehmenssanktionen umsetzen

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Was die Bundesregierung tut, um die Reform des
Rechts der Unternehmenssanktionen voranzubringen, will die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen wissen. Die Notwendigkeit einer solchen Reform
sei seit Jahren weitgehend unbestritten, schreiben die Abgeordneten in
einer Kleinen Anfrage (19/8814). Gleichwohl gebe es noch immer keinen
Gesetzentwurf der Bundesregierung oder der sie tragenden
CDU/CSU/SPD-Koalition, heißt es unter Verweis auf seit langem
vorliegende konkreter Vorschläge aus Wirtschaft, Wissenschaft und
Politik. Bundesjustizministerin Katarina Barley (SPD) habe trotz
Ankündigung einen Referentenentwurf dazu bislang nicht vorlegen
können. Die Fraktion fragt daher die Bundesregierung, wann sie einen
entsprechenden Gesetzentwurf vorlegen wird und ob die Verzögerung mit
der Funktion der Bundesjustizministerin im Europawahlkampf zusammen
hängt. Ferner stellen die Abgeordneten Fragen zum möglichen Inhalt
einer solchen Vorlage und wollen wissen wie oft, zu welchen Themen im
Einzelnen und mit welchen Ergebnissen das Bundesjustizministerium seit
2017 nicht öffentlich mit Vertretern von Unternehmen einschließlich
Arbeitnehmervertretungen oder Unternehmensverbänden sowie mit
Wissenschaftlern zum Gegenstand der Anfrage gesprochen hat.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 371 - 4. April 2019 - 13.40 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8234: Heute im Bundestag Nr. 370 - 04.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 370

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 4. April 2019, Redaktionsschluss: 12.45 Uhr

1. Vier Flüssiggas-Tankstellen in Deutschland

2. Bewertung GVFG-geförderter Vorhaben

3. AfD fragt nach Problemen mit Huawei

4. FDP fragt nach verspäteten Regionalzügen

5. FDP fragt nach Notfallevakuierungen

6. Nachfrage zur Schließung des InnoZ



1. Vier Flüssiggas-Tankstellen in Deutschland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Angaben der Bundesregierung sind derzeit vier
öffentlich zugängliche LNG-Tankstellen (Flüssiggas) für LKW in
Deutschland in Betrieb. Das geht aus der Antwort der Regierung
(19/8690) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8215) hervor.
In der Antwort heißt es weiter, die Bundesregierung gehe davon aus,
dass in den kommenden Jahren mehr als 20 öffentlich zugängliche
LNG-Tankstellen verfügbar sein werden, so dass eine Abdeckung gemäß
den Vorgaben der Richtlinie 2014/94/EU über den Aufbau der
Infrastruktur für alternative Kraftstoffe gegeben sein werde.

Für komprimiertes Erdgas (CNG) besteht der Vorlage zufolge mit der
vorhandenen Infrastruktur (etwa 900 Tankstellen, davon etwa 90
LKW-taugliche) bereits eine angemessene und flächendeckende Versorgung
mit CNG-Tankstellen entsprechend den Anforderungen der Richtlinie
2014/94/EU sowohl entlang des Kerns des Transeuropäischen
Verkehrsnetzes, als auch in den Ballungszentren.

Auf die Frage, ob aus Sicht der Bundesregierung LNG/CNG eine
Alternative zu Diesel darstellt, heißt es in der Antwort: Die Nutzung
von erdgasbasierten Kraftstoffen könne zu CO2-Einsparungen im
Vergleich zu fossilem Diesel führen. Erst durch die Beimischung von
erneuerbarem Methan zu Erdgas könnten aber bei diesen Erdgasfahrzeugen
letztlich Klima- und Ressourcenvorteile erreicht werden. Bei Biomethan
kommt es der Vorlage zufolge insbesondere auf eine nachhaltige
Herstellung an, damit reale Emissionsminderungen erreicht werden.

"Die Bundesregierung misst LNG und CNG als Alternative zum Diesel
vorläufig eine Bedeutung insbesondere in Anwendungsfällen bei, in
denen eine direkte Elektrifizierung vorerst nicht absehbar ist", heißt
es in der Antwort. So würden beispielsweise im schweren
Straßengüterverkehr gegenwärtig durch den Einsatz von LNG in
Kombination mit innovativen Motorentechnologien eine Reduktion der
CO2-Emissionen von bis zu 10 bis 15 Prozent gegenüber vergleichbaren
Dieselmotoren erreicht. Im Vergleich zum herkömmlichen
Schiffsdiesel- und Schwerölkraftstoff entstünden bei der Nutzung von
LNG keine Schwefeloxidemissionen, um bis zu 90 Prozent geringere
Stickoxidemissionen und um etwa 98 Prozent geringere
Partikelemissionen, schreibt die Regierung.

 * 

2. Bewertung GVFG-geförderter Vorhaben

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Für jedes Vorhaben, das im Rahmen des
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) vom Bund anteilig
finanziert werden soll, ist nach Aussage der Bundesregierung eine
Nutzen-Kosten-Untersuchung nach dem bundesweit einheitlichen Verfahren
der Standardisierten Bewertung zu erstellen. Das geht aus der Antwort
der Regierung (19/8511) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/8203) hervor. Durch die Standardisierung werde erreicht, dass
nicht in jedem Einzelfall unterschiedliche Berechnungsvarianten
verwendet werden, heißt es in der Antwort weiter. Die Standardisierte
Bewertung werde im Rahmen eines wissenschaftlichen Forschungsvorhabens
regelmäßig fortgeschrieben, zuletzt 2016, teilt die Regierung mit.

 * 

3. AfD fragt nach Problemen mit Huawei

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Sicherstellung der technischen Integrität
der künftigen 5G-Mobilfunkinfrastruktur interessiert sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8650). Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, ob ihr -
insbesondere durch Informationen des BND oder auch anderer
nachgeordneter Behörden - Informationen über einen konkreten
Sicherheitsvorfall mit Huawei-Hardware vorliegen.

 * 

4. FDP fragt nach verspäteten Regionalzügen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Schienenpersonennahverkehr (SPNV) in
Nordrhein-Westfalen thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/8662). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
über die Verspätungssituation im gesamten Liniennetz des
Verkehrsverbundes Rhein-Ruhr (VRR), Aachener Verkehrsverbund (AVV),
Verkehrsverbund Rhein-Sieg (VRS) und Westfalentarif in den Jahren seit
einschließlich 2009 bei den Regionalzügen informiert werden. Dabei
wird bei der Beantwortung um eine Trennung zwischen den Zügen der DB
Regio AG und den Regionalzügen anderer Anbieter gebeten.

 * 

5. FDP fragt nach Notfallevakuierungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach "Notfallevakuierungen und Gefährdungen für
Menschen mit Behinderungen bei der Deutschen Bahn" erkundigt sich die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8667). Die Abgeordneten
verweisen auf Medienberichte, laut denen es in der Vergangenheit zu
scheinbar vor Ort unlösbaren Problemstellungen gekommen sei, in deren
Folge sich Menschen mit Rollstühlen weder selbst noch mit Hilfe
anderer aus der Gefahrenzone hätten bringen können. Auch sei es in der
Vergangenheit zu Gefahrensituationen mit Evakuierung gekommen, in
denen sich lediglich zufälligerweise keine Reisenden mit Rollstuhl
oder Eltern mit Kinderwagen an Bord eines Zuges befunden hätten.

Die Bundesregierung wird nun gefragt, ob ihr Fälle bekannt sind, in
denen Rollstuhlfahrer nicht evakuiert werden konnten. Ob die Gründe
bekannt sind, die zu den Problemen bei der Evakuierung geführt haben,
wollen die Parlamentarier ebenfalls wissen.

 * 

6. Nachfrage zur Schließung des InnoZ

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Zur "Schließung des Innovationszentrums für
Mobilität und Gesellschaftlichen Wandel (InnoZ)" legt die FDP-Fraktion
erneut eine Kleine Anfrage (19/8663) vor. Die Bundesregierung habe es
nicht vermocht, mit ihrer Antwort (19/7715) auf eine frühe Anfrage der
Liberalen dem Informationsbedürfnis der Fraktion adäquat nachzukommen,
heißt es in der aktuellen Vorlage. Die übermittelten Antworten hätten
aufgrund ihrer Lückenhaftigkeit viel mehr weitere Fragen aufgeworfen,
schreiben die Abgeordneten.

In Bezug auf die in der erwähnten Antwort zu findende Aussage, das
InnoZ leiste einen Beitrag zur Mobilitätsforschung in Deutschland,
möchten die Liberalen wissen, wie die Bundesregierung den Begriff
"Beitrag" definiert. Ob die Schließung des InnoZ Thema in einer
Aufsichtsratssitzung der Deutschen Bahn AG war und wenn ja, sich der
Vertreter des Bundes inhaltlich positioniert hat, interessiert die
Abgeordneten ebenso.

 * 
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BUNDESTAG/8233: Heute im Bundestag Nr. 369 - 04.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 369

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 4. April 2019, Redaktionsschluss: 12.04 Uhr

1. Linke will Tarifbindung stärken

2. FDP will ausländische Investoren stärken

3. Rüstungsexporte und Jemen-Krieg

4. Stärkung der Krisenprävention

5. Aufarbeitung des Völkermords in Ruanda

6. Externer Sachverstand im BMU

7. Lärmschutz entlang der Betuwe-Linie



1. Linke will Tarifbindung stärken

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke möchte die Tarifbindung in
Betrieben wieder stärken. Dazu hat sie einen Antrag (19/8963)
vorgelegt, in dem sie betont, wie wichtig Tarifverträge für gute
Arbeit und gute Löhne seien. Zudem verhinderten Flächentarifverträge
auch "Schmutzkonkurrenz". Die Linke fordert die Bundesregierung
deshalb auf, Allgemeinverbindlicherklärungen von Tarifverträgen zu
erleichtern, indem im Tarifausschuss ein Antrag, der gemeinsam von den
zuständigen Tarifvertragsparteien eingebracht wird, dort nur mit
Mehrheit abgelehnt werden kann. Außerdem soll mit der Schaffung eines
Tariftreuegesetzes auf Bundesebene sichergestellt werden, dass
öffentliche Aufträge nur an Unternehmen vergeben werden dürfen, die
ihre Beschäftigten nach den branchenüblichen repräsentativen
Tarifverträgen entlohnen.

 * 

2. FDP will ausländische Investoren stärken

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion möchte die Chancen für ausländische
Investoren auf dem deutschen Markt verbessern. In einem Antrag
(19/8953) fordern die Abgeordneten die Bundesregierung auf, die
Verschärfung der Außenwirtschaftsverordnung zurückzunehmen. In einem
parlamentarischen Verfahren müsse das Außenwirtschaftsgesetz gemeinsam
mit dem Bundestag so angepasst werden, dass es nicht zu
Wettbewerbsverzerrungen komme.

Mit der Verschärfung der Investitionsprüfung, dem Entwurf einer
Nationalen Industriestrategie und möglichen Staatsbeteiligungen an
Unternehmen schotte sich Deutschland zunehmend ab, heißt es zur
Begründung für den Vorstoß. Das Land entziehe sich dem Wettbewerb,
ohne damit wirksame Schritte gegen unfairen Wettbewerb aus dem Ausland
einzuleiten. Zugleich seien ausländische Investitionen für den
Wirtschafts- und Industriestandort Deutschland unentbehrlich.

 * 

3. Rüstungsexporte und Jemen-Krieg

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke plädiert für einen
konsequenten Rüstungsexport-Stopp in am Jemen-Krieg beteiligte
Staaten. In einem Antrag (19/8965) fordern die Abgeordneten die
Bundesregierung auf, den im November 2018 verhängten Waffenexportstopp
gegen Saudi-Arabien wieder in vollem Umfang in Kraft zu setzen und auf
alle Länder der Jemen-Kriegskoalition auszuweiten. Außerdem dürften
keine Atomtechnologien oder Komponenten zum Bau und Betrieb von
Atomkraftwerken, kein angereichertes Uran etwa aus der Anlage in
Gronau sowie keine Brennelemente einer Anlage in Lingen zur Verwendung
in den Vereinigten Arabischen Emiraten oder Saudi-Arabien geliefert
werden.

Der Bundessicherheitsrat habe am 28. März 2019 den vorläufigen
Waffenexportstopp an Saudi-Arabien ausgehebelt, erklären die
Abgeordneten. Sie kritisieren beispielsweise vereinbarte Ausnahmen für
Güter, bei denen sich Saudi-Arabien verpflichten soll, sie nicht im
Jemen-Krieg einzusetzen. Allein diese Ausnahmen würden der gesamten
Summe der in den vergangenen zwölf Monaten an die Jemen-Kriegsallianz
gelieferten Rüstungsgüter entsprechen, heißt es.

 * 

4. Stärkung der Krisenprävention

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion setzt sich anlässlich des 25
Jahrestags des Völkermords in Ruanda für den Ausbau der Instrumente
für Krisenfrüherkennung und zivile Krisenprävention ein. In einem
Antrag (19/8958) fordern die Abgeordneten die Bundesregierung auf,
multilaterale Frühwarnsysteme wie das EU Conflict Early Warning
System, zu stärken und finanzielle Unterstützung für globale
Krisenpräventionsinstrumente wie dem State and Peacebuilding Fund
(SPF) der Weltbank sicherzustellen. Analyseinstrumente sollten zudem
so weiterentwickelt werden, dass Daten und Analysemethoden
ressortübergreifend innerhalb Deutschlands, der EU und der UN
angewendet und genutzt werden können. Weitere Forderungen zielen auf
das Hinwirken auf eine weltweite Anerkennung des Internationalen
Strafgerichtshofs und auf den regelmäßigen Austausch mit dem
Sonderberater des Generalsekretärs für die Verhütung von Völkermord.

 * 

5. Aufarbeitung des Völkermords in Ruanda

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke
setzen sich für eine unabhängige historische Aufarbeitung des
Völkermords in Ruanda vor 25 Jahren ein. Viele staatliche, aber auch
zivilgesellschaftliche Organisationen aus Deutschland hätten damals in
Ruanda gearbeitet, darunter der Deutsche Entwicklungsdienst, die
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit, die Deutsche Welle,
politische Stiftungen, die beiden großen Kirchen, viele
Nichtregierungsorganisationen und auch eine Bundeswehrberatergruppe
seien vor Ort gewesen, heißt es in einem gemeinsamen Antrag (19/8978)
beider Fraktionen.

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung auf, eine "unabhängige
interdisziplinäre Kommission einzurichten, die systematisch und
wissenschaftlich alle Aktivitäten von deutscher Seite im Zusammenhang
mit der politischen Situation in Ruanda mit besonderem Schwerpunkt auf
die Jahre 1990 bis 1994 untersucht und deren Aus- und Wechselwirkungen
mit dem Genozid bewertet". Bis 2021 soll die Kommission einen Bericht
vorlegen, "der darlegt, welche Informationen wann und wem vorlagen,
wie sie damals von welcher Stelle bewertet und welche Konsequenzen
seitens der Verantwortlichen daraus gezogen wurden".

Linke und Grüne betrachten eine systematische wissenschaftliche
Aufarbeitung der Rolle Deutschlands vor und während des Völkermords in
Ruanda als "notwendigen Beitrag zur Diskussion über die zukünftige
deutsche Außen- und Entwicklungspolitik und die Rolle Deutschlands bei
der internationalen Prävention und Konfliktlösung, insbesondere bei
der Verhinderung schwerster Menschenrechtsverbrechen wie Völkermord,
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, ethnische Säuberungen und
Kriegsverbrechen".

 * 

6. Externer Sachverstand im BMU

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Einbindung externer Sachverständiger in die
Politik der Bundesregierung ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/8767)
der FDP-Fraktion. Es sei zu begrüßen, wenn sich die Bundesregierung um
externen Sachverstand in Form von Expertengremien und
Sachverständigenräten bemühe, allerdings stellten sich die
Steuerzahler auch berechtigte Fragen nach der Konsistenz dieser
Aktivitäten. Die Abgeordneten wollen nun wissen, in welcher Weise das
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
(BMU) auf externen Sachverstand zurückgreift.

 * 

7. Lärmschutz entlang der Betuwe-Linie

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach dem aktuellen Sachstand der
Planfeststellungsverfahren für eine Schienenstrecke ab der
niederländischen Grenze über Emmerich bis nach Oberhausen
(Betuwe-Linie) interessiert sich die FDP-Fraktion. In einer Kleinen
Anfrage (19/8655) erkundigen sich die Abgeordneten unter anderem
danach, welche aktuellen Forderungen für mehr Lärmschutz entlang der
Betuwe-Linie die Städte Rees, Hamminkeln, Wesel, Voerde (Niederrhein),
Dinslaken und Oberhausen stellen.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 369 - 4. April 2019 - 12.04 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8232: Heute im Bundestag Nr. 368 - 04.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 368

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 4. April 2019, Redaktionsschluss: 11.23 Uhr

1. Linke will Uploadfilter verhindern

2. "Schwellenländer nicht mehr fördern"

3. Union und SPD setzen auf Agrarökologie

4. AfD lehnt EU-Beitritt der Türkei ab

5. Output in der Forschung stimulieren



1. Linke will Uploadfilter verhindern

Ausschuss Digitale Agenda/Antrag

Berlin: (hib/LBR) Die Fraktion Die Linke fordert die Bundesregierung
auf, bei der anstehenden Abstimmung im Rat der Europäischen Union
gegen die Annahme der Urhaberrechtsrichtlinie (96/9/EG und 2001/29/EG)
zu stimmen. Ein dazu vorgelegter Antrag (19/8966) steht am Donnerstag
auf der Tagesordnung des Bundestages.

Die Kritik richtet sich vor allem gegen die Regelungen in Artikel 13
(neu 17), durch die Onlineplattformen zum Einsatz technischer Mittel
verpflichtet werden, um einer Haftung für über ihre Plattform
begangene Urheberrechtsverletzungen zu entgehen. In ihrem Antrag
schreiben die Abgeordneten, dass sich "alle im Bundestag vertretenen
Parteien, mit Ausnahme der Unionsparteien" sowie die Mehrheit der
Mitglieder des Europaparlamentes gegen die Urheberrechtsrichtlinie
ausgesprochen haben. Die Aussicht, dass eine nationale Umsetzung ohne
Uploadfilter möglich sei, sei "rechtlich fragwürdig, wurde bisher
nicht juristisch unterlegt und wird von der fachlich zuständigen
Ministerin nicht geteilt", schreibt die Fraktion weiter. Mit der
Ablehnung der Richtlinie im Rat, könne eine "Diskussion über eine
gerechte Urheberrechtsreform" wieder geöffnet werden.

 * 

2. "Schwellenländer nicht mehr fördern"

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die AfD will aufstrebenden Wirtschaftsmächten wie
Indonesien, Pakistan und Südafrika den Status als Entwicklungsland
entziehen und sie im Rahmen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit
und des Außenhandels für Schwellenländer nicht mehr fördern. Über
einen entsprechenden Antrag (19/8986) debattiert der Bundestag am
Freitag, dem 5. April, bevor er zur weiteren Beratung in den
Entwicklungsausschuss überwiesen werden soll.

"Unter den zahlreichen Kooperationsstaaten finden sich insbesondere
Schwellenländer, die einen hinreichenden Entwicklungs- und
Modernisierungsgrad erreicht haben, um jede weitere politische,
ökonomische, soziale und ökologische Entwicklung ohne fremde Hilfe zu
gestalten", schreiben die Abgeordneten in der Begründung. Es
widerspreche dem Grundsatz der "Hilfe zur Selbsthilfe" in der
Entwicklungszusammenarbeit und dem hierdurch zum Ausdruck gebrachten
Subsidiaritätsprinzip, "wenn die Nehmerseite grundsätzlich die
Fähigkeit und Voraussetzungen besitzt, die mit der Gewährung von
Entwicklungsleistungen verfolgten Zielsetzungen selbst zu erreichen".

 * 

3. Union und SPD setzen auf Agrarökologie

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Fraktionen von CDU/CSU und SPD fordern die
Bundesregierung auf, die Potenziale der Agrarökologie als Beitrag zur
Erreichung der Nachhaltigen Entwicklungsziele zu unterstützen und
ländliche Räume stärker zu fördern. "Mit der Anwendung
agrarökologisch-technischer Praktiken können positive Effekte für die
Umwelt erzielt und dabei der Ernährungsstatus der Menschen in
Entwicklungsländern verbessert werden", schreiben die Abgeordneten in
einem Antrag (19/8941), über den der Bundestag am Freitag, den 5.
April, debattieren will. Die Ansätze der Agrarökologie würden als eine
wichtige Antwort auf soziale Probleme wie Armut, Ungleichheit, Hunger
und Mangelernährung, mangelnde Geschlechtergerechtigkeit und auch
ökologische Herausforderungen wie Abholzung, Wasserknappheit,
steigende CO2-Emissionen sowie Verlust an Biodiversität diskutiert.

 * 

4. AfD lehnt EU-Beitritt der Türkei ab

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die AfD-Fraktion will die EU-Beitrittsverhandlungen
mit der Türkei beenden und die Heranführungshilfen sofort stoppen.
Über einen entsprechenden Antrag (19/8987) debattiert der Bundestag
heute Nachmittag ab 16 Uhr.

"Wenn die Bundesregierung ihre Werte glaubwürdig vertreten will, also
Freiheit, Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und Menschenrechte als
Maßstab anlegt, muss sie den Verhandlungsprozess um den EU-Beitritt
der Türkei beenden", schreiben die Abgeordneten in der Begründung.
Eine von Präsident Recep Tayyip Erdogan zunehmend autoritär regierte
Türkei sollte kein Kandidat für eine Vollmitgliedschaft sein. "Dies
ist gegenwärtig eine rein diplomatisch motivierte und kostspielige
Fiktion", urteilt die AfD.

 * 

5. Output in der Forschung stimulieren

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Mit dem Pakt für Forschung und Innovation (PFI)
verfolgen Bund und Länder seit 2006 das Ziel, die Wettbewerbsfähigkeit
des deutschen Wissenschaftssystems durch eine bessere Ausschöpfung der
vorhandenen Potenziale zu stärken. In der aktuell laufenden dritten
Phase von 2016 bis 2020 fließen durch den PFI zusätzliche 3,9
Milliarden Euro in Forschung und Innovation. Derzeit wird über die
Fortsetzung des PFI ab dem Jahr 2021 verhandelt. Das schreibt die FDP
in ihrem Antrag (19/8957).

Die Forschungsgelder gehen an die vier außeruniversitären
Forschungseinrichtungen (AuF), also an die Helmholtz-Gemeinschaft
(HGF), die Max-Planck-Gesellschaft (MPG), die Fraunhofer-Gesellschaft
(FhG) und die Leibniz-Gemeinschaft (WGL), sowie die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG). Darin enthalten sind auch die im Pakt
vereinbarten jährlichen dreiprozentigen Aufwüchse für die
außeruniversitären Forschungseinrichtungen und die DFG. Laut FDP
stellt sich jedoch die Frage, ob diese stetig steigenden Mittel immer
sinnvoll allokiert werden. Es entstehe der Eindruck, dass die
außeruniversitären Forschungseinrichtungen angesichts der dynamisch
wachsenden Mittel mit ihren eigenen Planungsprozessen nicht
hinterherkommen.

Nach Ansicht der FDP biete sich die Chance, nicht nur die Mittel
festzulegen, die in den Pakt hineinfließen sollen, sondern auch
deutlich genauer als bisher üblich in den Blick zu nehmen, was die
hier investierten Mittel erbringen sollen, nämlich Ergebnisse, Nutzen
und Wirkung. Im Rahmen der Verhandlungen bei der Gemeinsamen
Wissenschaftskonferenz werde bereits überlegt, auch angesichts
steigender gesellschaftlicher Erwartungen an die Wissenschaft eine
größere Verbindlichkeit der Paktziele und ihrer
organisationsspezifischen Konkretisierungen zu erreichen. Hier gilt es
nach Auffassung der FDP, die richtige Balance zwischen dem
wissenschaftspolitischen Gestaltungsanspruch von Bund und Ländern
einerseits und der notwendigen Gestaltungsfreiheit der
Wissenschaftsorganisationen andererseits zu finden. Im Rahmen des
Paktes für Forschung und Innovation hätten sich außeruniversitären
Forschungseinrichtungen und die Deutsche Forschungsgemeinschaft dazu
verpflichtet, das Wissenschaftssystem dynamisch zu entwickeln, die
Vernetzung im Wissenschaftsbereich zu fördern, internationale und
europäische Zusammenarbeit zu vertiefen, den Austausch der
Wissenschaft mit Wirtschaft und Gesellschaft zu stärken. Der
Bundesrechnungshof habe festgestellt, dass nach wie vor der Bedarf
bestehe, "die Wirkungszusammenhänge zwischen den jährlich steigenden
Zuwendungsmitteln, den flexibilisierten Rahmenbedingungen und der
Erreichung der Paktziele für Parlament und Öffentlichkeit bewertbar
darzustellen. Hierzu wäre es unter anderem notwendig, die zu
erreichenden Ziele zu konkretisieren und die zur Bewertung der
Zielerreichung verwendeten Maßstäbe zu verdeutlichen."

Die FDP fordert die Bundesregierung auf, in der kommenden Phase des
PFI ab 2021 Ergebnisse (Output), Nutzen (Out-come) und Wirkung
(Impact) als Maßstäbe bei der Finanzierung der vier außeruniversitären
Forschungseinrichtungen mit einzubeziehen und dazu einen
Indikatorenkatalog und dazugehörige Verfahren zu entwickeln, nach
denen sich die Ergebnisse, der Nutzen und die Wirkung von
Forschungsarbeiten der außeruniversitären Forschungseinrichtungen
messen lassen. Dazu gehöre auch die Frage, welche Indikatoren in
welchen zeitlichen Abständen gemessen und überprüft werden. Die
Indikatoren sollen dabei unterschiedliche Bereiche abdecken, wie
Forschung, Infrastruktur, Gesellschaft sowie die Position im
internationalen Vergleich. Sie sollen sowohl die Institute als Ganzes
als auch die Leistungen der Forscher in den Blick nehmen.

Auf der Basis des Indikatorenkatalogs sollen Zielmarken mit den
außeruniversitären Forschungseinrichtungen vereinbart werden.
Zukünftig sollen in einem ersten Schritt bis zu 15 Prozent der
Bundesmittel, die im Rahmen des Paktes für Forschung und Innovation an
die außeruniversitären Forschungseinrichtungen gehen, an den
jeweiligen Nachweis der Zielerreichung gebunden werden. Wird der
Nachweis nicht ausreichend erbracht, sollen die freiwerdenden Mittel
in einem wettbewerblichen Verfahren an die anderen außeruniversitären
Forschungseinrichtung gegeben werden, die bei ihrer Zielerreichung
erfolgreicher waren. Die Modalitäten dafür gilt es im Zusammenhang mit
der Entwicklung von Indikatorenkatalog und Zielvereinbarungssystem zu
klären.

 * 
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BUNDESTAG/8231: Heute im Bundestag Nr. 367 - 04.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 367

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 4. April 2019, Redaktionsschluss: 10.20 Uhr

1. Ersatzfreiheitsstrafe in der Diskussion

2. Europäischen Pfeiler in der Nato stärken

3. Linke fordert Ende der nuklearen Teilhabe

4. Refokussierung auf Bündnisverteidigung

5. Einhaltung von Nato-Verpflichtungen

6. Wirtschaftliche Integration in Afrika



1. Ersatzfreiheitsstrafe in der Diskussion

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/mwo) Gegen eine Aufhebung der Ersatzfreiheitsstrafe
sprach sich die Mehrheit der Sachverständigen in einer Anhörung des
Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz aus. Anlass der vom
Ausschussvorsitzenden Stephan Brandner (AfD) geleiteten Sitzung war
ein Gesetzentwurf der Fraktion Die Linke (19/1689). Danach sollen die
entsprechenden Regelungen im Strafgesetzbuch ersatzlos gestrichen und
die gemeinnützige Arbeit zur Abwendung der Pfändung durch eine neue
bundesgesetzliche Regelung gestärkt werden. Die Ersatzfreiheitsstrafe
sei in ihrer aktuellen Konzeption und ihrer praktischen Anwendung ein
Instrument der Diskriminierung von einkommens- und vermögensschwachen
Menschen, die häufig am Existenzminimum leben, heißt es im
Gesetzentwurf. Eine freiheitsentziehende Bestrafung dürfe nur dann in
Betracht kommen, wenn andere Mittel nicht hinreichend wirksam sind.

In Anbetracht einer aus ihrer Sicht fehlenden Alternative plädierten
die meisten der von den Fraktionen eingeladenen acht Experten aus
Rechtssprechung und Wissenschaft trotz einiger Kritikpunkte für die
Beibehaltung der bisherigen Regelung der Ersatzfreiheitsstrafe. Davon
abweichend meinte der Leiter der Berliner Justizvollzugsanstalt
Plötzensee, Uwe Meyer-Odewald, Ersatzfreiheitsstrafen seien zumindest
für Bagatellstraftaten wie Schwarzfahren aus kriminalpolitischer nicht
mehr vertretbar. Die vorrangige Abwendung der Ersatzfreiheitsstrafe
durch gemeinnützige Arbeit sei grundsätzlich deren Vollstreckung
vorzuziehen. Die gegenwärtige Lösung gehe am Bedarf der Betroffenen
vorbei und zu Lasten des Justizvollzugs. Viele der aufgrund einer
Ersatzfreiheitsstrafe Einsitzenden benötigten eine intensive
Betreuung, die eine Justizvollzugsanstalt aber nicht leisten könne,
sagte Meyer-Odewald. Den Kosten von rund 150 Euro pro Tag stünden
Tagessätze von 10 bis 15 Euro gegenüber. Für unsinnige Maßnahmen würde
Millionen ausgegeben. Dieses Geld könne besser angelegt werden.

Ähnlich argumentierte der Strafrechtler Alexander Baur von der
Universität Hamburg, der sich zwar gegen die Abschaffung der
Ersatzfreiheitsstrafe aussprach, aber für eine sinnvolle Anwendung des
Opportunitätsprinzips plädierte. So sollte Bagatellkriminalität nur
dann verfolgt werden, wenn eine strafrechtliche Sanktionierung und
damit gegebenenfalls auch die Vollstreckung einer
Ersatzfreiheitsstrafe geboten seien. Baur zufolge ist die
Vollstreckung einer Ersatzfreiheitsstrafe im Verhältnis zu der hohen
Zahl von Verurteilungen zu Geldstrafen eher selten. Es lasse sich
keine Fehlentwicklung und keine durchgreifenden Bedenken ausmachen,
auf die der Gesetzgeber mit einem Verzicht auf die
Ersatzfreiheitsstrafe reagieren müsste. Baur empfahl wie Meyer-Odewald
und andere Sachverständige, die bestehenden gesetzlichen Möglichkeiten
zur Vermeidung der Ersatzfreiheitsstrafe noch konsequenter als bisher
zu nutzen.

Zahlen zur Debatte steuerte die Soziologin Nicole Bögelein vom
Institut für Kriminologie der Universität Köln bei. Die empirische
Forschung belege, dass die Ersatzfreiheitsstrafe als Ultima Ratio zu
einem großen Teil die Folge von nicht gezahlten Geldstrafen wegen
geringer Eigentumsdelikte und Schwarzfahrens sei. Sie sei daher ein
soziales Problem, das auf Bundesebene gelöst werden müsse. Die
Betroffenen seien oft sozial Benachteiligte und Obdachlose, die
klassische Armutsdelikte begingen. Menschen dürften nicht aus
Armutsgründen im Gefängnis landen.

Der Rechtsanwalt Ali Norouzi, Mitglied des Strafrechtsausschusses des
Deutschen Anwaltvereins, sagte, die Ausführungen Meyer-Odewalds
belegten, dass die aktuelle Gesetzeslage praktische Probleme schaffe.
Der Gesetzesentwurf sei daher auf den ersten Blick sympathisch. Seine
Schwächen lägen jedoch auf der Hand. So bleibe er auf die Frage eine
Antwort schuldig, wie verfahren werden soll, wenn ein zu einer
Geldstrafe Verurteilter nicht fähig oder nicht willens ist, eine
gemeinnützige Arbeit auszuführen. Straflosigkeit bei Mittellosigkeit
sei jedoch keine Option. Norouzi sprach gleichwohl von einem
"Etikettenschwindel". Statt Ersatzfreiheitsstrafe sollte es besser
Notfreiheitsstrafe heißen - zum einen, weil der Staat keine andere
Möglichkeit habe, und zum anderen, weil es überwiegend Menschen in Not
treffe.

Auf Fragen der Abgeordneten nach Ideen für eine Lösung der mit der
Ersatzfreiheitsstrafe verbundenen Problematik waren sich die Experten
einig, dass es keinen Königsweg gebe. Gefragt seien differenzierte
Ideen von persönlichen Lösungen bei Menschen mit persönlichen
Problemen bis hin zu einer Härteefallregelung bei unverschuldeter
Zahlungsunfähigkeit.

Mehrere Sachverständige hielten den Entwurf für ungeeignet, da die
vorgeschlagene Alternative keinen Strafcharakter mehr habe. Michael
Kubiciel, Strafrechtler von der Universität Augsburg, erklärte, mit
dem Entwurf solle die Ersatzfreiheitsstrafe abgeschafft werden, ohne
dass an ihre Stelle ein gleichwertiger Ersatz treten soll. Dem
Verurteilten werde nur die Möglichkeit eingeräumt, freiwillig
gemeinnützige Arbeit zu leisten, sagte Kubiciel. Er folge jedoch der
im Entwurf formulierten Kritik an dem Umrechnungsquotienten, wonach
ein Tagessatz der Geldstrafe einem Tag Ersatzfreiheitsstrafe
entspricht. Einige Experten unterstützten Kubiciels Vorschlag für eine
Reduktion des Quotienten, andere schlosse jedoch nicht aus, dass dies
auch zu einer Straferhöhung führen könne. Frank Rebmann von der
Staatsanwaltschaft Heilbronn bezeichnete die Ersatzfreiheitsstrafe als
ein unersetzliches und hochwirksames Instrument zur zeitnahen
Realisierung der von einem unabhängigen Gericht rechtskräftig
festgesetzten Geldstrafe. Ohne Ersatzfreiheitsstrafe bliebe das
Strafrecht letztlich ein "zahnloser Tiger", erklärte Rebmann. Eine
Abschaffung der Ersatzfreiheitsstrafe würde für eine beachtliche
Gruppe von vermögens- und einkommenslosen sowie arbeitsunfähigen oder
-unwilligen Verurteilten im Ergebnis zur Straffreiheit führen.

Der Hannoveraner Oberstaatsanwalt Lars Burgard erklärte, dass die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Angeklagten wesentliches
Kriterium für die Höhe des Tagessatzes bei der Verhängung einer
Geldstrafe sei, die bei sozial integrierten Verurteilten, die über
regelmäßige Einkünfte verfügen, auch wirke. Problematisch sei die
große Anzahl von sozial desintegrierten Verurteilten, insbesondere
Wiederholungstätern, die unterhalb der Pfändungsfreigrenzen leben. Die
nach dem Gesetzentwurf vorgesehene Abschaffung der
Ersatzfreiheitsstrafe führe in diesen Fällen faktisch zu einer
Preisgabe des staatlichen Strafanspruchs. Dem schloss sich der Richter
am Bundesgerichtshof Markus Jäger an. Bei einer Abschaffung liefe die
Geldstrafe bei nicht zahlungswilligen Verurteilten, bei denen die
Strafe nicht beigetrieben werden kann, ins Leere. Dies käme einer
Preisgabe des staatlichen Strafanspruchs gleich und würde wegen der
faktischen Sanktionslosigkeit die Normgeltung vieler Straftatbestände
gefährden. Jäger zufolge gewährleisten die geltenden Regelungen über
Zahlungserleichterungen und Programme wie "Schwitzen statt Sitzen",
dass auch wirtschaftlich schwache, aber leistungswillige Straftäter
die Verbüßung einer Ersatzfreiheitsstrafe vermeiden können.

 * 

2. Europäischen Pfeiler in der Nato stärken

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD wollen
anlässlich des 70. Jahrestags der Nato-Gründung den europäischen
Pfeiler innerhalb des Bündnisses stärken. In einem Antrag (19/8940)
fordern die Abgeordneten die Bundesregierung auf, sich für
"Zusammenhalt und Einigkeit im Bündnis als Beitrag zur
Aufrechterhaltung und Stärkung der regelbasierten internationalen
Ordnung einzusetzen und transatlantische Lastenteilung weiterhin auch
glaubwürdig umzusetzen". Die Bundesrepublik müsse sich weiterhin zu
den Vereinbarungen in der Nato bekennen, dem "Zielkorridor der
Vereinbarungen" folgen und "damit auch weiterhin einen wichtigen
Beitrag zur fairen Lastenteilung im Bündnis leisten". Weitere
Forderungen zielen auf die Standardisierung von Bewaffnung,
verbesserte Interoperabilität und die verlässliche Bereithaltung von
Schlüsselfähigkeiten für die Nato-Partner. Außerdem soll sich die
Bundesregierung für den Ausbau der Europäischen Verteidigungsunion
einsetzen, "auch um den europäischen Pfeiler der Nato zu stärken".
Dazu gehöre, die Ständige Strukturierte Zusammenarbeit in der
Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU (PESCO)
voranzutreiben und den Europäischen Verteidigungsfonds zu nutzen sowie
den strategischen Dialog über alle Aspekte der Sicherheits- und
Verteidigungspolitik zwischen der NATO und der EU fortzuentwickeln.

 * 

3. Linke fordert Ende der nuklearen Teilhabe

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke will die nukleare Teilhabe
der Bundesrepublik im Rahmen der Nato beenden und den Abzug der
US-Atomwaffen aus Deutschland einleiten. "Europa muss endlich
atomwaffenfrei werden, und die Bundesrepublik dem
Atomwaffenverbotsvertrag beitreten", heißt es in einem Antrag
(19/8964), der heute auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht.
"An die Stelle globaler militärischer Machtpolitik muss die Bekämpfung
von strukturellen Ursachen für Kriege' für den Zusammenbruch von
Staaten und Flucht treten: das Ende des Freihandels und die
Etablierung von Strukturen einer globalen Wirtschaft, die faire und
friedliche Entwicklung ermöglicht." Die Bundesregierung wird
aufgefordert, den Austritt der Bundesrepublik aus den militärischen
Strukturen der Nato zu erklären und die militärischen
Nato-Infrastrukturen wie die US-Luftwaffenbasis Ramstein, das
Nato-Hauptquartier in Ulm und den AWACS-Flughafen in Geilenkirchen zu
schließen. Außerdem solle sich die Bundesregierung für die Auflösung
der Nato und ihre "Ersetzung durch ein kollektives Sicherheitssystem
in Europa unter Einbeziehung Russlands, das Abrüstung als zentrales
Ziel hat" einsetzen.

 * 

4. Refokussierung auf Bündnisverteidigung

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dringt anlässlich
des 70. Jahrestages der Nato-Gründung auf eine "Refokussierung auf die
Bündnisverteidigung". Aus europäischer Sicht bleibe die Nato bisher
der neben der EU der zentrale Akteur, der die gemeinsame Sicherheit
Europas garantieren könne und der als Staatenbündnis einer
Renationalisierung der Sicherheitspolitik entgegenwirke, schreiben die
Abgeordneten in einem Antrag (19/8979), der heute auf der Tagesordnung
des Bundestagsplenums steht. "Nach außen ist die Entwicklung eines
gemeinsamen europäischen Sicherheitsraumes bisher nicht gelungen. Die
europäischen Mitglieder können es sich aber nicht leisten, das
Fernziel einer euroatlantischen und eurasischen Sicherheitsraumes
aufzugeben." Die Abgeordneten wenden sich gegen die Erhöhung der
Verteidigungshaushalte der Nato-Länder auf zwei Prozent des BIPs und
wollen "die Lastenteilung nicht nur durch konkrete Beiträge, sondern
durch eine besser aufeinander abgestimmte Planung und den Abbau von
Dopplungen von Waffen und Material zu verbessern". Außerdem soll sich
die Bundesregierung für konventionelle sowie nukleare Abrüstung
einsetzen, indem sie unter anderem für den Abzug der US-amerikanischen
Atomwaffen aus Deutschland und Europa, eine klare Abkehr von den
Modernisierungsplänen und für neue Abrüstungsinitiativen eintritt.

 * 

5. Einhaltung von Nato-Verpflichtungen

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung zu
einem klaren und uneingeschränktem Bekenntnis zur Nato und ihren
Werten und Zielen auf. Die Bundesrepublik müsse bereit sein,
langfristig drei Prozent der jährlichen Wirtschaftsleistung in
Diplomatie, Verteidigung und Entwicklungszusammenarbeit zu investieren
und den Zusagen und Verpflichtungen gegenüber den Bündnispartnern
nachkommen, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/8954), der
heute auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. "Wenn
Deutschland international mehr Verantwortung übernehmen will, muss es
sich als verlässlicher Bündnispartner bewähren."

Die Bundesregierung wird unter anderem aufgefordert, die zugesagten
Nato-Fähigkeitsziele zu erfüllen, erkannte Fähigkeitslücken zu
schließen, sich an Einsätzen, Missionen und einsatzgleichen
Verpflichtungen der Nato, auch in führender Rolle, zu beteiligen und
zur Stärkung des europäischen Pfeilers den Aufbau einer zukünftigen
europäischen Armee langfristig voranzutreiben. Weitere Forderungen
zielen auf die Aufrechterhaltung des Dialogs mit Russland und die
Entwicklung einer Strategie für den Umgang mit China.

 * 

6. Wirtschaftliche Integration in Afrika

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Nach Projekten und Maßnahmen der deutschen
Entwicklungszusammenarbeit zur Vertiefung der wirtschaftlichen
Integration in den regionalen Wirtschaftsgemeinschaften Afrikas
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8782).
Außerdem interessieren die Abgeordneten sich für konkrete Maßnahmen
zur Migrationssteuerung in Afrika, insbesondere zur Grenzsicherung und
zum Grenzschutz.

 * 
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BUNDESTAG/8230: Heute im Bundestag Nr. 366 - 03.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 366

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. April 2019, Redaktionsschluss: 18.19 Uhr

1. Nada und DOSB für Kronzeugenregelung

2. Rückgabe kolonialer Kulturgüter



1. Nada und DOSB für Kronzeugenregelung

Sport/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Vor dem Hintergrund der Geschehnisse um einen
Erfurter Sportmediziner und dessen illegale Blutdoping-Aktivitäten
haben sich sowohl die Nationale Anti-Doping Agentur (Nada) als auch
der Deutsche Olympische Sportbund (DOSB) sowie Athletenvertreter und
der im Verfahren gegen den Mediziner zuständige Münchner
Oberstaatsanwalt Kai Gräber am Mittwoch vor dem Sportausschuss für die
Schaffung einer Kronzeugenregelung für Sportler im Anti-Doping-Gesetz
ausgesprochen. Vertreter des Bundesministeriums des Innern, für Heimat
und Bau sowie des Bundesministeriums der Justiz und für
Verbraucherschutz kündigten an, darüber im Rahmen der anstehenden
Evaluierung des Anti-Doping Gesetzes reden zu wollen.

Oberstaatsanwalt Kai Gräber, Leiter der Schwerpunktstaatsanwaltschaft
Doping in München, sagte vor den Abgeordneten, die Ermittlungen gegen
den Arzt seien durch eine Aussage des österreichischen Langläufers
Johannes Dürr, der 2014 des Eigenblut-Dopings überführt wurde, in Gang
gesetzt worden. Derzeit stünden 21 Sportler aus acht Nationen und fünf
Sportarten unter Verdacht, durch den Mediziner 
Eigenblut-Doping-Behandlungen vorgenommen haben zu lassen. Namen nennen könne er nicht,
sagte Gräber auf Nachfrage. Zwar bedauere er, dass es zu Spekulationen
darüber komme, ob und wenn ja welche deutschen Sportler betroffen
sind. Für ihn sei es aber wichtig, die Ermittlungen in Ruhe zu Ende zu
führen. Die Zeit für die Veröffentlichung der Namen sei noch nicht
reif, sagte Gräber.

Andrea Gotzmann, Vorstandsvorsitzende der Nada, betonte, dieser "große
Erfolg" im Kampf gegen Doping sei nur durch das 2015 in Kraft
getretene Anti-Doping-Gesetz möglich gewesen. Dieses müsse nun
geschärft werden, forderte sie. Neben der Kronzeugenregelung brauche
es mehr Schwerpunktstaatsanwaltschaften sowie eine Stärkung des
Hinweisgeberschutzes. Außerdem müsse Schluss sein mit dem Geschacher
um die finanzielle Beteiligung der Spitzensportverbände am
Nada-Budget, forderte Gotzmann. Aktuell fehlten aus diesen Bereich im
ersten Quartal 2019 200.000 Euro. Die Nada-Chefin forderte eine
Loslösung vom organisierten Sport. Noch immer sei das
Ergebnismanagement von Verstößen gegen Anti-Doping-Bestimmungen nicht
vollständig von den Verbänden auf die Nada übertragen, kritisierte
sie.

DOSB-Präsident Alfons Hörmann sprach sich ebenfalls für eine
finanzielle Neuaufstellung der Nada aus. Aus seiner Sicht sollte sich
der DOSB auch aus dem Aufsichtsrat der Nada zurückziehen, um deren
Unabhängigkeit zu stärken. Was den Fall des Sportmediziners angeht, so
räumte Hörmann ein, dass die Aufklärung ohne das Anti-Doping-Gesetz so
nicht möglich gewesen wäre. Abgerechnet werde aber am Schluss, wenn
die Strafen verhängt werden, sagte er. Die Strafen müssten auch
tatsächlich wehtun, forderte der DOSB-Präsident.

Athletenvertreterin Amelie Ebert machte deutlich, dass die Masse der
Athleten sauber sei. Es sei daher nicht fair, alle Sportler unter
einen Generalverdacht zu stellen, sagte die Synchronschwimmerin. Ebert
sprach sich dafür aus, das Hinweisgebersystem zu stärken und bekannter
zu machen. Außerdem müssten Athleten Alternativen zum Leistungssport
aufgezeigt bekommen, um nicht aus dem Gefühl heraus, bei Misserfolgen
die Existenz zu verlieren, für Doping empfänglich zu werden.

Die große Bedeutung von Whistleblowern für die Aufklärung der
Doping-Kriminalität betonte auch Günter Younger, Chefermittler bei der
Welt Anti-Doping Agentur (Wada). Ohne Informanten seien erfolgreiche
Ermittlungen in dem Bereich nicht möglich, sagte er.

 * 

2. Rückgabe kolonialer Kulturgüter

Kultur und Medien/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Die Rückgabe von kolonialen Kulturgütern aus
deutschen Museen an die Herkunftsgesellschaften kann nur in einem
gemeinsamen Prozess mit allen Beteiligten nachhaltig gelingen. In
diesem Sinn sollte die Provenienzforschung der Museen weiter gestärkt
und mit den notwendigen Mitteln ausgestattet werden. Das betonten
zahlreiche Sachverständige in einer öffentlichen Anhörung des
Ausschusses für Kultur und Medien am Mittwochnachmittag.

Grundlage der Anhörung waren zwei Anträge von FDP und Grünen zur
Aufarbeitung des kolonialen Erbes. Die FDP-Fraktion fordert in ihrem
Antrag (19/8545) unter anderem, die bundeseigenen Museen zu
verpflichten, im Geiste der Washingtoner Erklärung mit den
Anspruchsberechtigten zu einer Lösung über unrechtmäßig erworbene
Kulturgüter aus kolonialen Kontexten zu kommen. Eine "Ethikkommission"
soll in Streitfällen auch einseitig angerufen werden können und die
Mittel für das Deutsche Zentrum Kulturgutverluste (DZK) für die
Provenienzforschung sollen langfristig und deutlich erhöht werden, so
die Liberalen. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert in ihrem
Antrag (19/7735) die Bundesregierung unter anderem auf, gemeinsam mit
dem Senat von Berlin und unter maßgeblicher Beteiligung der Nachfahren
der Opfer der deutschen und europäischen Kolonialverbrechen ein
Konzept für eine zentrale Erinnerungsstätte der Hauptstadt zu
erstellen.

Wiebke Ahrndt, Direktorin des Übersee-Museums in Bremen, betonte, es
sollte nicht darum gehen, einfach alternativlos Rückgaben anzubieten.
Nicht alle Herkunftsgesellschaften wünschten sich dies, sondern seien
eher an Kooperationen oder Entschädigungen interessiert. In einem
"Dialog auf Augenhöhe" müssten also zunächst einmal die Bedürfnisse
geklärt werden. Hermann Parzinger, Präsident der Stiftung Preußischer
Kulturbesitz, und Johannes Vogel, Generaldirektor des
Naturkundemuseums in Berlin, argumentierten in ähnlicher Weise für
einen solchen kooperativen Ansatz. "Die Museen wissen, dass sie sich
bewegen müssen", sagte Parzinger. Klar sei, dass illegaler Erwerb
zurückgeben werden müsse, aber es müsse differenziert gemacht werden
unter Berücksichtigung des Gesamtkontextes des Erwerbs der
Gegenstände. Wie Parzinger, so verwies auch Vogel auf die zahlreichen
globalen Kooperationen ihrer Häuser auf diesem Gebiet. "Wir arbeiten
daran, dass es dabei nicht zu einer Fortdauer der asymmetrischen
Machtstrukturen der Kolonialzeit kommt", betonte Vogel.

Auf diesen Aspekt hatte zuvor Louis Henri Seukwa, Professor an der
Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg, verwiesen: Die
aktuelle Debatte finde immer noch unter den Bedingungen eines
strukturellen Ungleichgewichts zwischen den ehemaligen Kolonialmächten
und den Herkunftsstaaten statt. Letztere seien immer noch abhängig von
den Entscheidungen der anderen, kritisierte Seukwa. In diesem
Zusammenhang forderte Manuela Bauche von der Freien Universität
Berlin, die Bundesrepublik Deutschland müsse den Kolonialismus endlich
als Unrecht anerkennen und dies in ihre Staatsräson integrieren, so
wie es auch in Bezug auf die NS-Vergangenheit geschehen sei. Deutliche
Kritik kam von Bénédicte Savoy, Professorin für Kunstgeschichte an der
Technischen Universität Berlin. Savoy verwies darauf, dass es vor 40
Jahren schon einmal eine solche Debatte gegeben habe, die aber durch
die Abwehrhaltung der deutschen Museen erstickt worden sei. Sie
forderte deshalb, die Aufarbeitung der kolonialen Vergangenheit nicht
den Museen allein zu überlassen, sondern eine unabhängige Kommission
damit zu beauftragen.

 * 
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BUNDESTAG/8229: Heute im Bundestag Nr. 365 - 03.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 365

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. April 2019, Redaktionsschluss: 17.42 Uhr

1. Tourismuswirtschaft droht Brexit-Delle

2. Mögliche Abgasmanipulationen bei Lkw

3. FDP: Urheberrechts-Reform ablehnen



1. Tourismuswirtschaft droht Brexit-Delle

Tourismus/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Im Fall eines ungeregelten Brexits muss sich das
deutsche Reiseverkehrsgewerbe nach Erwartungen der Bundesregierung
zumindest vorübergehend auf Geschäftseinbußen gefasst machen. Dies
ergibt sich aus einem Bericht des Wirtschaftsministeriums, der am
Mittwoch im Tourismusausschuss vorgestellt wurde. So rechne die für
das Auslandsmarketing zuständige Deutsche Zentrale für Tourismus (DZT)
mit einem Rückgang der Buchungen aus Großbritannien um 15 bis 20
Prozent, sollte das Land ohne Abkommen aus der Europäischen Union
ausscheiden.

Genauer lasse sich das allerdings nicht "ermessen", sagte die
Vertreterin des Ministeriums, Armgard Wippler. Immerhin erwarte die
DZT im Fall eines "weichen" Brexits für 2019 nach wie vor einen
moderaten Zuwachs der Besucherzahlen aus dem Vereinigten Königreich um
ein bis drei Prozent. Das Hauptproblem für eine Branche, die in so
hohem Maße wie der Tourismussektor auf Planungssicherheit angewiesen
sei, sei die Ungewissheit über die noch immer ungeklärten Modalitäten
des britischen EU-Austritts. Dadurch könnten Urlauber verschreckt
werden, was rückläufige Buchungen zur Folge hätte.

Allerdings sieht die Branche selbst nach dem Eindruck der
Bundesregierung allen denkbaren Szenarien relativ gelassen entgegen.
Klagen über brexitbedingte Probleme seien bisher nicht laut geworden.
Schon vor Monaten habe das Wirtschaftsministerium eine Hotline
eingerichtet, wo Unternehmen, aber auch Privatpersonen ihre Fragen und
Sorgen im Zusammenhang mit dem britischen EU-Austritt loswerden
können. Der "Ansturm" auf diese Telefonberatung sei allerdings "nicht
allzu groß". Mit Blick auf das traditionelle britische Reiseverhalten
müssten ohnehin EU-Länder wie Spanien, Portugal, Malta und Zypern
"viel nervöser" sein als Deutschland, das weniger abhängig vom
britischen Markt, dafür durch eine "Vielfalt von Quellmärkten" gut
aufgestellt" sei.

Nichtsdestoweniger sei auch Großbritannien für das deutsche Reise- und
Gastgewerbe ein wichtiger Markt, der im vorigen Jahr mit 5,6 Millionen
Übernachtungen und zwischen 2009 und 2017 mit einem Zuwachs um 52
Prozent zu Buche geschlagen sei. Nach Möglichkeit sei gegen übermäßige
Verwerfungen auch Vorsorge getroffen. So sei mittlerweile
sichergestellt, dass der Reiseverkehr in beide Richtungen für eine
Frist von 90 Tagen pro Halbjahr in jedem Fall visafrei bleibe und sich
an bestehenden Landerechten europäischer und britischer
Fluggesellschaften weiterhin nichts ändere.

Selbstverständlich tue die DZT ihr Möglichstes, um britische Urlauber
darüber aufzuklären, dass sie auch weiterhin unbesorgt nach Europa
reisen könnten. Aus Frankreich und Spanien seien sogar Überlegungen
bekannt, mit gesonderten Werbekampagnen auf das britische Publikum
einzuwirken. Diese Pläne lägen freilich wegen der noch immer
herrschenden Unsicherheit derzeit auf Eis. Man wolle "abwarten, bis
sich der Staub gelegt" habe.

 * 

2. Mögliche Abgasmanipulationen bei Lkw

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Aus der Kontrollpraxis des Bundesamtes für
Güterverkehr (BAG) sind der Bundesregierung mehrere Möglichkeiten von
Abgasmanipulationen bei Lkw bekannt. Das wird in der Antwort der
Regierung (19/8489) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/8083) deutlich. Um das für die Abgasreinigung
benötigte AdBlue einzusparen, werde beispielsweise durch den Einsatz
von Emulatoren eine funktionierende AdBlue-Anlage simuliert, heißt es
in der Antwort. Die AdBlue-Dosiereinheit könne so ausgeschaltet oder
komplett ausgebaut werden, ohne das im zentralen Steuergerät ein
Fehler angezeigt werde.

Festgestellt worden seien auch Manipulationen an der
Temperatursensorik des Fahrzeugsystems durch den unzulässigen Einbau
von Widerständen. Da die AdBlue-Reagenz bei etwa 11 Grad unter null zu
kristallisieren beginne, sei zur Vermeidung einer Beschädigung des
Motors eine Abschalteinrichtung zulässig, schreibt die Regierung. "Die
Manipulationstätigkeit besteht darin, dass lediglich eine tiefe
Temperatur simuliert wird", heißt es in der Vorlage.

Im Rahmen der technischen Unterwegskontrolle könne in den beiden
Fällen nach einem Anfangsverdacht "in der Regel am Kontrollort bereits
ein zusätzliches, unerlaubt eingebautes Bauteil festgestellt werden".
Anders sieht es hingegen nach Regierungsangaben bei einer dritten
Variante der Manipulation aus. Dabei würden Steuergeräte durch eine
Softwareanpassung manipuliert, ohne dass der Einbau eines zusätzlichen
Emulatormoduls erforderlich sei. "Durch die geänderte Software wird
eine Fehlfunktion der AdBlue-Anlage bewirkt", schreibt die Regierung.
In diesem Fall könne nach einem Anfangsverdacht, der sich im Rahmen
der technischen Unterwegskontrolle ergebe, meist erst nach Anfahrt
einer nahegelegenen Fachwerkstatt, mit zusätzlicher technischer
Ausstattung, die Manipulation an der Anlage zur Abgasnachbehandlung
festgestellt werden.

Weiter schreibt die Bundesregierung, aus der Kontrollpraxis sei
festzustellen, dass die Manipulationstätigkeiten an der Anlage zur
Abgasnachbehandlung "unabhängig von Emissionsklassen sind". Insgesamt
würden die Bauteile zur Durchführung einer Manipulation durch die
fortschreitende Entwicklung und den steigenden Kontrolldruck
aufwendiger, kleiner und damit einhergehend schwieriger aufzufinden.

Durch den Straßenkontrolldienst des BAG ist der Antwort zufolge im
Rahmen von technischen Unterwegskontrollen im Jahr 2018 bei 13.298
Fahrzeugen der ordnungsgemäße technische Zustand der Abgasanlage
überprüft worden. Darunter hätten sich 3.583 deutsche Fahrzeuge und
9.715 sogenannte "Gebietsfremde" befunden. Beanstandet worden seien
davon 311 Fahrzeuge, darunter elf deutsche Fahrzeuge und 300 Fahrzeuge
aus dem Ausland.

 * 

3. FDP: Urheberrechts-Reform ablehnen

Ausschuss Digitale Agenda/Antrag

Berlin: (hib/LBR) Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung auf,
die Reform des Urheberrechts (Vorschlag für eine Richtlinie des
Europäischen Parlaments und des Rates über das Urheberrecht im
digitalen Binnenmarkt KOM(2016)593) abzulehnen. Ein dazu vorgelegter
Antrag (19/8959) steht am Donnerstag auf der Tagesordnung des
Bundestages.

Darin verlangt die FDP-Fraktion, eine Diskussion über ein Urheberrecht
anzustoßen, in der "die Interessen von Kreativen und Nutzern sowie
Rechteinhabern, Verwertern und Plattformen auch unter den veränderten
Rahmenbedingungen des Internets zu einem faire Ausgleich" geführt
werden. Die Informations- und Meinungsfreiheit und die Freiheit des
Internets, dürfen wie etwa durch sogenannte Upload-Filter, "nicht
unangemessen eingeschränkt werden".

Wie die Abgeordneten in ihrem Antrag schreiben, sei man sich bewusst,
dass "eine Änderung des Stimmverhaltens eines Mitgliedsstaates zu
dieser Phase des Gesetzgebungsverfahrens sehr selten ist".
Gleichzeitig handele es sich bei der Reform um ein
Gesetzgebungsverfahren von "außergewöhnlicher Bedeutung für die
Zukunft der Informationsgesellschaft", heißt es darin weiter. Dies
werde durch europaweite Diskussionen, Petitionen und Demonstrationen
der Zivilgesellschaft bestätigt.

 * 
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BUNDESTAG/8228: Heute im Bundestag Nr. 364 - 03.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 364

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. April 2019, Redaktionsschluss: 16.46 Uhr

1. Anträge zur Eurozone abgelehnt

2. Auslandseinsätze von Polizei und Zoll

3. Linksextreme Musikveranstaltungen

4. CBRN-Krisenszenarien thematisiert

5. Bekämpfung terroristischer Online-Inhalte



1. Anträge zur Eurozone abgelehnt

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Haushaltsausschuss hat am Mittwochnachmittag
Anträge der Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen zur
Weiterentwicklung der Eurozone abgelehnt. Eine Vorlage des
Bundesfinanzministeriums zur Änderung der Anlagerichtlinie des
Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) nahmen die
Ausschussmitglieder hingegen mehrheitlich an.

Für die Vorlage des Bundesfinanzministeriums stimmten Vertreter der
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD sowie der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen. Mit Nein stimmten Vertreter der Fraktionen AfD, FDP und Die
Linke. Damit kann der Vertreter der Bundesregierung in dem
entsprechenden ESM-Gremium der Änderung der Anlagerichtlinie
zustimmen. Der zustimmende Beschluss der Haushaltsausschuss ist nach
Paragraf 5 Absatz 2 Nummer 3 ESM-Finanzierungsgesetz notwendig. Die
Vorlage wurde vom Bundesfinanzministerium als "Verschlusssache - Nur
für den Dienstgebrauch" eingestuft.

Ein Maßgabebeschluss der AfD zu der Vorlage wurde mit Stimmen aller
übrigen Fraktionen abgelehnt. Die AfD hatte darin gefordert, dass der
Vertreter der Bundesregierung in den entsprechenden Gremien die
Änderungen abzulehnen habe.

Gegen den Eurozonen-Antrag der Linken (19/8272) stimmten die
Ausschussmitglieder der CDU/CSU, SPD, AfD, FDP und Bündnis 90/Die
Grünen. Die Fraktion fordert darin ein Bündel von Maßnahmen zur
Stabilisierung der Eurozone und zum Abbau der chronischen
Leistungsbilanzüberschüsse sowie zur Verringerung der
Investitionslücke in Deutschland. In dem Antrag wird auf die hohe
Arbeitslosigkeit und auf die soziale Ungleichheit in der Eurozone
verwiesen. Die Zukunft des europäischen Zusammenhalts sei bedroht. Der
Euro habe 20 Jahre nach seiner Einführung in seiner derzeitigen
Architektur exportorientierte Volkswirtschaften wie Deutschland
gestärkt und insbesondere Frankreich, Italien sowie die
südeuropäischen Volkswirtschaften geschwächt, stellen die Abgeordneten
fest.

Gegen den Antrag der Grünen (19/8283) stimmten Union, SPD, AfD und
FDP. Die Linken-Vertreter enthielten sich. Die Fraktion fordert darin
einen gemeinsamen Haushalt für den Euroraum mit einem Umfang von
mindestens einem Prozent des gemeinsamen Bruttoinlandsprodukts. Dieser
Haushalt soll für Stabilität und Investitionen sorgen. "Der Haushalt
ist für alle Länder der Eurozone gedacht und für alle anderen
EU-Mitgliedsländer offen", heißt es dem Antrag, in dem die
Wirtschafts- und Währungsunion als zentral für das Gelingen des
europäischen Projekts bezeichnet wird. Weitere Forderungen der
Fraktion betreffen den europäischen Stabilitätsmechanismus, die
Bankenunion und die europäische Arbeitslosenversicherung.

 * 

2. Auslandseinsätze von Polizei und Zoll

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Zahl der derzeit an Auslandsmissionen
beteiligten deutschen Polizei- und Zollbeamten berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8783) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/8118). Danach sind insgesamt 56 Beamte von
Bundespolizei, Bundeskriminalamt, Zoll und Länderpolizeien
einschließlich auf Vertragsbasis eingesetzter deutscher Polizisten an
insgesamt 14 Auslandsmissionen beteiligt.

 * 

3. Linksextreme Musikveranstaltungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der Musikveranstaltungen der extremen
Linken im Jahr 2018 will die AfD-Fraktion erfahren. Zudem erkundigt
sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/8764) unter anderem danach, von
wie vielen Personen die einzelnen Konzertveranstaltungen besucht
wurden.

 * 

4. CBRN-Krisenszenarien thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Vorbereitung auf chemische, biologische,
radiologische und nukleare Krisenszenarien" lautet der Titel einer
Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/8766). Darin schreibt die
Fraktion, dass das Risiko für "chemische, biologische, radiologische
und nukleare Lagen (CBRN-Lagen)" in den letzten Jahren auch in
Deutschland deutlich gestiegen sei. Wissen wollen die Abgeordneten,
wie die Bundesregierung das Risiko bewertet, "dass nationale und
internationale terroristische Gruppierungen chemische, biologische,
radioaktive oder nukleare Substanzen für einen Anschlag in Deutschland
verwenden". Auch fragen sie unter anderem, wie hoch "die Gefahr des
Eintritts einer durch ein vorsätzliches Handeln oder durch einen
Unfall ausgelösten, länderübergreifenden CBRN-Bedrohungslage in
Deutschland" nach Einschätzung der Bundesregierung ist.

 * 

5. Bekämpfung terroristischer Online-Inhalte

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um einen "Vorschlag für eine Verordnung zur
Verhinderung der Verbreitung terroristischer Online-Inhalte" geht es
in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/8768). Darin schreibt
die Fraktion, dass die EU-Kommission zur Tagung der Staats- und
Regierungschefs vom 19. und 20. September 2018 in Salzburg einen
solchen Vorschlag vorgelegt habe. Wissen will sie, wie nach Kenntnis
der Bundesregierung der weitere Zeitplan auf europäischer Ebene in
Bezug auf die Verhandlungen zum vorliegenden Verordnungsvorschlag ist.
Auch erkundigt sie sich unter anderem danach, in Bezug auf welche
Artikel des Verordnungsvorschlags die Bundesregierung die
kontroversesten Verhandlungen erwartet.

 * 
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BUNDESTAG/8227: Heute im Bundestag Nr. 363 - 03.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 363

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. April 2019, Redaktionsschluss: 16.07 Uhr

1. Anhörung zur Stärkung der IT-Sicherheit

2. Rechte bei Fixierungsanordnungen

3. Keine Umlagefähigkeit der Grundsteuer

4. Nachhaltige Finanzanlagen



1. Anhörung zur Stärkung der IT-Sicherheit

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/STO) Um Anträge der FDP-Fraktion sowie der Fraktionen Die
Linke und Bündnis 90/Die Grünen zur Stärkung der IT-Sicherheit geht es
am Montag, 8. April 2019, in einer Anhörung des Ausschusses für
Inneres und Heimat. Zu der öffentlichen Veranstaltung, die um 14 Uhr
im Paul-Löbe-Haus (Raum 4.900) beginnt, werden sieben Sachverständige
erwartet. Interessierte Zuhörer werden gebeten, sich mit Namen und
Geburtsdatum bis zum 4. April beim Ausschuss anzumelden
(innenausschuss@bundestag.de).

Die FDP-Fraktion macht sich in ihrem Antrag (19/7698) für einen
Maßnahmenkatalog zur Stärkung der IT-Sicherheit stark. So fordert sie,
das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) aus der
Zuständigkeit des Bundesinnenministeriums herauszulösen und als
"zentrale Stelle für Fragen der IT-Sicherheit in der
Informationsgesellschaft" weiter zu etablieren. Das Nationale
Cyberabwehrzentrum (NCAZ) beim BSI soll nach dem Willen der
FDP-Fraktion auf eine gesetzliche Grundlage gestellt und der Nationale
Cyber-Sicherheitsrat "in die dritte Säule des neu zu schaffenden
Digitalministeriums eingegliedert werden". Zudem soll sich laut
Vorlage eine neu einzusetzende Föderalismus-Kommission III auch mit
der Frage der Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern im Bereich der
IT-Sicherheit beschäftigen.

"Die Bundesregierung soll die Bedenken zur Attributionsproblematik
sowie den Gefahren und den möglichen Folgen von Hack Backs
ernstnehmen" und die weitere Prüfung zur Schaffung einer rechtlichen
Grundlage für Hack Backs umgehend einstellen, heißt es in der Vorlage
weiter. Stattdessen solle sie ihre Bemühungen "auf effiziente Schutz-
und Verteidigungssysteme konzentrieren".

Die Fraktion Die Linke dringt in ihrem Antrag (19/7705) auf eine
"Umsetzung effektiver Maßnahmen für digitale Sicherheit". Von der
Bundesregierung fordert sie darin die Vorlage eines Gesetzentwurfs, um
das BSI in eine eigenständige Behörde umzuwandeln, "die aus der
Zuständigkeit des Bundesministeriums des Innern zu entlassen und deren
Kernaufgabe die Erhöhung der digitalen Sicherheit für alle ist".
Ferner soll die Bundesregierung laut Vorlage einen Gesetzentwurf
vorzulegen, um eine generelle Meldepflicht für Sicherheitslücken
einzuführen.

Auch wird die Bundesregierung in dem Antrag aufgefordert, "den Einsatz
von Staatstrojanern zu unterbinden und Sicherheitslücken wie Backdoors
oder Zero-Day-Exploits weder zu nutzen noch anzuschaffen", den Export
von Überwachungssoftware zu verbieten, sogenannte "Hackbacks" durch
staatliche Institutionen auszuschließen sowie "die deutsche
Cyber-Sicherheitsstrategie strikt zivil, unter Ausschluss von Militär
und Geheimdiensten auszurichten".

Auch nach dem Antrag der Grünen-Fraktion (19/1328) soll die
Bundesregierung ein umfangreiches Maßnahmenpaket zur Stärkung der
IT-Sicherheit umsetzen. ,So soll die Regierung nach dem Willen der
Fraktion "schnellstmöglich ein neues IT-Sicherheitsgesetz vorlegen",
das mehr als nur die bisher berücksichtigte kritische Infrastruktur
umfassen und auch öffentliche Stellen einbeziehen soll. Die
Verantwortung für IT-Sicherheit müsse aus dem Bundesinnenministerium
herausgelöst werden, "um den effektiven Grundrechtsschutz zu stärken".

Das BSI soll der Vorlage zufolge "zumindest im Rahmen seiner Aufgaben
gegenüber Wirtschaft und Zivilgesellschaft" unabhängig gestellt und in
seiner Beratungsfunktion gegenüber und Bürgern wie Unternehmen
gestärkt werden. Zudem brauche das "Cyberabwehrzentrum" der
Bundesbehörden "hinreichend bestimmte Regelungen bezüglich seiner
konkreten Aufgaben und der Zusammenarbeit der beteiligten Behörden".
Zudem muss nach Auffassung der Grünen-Fraktion insbesondere bei der
Strafverfolgung, der Gefahrenabwehr und Gefahrenbeobachtung auf
IT-Sicherheit gefährdende Maßnahmen verzichtet werden.

"Hierzu gehören unter anderem offensive Operationen und sogenannte
,Hack backs', der staatliche Ankauf, das Offenhalten und die Nutzung
von bislang nicht öffentlich bekannten Sicherheitslücken
(,Zero-DayExploits') und Überlegungen einer gesetzlichen Verpflichtung
für Unternehmen, Hintertüren in Hard- und Software zu verbauen", heißt
es in der Vorlage weiter. Die behördliche Ausnutzung von
Schwachstellen dürfe nur auf hinreichend konkreter gesetzlicher
Grundlage und in einem rechtsstaatskonformen Verfahren erfolgen.

 * 

2. Rechte bei Fixierungsanordnungen

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD haben den Entwurf
eines Gesetzes zur Stärkung der Rechte von Betroffenen bei Fixierungen
im Rahmen von Freiheitsentziehungen vorgelegt (19/8939). Damit solle
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 24. Juli 2018 (2 BvR
309/15, 2 BvR 502/16) für Fixierungen in der gerichtlich angeordneten
Ordnungs-, Sicherungs-, Zwangs- und Erzwingungshaft (Zivilhaft)
Rechnung getragen werden, heißt es in dem Entwurf. Für
freiheitsentziehende Fixierungsanordnungen in der Strafhaft, dem
Maßregelvollzug, der Untersuchungshaft, der vorläufigen Unterbringung
und im Jugendarrest werde ein richterliches Verfahrensrecht
geschaffen.

Wie es in dem Entwurf weiter heißt, hatte das Bundesverfassungsgericht
in seinem Urteil festgestellt, dass die Fixierung einen Eingriff in
das Grundrecht auf die Person darstelle. Sowohl bei einer 5-Punkt- als
auch bei einer 7-Punkt-Fixierung von nicht nur kurzfristiger Dauer
handele es sich um eine Freiheitsentziehung im Sinne des Artikels 104
Absatz 2 des Grundgesetzes (GG), die von der zugrundeliegenden
Entscheidung über die Freiheitsentziehung als solcher nicht gedeckt
sei und daher den Richtervorbehalt abermals auslöse.

Daher sei im Bereich des Straf- und Maßregelvollzugs sowie im Bereich
des Vollzugs der Untersuchungshaft und der einstweiligen Unterbringung
eine Rechtsgrundlage für freiheitsentziehende Fixierungen zu schaffen,
die den Richtervorbehalt vorsieht. Hierzu seien die Länder aufgerufen.
Der Anwendungsbereich der bundesgesetzlichen Ermächtigung beschränke
sich auf die nach der Föderalismusreform im Jahr 2006 weiterhin in die
Kompetenz des Bundes fallenden Gefangenen der Zivilhaft.

 * 

3. Keine Umlagefähigkeit der Grundsteuer

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Die Umlagefähigkeit der Grundsteuer auf die Mieter
soll abgeschafft werden. Dies sieht ein von der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen eingebrachter Gesetzentwurf (19/8827) vor. Mit dem
Gesetzentwurf sollen das Bürgerliche Gesetzbuch und die
Betriebskostenverordnung geändert werden. Damit würden 36,4 Millionen
Menschen, die zur Miete wohnen entlastet, heißt es in der Begründung
des Gesetzentwurfs. Zudem werde die Neuordnung der Bemessungsgrundlage
der Grundsteuer erleichtert, erwartet die Fraktion.

Wenn die Vermieter die Grundsteuer nicht auf ihre Mieter umlegen
würden, könnten sie diese Ausgaben für die Grundsteuer bereits heute
steuerlich als Betriebs- beziehungsweise Werbungskosten geltend
machen. Diese Möglichkeit bleibe auch nach Abschaffung der
Umlagefähigkeit der Grundsteuer bestehen. Dadurch komme es zu einer
Entlastung der Vermieter, so dass die finanziellen Belastungen aus der
Abschaffung der Umlagefähigkeit deutlich abgemildert würden.

 * 

4. Nachhaltige Finanzanlagen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um nachhaltige Finanzen geht es in einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8779). Gefragt wird
unter anderem nach Plattformen, Experten- und Arbeitsgruppen, die im
Rahmen des EU-Aktionsplans Finanzierung nachhaltigen Wachstums
arbeiten und welche Ergebnisse sie bisher erzielt haben. Gefragt wird
auch nach Plänen der Bundesregierung zur Förderung von "Sustainable
Finance" auf EU-Ebene. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage
verweist die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf den
Staatssekretärsausschuss für nachhaltige Entwicklung, der bei einem
Treffen die hohe Relevanz von "Sustainable Finance" für die Umsetzung
der Finanzmarktstabilität, Energie-, Klima-, Entwicklungs- und
weiterer Nachhaltigkeitsziele der Bundesregierung betont habe. Bei der
eigenen Geldanlage setzte Deutschland bisher nicht auf Nachhaltigkeit,
heißt es in der Vormerkung. Weiterhin würden die großen Sondervermögen
des Bundes eine kohärente Nachhaltigkeitsstrategie vermissen lassen.
Auch bei anderen Fonds und Rücklagen in einem Umfang von 31,5
Milliarden Euro seien noch keine Nachhaltigkeitskriterien für die
Geldanlage verankert gewesen.

 * 
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AGRAR/070: Verschärfung der Düngeverordnung würde Existenz tausender Landwirtschaftsbetriebe gefährden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. April 2019

HOCKER: Verschärfung der Düngeverordnung würde Existenz tausender
Landwirtschaftsbetriebe gefährden



Zur geplanten Verschärfung der Düngeverordnung erklärt der
landwirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Gero Hocker:

"In Problemregionen muss die Nitratbelastung des Grundwassers gesenkt
werden. Um dies zu erreichen, ist der Weg der Bundesregierung jedoch
der denkbar schlechteste. Wir brauchen keine weitere Verschärfung der
Düngeverordnung. Denn schon jetzt verbietet sie den Landwirten die
ordnungsgemäße Landwirtschaft. Eine weitere Verschärfung würde die
Existenz tausender landwirtschaftlicher Betriebe gefährden.
Stattdessen sind praxisorientierte Lösungen nötig: Neben einer
angemessenen Basisregulierung muss es Ausnahmen für Betriebe und
Regionen geben, die keine problematischen Nitratemissionen
verursachen. Auf diese Weise würden Anreize zur Verteilung des
vorhandenen Wirtschaftsdüngers aus Tierhaltungs- in Ackerbauregionen
gesetzt. So könnte mineralischer Dünger eingespart werden, was sich
positiv auf die Umwelt auswirken würde."

 * 
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EUROPA/1610: Kleine Hoffnungsschimmer beim Brexit, mehr leider noch nicht


FDP-Pressemitteilung vom 3. März 2019

BEER: Kleine Hoffnungsschimmer beim Brexit, mehr leider noch
nicht



Zur Entwicklung in Großbritannien im Brexit-Streit erklärt die
Spitzenkandidatin der FDP zur Europawahl, FDP-Generalsekretärin
Nicola Beer:

"Das britische Unterhaus stemmt sich gegen den No-Deal, Theresa May
und Jeremy Corbyn loten spät, aber vielleicht ja nicht zu spät,
Gemeinsamkeiten aus. Das sind kleine Hoffnungsschimmer im düsteren
Brexit Drama, mehr aber auch nicht. Der No-Deal am 12. April ist
nicht zu vermeiden, wenn Großbritannien eine Verlängerung ohne
konkretes Ziel von der EU verlangt. Sollte May für den Gipfel am 10.
April das Mandat erteilt bekommen, auf der Basis ihres
Austrittsabkommens über eine Zoll-Union zu verhandeln, wäre eine
kurze Verlängerung bis zum 22. Mai ein faires Angebot. Ein längerer
Aufschub über die Europawahl hinaus kommt aus unserer Sicht nur
infrage, wenn der britischen Bevölkerung die Chance gewährt wird, in
einem zweiten Referendum zwischen Mays Deal mit der EU und dem
Verbleib in der EU wählen zu können. Die Europäische Union, allen
voran Deutschland, sollten den Briten in diesem Fall das Angebot
machen, endlich ernsthaft über tiefgreifende Reformen der EU zu
verhandeln. Die EU muss endlich wieder so attraktiv werden, dass
keiner mehr auf die Idee kommt, ihr den Rücken zu kehren."

 * 
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SICHERHEIT/753: Auf die Bundesregierung ist kein Verlass


FDP-Pressemitteilung vom 4. März 2019

Beer: Auf die Bundesregierung ist kein Verlass



Zur Nato und der Kritik von US-Vizepräsident Mike Pence am deutschen
Engagement im Bündnis erklärt die Spitzenkandidatin der FDP zur
Europawahl, FDP-Generalsekretärin Nicola Beer:

"Die Nato ist seit 70 Jahren der wichtigste Garant unserer
Sicherheit. Trotzdem weigert sich die Bundesregierung immer noch,
endlich unseren angemessenen Beitrag für das Bündnis zu leisten. Man
muss der amerikanischen Regierung beileibe nicht in allem
beipflichten, besonders wenn sie Brücken einreißt, statt neue zu
bauen. Aber Vizepräsident Mike Pence hat recht, wenn er sagt, dass
Deutschland seine Versprechen bei der Nato bricht - schon Barack
Obama hatte mehr Engagement gefordert. Kanzlerin Merkel und
Außenminister Maas betonen zwar andauernd, wie wichtig ihnen der
Multilateralismus sei, doch bei der Verteidigung gilt das plötzlich
nicht mehr. Sie müssen den Schaden schnellstmöglich begrenzen, denn
auch in Europa ist auf die Bundesregierung kein Verlass, etwa bei
gemeinsamen Rüstungsprojekten mit Frankreich. Regiert wird nach dem
Motto: Die anderen werden schon einspringen. Wenn wir nicht
aufpassen, sind wir am Ende isoliert unter Partnern."

 * 
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WIRTSCHAFT/3043: Die Große Koalition hat kapitalen Fehler begangen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. April 2019

HOUBEN: Die Große Koalition hat kapitalen Fehler begangen



Zum Frühjahrsgutachten der Wirtschaftsforschungsinstitute erklärt der
wirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Reinhard Houben:

"Die Große Koalition hat den kapitalen Fehler begangen, von der
Substanz zu leben. Statt die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu
verbessern, haben Union und SPD das Geld verprasst. Die Große
Koalition hätte die Boomphase nutzen müssen, um Reformen anzustoßen
und für den Wohlstand von morgen zu sorgen. Wir brauchen nicht mehr
Planwirtschaft in Industrie und Energie, sondern eine
Unternehmenssteuerreform, deutlichen Bürokratieabbau und mehr
Investitionen in die Infrastruktur. Zudem muss der Fachkräftemangel
mit einem echten Einwanderungsgesetz mit Punktesystem bekämpft
werden. Das Ende des Aufschwungs muss auch den Letzten in Union und
SPD wachrütteln. Es ist an der Zeit, die Ärmel hochzukrempeln."

 * 
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HAMBURG/4717: "Rabes Rücktritt ist nach diesen Äußerungen nötiger denn je" (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 3. April 2019

"Rabes Rücktritt ist nach diesen Äußerungen nötiger denn je"



Zu den Verteidigungsversuchen des Schulsenators erklärt die
bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft, Sabine Boeddinghaus:

"Diese Erklärung von Rabe ist seine längste in der schon seit Wochen
laufenden Affäre. Da haben wir wohl einen wunden Punkt getroffen. - Es
geht nicht darum, dass AfD-Politiker auf Schulpodien sitzen, wie Rabe
ablenkend behauptet. Es geht darum, dass der Fraktionschef einer
rechtsextremen Partei durch die Schulbehörde als Experte für
'Menschenrechte und Extremismus in der EU' vermittelt, gepasst,
gematcht wird - egal, welches Wort Rabe dafür verwendet. Wenn das so
unproblematisch wäre, wie Rabe jetzt unter Druck behauptet, warum hat
er dann wochenlang jede Positionierung dazu verweigert und sogar
seinen Sprecher die Unwahrheit sagen lassen?

Dass er DIE LINKE in dieser Auseinandersetzung härter angreift als die
AfD und ihr Hetzportal, dass er uns sogar unterstellt, ausgerechnet
wir würden die unsägliche Kampagne gegen die Schulen befeuern, belegt
einmal mehr, wie wenig der Senator diese zutiefst bildungspolitische
Debatte versteht. Wir bleiben dabei: Dieser Senator ist definitiv am
falschen Platz und muss zurücktreten, jetzt mehr denn je."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3292: Wohnen und Kulturerbe sind Schwerpunkte des Strategiefonds (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 4. April 2019

Wohnen und Kulturerbe sind Schwerpunkte des Strategiefonds



Der Finanzausschuss hat in seiner heutigen Sitzung dem Antrag über die
eingereichten Strategiefondsmittel zugestimmt.

Dazu erklärt der haushaltspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion
Tilo Gundlack:

"Schwerpunkt unserer Anträge ist das Thema soziales und bezahlbares
Wohnen. Dafür sollen 6 Mio. Euro eingesetzt werden. Dafür haben wir
folgende Projekte ausgewählt: Alternative Wohnformen als ein Baustein
sozialer Wohnungspolitik ausbauen, Zukunftsfähigkeit der kommunalen
Wohnungsunternehmen sichern, Wissenschaftliches Monitoring für
öffentliche Maßnahmen des sozialen Wohnungsbaus und die Dialog-Tour
zur künftigen sozialen Stadtentwicklung MV.

Mit 3 Mio. Euro soll ein wichtiges Sozialprojekt gefördert werden, das
selbstbestimmtes Wohnen bis ins hohe Alter sicherstellen soll, mit dem
Plätze für Kurzzeitpflege gefördert werden sollen.

Zur Unterstützung der ehrenamtlichen Blasorchester, Fanfaren- und
Spielmannszüge soll ein Fonds in Höhe von 879.500 Euro eingerichtet
werden. In Mecklenburg-Vorpommern gibt es allerorts verschiedene
Fanfarenzüge, Blasorchester und Spielmannszüge. In eingetragenen
Vereinen wird gemeinsam trainiert, gespielt und getanzt. An vielen
Orten tragen die Fanfarenzüge zum gesellschaftlichen und kulturellen
Leben bei und transportieren und prägen für viele Menschen das Gefühl
von Heimat.

2016 wurde das Instrumentale Laien- und Amateurmusizieren von der
UNESCO in die Liste des deutschen bundesweiten Verzeichnisses
Immaterielles Kulturerbe aufgenommen.

Weiterhin gibt es auch wieder regional wichtige Projekte, in den
Bereichen Kultur und Heimat, Feuerwehren, ländlicher Raum, Jugend und
Soziales sowie Bildung, Wirtschaft und Digitalisierung."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3291: Finanzausschuss macht Weg frei für Werften-Bürgschaft (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 4. April 2019

Tilo Gundlack: Finanzausschuss macht Weg frei für Werften-Bürgschaft



Der Finanzausschuss des Landtages hat heute dem Bürgschaftsrahmen in
Höhe von 375 Mio. Euro für die MV-Werften zugestimmt.

Dazu erklärt der werftenpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion
Tilo Gundlack:

"Heute ist ein guter Tag für die maritime Industrie in MV. Zum ersten
Mal hat der Finanzausschuss entsprechend dem Auftrag durch das
Werftenförderungsgesetz über Werftenförderung abgestimmt. Dem
Beschluss sind umfangreiche Beratungen über Gutachten und Anhörungen
von Sachverständigen vorausgegangen. Damit haben die MV-Werften nun
Planungssicherheit, um die größten Kreuzfahrtschiffe der Welt unter
anderem am Standort Wismar zu bauen. Für mich als Wismarer ist das ein
Grund zur Freude. Über die Arbeit auf den Werften wird sich der
Finanzausschuss am 13. Juni informieren und die Kabinenfertigung in
Wismar und den Baufortschritt am Mittelschiff in Rostock Warnemünde
besichtigen."

Der wirtschaftspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jochen
Schulte ergänzt:

"Uns war wichtig, den Bürgschaftsrahmen nicht vollständig für die
MV-Werften allein auszuschöpfen. Wir müssen, bei aller Euphorie über
die Entwicklung in Wismar, Warnemünde und Stralsund, auch an die
anderen Werften in unserm Land denken. Auch diese haben wir stets im
Blick."

 * 
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2381: Streit um Straßen.NRW (Li)


Landtag intern 3/2019

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

PLENUM

Streit um Straßen.NRW

Aktuelle Stunde zu Personalentscheidung beim Landesbetrieb

von Thomas Becker, Sonja Wand und Wibke Busch



20. März 2019 - Die geplante Einsetzung eines zweiten
Geschäftsführers sorgte für eine kontroverse Debatte im Landtag.
Gewerkschaften und Personalräte seien einem Medienbericht zufolge bei
der Entscheidung nicht beteiligt gewesen, kritisierte die SPD-Fraktion
u.a. in ihrem Antrag. Die Landesregierung sowie die Fraktionen von
CDU, FDP und AfD wiesen die Kritik zurück.


Der Landesbetrieb stehe vor einem "hoch anspruchsvollen
Transformationsprozess", so die SPD-Fraktion in ihrem Antrag ("Halbe
Belegschaft, doppelte Führung: Die Landesregierung verzettelt sich,
statt die wirklich drängenden Fragen beim Landesbetrieb Straßen.NRW zu
lösen", 17/5451). Die Umsetzung der Reform der
Bundesfernstraßenverwaltung bis 2021 setze voraus, "dass der
Landesbetrieb rund 2.500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an die
Autobahn GmbH des Bundes bzw. das Fernstraßen-Bundesamt abgibt".
Gewerkschafter, Personalräte und Teile der Belegschaft fänden es
befremdlich, "dass die Spitze verdoppelt werde", obwohl viele
Bedienstete künftig nicht mehr für das Land arbeiteten.

Carsten Löcker (SPD) sagte, dass Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des Landesbetriebs angesichts der jüngsten
Personalentscheidungen "stinksauer" seien. Der neue Geschäftsführer
erhalte ein Jahresgehalt von mehr als 100.000 Euro. "Oben wird
großzügig serviert und unten ist geplant abzuservieren", zitierte
Löcker einen Mitarbeiter. Dieses Vorgehen wirke sich negativ auf das
Betriebsklima aus. Unter der aktuellen Geschäftsführerin seien die
Umsätze von Straßen.NRW seit 2015 massiv gestiegen. Zuvor habe es
schon einmal eine Doppelspitze im Unternehmen gegeben, was zu
Blockaden bei Entscheidungsprozessen geführt habe.

Arne Moritz (CDU) wies die Kritik zurück und bemerkte, dass
Verkehrsminister Hendrik Wüst (CDU) bereits im März 2018 in einer
Ausschusssitzung im Landtag die geplanten Umstrukturierungen bei
Straßen.NRW bekanntgegeben und begründet habe. Kein Abgeordneter habe
damals Kritik geäußert. "Warum kommt der Vorstoß jetzt?", fragte
Moritz. Die Gewerkschaft Verdi habe die Vermutung geäußert, die
Installierung einer Doppelspitze solle zu einer "Entmachtung" der
bisherigen Geschäftsführerin führen. Das sei mitnichten der Fall. Sie
mache einen "hervorragenden Job" und trage maßgeblich zum Erfolg des
Unternehmens bei.



"Erfolgreiche Arbeit"





Arndt Klocke (Grüne) stellte die Notwendigkeit einer Aktuellen
Stunde infrage, hatte aber Fragen an den Verkehrsminister. So wollte
Klocke wissen, ob die Neustrukturierung mit der Leiterin des
Landesbetriebs abgesprochen gewesen oder ohne ihre Einwilligung
erfolgt sei. Auch fragte er, ob der Personalrat und Beschäftigte
miteinbezogen worden seien. Die Neuaufstellung von Straßen.NRW im Jahr
2015 bezeichnete Klocke als "zentralen Erfolg der rot-grünen
Landesregierung". Da stelle sich die Frage, warum überhaupt eine
Ergänzung in der Geschäftsführung nötig sei. Schließlich arbeite der
Betrieb erfolgreich.

Zwischen der Bekanntmachung im Ausschuss und der Aktuellen Stunde
liege ein Jahr, sagte Bodo Middeldorf (FDP). In diesem Zeitraum
habe die Koalition gemeinsam mit Straßen. NRW erfolgreich gearbeitet,
85 neue Ingenieurs- und Technikerstellen geschaffen, klargemacht, dass
der Landesbetrieb weiterhin für die Bundesstraßen zuständig bleibe,
den Übergang der Autobahnsparte in Bundeszuständigkeit vorbereitet und
Klarheit für die Beschäftigten geschaffen. "Straßen.NRW braucht klare
politische Rückendeckung", betonte Middeldorf - keine Verunsicherung
der Beschäftigten, wie die SPD sie betreibe.

Nic Peter Vogel (AfD) sagte, der Landesbetrieb stehe vor einer
großen Umstrukturierung. Fast die Hälfte der Beschäftigten wechsle zum
Bund. Es sei zu befürchten, dass dem Land dadurch Fachkräfte
verlorengingen. Der neue Geschäftsführer des Betriebs solle als eine
Art Headhunter fungieren, um Fachkräfte zu finden. Das sei wichtig,
wenn die Infrastruktur wie geplant ausgebaut werden solle. Auch sei
nicht mit einem Kompetenzgerangel zu rechnen, da sich die
Zuständigkeiten der beiden Geschäftsführer deutlich unterschieden. Die
zusätzliche Leitungsstelle sei "äußerst wichtig". Es dürfe nicht am
falschen Ende gespart werden.

Verkehrsminister Hendrik Wüst (CDU) verwies auf drei große
Herausforderungen, vor denen der Landesbetrieb Straßen.NRW stehe. Er
solle die Infrastruktur in Nordrhein-Westfalen deutlich ausbauen, dem
demografischen Wandel und, damit verbunden, dem Fachkräftemangel
begegnen. Zudem stehe er vor einem massiven Transformationsprozess.
Die SPD sage nun, dass dies mit einer Leitungsstelle machbar sei. Die
Landesregierung gehe einen anderen Weg und stelle einen zweiten
Geschäftsführer ein, der sich diesen Herausforderungen widmen solle.
Die Geschäftsführerin, die einen "prima Job" mache, werde entlastet
und könne sich auf das Kerngeschäft konzentrieren.

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5109: Worms setzt voll aufs Auto (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 03.04.2019

GRÜNE Landtagsfraktion in Worms: Stadt setzt voll aufs Auto und
bremst andere Verkehrsträger aus



Mit rund 45 Gästen hat die Landtagsfraktion der GRÜNEN gestern in
Worms über die Zukunft der Mobilität diskutiert. Dazu erklärt die
Parlamentarische Geschäftsführerin und regional zuständige Abgeordnete
Pia Schellhammer:

"Worms ist eine Stadt, die voll aufs Auto setzt und andere
Verkehrsträger damit klar benachteiligt - das hat unsere Diskussion
zur Zukunft der Mobilität mit den Bürgerinnen und Bürgern vor Ort
deutlich gemacht. Gerade der Radverkehr wird als 'ungeliebtes Kind'
der Stadtspitze empfunden. An vielen Stellen haben es Menschen auf dem
Rad oder zu Fuß schwer, weil ihre Belange bei der bisherigen
Verkehrsplanung nicht berücksichtigt wurden. Sie fühlen sich nicht
sicher und sehen große Probleme für die schwächsten
Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer wie Kinder oder Menschen mit
Behinderungen. Dass Worms hier einiges versäumt hat, zeigen auch die
Zahlen, die aus der Antwort auf unsere Kleine Anfrage zur Mobilität in
Worms hervorgehen: Die Stadt hat in den zurückliegenden Jahren
praktisch keine Landesmittel für den Radwegebau abgerufen.

In der gestrigen Wormser Stadtratssitzung wurde außerdem ein
Mobilitätskonzept für Worms vorgestellt. Das hat unsere
Abendveranstaltung um einen brandaktuellen Diskussionspunkt erweitert.
Es gab großen Unmut darüber, dass weiterhin primär die Perspektive des
Autoverkehrs abgebildet wird und weder der Radverkehr noch der ÖPNV
ausreichend einbezogen werden. Die Wormserinnen und Wormser wünschen
sich eine Beteiligung an der Fortentwicklung ihrer Mobilität. Sie
wollen mitbestimmen dürfen. Wir bedanken uns deshalb ausdrücklich bei
allen Gesprächsteilnehmerinnen und -teilnehmern, insbesondere auch bei
den anwesenden Vertreterinnen und Vertretern der Verbände, für die
vielen Anregungen und Vorschläge, die wir gerne mit in unsere
parlamentarische Arbeit nehmen."

Die verkehrspolitische Sprecherin Jutta Blatzheim-Roegler ergänzt:
"Wenn wir echten Klimaschutz wollen, brauchen wir eine echte
Verkehrswende. Wir GRÜNEN begreifen den ÖPNV als Daseinsvorsorge und
befürworten daher, ihn zur kommunalen Pflichtaufgabe zu machen. So
wollen wir auch den Kommunen in diesem Bereich einen größeren
Handlungsspielraum geben. Und wir müssen viel mehr in eine gute und
sichere Infrastruktur für den Rad- und Fußverkehr investieren. Die
Diskussion in Worms hat noch einmal verdeutlicht, dass sich diese
Bereiche nicht getrennt voneinander betrachten lassen. Denn in Zukunft
wird die Vernetzung der verschiedenen Mobilitätsangebote immer
wichtiger. Wer zu Fuß oder mit dem Rad zum Bahnhof muss, um dann zum
Beispiel mit dem Zug zur Arbeit zu pendeln, braucht gut ausgebaute
Strecken, sichere Abstellmöglichkeiten für das Rad, einheitliche
Verbundtarife sowie mobile Buchungs- und Informationsangebote per App.
Die Verkehrswende muss deshalb ein ganzheitlicher Prozess sein, der
eine gleichberechtigte Perspektive für alle Verkehrsbereiche bietet.
In Worms und Umgebung gibt es hier noch sehr viel zu tun, das hat die
gestrige Diskussion deutlich gezeigt."


Hier finden Sie die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pia Schellhammer
und Jutta Blatzheim-Roegler

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2019/04/KA_Mobilit%C3%A4t-in-Worms.pdf

sowie die Antwort der Landesregierung.

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2019/04/Antwort_KA_Mobilit%C3%A4t-in-Worms.pdf
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RHEINLAND-PFALZ/5108: SPD-Fraktion informiert sich über Wohnbauprojekte (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
03.04.2019

SPD-Fraktion informiert sich über Wohnbauprojekte 

Schweitzer: "Die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum ist eine der
drängendsten sozialen Fragen unserer Zeit"



Die Abgeordneten der SPD-Landtagsfraktion haben sich im Rahmen der
Reihe "Fraktion vor Ort" an diesem Mittwochvormittag an drei Orten
über das Thema Wohnraumförderung informiert. Die Parlamentarier
suchten in Limburgerhof den Kreiswohnungsverband Rhein-Pfalz K.d.ö.R.
auf, tauschten sich in Neuwied mit Vertreterinnen und Vertretern der
Gemeindliche-Siedlungsgesellschaft und des Vereins "Gemeinschaftliches
Wohnen in Neuwied" aus, und sie trafen in Worms auf die
Geschäftsführung der Wohnungsbau GmbH Worms.

Der SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer erklärt: "Die
Schaffung von bezahlbarem Wohnraum ist eine der drängendsten sozialen
Fragen unserer Zeit. Die SPD-Fraktion in Rheinland-Pfalz hat die
Problemlagen am Wohnungsmarkt früh erkannt und bereits 2015 die
Gründung des "Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen
Rheinland-Pfalz" begleitet und unterstützt. Seither stieg die Anzahl
der geförderten Wohneinheiten von 1.650 auf 3.008 zuzüglich weiterer
800 in Bearbeitung befindlicher Anträge im Jahr 2018. Aus Sicht der
SPD-Fraktion sind kommunale und genossenschaftliche Modelle wie
Kreiswohnungsbaugesellschaften oder Wohnungsbaugenossenschaften
besonders nachhaltig und geeignet zur Schaffung von mehr sozialem
Wohnraum. Eine Veränderung der rechtlichen Rahmenbedingungen sollte
angestrebt werden. Unser Ziel muss sein, dass auch für
einkommensschwache Bürgerinnen und Bürger in der Stadt und auf dem
Land mehr bezahlbare Wohnungen vorhanden sind."

Der wohnungsbaupolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Thomas Wansch,
ergänzt: "Die erfolgreiche Förderpolitik zur Schaffung von sozialem
Wohnraum werden wir unter Einbeziehung des Kreditvolumens der
Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz (ISB) mit 300 Millionen
Euro pro Jahr weiter intensivieren. Der heutige Tag hat gezeigt, wie
wichtig die Zusammenarbeit von kommunalen Wohnungsbaugesellschaften,
regionalen Initiativen und dem Land ist."

Limburgerhof: Der Kreiswohnungsverband Rhein-Pfalz hat im
Hermann-Löns-Weg in Limburgerhof einen öffentlich geförderten
Mietwohnungsbau mit 15 Wohnungen errichtet. Acht Paare und Familien
sowie sieben Alleinerziehende haben hier eine neue Heimat gefunden.
Der Kreiswohnungsverband Rhein-Pfalz-Kreis ist einmalig in
Rheinland-Pfalz: Er ist eine bereits im Jahr 1920 gegründete Anstalt
des öffentlichen Rechts, der 21 Gemeinden aus dem Rhein-Pfalz-Kreis
angehören, die der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD)
untersteht und der gemeinnützig ist.

Neuwied: Mit dem Projekt "Zeppelinhof" strebt die
Gemeindliche-Siedlungsgesellschaft Neuwied einen guten Mix aus
sozialem und marktorientiertem Wohnungsbau an. Es soll der hohen
Nachfrage nach barrierefreiem Wohnraum entsprochen und die
Herausforderungen des demografischen Wandels angegangen werden. Auf
einem etwa 2,5 Hektar großen Gelände im Stadtteil Heddesdorf sind
sieben sogenannte "Stadthäuser" mit 105 Wohnungen zwischen 38 und 85
Quadratmetern konzipiert worden. Der Verein "Gemeinschaftliches Wohnen
in Neuwied" entwickelt als Mieter eine neue, das Miteinander fördernde
gemeinschaftliche Wohnform unter dem Motto "Gemeinsam statt einsam":
Wer hier einziehen darf, entscheidet der Verein, nicht die
Siedlungsgesellschaft als Immobilienbesitzer.

Worms: In Worms wurde unter sozialdemokratischer Führung eine starke
kommunale Wohnungsbaugesellschaft, die Wormser Wohnungsbau GmbH,
erhalten. Dies erweist sich in Zeiten, in denen die Stadt in der
boomenden Rhein-Main-Region einen erheblichen Zuzug aufweist und die
Mieten stetig steigen, als richtige Weichenstellung. Die Wohnungsbau
GmbH, eine 100-prozentige Tochtergesellschaft der Stadt, kann auch
dank finanzieller Unterstützung durch das Land vielfältige Projekte
umsetzen. Worms schafft damit kontinuierlich dringend benötigten
bezahlbaren Wohnraum und engagiert sich zugleich für städtebaulich
wertwolle Projekte, die etwa Wohnen, medizinische Versorgung und
Kinderbetreuung verknüpfen.
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INNEN/3053: Sportförderpolitik des Bundes geht in die richtige Richtung


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. April 2019

Arbeitsgruppe: Sport

Sportförderpolitik des Bundes geht in die richtige Richtung



Detlev Pilger, sportpolitischer Sprecher:

In seiner heutigen Sitzung hat das Bundeskabinett den 14. Sportbericht
beschlossen. Dem Bericht ist zu entnehmen, dass die hervorragenden
Erfolge von deutschen Sportlerinnen und Sportler bei internationalen
Wettbewerben auch auf die erfolgreiche Sportpolitik der
Regierungskoalition zurückgehen. Die SPD-Bundestagsfraktion hat sich
lange für eine unmittelbare Athletenförderung und die Gründung einer
unabhängigen Athletenvertretung eingesetzt.

"Der 14. Sportbericht der Bundesregierung hebt den Erfolg von
deutschen Athletinnen und Athleten sowie die Neustrukturierung des
Leistungssports und der Spitzensportförderung vor. Dazu gehören die
Unterstützung der nachaktiven Karrieren, die Rahmenbedingungen für
Trainerinnen und Trainern im Leistungssport zu verbessern, die
Stärkung der Gleichstellung und Inklusion im internationalen Sport
sowie die Etablierung von Standards zur Good Governance.

Für uns ist es ein besonderes Anliegen, dass wir die Athletinnen und
Athleten durch eine direkte Förderung und einer unabhängigen
Vertretung auch zukünftig unterstützen. Die Sportlerinnen und Sportler
vollbringen für unsere Gesellschaft eine Spitzenleistung durch viel
Mühsal und Entbehrung, so dass wir ihnen eine Fürsorge zukommen lassen
müssen. Daher möchten wir uns auch in Zukunft für einen auskömmlichen
Lebensunterhalt, für eine duale Karriereplanung und für eine faire
Alterssicherung einsetzen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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VERKEHR/886: Klimaschutz-AG formuliert Aufgaben - Verkehrsminister muss liefern


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. April 2019

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Klimaschutz-AG formuliert Aufgaben - Verkehrsminister muss liefern



Arno Klare, zuständiger Berichterstatter:

Der Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur des Deutschen
Bundestages hat sich heute mit den Zwischenbericht der Arbeitsgruppe 1
(AG) zum Klimaschutz im Verkehr der Nationalen Plattform Zukunft der
Mobilität befasst. Die AG hat mehrere Maßnahmen erarbeitet.

"Wir erwarten nun von Bundesverkehrsminister Scheuer, dass er
seinerseits mutige Vorschläge zur Erreichung der Klimaziele im Verkehr
vorlegt, um die CO2-Lücke zu schließen. In der heutigen
Verkehrsausschusssitzung hat das Bundesverkehrsministerium dazu noch
keine konkreten Vorschläge benannt.

Die AG hat umfangreiche Vorschläge zur Umsetzung der Klimaschutzziele
im Verkehr entwickelt. Die Instrumente waren vorab alle bekannt. Es
kam also in erster Linie darauf an, wie konkret und ambitioniert die
Arbeitsgruppe agiert. Es wurde schnell klar, dass der Ehrgeiz der
unterschiedlichen Akteure nach wie vor weit auseinander liegt.
Insofern ergibt sich aus dem Zwischenbericht kein klares Bild.

Zwar weisen einige Vorschläge, wie die Stärkung des Öffentlichen
Personennahverkehrs, in die richtige Richtung - nur wenn der ÖPNV
preiswerter und attraktiver wird, steigen Menschen vom Auto um. Zudem
gibt es die Forderung, ein CO2-Preis-Modell zu entwickeln. In diesem
Punkt hat die AG unsere Zustimmung. Aktuell gibt es kein ausgereiftes
Modell, das erstens soziale Verwerfungen vermeidet, zweitens auf das
ökologische Konto einzahlt und drittens einen wirtschaftspolitischen
Startimpuls setzt. Im Ergebnis bedeutet dies, dass immer noch eine
Lücke von 16 bis 26 Millionen Tonnen CO2 besteht und die
Klimaschutzziele 2030 somit verfehlt werden würden. Eine strittige
Debatte gab es in der AG 1 über den Stellenwert der biogenen oder
strombasierten synthetisch hergestellten Kraftstoffe, den sogenannten
Synfuels. Die Zunahme synthetischer Kraftstoffe wird in den kommenden
Jahren wichtig sein. Dabei hängen CO2-Preis und Synfuel-Zunahme
zusammen.

Synthetische Kraftstoffe können grundsätzlich eine strategisch
wichtige Alternative zu konventionellen Kraftstoffen darstellen. Wir
wollen deshalb das Potential nachhaltig und umweltfreundlich
hergestellter synthetischer Kraftstoffe heben."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1870: Mexiko - Update Nationalgarde. Dekret, Uniformen, neueste Zahlen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Update Nationalgarde: Dekret, Uniformen, neueste Zahlen

Von Gerold Schmidt



(Mexiko-Stadt, 2. April 2019, npl) - Nachdem das Dekret zur
Einrichtung der mexikanischen Nationalgarde am 26. März im
Bundesamtsblatt veröffentlicht wurde, stellte Präsident López Obrador
am Folgetag zusammen mit dem Verteidigungsminister Luis Cresencio
Sandoval die Einkleidungsoptionen höchstpersönlich vor. Bedenken über
den dominanten Einfluss der Militärs in der neu geschaffenen
Institution wurden dabei in keiner Weise zerstreut. Präsident López
Obrador schloss in seiner morgendlichen Pressekonferenz nicht aus,
dass der zukünftige Kommandant der Garde ein aktiver Militär sein
könnte. Spätestens zum 8. April will er den Namen bekanntgeben.

López Obrador kündigte 266 Regionalkoordinationen der Nationalgarde
an, von denen 150 in drei Monaten arbeitsfähig sein sollen. Die
Mitglieder werden von Militär-, Marine- und Bundespolizei gestellt
werden. Nach neuesten Zahlen von Sicherheitsminister Alfonso Durazo
soll die Nationalgarde noch dieses Jahr 80.000 "Elemente" in ihren
Reihen haben, mehr als die Hälfte davon wird aus den Reihen der Armee
kommen, 18.000 von der Bundespolizei. Weitere 20.000 Mitglieder sollen
in den folgenden Monaten nach strengen Auswahlkriterien rekrutiert
werden. Es ist vorgesehen, dass die Stärke der Nationalgarde innerhalb
von zwei Jahren auf 120.000 Personen anwächst, um bis 2023 auf 150.000
Mitglieder zu kommen. Dann soll nach dem heutigen Stand die
Übergangsphase abgeschlossen sein und das Militär wieder in die
Kasernen zurückkehren, statt weiterhin die Aufgaben der inneren
Sicherheit zu beherrschen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/update-nationalgarde-dekret-uniformen-neueste-zahlen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





HOCHSCHULE/2274: Erneuter Rekordwert - Rund 60.000 Studierende ohne Abitur (idw)


CHE Centrum für Hochschulentwicklung - 03.04.2019

Erneuter Rekordwert: Rund 60.000 Studierende ohne Abitur



Fehlende Hochschul- oder Fachhochschulreife kann in Deutschland seit rund
zehn Jahren durch Berufserfahrung ausgeglichen werden. Diese Möglichkeit
nutzen aktuell rund 60.000 Menschen. Damit hat sich die Zahl der
Studierenden ohne Abitur zwischen 2007 und 2017 vervierfacht. Zu diesem
Ergebnis kommen aktuelle Berechnungen des CHE Centrum für
Hochschulentwicklung. Die meisten Studienanfänger(innen) ohne Abitur oder
Fachhochschulreife schreiben sich anteilig in Hamburg, Bremen und
Nordrhein-Westfalen ein.

2017 studierten so viele Menschen ohne Abitur wie noch nie an einer
deutschen Hochschule. Mit aktuell rund 60.000 Personen, hat sich die Zahl
in den vergangenen zehn Jahren vervierfacht. Auch bei den
Studienanfänger(inne)n ohne Abitur ist die Tendenz steigend. Aktuell liegt
deren Anteil an allen Studienanfänger(inne)n in Deutschland bei 2,9
Prozent, was rund 14.600 Personen und damit ebenfalls einem neuen
Höchststand entspricht.

"Es war richtig und wichtig, den Campus auch für Studieninteressierte ohne
formale Hochschulreife zu öffnen", bilanziert CHE Geschäftsführer Frank
Ziegele den erneuten Rekordwert. "Immer mehr Menschen sind zum
lebenslangen Lernen bereit, dafür muss es flexible Wege geben."

Hierfür sprechen auch die bemerkenswert gestiegenen
Absolvent(inn)enzahlen. Waren es 2007 nur knapp 1.900 Personen, die ohne
Abitur oder Fachhochschulreife einen Studienabschluss erwarben, ist deren
Zahl nun ebenfalls um den vierfachen Wert auf 8.100 angewachsen. "Die
konstant steigenden Zahlen von Absolventinnen und Absolventen sind ein
Indiz dafür, dass die oft zitierte Studierfähigkeit nicht allein vom
Abiturzeugnis abhängt ", bewertet Sigrun Nickel, Leiterin
Hochschulforschung beim CHE, diese Entwicklung.

Auf der Ebene der Bundesländer zeigen sich unterschiedliche Entwicklungen.
Beim Anteil der Studienanfänger(innen) ohne Abitur oder Fachhochschulreife
nehmen Hamburg (5,0 Prozent) Bremen (4,5 Prozent) und Nordrhein-Westfalen
(4,0 Prozent) die Spitzenpositionen ein. Schlusslicht ist das Saarland,
das als einziges Bundesland mit 0,5 eine Quote von unter einem Prozent
aufweist.

"Besonders positiv ist die Entwicklung in Bremen" hebt Sigrun Nickel
hervor. "Die Bremer Hochschullandschaft ist für Studierende ohne Abitur
deutlich attraktiver geworden und zeigt ein überdurchschnittliches
Wachstum." Im Vergleich zum Vorjahr hat sich die Zahl der Erstsemester und
Studierenden ohne allgemeine Hochschulreife in der Hansestadt mehr als
verdoppelt.

Hervorzuheben ist auch Nordrhein-Westfalen, das als einziges Flächenland
bereits seit einigen Jahren konstant einen Spitzenplatz im
Bundesländervergleich belegt. "Dies liegt vor allem an der FernUniversität
in Hagen, die mit knapp 1.500 Studienfänger(inne)n ohne Abitur im
Vergleich mit allen anderen bundesdeutschen Hochschulen mit Abstand
führend ist", so CHE Expertin Nickel.

Fachhochschulen bzw. Hochschulen für angewandte Wissenschaften sind
insgesamt weiterhin gefragter als Universitäten. Zwei Drittel aller
Studienanfänger(innen) ohne Abitur entschieden sich 2017 für diesen
Hochschultyp. Deutliche Unterschiede zeigen sich auch bei der Trägerschaft
der Hochschulen: Bundesweit betrachtet ist die Studienanfänger(innen)quote
an privaten Hochschulen besonders hoch, hier beginnen fast 11 Prozent
aller Erstsemester ihr Studium ohne allgemeine Hochschulreife. Im
Vergleich dazu sind es an staatlichen Hochschulen insgesamt nur zwei
Prozent.

Insgesamt wählte mit knapp 56 Prozent mehr als die Hälfte aller
Studienanfänger(innen) ohne Abitur im Jahr 2017 ein Fach aus den Rechts-,
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften. An zweiter und dritter Stelle
stehen die Ingenieurwissenschaften (20,8 Prozent) und
Medizin/Gesundheitswissenschaften (11,5 Prozent). Rund 90 Prozent der
Studierenden sind in einem Bachelor-Studiengang eingeschrieben.

Noch immer weitgehend unbekannt ist, dass selbst ein Medizin- oder
Pharmaziestudium ohne Abitur möglich ist. Hierbei ersetzt etwa die Note
der Meister- oder Fachwirtprüfung die Abiturnote bei der Bewerbung. 2017
gelangten auf diesem Wege rund 800 der insgesamt 109.000
Medizinstudierenden an einen der begehrten Studienplätze.

Generelle Voraussetzung für die Bewerbung um einen Studienplatz ohne
allgemeine Hochschulreife und Fachhochschulreife ist eine abgeschlossene
Berufsausbildung sowie der Nachweis von Berufserfahrung.
Studieninteressierten stehen in Deutschland hierfür bundesweit über 8.000
Studienangebote offen.


Der Online-Studienführer:

Ausführliche weitergehende Informationen bietet der Online-Studienführer
www.studieren-ohne-abitur.de. Dort finden sich viele aktuelle Zahlen,
Daten und Fakten zur Entwicklung auf Bundes- und Länderebene.
Datengrundlage sind Angaben des Statistischen Bundesamtes für das Jahr
2017. Studieninteressierte ohne hochschulische Zugangsberechtigung finden
hier fundierte Informationen zu den Zugangsmöglichkeiten und
Studienangeboten der Hochschulen. Zusätzlich bietet das Portal zahlreiche
nützliche Informationen und Serviceangebote wie einen Qualifizierungs- und
Beratungscheck.


Weitere Informationen unter:

http://www.studieren-ohne-abitur.de/web/laender/

- Infoportal "Studieren ohne Abitur" mit Länderübersicht

http://www.studieren-ohne-abitur.de/web/information/daten-monitoring/Nachfrage-in-den-einzelnen-Hochschulen

- Interaktives Datentool zum Thema Studium ohne Abitur mit Informationen zu rund 450 Hochschulen

https://www.flickr.com/photos/156160353@N07/albums

- Infografiken zum Download

http://www.che.de/Studium-ohne-abitur

- CHE Kurz + kompakt für Studieninteressierte

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution409

 * 
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SCHULE/766: Die niedersächsische Schulinspektion auf dem Prüfstand (idw)


Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg - 03.04.2019

Wenn eine Reform reformiert wird: Die niedersächsische Schulinspektion
auf dem Prüfstand

Oldenburger Forscher zeigen am Beispiel Schulreform, wie organisatorische
Neuerungen eine Eigendynamik entwickeln



Oldenburg. Nach dem schlechten Abschneiden deutscher Schüler in
internationalen Vergleichstests, dem so genannten "Pisa-Schock" im Jahr
2001, führten alle Bundesländer Schulinspektionen ein, um die Qualität des
Unterrichts zu verbessern. Wieso diese Reform in Niedersachsen seit ihrer
Einführung 2005 bereits zweimal reformiert wurde, ist das Thema einer
historischen Analyse der Organisationsforscher Prof. Dr. Heinke Röbken,
Marcel Schütz und Dr. Pia Lehmkuhl von der Universität Oldenburg. Im
Fachmagazin Journal of Educational Administration and History blickt das
Team aus organisationswissenschaftlicher Perspektive auf die
niedersächsische Schulinspektion.

"Reformen stimulieren Entwicklungsprozesse, und sie befördern den
Austausch über das jeweilige Thema", erläutert Röbken, die an der
Universität Oldenburg den Arbeitsbereich Bildungsmanagement leitet. Eine
solche Entwicklung beobachten sie und ihre Kollegen auch im Fall der
niedersächsischen Schulinspektion. "Ein Ergebnis unserer Studie ist, dass
man Reformen nicht so sehr allein an konkreten Ergebnissen bewerten kann,
sondern daran, ob und wie sie überhaupt die Beschäftigung mit der Schule
anstoßen", betont Röbken. Durch die Schulinspektion und ihre
Reformschleifen sei die Debatte über die Qualität des Schulsystems in den
vergangenen Jahren immer wieder auf die Agenda gesetzt worden.

Die Schulinspektion in Niedersachsen wurde 2005 als Folge des Pisa-Schocks
eingeführt. Anfang der 2000er Jahre kam deutschlandweit eine
gesellschaftliche Diskussion über Schulqualität, evidenzbasierte
Schulpolitik und Bildungsstandards in Gang. Anschließend leiteten die
Bundesländer eine ganze Reihe von Veränderungen ein. So führten die
Behörden unter anderem zentrale Prüfungen und Schulinspektionen ein. Den
Oldenburger Wissenschaftlern zufolge blieben radikale Reformen jedoch aus:
Alle Bundesländer versuchten, die Qualität und Effizienz des Unterrichts
zu verbessern, ohne die grundlegende Struktur des Schulsystems zu
verändern.

Das Instrument der Schulinspektion erschien dem Team besonders
interessant, da es sowohl Facetten der Beratung als auch der Kontrolle
enthält. "Durch diese innere Spannung entstehen Spielräume, es werden
verschiedene Deutungen möglich", berichtet Schütz. Als Folge kam es in
allen Bundesländern mehrfach zu Veränderungen beim Ablauf der
Inspektionen. In Niedersachsen begann 2005 die erste Runde der
Schulinspektion. Bis 2012 besuchten Inspektoren rund 3.000 Schulen,
überprüften sie anhand zuvor definierter Qualitätskriterien, interviewten
Lehrer, Eltern und Schüler, evaluierten den Unterricht und verfassten
einen Abschlussbericht mit Anregungen für die Entwicklung der jeweiligen
Schule. Wie die Forscher schreiben, trugen die Inspektionen zwar große
Datenmengen zusammen, doch zogen weder Politik noch Verwaltung aus den
Ergebnissen weitergehende Schlüsse. Stattdessen beschloss das Ministerium,
das Instrument der Schulinspektion grundlegend zu reformieren.

In der zweiten Runde der Schulinspektionen, die ab 2013 erfolgte,
verringerte sich beispielsweise die Zahl der überprüften
Qualitätskriterien deutlich, es wurde weniger Wert auf Kontrolle, sondern
vielmehr auf Dialog zwischen dem Inspektionsteam und der Schule gelegt.
Minimalstandards und Zweitinspektionen wurden abgeschafft. Anfang 2018 gab
es eine weitere Reform: Das Kultusministerium beschloss, die
Schulinspektion durch das neue Instrument der "Fokusevaluation" abzulösen.
Die Inspektionsteams untersuchen nun, ob eine Schule selbst gesetzte
Entwicklungsziele erreicht.

"Das Verfahren entwickelte sich nach und nach mit einer gewissen
Eigendynamik", berichtet Schütz, "es kamen neue Punkte hinzu, die
Prioritäten wechselten und man musste auf verschiedene Kritiker
reagieren." Diese Entwicklung ist Röbken und Kollegen zufolge nicht
untypisch für Reformen in größeren Organisationen. So zeige sich, dass
Reformen zwar üblicherweise das Ziel haben, die Organisation zu
verbessern, etwa Abläufe effizienter zu gestalten oder Defizite zu
verringern. Meist bleiben die eingeleiteten Veränderungen allerdings an
der Oberfläche, weshalb Reformen häufig ihr Ziel verfehlen und
anschließend weitere Reformen folgen.

"Das heißt aber nicht, dass eine Reform versagt hat", betont Lehmkuhl.
Reformen erprobten vielmehr, welche Änderungen möglich seien. Auch wenn
sich die Initiatoren häufig gewiss sind, dass die erhoffte Besserung
tatsächlich eintritt, seien Reformen als Experimente zu verstehen. Dieser
Prozess fördere die Erneuerung einer Organisation: Bestehendes würde in
Frage gestellt und auf Gültigkeit überprüft. "Die Schulinspektion in
Niedersachen bildet dabei keine Ausnahme", sagt Röbken. Seit mehreren
Jahren befördere sie die kritische Auseinandersetzung mit der
Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung im Schulsektor.


Originalpublikation:

Heinke Röbken, Marcel Schütz & Pia Lehmkuhl:

"From reform to reform: how school reforms are motivated and interrupted
- the case of 'school inspections' in Germany",

Journal of Educational Administration and History:

https://doi.org/10.1080/00220620.2019.1585336

Weitere Informationen unter:

https://uol.de/paedagogik/bildungsmanagement/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution24

 * 

Quelle:
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Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg, 03.04.2019
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REPRESSION/1634: Innenministerium - der große Bruder darf horchen ... (SB)




Die Pläne zum Ausbau der Befugnisse von Bundesamt für
Verfassungsschutz und Bundesnachrichtendienst von Horst Seehofer sind
ein erneuter radikaler Angriff auf die Bürgerrechte durch den für den
Schutz unserer Verfassung verantwortlichen Minister. Bezüglich der
Verfassungsmäßigkeit der Online-Durchsuchung bestehen seit Jahren
erhebliche Zweifel. Derzeit liegen dem Bundesverfassungsgericht gleich
mehrere Verfassungsbeschwerden gegen den "Staatstrojaner" vor. Nun
soll der Einsatz auf den gesamten Geheimdienstbereich ausgeweitet
werden. Das ist ein Affront gegenüber dem höchsten deutschen
Gericht.

Konstantin von Notz (stellvertretender Fraktionsvorsitzender der
Grünen im Bundestag) [1]

Das jeglicher Herrschaft inhärente Bestreben, sie zu vervollkommnen
und unumkehrbar zu machen, kulminierte im NS-Staat zu einem
Zwangsregime, in dem Geheimdienst und Polizei zu einem einzigen
Repressionsapparat verschmolzen. Nach dem Zusammenbruch des
imperialistischen Raubzugs, dem viele Millionen Menschen zum Opfer
gefallen waren und der die systematische Massenvernichtung
perfektioniert hatte, bedurfte es eines fiktiven Schlußstrichs, um den
Nachfolgestaat auf westlicher Seite in Gestalt der Bundesrepublik zu
einer neuen und ganz anderen Konstruktion der gesellschaftlichen
Verhältnisse zu erklären. Der festgeschriebene Fortbestand des
Kapitalverhältnisses und der Eigentumsordnung gab indessen den Rahmen
vor, der die Kontinuität der herrschaftsförmigen Verfügung über den
nunmehr freiheitlich-demokratisch grundgeordneten Staatsbürger
sicherstellte.

Ohne die Gewaltenteilung und strikte Trennung von Geheimdienst und
Polizei als Rechtsprinzipien in Abrede zu stellen, erweist sich doch
in zunehmendem Maße, daß sie wie sämtliche Rechtsansprüche ihrem Wesen
nach stets ein bloßes Lehen bleiben, das angesichts staatlicherseits
reklamierten Bedarfs auch wieder entzogen werden kann. Daß alle Gewalt
vom Volke ausgehe, wie es im Grundgesetz heißt, kodifiziert die
Ausblendung der Machtfrage, worauf sich alle gleichberechtigt wähnen
können, obgleich sie es angesichts höchst ungleich verteilter Mittel,
ihre Interessen durchzusetzen, keineswegs sind.

Auch der neue Staat brauchte seinen Geheimdienst, den aufzubauen es
wie in zahlreichen anderen Institutionen altgedienter Experten
bedurfte, die durch die riesigen Maschen der Entnazifizierung
geschlüpft waren. Wenngleich es in dieser klandestinen Sphäre
besonders markant anmutet, war es natürlich kein Ausnahmefall. Hätten
die Sieger des Zweiten Weltkriegs alles verworfen, was im Dienst des
gestürzten NS-Staats gestanden oder mit ihm sympathisiert hatte, wäre
kaum etwas übriggeblieben, womit man die Bundesrepublik errichten
konnte. Gegründet von Fachleuten der früheren SS und Gestapo, waren
Bundesnachrichtendienst, Verfassungsschutz und Militärischer
Abschirmdienst von jeher ein Staat im Staate, der sich seiner Natur
nach der vorgesehenen parlamentarischen Kontrolle entzog.

Die Kontinuität des Personals korrespondierte zwangsläufig mit einem
Fortbestand der Gesinnung, zumal die Tradition natürlich in Auswahl
und Ausbildung des Nachwuchses ihren Niederschlag fand. Das dürfte die
Praxis erleichtert haben, außerhalb geltender Gesetze zu agieren, wie
es gelegentlich trotz aller Vertuschungsmanöver an die Öffentlichkeit
drang, als Skandal wahrgenommen wurde und mitunter sogar die Gerichte
beschäftigte. All diese rechtlichen Bremsen wie die Trennung von
Geheimdienst und Polizei, die unterschiedlichen Aufträge der drei
Dienste und die nicht auszuschließende Strafverfolgung sollen endlich
aus der Welt geschafft werden. Das sieht der Entwurf eines "Gesetzes
zur Harmonisierung des Verfassungsschutzrechtes" [2] vor, den
Bundesinnenminister Horst Seehofer ins Kabinett eingebracht hat.

Er setzt etwas fort, was seine Amtsvorgänger seit Jahren vorgedacht
und vorangetrieben haben, nämlich gewissermaßen einen nachholenden
rechtlichen Freibrief für Praktiken zu schaffen, die bislang im
Geheimen, in einer sogenannten Grauzone oder auch ganz offen zur
gezielten Demonstration des Machbaren angewendet wurden. So innovativ
Seehofers Vorstoß also im Sinne eines weiteren repressiven Schubs sein
mag, sattelt er doch auf eine seit langem forcierte Verschärfung der
legalisierten Handlungsmöglichkeiten von Polizeien und Geheimdiensten
auf. Diese richten sich gegen aktuelle Widerstandspotentiale der
Linken, gegen Basisbewegungen wie die der Klimagerechtigkeit,
insbesondere aber präventiv gegen künftige Revolten, die angesichts
verfallender Lebensverhältnisse auch in Deutschland nicht ausbleiben
werden. Wo die Finger beider Hände nicht ausreichen, um alle Krisen
aufzuzählen, welche die Menschheit und das Leben auf dem gesamten
Planeten bedrohen, bleiben auch die Metropolen an der Spitze der
Ausplünderungskette auf Dauer nicht verschont.

Der vielzitierte Polizeistaat ist folglich keine überschießende Allüre
reaktionärer Heißsporne, von denen es freilich in den einschlägigen
Sparten und politischen Sektoren durchaus wimmelt. Er gedeiht auf dem
kühl kalkulierenden Ausblick der einflußreichsten gesellschaftlichen
Kreise, die Herrschaft als Wesenskern ihrer Vorteilserwägung zu Lasten
einer von katastrophalen Verwerfungen heimgesuchten Heerschar von
Ausgebeuteten und für überflüssig Erachteten sichern und fortschreiben
wollen. Um Überwachung, Steuerung, Einschüchterung, Kriminalisierung
und Bestrafung auch unter chaotischen Bedingungen von Massenprotesten
und Unruhen zu gewährleisten, sind institutionelle und ideologische
Instrumente verschiedenster Art erforderlich, die in ihrem
Zusammenwirken den Kontrollanspruch von kalten Technokraten und
hitzigen Hardlinern durchsetzen sollen.

Seehofers Entwurf sieht im Kern die Aufhebung der Trennung von
Geheimdiensten und Polizeien vor. So sollen alle Dienste zu einem
"erweiterten nachrichtendienstlichen Informationsverbund"
zusammengefaßt werden, der Polizei und Regierungsbehörden als
"technischer Dienstleister" zur Beschaffung geheimer oder privater
Daten von Staatsbürgern und Unternehmen in permanenter Amtshilfe zur
Verfügung steht. Ermöglicht werden soll der offizielle Einsatz des BND
im Inneren gegen die eigenen Bürger, wobei rechtswidrige Aktivitäten
von Geheimdienstagenten vor einer Strafverfolgung geschützt wären.
Geplant ist ein uneingeschränkter Einsatz von Staatstrojanern und
anderer Angriffssoftware zum Hacken und Abgreifen privater
Kommunikation und Daten und zum Eingriff in Fahrzeuge.

Der Phantasie des Staatsschutzes möchte Seehofer freien Lauf lassen.
So macht der exzessive Wunschzettel, den der Bundesinnenminister mit
dem Etikett "rechtssicher" versehen will, selbst vor dem Ausspionieren
von Handys junger Schüler und elektronischen Spielzeugen von
Kleinkindern nicht halt. Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis wie auch
die Unverletzlichkeit der Wohnung sind kein Thema mehr. Nach der
Polizei sollen auch BND und Verfassungsschutz mit Staatstrojanern
"deutschen Staatsangehörigen", "inländischen juristische Personen" und
"sich im Bundesgebiet aufhaltenden Personen" nachstellen dürfen. Ob
Handys, Laptops und andere IT-Systeme oder Autos mit Internet-Zugang,
nichts soll vor dem Zugriff sicher sein. Soziale Medien wie Whatsapp,
Skype und sichere Messenger-Dienste wie Signal oder Telegram werden
geknackt, und grünes Licht für die Hacker-Angriffe gibt nicht ein
Richter, sondern einfach das Kanzleramt. [3]

Der politisch längst totgesagte Seehofer gibt derzeit den Rammbock ab,
an dem sich Kollaborateure wie Kritiker abarbeiten können. Wie bei
allen derartigen Vorstößen geht es nicht nur darum, möglichst große
Portionen unmittelbar durchzusetzen, sondern auch um
Akzeptanzmanagement und die unablässige Verschiebung der Grenzen in
Richtung Sicherheitsstaat. Was heute empört zurückgewiesen wird, soll
morgen als alter Hut wahrgenommen und durchgewinkt werden. Noch sperrt
sich der Koalitionspartner und erklärt, die SPD lehne den
Gesetzentwurf in der vorliegenden Form in Gänze ab, so Burkhard
Lischka, innenpolitischer Sprecher der Sozialdemokraten im Bundestag.
Auch Justizministerin Katarina Barley lehnt eine Prüfung des Entwurfs
ab und will nicht über Einzelmaßnahmen diskutieren. Stattdessen soll
Seehofer nacharbeiten und einen neuen Vorschlag vorlegen. Das
Innenministerium gibt sich gelassen: "Natürlich nehmen wir den Entwurf
nicht zurück, nur weil irgendjemand meint, Anmerkungen zu haben." Ob
Barley ihr Veto nicht als Justizministerin, sondern als
Spitzenkandidatin für die Europawahl einlegt, wird sich nach der Wahl
Ende Mai an der Haltung der SPD erweisen.


Fußnoten:

[1] netzpolitik.org/2019/staatstrojaner-fuer-verfassungsschutz-nicht-vom-koalitionsvertrag-gedeckt/

[2] netzpolitik.org/2019/wir-veroeffentlichen-den-gesetzentwurf-seehofer-will-staatstrojaner-fuer-den-verfassungsschutz/

[3] www.wsws.org/de/articles/2019/04/03/gehe-a03.html
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AFRIKA/2194: Frieden - verteilte Kampfpräsenzen ... (SB)




Die Bundeswehr wird weiter an der Befriedung anderer Länder und damit
ihrer Zurichtung auf die Verwertungsinteressen Deutschlands
teilnehmen. Am Mittwoch hat das Bundeskabinett die Verlängerung von
drei Afrikamissionen der deutschen Soldatinnen und Soldaten
beschlossen. Eine Zustimmung des Bundestags gilt als sicher.

In Mali werden Soldaten ausgebildet und dadurch enger an die
Bundeswehr und die Interessen, für die sie kämpft, angebunden (EUTM
Mali). Zugleich sammelt die Bundeswehr in dem afrikanischen Land,
quasi als Manöverraum unter realen Bedingungen, praktische
Erfahrungen im Konflikt mit Gruppen von irregulären Kämpfern
(MINUSMA). Die Marine wiederum hat sich dauerhaft vor der Küste
Somalias eingerichtet und nimmt dort weltpolizeiliche Aufgaben wahr
(EU NAVFOR Somalia - Operation ATALANTA). Alle Kampfpräsenzen finden
im Rahmen internationaler Vernetzungen und unter dem Vorwand von
UN-Missionen zur "Stabilisierung" statt.

Die Lage in Mali wurde allerdings erst instabil, nachdem dort in den
Nuller Jahren die Vereinigten Staaten eine sogenannte
Anti-Terror-Mission, die Pan Sahel Initiative, an der noch vier
weitere Staaten der Region beteiligt sind, gestartet hatten. Nochmals
verschärft wurde der Konflikt, nachdem eine von der NATO angeführte
Kriegsallianz 2011 Libyen angegriffen und bombardiert hatte.
Anschließend war eine größere Anzahl von Kämpfern und mit ihnen eine
Menge an Waffen nach Mali gebracht worden. Piraterie vor der Küste
Somalias hat es zwar schon lange gegeben, aber sie nahm erst enorme
Ausmaße an, nachdem die örtlichen Fischer eine neue Einkommensquelle
benötigten, weil in den somalischen Hoheitsgewässern ausländische
Fischtrawler die Fanggründe geplündert hatten.

Beide Regionen, Mali wie Somalia, waren auch in früheren Jahren nie
konfliktfrei gewesen, bevor der vom Westen dominierte
UN-Sicherheitsrat das Mandat zur Stabilisierung dieser Länder erteilt
hat und dies von den gleichen westlichen Staaten zur Intervention
genutzt wurde. Doch kommt man nicht umhin festzustellen, daß, wenn es
jene sogenannten Instabilitäten nicht gäbe, sie geradezu erfunden
werden müßten, um Stabilität erzeugen zu dürfen. Die auf den eigenen
Vorteil bedachte Ideologie ist heute die gleiche wie vor über hundert
Jahren zur Zeit der Hochphase des Kolonialismus: Der zivilisierte
Europäer ist gezwungen, für Ordnung bei den vermeintlich primitiven
Völkern in Afrika zu sorgen, da sie selbst dazu nicht in der Lage
sind.

Als eine der weltweit führenden Handelsmächte hat Deutschland
Interessen. Das festzustellen klingt banal, und doch wird das
beispielsweise aktuell in der Berichterstattung über die geplanten
Mandatsverlängerungen unterschlagen. Die eigenen hegemonialen
Absichten verschleiernd heißt es in der Pressemitteilung des
Bundesverteidigungsministeriums:

"Mit der Fortführung der Einsätze soll die Bundeswehr einen Beitrag
zur internationalen Verlässlichkeit Deutschlands leisten. Sie kommt
damit auch ihrer Verantwortung für die eigenen Soldatinnen und
Soldaten im Hinblick auf die Planungssicherheit bei Einsätzen nach."
[1]

Die Formulierung Planungssicherheit für den Einsatz der eigenen
Soldatinnen und Soldaten klingt nach einer selbstreferentiellen
Begründung für die Fortsetzung der Bundeswehreinsätze. Ein Blick in
das Weißbuch [2], auf das sich auch der ehemalige Bundespräsident
Horst Köhler sinngemäß bezogen hat, als er 2010 sagte, daß die
Bundeswehr auch zur Sicherung von Ressourcen und Handelswegen
gebraucht wird, verhilft zu einer plausibleren Einschätzung als die
weichgespülte Pressemeldung aus dem Bundesverteidigungsministerium.

Die Europäische Union will sich nicht nur wirtschaftlich, sondern
auch militärisch auf der Weltbühne mit den Stärksten messen, und
Deutschland als führende Wirtschaftsnation der EU zeigt inzwischen
recht unverhohlen Flagge. Wenn demnächst Großbritannien aus der EU
austritt, hinterläßt das Land militärische Lücken, die zu füllen sich
andere Länder anschicken werden. Deutschland wird die Chance nicht
ungenutzt verstreichen lassen. Zumal es sowieso zur Zeit von der
US-Regierung zu höheren Rüstungsausgaben gedrängt wird.

Mali, Somalia und viele weitere Staaten des Kontinents, die als
instabil gelten, haben bis heute nicht nur kolonialzeitlich
generierte Widersprüche auszutragen, sondern sind auch
neokolonialistischen Ambitionen einer Reihe von Ländern ausgesetzt.
Wortungetüme wie "Multidimensionale Integrierte
Stabilisierungsmission" und Einordnungen wie, "die Bundeswehr ist
Teil des vernetzten Ansatzes der Bundesregierung und des umfassenden
internationalen Ansatzes zur Stabilisierung der Region" (BMVg),
bedeuten nicht, daß Deutschland und die anderen beteiligten Nationen
nicht auch jede für sich Eigeninteressen verfolgen.

Wie wohl häufiger bei Raubgesindeln anzutreffen, ist das Verhältnis
untereinander vom Vorteilsstreben jedes einzelnen geprägt. Der
Begriff "Raub" mag in manchen Ohren übertrieben oder sogar völlig
abwegig klingen, aber er umfaßt sehr viel mehr, als mit Soldaten in
ein Land einzufallen und seine Rohstoffe zu plündern. So sichert die
Bundeswehr keineswegs Transporte mit Ballen von Baumwolle, die in
Mali angebaut wird, um Lager in Deutschland damit zu füllen. Doch die
Kampfpräsenz Deutschlands trägt zur Sicherung von Vorteilen bei. Sie
begünstigt auf einer nur dem äußeren Anschein nach anderen Ebene
Handelsabkommen mit Mali und leitet möglicherweise Verträge zum Abbau
und zur Lieferung von Rohstoffen ein. Darüberhinaus sollen
Flüchtlingsströme nach Europa möglichst frühzeitig unterbunden
werden, weil man die gesammelte Beute hinter den Festungsmauern der
Europäischen Union mit niemandem teilen will. Es sei denn, man könnte
jemanden als Arbeitshilfe gebrauchen ...

Deutschland ist auch nicht sonderlich am Weihrauch und Khat
interessiert, die in Somalia erzeugt werden, aber an einer Präsenz
auf dieser geostrategisch bedeutsamen Seeverbindung zwischen
Mittelmeer und Indischem Ozean und somit dem asiatischen
Wirtschaftsraum. Die Bundeswehr in alle Herren Länder zu entsenden
wäre somit als Bestandteil des Handels anzusehen, der nach den Regeln
ablaufen soll, die im Rahmen internationaler Institutionen wie der
WTO (Welthandelsorganisation) und von Verträgen wie den EPAs
(Wirtschaftspartnerschaftsabkommen) auch von Deutschland geschaffen
wurden, um als Wirtschaftsstandort Vorteile zu erringen.

Das versuchen andere Staaten selbstverständlich ebenfalls, China
beispielsweise betreibt das in Afrika mit großem Erfolg. Somit bleibt
der Kontinent weiterhin (Handels-)Schlachtfeld sowohl
widerstreitender als auch befristet miteinander paktierender
Interessen. Die Befreiungsbewegungen von einst, die von den
vorherrschenden Interessen innerhalb wie außerhalb Afrikas
erfolgreich zur Ideologie der Wirtschaftsliberalität pervertiert
wurden, sind noch nicht vollendet.


Fußnoten:

[1] https://www.bmvg.de/de/aktuelles/kabinett-verlaengert-einsaetze-in-afrika-37974

[2] https://www.bmvg.de/resource/blob/13708/015be272f8c0098f1537a491676bfc31/weissbuch2016-barrierefrei-data.pdf
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LATEINAMERIKA/2484: Venezuela - neue alte Frontverläufe ... (SB)


Venezuela - neue alte Frontverläufe ...



In Venezuela kommen die USA mit ihren Bemühungen um einen
"Regimewechsel" in Caracas nur schleppend voran. Im Januar hat die
Regierung Donald Trumps den jungen, bis dahin wenig bekannten
Abgeordneten der venezolanischen Volksversammlung Juan Guaidó zum
"Interimspräsidenten" des ölreichen Karibikstaats ernannt und Dutzende
mit den USA verbündete Staaten dazu gebracht, sich dem
selbstherrlichen, völkerrechtlich dubiosen Akt anzuschließen. Ende
Februar gab es den medial großinszenierten Versuch, einen Lkw-Konvoi
voller Hilfsgüter von Kolumbien über die Grenze nach Venezuela
hineinzubekommen. Offenbar war die Aktion so konzipiert, daß es nach
dem erhofften Versagen der venezolanischen Grenztruppe infolge einer
Kettenreaktion zur Meuterei der Militärführung in Caracas kommen
sollte, die Präsident Nicolás Maduro abgesetzt, dem
sozialistisch-bolivarischen Experiment in Venezuela ein Ende bereitet,
die alten Eliten wieder an die Macht gehievt und das Land erneut zum
Vasallenstaat Washingtons degradiert hätte.

Statt dessen geriet die Konfrontation am Grenzübergang Cúcuta samt
obligatorischem "Popkonzert" unter der Leitung des britischen
Virgin-Medienmoguls Richard Branson für Trumps Riege der kalten
Krieger mit Vizepräsident Mike Pence, Außenminister Mike Pompeo, dem
Nationalen Sicherheitsberater John Bolton, dem
Venezuela-Sonderbeauftragten Elliott Abrams und dem republikanischen
Senator aus Florida Marco Rubio zum PR-Desaster. Die Grenze blieb
dicht, bezahlte Hooligans der CIA setzten die Lastwagen mit den
Hilfsgütern mit Molotowcocktails in Brand, und die Generalität in
Caracas stellte sich demonstrativ geschlossen hinter Maduro und
erklärte sich zur Niederschlagung jedweden Umsturzversuchs bereit.
Daraufhin zogen CIA und Pentagon die Schraube an und legten Anfang
März weite Teile des venezolanischen Stromnetzes lahm, so daß
Millionen von Menschen in Dunkelheit und Elend gestürzt wurden.
Bewerkstelligt wurde die Aktion mittels einer Mischung aus
Hackerangriffen, Brandanschlägen und dem Einsatz elektronischer
Impulswaffen. Die Existenz eines Plans für eine solche gemischte
Cyber-Aktion mit dem Codenamen "Nitro Zeus" hatte bereits 2010
Wikileaks durch die Enthüllung entsprechender Dokumente publik
gemacht. Nach einem Bericht der New York Times von 2016 wäre sie von
der Regierung Barack Obamas gegen den Iran angewandt worden, hätte
Teheran nicht 2015 den Atomvertrag mit den fünf UN-Vetomächten China,
Frankreich, Großbritannien, Rußland und USA plus Deutschland
unterzeichnet.

Die Behörden in Venezuela haben aktuell alle Hände voll zu tun, die
anhaltenden Angriffe auf das Stromnetz so gut wie möglich abzuwehren
und abzumildern, während sie den Vandalismus von der CIA bezahlter
Unruhestifter an öffentlichen Gebäuden und Einrichtungen bekämpfen,
der häufig nachts unter dem Schutz der Dunkelheit erfolgt. Bei dieser
Herkulesaufgabe haben die Venezolaner in den letzten Tagen wichtige
Unterstützung aus dem Ausland erhalten. Am 23. März landeten auf einem
Militärflughafen in Caracas zwei Transportmaschinen aus Rußland. An
Bord befanden sich 35 Tonnen Hilfsmaterial sowie 200 Techniker unter
der Leitung von keinem geringeren als Vasili Tonkoschkurow, dem
Oberkommandeur der russischen Landstreitkräfte.

Was genau die russischen Militärs in Venezuela machen ist unklar.
Möglicherweise assistieren sie bei der Abwehr von Nitro Zeus.
Unbestätigten Meldungen zufolge sind zumindest einige von ihnen damit
befaßt, die Bestände der venezolanischen Streitkräfte an russischen
S-300-Flugabwehrraketenbatterien auf ihre Funktionstüchtigkeit hin zu
überprüfen und sie eventuell auf den neuesten technischen Stand zu
bringen. So oder so hat die russische Militärpräsenz in Venezuela in
Washington einen Sturm der Entrüstung ausgelöst. Die Yankees sahen die
eigene Monroe-Doktrin aus dem 19. Jahrhundert, derzufolge sich
Washington jede ausländische Intervention in seinem "Hinterhof"
verbietet, verletzt. Trump erklärte, die Russen müßten "sich
verziehen", und um dies gegebenenfalls zu erzwingen seien "alle
Optionen" möglich. Iran-Contra-Veteran Abrams drohte, Rußland werde
seine Dreistigkeit "teuer bezahlen". Bolton behauptete, Maduro würde
mit Hilfe "kubanischer und russischer Schlägertypen" den Drang des
venezolanischen Volkes nach Freiheit und Demokratie unterdrücken. Die
USA würden eine "Einmischung feindlicher, ausländischer Militärmächte
... in der westlichen Hemisphäre" nicht dulden, so der ehemalige
UN-Botschafter von George Bush junior, der wegen seiner
undiplomatischen Art berüchtigt ist.

Um so entsetzter müssen die Kriegsstrategen im Weißen Haus und
Pentagon gewesen sein, als sie die Nachricht von der Landung einer
Abordnung der chinesischen Volksarmee in Venezuela erreichte. Gelandet
war die chinesische Militärmaschine am 28. März auf der karibischen
Insel Margarita. Dort wurden Hilfsgüter abgeladen und verteilt. Danach
flog die 120 Mann starke Truppe weiter zu einem Militärstützpunkt auf
dem venezolanischen Festland. China und Rußland sind mit Abstand die
größten Kreditgeber und ausländischen Investoren Venezuelas. In den
letzten Jahren hat Peking Caracas Kredite im Wert von mehr als 62
Milliarden Dollar eingeräumt. Venezuela steht mit rund 17 Milliarden
Dollar bei Rußland in der Kreide. Das Hauptbetätigungsfeld der
Chinesen und Russen in Venezuela liegt in den Sektoren Öl und Gold.
Gemeinsam mit einheimischen Betrieben sind chinesische und russische
Konzerne an einer ganzen Reihe von Projekten beteiligt.

Derzeit hilft Rußland Venezuela, mit den Auswirkungen der
amerikanischen Wirtschaftssanktionen klarzukommen. Die Russen kaufen
Schweröl in größeren Mengen aus Venezuela, liefern gleichzeitig die
nötigen Spezialprodukte, um das schwarze Gold vor Ort raffinieren und
transportfähig machen zu können. Offenbar sind Peking und Moskau nicht
gewillt, den Amerikanern das alleinige Sagen in Venezuela einzuräumen
und wollen ihnen ihre ständigen Militärinterventionen in Afrika und
Asien heimzahlen. Eine Eskalation scheint unausweichlich. Für den 6.
März hat Guaidó zum Auftakt von "Operation Freiheit", mittels der sich
die venezolanischen Massen gegen das "Regime" Maduro "erheben" sollen,
aufgerufen. Ein Gericht in Caracas hat wiederum bereits am 2. März
Guaidós Immunität als Abgeordneter aufgehoben und zwar wegen der
landesverräterischen Zusammenarbeit mit ausländischen Mächten. Bislang
ist Guaidó nicht verhaftet worden. Doch sollte ihm etwas zustoßen,
wäre das für die Regierung Trump der gewünschte Anlaß, den Druck auf
Maduro und seine Anhänger massiv zu erhöhen.

4. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





FRAUEN/783: 100 Jahre Frauenwahlrecht - Und heute? (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Costa Rica / Ecuador / Kolumbien / Kuba - Fokus: SDGs

100 Jahre Frauenwahlrecht: Und heute?

Von Julia Gießler
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(Berlin, 1. April 2019, npl) - Trotz der Einführung von Gesetzen zur
Gleichstellung von Männern und Frauen hapert es auch heute noch
gewaltig an deren Umsetzung: weltweit verdienen Frauen im Schnitt ein
Viertel weniger als ihre männlichen Kollegen. Der Anteil der
Parlamentarierinnen beträgt global keine 24 Prozent und Mädchen und
Frauen leisten durchschnittlich 2,6-mal so viel unbezahlte
Reproduktionsarbeit wie ihre männlichen Pendants. Und es gibt sogar
Rückschritte: Der 19. Deutsche Bundestag ist der männlichste seit Ende
des Zweiten Weltkrieges. Das Parlament mit dem höchsten Anteil
weiblicher Abgeordneter ist mit Abstand Ruanda. Unter den zehn Ländern
mit den meisten weiblichen Abgeordneten befinden sich außerdem
Bolivien, Kuba, Nicaragua, Costa Rica und Mexiko. Brasilien und
Kolumbien schneiden mit weniger als 20 Prozent Politikerinnen im
Parlament eher schlecht ab. Bei den Erhebungen finden oft nur die
biologischen, bei der Geburt zugeschriebenen Geschlechter Erwähnung.
Transfrauen sind somit oft ausgenommen und die Transsichtbarkeit quasi
nicht existent.

Im Gespräch mit Studentinnen und Aktivistinnen aus Kolumbien, Kuba,
Ecuador und Costa Rica erhalten wir ganz unterschiedliche Einblicke:


Weibliche Abgeordnete vs. Repräsentation von Frauen

Laura sieht in Kuba keinerlei Probleme in Bezug auf die
Geschlechtergleichstellung. Ihrer Meinung nach gebe es keinen
Unterschied in der Behandlung von Männern und Frauen in ihrem
Heimatland. Das kubanische Parlament verfügt über den zweithöchsten
Anteil weiblicher Abgeordneter weltweit, trotzdem bleibt die Frage
offen, wie repräsentativ die Zahlen wirklich sind und welche
Positionen Frauen innehaben. In der Mehrzahl der Fälle sind Frauen
immer noch in unteren politischen Rängen zu finden und nur wenige sind
in der Führungsebene anzutreffen.

Itayosara Rojas, Aktivistin aus der kolumbianischen Großstadt
Medellín, erklärt, dass das Hauptproblem darin liege, dass die Politik
immer noch vorwiegend von maskulinen Ideen und Menschen geprägt werde.
Es gibt zwar mittlerweile fast überall in Lateinamerika Quotengesetze,
die Frauen Positionen im öffentlichen Dienst und in politischen Ämtern
zusichern, trotzdem wird ihrer Meinung nach keine Politik für Frauen
gemacht und auch die Umsetzung der Quotenregelung beschreibt sie als
unzureichend. Die Aktivistin aus Medellín führt weiterhin aus, dass
die Umstände in Kolumbien auf mehreren Ebenen diskriminierend seien.
Zwischen dem weiblichen Geschlecht und Armut gebe es einen klaren
Bezug, erklärt sie. Auch Arbeitslosigkeit treffe am meisten die
Frauen. Obwohl sie in der Regel bessere Ausbildungsabschlüsse
vorweisen können, sind ihre Möglichkeiten auf dem Arbeitsmarkt
limitiert und meist sind sie gezwungen Arbeiten anzunehmen, die
schlecht bezahlt und intellektuell wenig fordernd sind.


Intersektionalität - Geschlecht allein ist nicht
entscheidend

Am schwersten betroffen von Diskriminierung sind laut Rojas, Frauen
aus den ländlichen Regionen, diese würden auf drei Ebenen
diskriminiert: Erstens, weil sie Frauen sind. Zweitens, weil sie aus
dem ländlichen Raum kommen und dies im Kontrast steht zum urbanen
Raum, wo Entscheidungen getroffen werden und Drittens, wegen des
bewaffneten Konfliktes in den ländlichen Gebieten Kolumbiens.
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Auch Jimena, Studentin des interkulturellen Konfliktmanagements an der
Alice-Salomon Hochschule in Berlin, berichtet, dass das Geschlecht
allein nicht darüber entscheidet, ob eine Person in die öffentliche
Diskussion eingebunden wird oder nicht. Für die Ecuadorianerin haben
auch andere Parameter, wie Herkunft, Hautfarbe, Ethnie und Religion
einen maßgeblichen Einfluss auf den Stellenwert einer Person in der
Gesellschaft. Je nach Ort kann diese Ausprägung variieren, jedoch
besonders von Diskriminierung betroffen seien indigene Frauen, die im
ländlichen Raum leben. Deshalb ist es für die Studentin aus Ecuador
von großer Bedeutung, das Konzept der Intersektionalität als Grundlage
der Analyse gesellschaftlicher Ungleichbehandlung zu verstehen.
Intersektionalität ermöglicht die Sichtbarmachung sich
überschneidender Diskriminierungsformen, indem sie Personen in ihrer
Gänze wahrnimmt und diese nicht auf einzelne Faktoren, wie Hautfarbe
oder Geschlecht beschränkt. Geschlechtszugehörigkeit spielt dabei eine
wichtige Rolle, sollte jedoch immer im gesellschaftlichen Kontext
betrachtet werden, da sich die Identität einer Person nicht darauf
reduzieren lässt.


Erste Transfrau zur Wahl als Abgeordnete in Costa Rica
aufgestellt

Dayana Hernández kandidierte 2017 als Abgeordnete für das
costa-ricanische Parlament. Dies war eine Sensation, denn sie war die
erste Transfrau, die ein politisches Mandat anstrebte und gute Chancen
hatte, dieses auch zu erlangen. Am Ende reichte es leider nicht ganz,
trotzdem hat sie es geschafft, dass Transidentitäten sichtbarer werden
und mehr über Trans*rechte berichtet wird. Sie beschreibt sich selbst
als "schon immer sehr politisch". Für sie war es ein langer Weg und
vor allem einer voller Widrigkeiten. Doch die Powerfrau ließ sich
nicht davon beirren. Mit viel Willen und Unterstützung ihrer
Mitstreiter*innen und ihrer Familie setzt sie sich seit mehr als zehn
Jahren für die Rechte von Trans*personen ein. Sie selbst hat ihren
Lebensunterhalt über mehrere Jahre als Sexarbeiterin verdient, auf
einem Straßenstrich in San José, Costa Rica, wo sie und andere
Transfrauen regelmäßig transphoben und misogynen Attacken ausgesetzt
waren. Auch heute kommt es vor, dass sie aufgrund ihrer
Geschlechtsidentität beleidigt wird. Es geht ihr vor allem darum, dass
Transfrauen wie biologische Frauen behandelt werden und überhaupt erst
einmal Zugang zu Bildung und dem legalen Arbeitsmarkt bekommen.


Erweiterung der Sustainable Development Goals notwendig?


"Geschlechtergleichstellung erreichen und alle Frauen und Mädchen zur
Selbstbestimmung befähigen" ist eines der wichtigsten Vorhaben für
eine nachhaltige Entwicklung. Denn so gut wie alle anderen 16
Nachhaltigkeitsziele bauen auf der Gleichstellung der Geschlechter
auf: Zum Beispiel inklusive und gerechte Bildung, Ungleichheit
verringern und Städte und Siedlungen inklusiv, widerstandsfähig und
nachhaltig zu machen. Im Umkehrschluss bedeutet das: Ohne die Stärkung
der Rechte von Frauen und Mädchen, kann auch keine nachhaltige
Entwicklung erfolgen. Dabei ist es jedoch wichtig, das Konzept der
Intersektionalität zu berücksichtigen, denn eine weiße, heterosexuelle
cis-Frau, also eine Frau, die sich mit ihrem zur Geburt
zugeschriebenen biologischen Geschlecht identifiziert, verfügt über
andere Privilegien und Diskriminierungserfahrungen, als eine Transfrau
of Color aus Lateinamerika. Oft sind Trans*personen immer noch
ausgeschlossen in der Gesetzgebung vieler Länder. Sie werden
gezwungen, sich mit ihrer biologischen Geschlechtsidentität zu
identifizieren und wenn sie dies verweigern, sind Repression und
Exklusion aus der Gesellschaft häufig die Folge. Ein erster Schritt
wäre, wenn die internationale Gemeinschaft anerkennt, dass
Trans*personen die gleichen Rechte haben, wie cis-Personen.


Zu diesem Text gibt es auch einen Audio-Beitrag.

https://www.npla.de/podcast/100-jahre-frauenwahlrecht-und-heute/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/allgemein/100-jahre-frauenwahlrecht/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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KIND/191: Kinderrechte unter der Lupe (DIMR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 4. April 2019

Kinderrechte unter der Lupe 

Berichtsverfahren zur UN-Kinderrechtskonvention startet



Berlin. Anlässlich des Jahrestages des Inkrafttretens der
UN-Kinderrechtskonvention in Deutschland am 5. April erklärt Claudia
Kittel, die Leiterin der Monitoring-Stelle UN-Kinderrechtskonvention:

"Dieser Tag ist ein guter Tag, um sich vor Augen zu halten, dass Kinder
und Jugendliche eigene Rechte haben und diese einfordern können. Der
Staat hat nicht nur die Verpflichtung, Kinder zu schützen, sondern auch
zu fördern und zu beteiligen. Das sind zentrale Anliegen der
UN-Kinderrechtskonvention, welche sich auch im Grundgesetz wiederfinden
sollten.

Einen wichtigen Beitrag zur Verwirklichung der Kinderrechte leistet das
Berichtsverfahren vor dem UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes. Heute
hat die Bundesregierung den 5./6. Staatenbericht zur
UN-Kinderrechtskonvention bei dem UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes
vorgelegt. Wir begrüßen vor allem die Tatsache, dass er erstmalig auch
in kindgerechter Form erscheint.

Bis Oktober 2019 haben nun zivilgesellschaftliche Organisationen und wir
als Nationale Menschenrechtsinstitution Zeit, um Parallelberichte zu
verfassen, die den UN-Ausschuss über die Situation der Kinder und
Jugendlichen in Deutschland informieren. Auf Basis all dieser Berichte
wird der UN-Ausschuss in Genf über die Einhaltung der Bestimmungen der
UN-Kinderrechtskonvention diskutieren und anschließend der
Bundesregierung Empfehlungen für eine verbesserte Verwirklichung der
Kinderrechte aussprechen.

Schon in vergangenen Berichtsverfahren hat der UN-Ausschuss wichtige
Impulse für gesetzliche Verbesserungen gesetzt. Auch der aktuelle Plan
der Bundesregierung, Kinderrechte im Grundgesetz zu verankern, basiert
auf einer Empfehlung des UN-Ausschusses."


Das Deutsche Institut für Menschenrechte ist mit dem Monitoring der
Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention betraut worden und hat hierfür
die Monitoring-Stelle UN-Kinderrechtskonvention eingerichtet. Es hat den
Auftrag, die Rechte von Kindern zu fördern, zu schützen und die
Umsetzung der Konvention in Deutschland zu überwachen. Die
UN-Kinderrechtskonvention trat am 5. April 1992 in Deutschland in Kraft.


Weitere Informationen:

Menüpunkt Staatenberichtsverfahren

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-krk/staatenberichtsverfahren/

Information "Kinderrechte in Deutschland unter der Lupe. Das
Berichtsverfahren zur Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention" (PDF)

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Information/Information_13_Kinderrechte_in_Deutschland_unter_der_Lupe.pdf

Erklärfilm zum Staatenberichtsverfahren UN-Kinderrechtskonvention

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/service/mediathek/?tx_medialibrary_medialibrarylist%5Bmedia%5D=405&tx_medialibrary_medialibrarylist%5Baction%5D=show&tx_medialibrary_medialibrarylist%5Bcontroller%5D=Media&cHash=cea696616b07bd8d17f43b5a3adee988

Erklärfilm zum Staatenberichtsverfahren UN-Kinderrechtskonvention in
Gebärdensprache

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/service/mediathek/?tx_medialibrary_medialibrarylist%5Bmedia%5D=406&tx_medialibrary_medialibrarylist%5Baction%5D=show&tx_medialibrary_medialibrarylist%5Bcontroller%5D=Media&cHash=c6d50bbf4bac48f03dee7541abe5b021

Erklärfilm zum Staatenberichtsverfahren UN-Kinderrechtskonvention mit
deutschen Untertiteln

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/service/mediathek/?tx_medialibrary_medialibrarylist%5Bmedia%5D=407&tx_medialibrary_medialibrarylist%5Baction%5D=show&tx_medialibrary_medialibrarylist%5Bcontroller%5D=Media&cHash=6385504252747d69bbc3eecadfebe631

5./6. Staatenbericht der Bundesregierung zur UN-Kinderrechtskonvention
(PDF, 4 MB)

https://www.bmfsfj.de/blob/133732/ed197a973db3136fa577d444dafa80e2/20190212-fuenfter-und-sechster-staatenbericht-data.pdf

5./6. Staatenbericht der Bundesregierung zur UN-Kinderrechtskonvention in
kindgerechter Sprache (PDF, 11,9 MB, nicht barrierfrei)

http://www.bmfsfj.de/staatenbericht-f%C3%BCr-kinder-und-jugendliche

Abschließende Bemerkungen zum 3./4. Berichtsverfahren (PDF, 124 KB)

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/CRC/crc_state_report_germany_3_4_2010_cobs_2014_de.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. April 2019
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LEISTUNGEN/630: Post vom Jobcenter - Zwischen Schwerverständlichkeit und Verständnislosigkeit (idw)


Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig - 03.04.2019

Post vom Jobcenter: Zwischen Schwerverständlichkeit und
Verständnislosigkeit

Leipziger Sozialwissenschaftlerin promovierte zur Verständlichkeit von
Hartz-IV-Bescheiden



Am Sozialgericht stapeln sich derzeit knapp 180.000 Widersprüche und fast
ebenso viele Klagen gegen Hartz-IV-Bescheide. Mehr als ein Drittel der
Bescheide ist tatsächlich fehlerhaft - die restlichen beruhen auf
Missverständnissen. Die Ursachen dieser Verständigungsbarrieren zwischen
Jobcenter und Arbeitslosen untersuchte Ulrike Leistner in ihrer
Doktorarbeit. Betreut wurde die Sozialwissenschaftlerin an der Hochschule
für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig (HTWK Leipzig) in einem
kooperativen Verfahren mit der Technischen Universität Dresden.

Insgesamt analysierte Ulrike Leistner knapp 20 Beratungsgespräche und
befragte über 200 Sozialarbeiter in Erwerbslosenberatungsstellen, also
unabhängigen Anlaufstellen, in denen Arbeitslose zu ihren
Jobcenter-Schreiben beraten werden. Dabei fand sie heraus: Eine
Hauptursache für die Verständigungsprobleme ist tatsächlich das komplizierte
Amtsdeutsch sowie die hochkomplexe Rechtslage. Darüber hinaus ist es aber
auch die Logik einer Behörde, die vielen Erwerbslosen unverständlich ist.
Dazu kommt als große Barriere, dass viele Erwerbslose generell an der
Aufrichtigkeit und dem Wohlwollen des Jobcenters zweifeln.

"Tatsächlich haben die Jobcenter schon vor Jahren erkannt, dass sie ihre
Schreiben überarbeiten müssen. Allerdings hat die Überarbeitung zu keinen
substantiellen Verbesserungen geführt", so Leistner zu einem weiteren
Ergebnis ihrer Doktorarbeit. Um eine bessere Verständigung zwischen
Jobcentern und Erwerbslosen zu erreichen, mahnt die Wissenschaftlerin zwei
drängende Nachbesserungen an: eine leichte, allgemeinverständliche Sprache
sowie eine bessere direkte Erreichbarkeit der Jobcentermitarbeiter. Sie
insistiert: "Verständigungsbarrieren in Verwaltungsschreiben sind kein
leidliches Übel, das man hinnehmen muss. Ganz im Gegenteil: Behörden sind
in der Bringschuld, ihr Handeln transparent und nachvollziehbar zu
gestalten, um die Akzeptanz der Demokratie und des Rechtsstaats zu
erhalten", so Ulrike Leistner. Dazu brauche es auch weiterhin das
Engagement Sozialer Arbeit, um nachhaltige, strukturelle Verbesserungen zu
erreichen.


Originalpublikation:

http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:bsz:14-qucosa2-334126 

- Dissertation "Verständigungsbarrieren in der schriftlichen
Verwaltungs-Bürger-Kommunikation und die vermittelnde Funktion
Sozialer Arbeit" von Ulrike Leistner

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution289

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig, 03.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2927: Informeller Sektor beschäftigt nach wie vor die meisten Menschen in Mexiko (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Informeller Sektor beschäftigt nach wie vor die meisten 
Menschen in Mexiko

Von Gerold Schmidt



(Mexiko-Stadt, 2. April 2019, npl) - Nach neuesten Daten (bis einschl.
Februar 2019) der mexikanischen Statistikbehörde Inegi hat die Arbeit
im informellen Sektor sowohl im Vergleich zum Februar 2018 als auch
zum Jahresende 2018 zugenommen. Demnach sind knapp 58 Prozent der
Erwerbsbevölkerung dort tätig. Ein höherer Wert wurde zuletzt im
August 2016 verzeichnet. Die hohe Zahl der Personen im informellen
Sektor relativiert die offiziellen Arbeitslosenzahlen in Mexiko. Ihnen
zufolge pendelt die Arbeitslosenrate seit Jahren zwischen drei und
vier Prozent. In vielen europäischen Statistiken entspräche dies fast
einer Vollbeschäftigung. Allerdings ist die Arbeit im informellen
Sektor nicht ausschließlich eine Notlösung. Angesichts niedriger Löhne
auf dem offiziellen Arbeitsmarkt und zum Teil hohen und
unausweichlichen Steuerbelastungen für festangestellte Arbeiter*innen
und Angestellte ist die informelle Tätigkeit für viele Erwerbstätige
die attraktivere Option.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/informeller-sektor-beschaeftigt-nach-wie-vor-die-meisten-menschen-in-mexiko/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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ENERGIE/2363: Strom ohne Kohle (idw)


Westfälische Hochschule - 03.04.2019

Strom ohne Kohle



Die von der Bundesregierung einberufene Kommission für "Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung" hat Anfang des Jahres ihren
Ausstiegsplan aus der Kohleverstromung veröffentlicht. Spätester
Ausstiegszeitpunkt soll das Jahr 2038 sein. Energieexperte Prof. Dr.
Ralf-Michael Marquardt vom Energieinstitut der Westfälischen Hochschule hat
gemeinsam mit einem Team von Master-Studierenden die Verbände um ihre
Meinung gebeten, die nicht in der Kommission vertreten waren. Dabei geht
es um Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und Strukturwandel.

Recklinghausen. Die Mehrheit der Antwortenden war der Ansicht, dass
Deutschland sowohl aus der Braunkohle- als auch aus der
Steinkohleverstromung aussteigen müsse, wenn es sein Kohlendioxid-Ziel
2040 erreichen will. Knapp 30 Prozent halten das nicht für nötig. Sie
wollen lieber den Öl- und Gasverbrauch senken, um die
Treibhausgasemissionen zu mindern. Eine Mehrheit sprach sich dafür aus,
daneben auch den Primärenergieverbrauch zu senken und den Handel mit
Emissionszertifikaten anzupassen.

Dass die Versorgungssicherheit durch den Kohleausstieg gefährdet sein
könnte, glaubt etwas mehr als die Hälfte nicht, vor allem die
Naturschutzverbände glauben das nicht. Skeptischer sind dabei die
Unternehmerverbände und auch Prof. Dr. Ralf-Michael Marquardt hält große
Anstrengungen für erforderlich, um die Versorgungssicherheit zu
gewährleisten. Manche sagen den ersten Engpass für 2023 voraus, wenn
Deutschland aus dem Atomstrom aussteigt. Immerhin 15 Prozent befürchten
für diesen Fall ernste gesellschaftliche, politische und wirtschaftliche
Folgen. Auf jeden Fall solle der Umfrage zufolge parallel der Ausbau der
regenerativen Energien, der Netze und die Förderung der
Speichertechnologie vorangetrieben werden. Überdies müssten die Anreize
zum Energiesparen verstärkt werden. Drei von vier Antwortenden glaubten
nicht daran, dass es reiche, nur die Energieerzeugung zu vergüten, sondern
dass es nötig sei, auch die Bereitstellung von Energie zu vergüten.

Am Stammtisch heißt es gerne: "Wenn wir gerade mal nicht genug Energie
haben, können wir sie ja im Ausland einkaufen." Ist das so? 70 Prozent
glauben daran nicht, sondern daran, dass Engpässe im europäischen
Netzbereich so gleichzeitig eintreten, dass das mit dem Zukauf nicht
funktionieren werde. 44 Prozent setzen beim Speichern von Überproduktion
auf die Gasspeicherung. Von einem Ausweichen auf ausländische
Wasserspeicher raten mehr als die Hälfte ab.

Und was macht der Preis? Fast drei Viertel der Befragten gehen von einem
Anstieg der Großhandelspreise für Energie aus. Vor allem für
energieintensive Branchen wie Papier-, Glas-, Chemie- und die
Nicht-Eisen-Metallindustrie wird eine Wettbewerbsgefährdung befürchtet.
Entschädigungen für Kraftwerksbetreiber infolge des Kohleausstiegs halten
viele für unangemessen. Sie könnten jedoch unvermeidbar sein, vor allem um
die Renaturierung der betroffenen Flächen und die sozial verträgliche
Anpassung der Belegschaften zu sichern.

Um den Strukturwandel zu fördern, fordert ein Großteil der Antwortenden
begleitende staatliche Maßnahmen, vor allem für die (digitale)
Infrastruktur, für Umschulungen, Fortbildungen und für Studienangebote.
Außerdem sollten Forschungsinstitute und Behörden angesiedelt werden.
Das Fazit der Forscher: Von den Verbänden, die sich äußerten, meinte die
Mehrheit, der Ausstieg aus der Kohleverstromung sei zur Wahrung der
Klimaziele unverzichtbar. Auch sei eine Stilllegung frei werdender
Kohlendioxid-Zertifikate infolge des Kohleausstiegs erforderlich. Überdies
sollen die Energieeffizienz erhöht und der Verbrauch verringert werden.

Neben dem Ausbau erneuerbarer Energien solle die Weiterentwicklung vor
allem von Gas-Speichertechnologien vorangetrieben werden und die Umrüstung
von Steinkohle- auf Gaskraftwerke gefördert werden. Im Arbeitsplatzverlust
wird kein großes Risiko gesehen, viele glauben an gute bis sogar sehr gute
Chancen zum Aufbau neuer Arbeitsplätze. Bei einem sind sich die Befragten
allerdings auch mehrheitlich einig: Es wird erst einmal teurer.

Umfragebasis: Angeschrieben wurden 159 Interessenvertretungen aus
Energiewirtschaft, Naturschutz, stromintensiven Industrien und von
Beschäftigten. Fünf Prozent waren Gewerkschaften, zwei Prozent
Verbraucherverbände. Die größte Gruppe war die der Unternehmerverbände,
gefolgt von Naturschutzverbänden. 42 Verbände haben geantwortet.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution287
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FORSCHUNG/939: Arbeitswelt 4.0 - Digitalisierung am Arbeitsplatz besser verstehen (idw)


Universität Hohenheim - 03.04.2019

Arbeitswelt 4.0: Digitalisierung am Arbeitsplatz besser verstehen -
gezielt reagieren

Dialogplattform zur Digitalisierung am Arbeitsplatz / Uni Hohenheim und
Fraunhofer-IAO regen Austausch zu sich wandelnden Arbeitsbedingungen an /
ein Werkstattbericht



Ständige Erreichbarkeit, Maschinen, die miteinander kommunizieren und
Software, die Arbeitsaufgaben vereinfacht oder gar übernimmt: Die
Digitalisierung hat in den Arbeitsalltag der meisten Menschen Einzug
gehalten. Ein Forschungsteam der Universität Hohenheim in Stuttgart und
des Fraunhofer-Instituts für Arbeitswirtschaft und Organisation (IAO)
untersucht, welche Auswirkungen die Digitalisierung auf einzelne Aspekte
der Arbeitswelt hat - und schafft damit die Grundlage, auf die sich
wandelnde Situation zu reagieren. Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit
und Wohnungsbau fördert das "Zukunftsprojekt Arbeitswelt 4.0" mit 898.000
Euro, von denen die Universität Hohenheim 449.000 Euro erhält. Damit zählt
es zu den Schwergewichten der Forschung an der Universität Hohenheim.

Neue Führungsmodelle, flexibles Arbeiten und virtuelle Teams: Im
Teilprojekt "Corporate Culture 4.0 - Unternehmenskultur und Führung" nimmt
das Team der Universität Hohenheim unter die Lupe, wie die Digitalisierung
den Umgang von Mitarbeitern untereinander, aber auch den Anspruch an
Führungskräfte verändert.

"Es gibt sehr viele verschiedene Bereiche im Arbeitsalltag, die von der
Digitalisierung beeinflusst werden", erklärt Projektleiter Christopher
Zirnig vom Fachgebiet Soziologie an der Universität Hohenheim. Das
"Zukunftsprojekt Arbeitswelt 4.0" beschäftige sich daher nicht mit einer
großen Fragestellung, sondern umfasse stattdessen mehrere Teilprojekte zu
unterschiedlichen Themenaspekten.

Unternehmenskultur ist der aktuellste dieser Aspekte. Davor ging es
beispielsweise um die Nahrungs-, Gaststätten- und Genussmittelbranche, den
Maschinenbau, um das Thema Arbeitsqualität und um Big Data, also die
Möglichkeit, unstrukturierte Daten zu erheben und auszuwerten.

Austausch als Mehrwert

Ziel des Projekts sei es vor allem, einen Dialog anzustoßen und lebendig
zu halten, so Projektleiterin Dr. Birgit Klein. "Unsere Aufgabe besteht
vor allem darin, relevante Themen und Thesen herauszuarbeiten, auf deren
Grundlage diskutiert werden kann."

Dazu organisieren die Universität Hohenheim und das Fraunhofer Institut
IAO einmal jährlich einen Kongress im Ministerium für Wirtschaft, Arbeit
und Wohnungsbau. Vertreter von Wissenschaft, Wirtschaft und Politik kommen
zusammen, um in den Dialog zu treten und sich über die veränderte
Arbeitswelt auszutauschen.

"Uns ist wichtig, Politik und Wirtschaft für das Thema zu
sensibilisieren", so Dr. Klein weiter. "Unsere Erkenntnisse sollen vor
allem Unternehmen dabei unterstützen, Veränderungen zu reflektieren und
gegebenenfalls darauf zu reagieren."

Impulse aus der Praxis

Leitfadengestützte Interviews mit Experten und Expertinnen aus der
Wirtschaft dienen den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern als
Informationsquelle und Datengrundlage. "Wir werten die Interviews
qualitativ aus", erklärt Christopher Zirnig. "Das bedeutet, dass wir
schauen, welche Muster, Gemeinsamkeiten und Unterschiede sich in den
Aussagen der Experten und Expertinnen abzeichnen."

So seien sie beim Teilprojekt "Big Data" 2018 darauf gestoßen, dass immer
mehr Unternehmen Stellen im Bereich "Big Data" ausschreiben, dabei jedoch
oft unklar ist, welche Fähigkeiten ein "Data Scientist" mitbringen muss.

"Es gibt in diesem Bereich erst wenig Weiterbildungsangebote und
Studiengänge", erklärt Zirnig. "Die Firmen wissen also oft nicht so recht,
welchen beruflichen oder akademischen Hintergrund sie voraussetzen
sollten." Bewerber ihrerseits könnten nur schwer einschätzen, welche
konkreten Fähigkeiten und beruflichen Hintergründe die Firmen erwarten.

"Zu solchen neuen Aufgabenbereichen entstehen dann nach und nach
Weiterbildungsangebote und Studiengänge", weiß der Soziologe. "Da hier die
Nachfrage den Markt bestimmt, ist die Bestandsaufnahme wichtig: Welches
Mitarbeiterprofil suchen Firmen? Darauf können Hochschulen und Ausbilder
dann reagieren."

Mit Einzelprojekten am Puls der Zeit

Die Aufteilung in einzelne Teilprojekte schafft Flexibilität: "Auf diese
Weise können wir flexibler darauf reagieren, welche Themen die Unternehmen
gerade konkret beschäftigen", erklärt Dr. Birgit Klein. Gleichzeitig
würden so Impulse zu vielen Themenbereichen ins Plenum eingebracht.

Zu jedem Projekt entsteht ein Dokumentations-Band, außerdem legen die
Wissenschaftler sogenannte Denkzettel an. Diese fassen die wichtigsten
Ergebnisse eines Teilprojekts auf einer Seite kompakt zusammen und
schaffen so einen schnellen Einblick ins Thema.

Alle Veröffentlichungen stehen kostenfrei zur Verfügung. "Wir hoffen auch
nach unseren Veranstaltungen den Dialog lebendig zu halten und Unternehmen
unter die Arme zu greifen, wenn sie sich mit den Einflüssen der
Digitalisierung auseinandersetzen", so Dr. Klein

Bisher sind insgesamt 13 Bände zu Teilprojekten entstanden, davon sind
neun von Hohenheimer Autoren. Alle Bände und Denkzettel unter:

https://bit.ly/2CJKlz9

Zur Zeit beschäftigen sich die Hohenheimer Forscher mit dem Teilprojekt
"Corporate Culture 4.0 - Unternehmenskultur und Führung". Der Bericht
erscheint voraussichtlich im Sommer 2019. Außerdem ist mindestens ein
weiterer Denkzettel geplant.


HINTERGRUND zum Projekt: Dialog Arbeitswelt 4.0 in Baden-Württemberg

Das "Zukunftsprojekt Arbeitswelt 4.0" startete am 1.8.2016 und wird
vorerst bis zum 30.7.2019 laufen. Eine Verlängerung des Projekts um zwei
Monate ist in Vorbereitung. Die Universität Hohenheim erhält für das
Projekt 449.000 Euro.

Die Förderung des Vorhabens erfolgt aus Mitteln des Ministeriums für
Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg.

Wissenschaftlicher Partner ist das Fraunhofer Institut für
Arbeitswirtschaft und Organisation (Fraunhofer IAO). Die Fördersumme des
IAO beträgt ebenfalls 449.000 Euro.

HINTERGRUND: Schwergewichte der Forschung

33,1 Millionen Euro an Drittmitteln akquirierten Wissenschaftler der
Universität Hohenheim 2017 für Forschung und Lehre. In loser Folge
präsentiert die Reihe "Schwergewichte der Forschung" herausragende
Forschungsprojekte mit einem finanziellen Volumen von mindestens 250.000
Euro für apparative Forschung bzw. 125.000 Euro für nicht-apparative
Forschung.

Weitere Informationen:

Projekt-Seite: 

https://soziologie.uni-hohenheim.de/hauptstudie-zukunftsprojekt

Ergebnisse:

https://wm.baden-wuerttemberg.de/de/arbeit/arbeitsmarktpolitik/zukunftsprojekt-arbeitswelt-40/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234
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GEWERKSCHAFT/1803: ver.di begrüßt das neue EU-Mobilitätspaket (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
4. April 2019

ver.di begrüßt das neue EU-Mobilitätspaket: 

Schutzregeln für Beschäftigte gehen aber nicht weit genug



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt die
Verabschiedung des EU-Mobilitätspakets (EU Mobility Package) durch
das Europäische Parlament, hält die darin enthaltenen Verbesserungen
für die rund drei Millionen Berufskraftfahrer und
Berufskraftfahrerinnen im Güterstraßenverkehr in der Europäischen
Union aber für nicht weitreichend genug. "Das Votum des Parlaments
bringt für die Beschäftigten in der Branche einige Verbesserungen.
Die Möglichkeiten des Sozial-Dumpings werden durch die heutige
Entscheidung eingedämmt, jedoch nicht gänzlich beendet", sagte die
stellvertretende ver.di-Vorsitzende Andrea Kocsis.

Zukünftig sollen Klein-Transporter von über 2,5 Tonnen den gleichen
Aufzeichnungspflichten und gesetzlichen Bestimmungen unterliegen wie
Lastkraftwagen. Die verbindliche Einführung und Nachrüstung des
Smart-Tachographen, der illegale Kabotage und die Umgehung von
nationalen Mindestlöhnen verhindern kann, wird deutlich vorgezogen.
Ebenso wurde die Anwendung der Entsenderichtlinie im internationalen
Verkehr ab dem ersten Tag beschlossen.

"Wir hätten uns eine viel weiterreichende Regelung für die
Beschäftigten in der Branche gewünscht", so Kocsis weiter. So gebe es
künftig Ausnahmen bei der Anwendung der Entsende-Richtlinie. Zudem
sei die Übernachtung in der Fahrerkabine zwar untersagt, könne aber
durch eine Erklärung des Fahrers umgangen werden. Und Raststätten
könnten sich selbst zertifizieren, um dem Fahrer eine Übernachtung in
der Fahrerkabine zu erlauben. Darüber hinaus sei eine verpflichtende
Rückkehr von LKWs in ihr Heimatland nicht geregelt worden; daher sei
davon auszugehen, dass illegale Kabotage und eine Umgehung der
Anwendung der Entsenderichtlinie weiterhin möglich seien.

"Die neuen Regeln bringen nichts, wenn ihre Einhaltung nicht
kontrolliert wird", so Kocsis weiter. "Die Kontrollen müssen dringend
ausgeweitet werden, um Sozial-Dumping und illegaler Beschäftigung
einzudämmen." Wünschenswert wäre, wenn in Deutschland so viel und so
intensiv kontrolliert würde wie in den Nachbarstaaten Frankreich,
Belgien und den Niederlanden. Bußgelder bei Verstößen und das
Stilllegen von LKWs seien dort an der Tagesordnung. Erforderlich
dafür sei mehr Personal beim Zoll, bei der Polizei und beim Bundesamt
für Güterverkehr.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 04.04.2019
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VERKEHR/1553: Pleite der Billigflieger geht weiter - Was Fluggäste jetzt wissen müssen (idw)


International School of Management (ISM) - 03.04.2019

Pleite der Billigflieger geht weiter: Was Fluggäste jetzt wissen müssen



Erst im Februar musste die deutsche Fluglinie Germania dran glauben.
Jetzt hat es die Billigfluglinie WOW Air erwischt - immer mehr Airlines
gehen Pleite. Das löst nicht nur in der Luftfahrtbranche Unbehagen aus,
sondern auch Passagiere sind zunehmend verunsichert. Prof. Dr. Stephan
Bingemer lehrt an der International School of Management (ISM) im Bereich
Tourismus und Business Administration und weiß, was hinter dem Massensterben
der Billigfluggesellschaften steckt und welche Konsequenzen es für
Fluggäste und Luftfahrt hat.

"An sich erleben wir, wie sich der Markt bereinigt. Auf dem europäischen
Airline-Markt sind eine Vielzahl von Airlines aktiv, manche sehr
erfolgreich, andere deutlich weniger erfolgreich", sagt Bingemer. Weniger
Airlines, weniger Wettbewerb - ob Passagiere daher bald mehr für ihren
Flug zahlen müssen, lässt sich nicht pauschal beantworten. "Wenn ein
großer Carrier mit signifikantem Marktvolumen aus einem Markt austritt,
ziehen die Preise in der Regel durchaus an. Das haben wir zuletzt beim
Austritt von Air Berlin festgestellt. Allerdings kommt es für die weitere
Entwicklung darauf an, was im Markt passiert. Sind große Billigfluglinien
wie easyJet und Ryanair im Markt aktiv, oder andere Player wie die
Deutsche Bahn, Flixbus oder das Auto eine ernstzunehmende Konkurrenz, dann
können Preise dennoch niedrig bleiben, sofern der Wettbewerb als
Marktmechanismus greift", erklärt der ISM-Professor.

Einen Schutz vor den Unannehmlichkeiten einer Airline-Insolvenz gibt es
nur begrenzt. "Gerade bei Billigfliegern wird das Ticket oft online direkt
bei der Airline erworben. In diesem Fall sind die Möglichkeiten in der
Realität oft sehr beschränkt. Betroffene sind oft zum Erwerb eines
teureren Ersatztickets gezwungen, falls sie das Hotel nicht mehr
stornieren und den Urlaub absagen können", so der Tourismus-Experte. "Wird
eine Reise über einen Reiseveranstalter als Paket gebucht, dann steht der
Reiseveranstalter in der Pflicht, Ersatz zu beschaffen. Natürlich erspart
das nicht den Ärger, aber es begrenzt zumindest in Teilen den Schaden."

Auch wenn viel Wirbel um das Sterben jedes weiteren Billigfliegers gemacht
wird, schätzt Bingemer die Konsequenzen für den deutschen Markt eher
gering ein. "Mit Germania und WOW Air reduziert sich zunächst einmal die
Zahl der Wettbewerber. Allerdings haben die beiden Airlines keinen
signifikanten Teil des deutschen Marktes dargestellt, sodass die
Auswirkungen vermutlich eher punktuell auf denen durch sie bedienten
Routen zu spüren sein werden. Dort äußern sie sich durch weniger Flüge und
bei konstanter Nachfrage gegebenenfalls auch durch höhere Preise", so der
Experte.

Warum Billig-Airlines es schwer haben, hat laut Bingemer vielerlei Gründe.
"Insbesondere die wieder steigenden Kerosinpreise und ungünstige
Wechselkurse sind Treiber der Billigflieger-Insolvenzen. Das größte Risiko
für große Billigflieger stellt aus meiner Sicht jedoch deren eigene
Strategie dar. Die Tendenz geht dahin, immer stärker vom margenstarken
Geschäftsreiseverkehr profitieren zu wollen. Das macht einerseits Sinn, da
sich in diesem Feld deutlich höhere Ticketpreise realisieren lassen, ist
aber andererseits teuer, da Geschäftsreisen einer anderen
Bedürfnisstruktur folgen. Um für Geschäftsreisende attraktiv zu sein, muss
man die großen Airports anfliegen, mehr Service bieten, auch in
geschäftsreiselastigen, teureren Vertriebskanälen präsent sein."


Hintergrund:

Die International School of Management (ISM) zählt zu den führenden
privaten Wirtschaftshochschulen in Deutschland. In den einschlägigen
Hochschulrankings rangiert die ISM regelmäßig an vorderster Stelle.

Die ISM hat Standorte in Dortmund, Frankfurt/Main, München, Hamburg, Köln,
Stuttgart und Berlin. An der staatlich anerkannten, privaten Hochschule in
gemeinnütziger Trägerschaft wird der Führungsnachwuchs für international
orientierte Wirtschaftsunternehmen in kompakten, anwendungsbezogenen
Studiengängen ausgebildet. Alle Studiengänge der ISM zeichnen sich durch
Internationalität und hohe Lehrqualität aus. Projekte in Kleingruppen
gehören ebenso zum Hochschulalltag wie integrierte Auslandssemester und
-module an einer der über 180 Partneruniversitäten der ISM.

Weitere Informationen unter

http://www.ism.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution355
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KIRCHE/2185: Papst Franziskus würdigt öffentlich-rechtlichen Rundfunk (DBK)


Pressemitteilung der Deutschen Bischofskonferenz vom 04.04.2019

Papst Franziskus würdigt öffentlich-rechtlichen Rundfunk

Kardinal Marx: Werte einer pluralen und freien Gesellschaft vor Augen
halten



Papst Franziskus hat heute (Donnerstag, 4. April 2019) die Arbeit des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks gewürdigt. In einer Audienz für die
Intendanten der öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten in Deutschland und
eine ökumenische Delegation unter Leitung von Kardinal Reinhard Marx und
Landesbischof Dr. Heinrich Bedford-Strohm, hob der Papst hervor, dass
dieses Treffen der "Ausdruck des lebendigen Dialogs zwischen den Kirchen
und dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk und Fernsehen in Deutschland" sei.
Gespräch schaffe Verständnis und öffne Horizonte, so Papst Franziskus. "Ich
ermutige Sie in Ihrem Einsatz, dafür zu sorgen, dass es Fakten statt Fake
News, Objektivität statt Gerücht, Differenzierung statt oberflächlicher
Schlagzeile gibt." Seit einiger Zeit erlebe die Welt eine
besorgniserregende Entwicklung: "Anfechtung des Rechtes auf Leben,
Vormarsch der Euthanasie, Verneinung der sozialen Gleichheit, mangelnde
Integration, Verstoß gegen die Menschenwürde und gegen die
Gewissensfreiheit. Die öffentlich-rechtlichen Medien haben hier die
verantwortungsvolle Aufgabe, für das hohe Gut der menschlichen Freiheit und
Würde entschieden Stellung zu beziehen", sagte Papst Franziskus.

In seiner Begrüßung würdigte der Vorsitzende der Deutschen
Bischofskonferenz, Kardinal Reinhard Marx, die öffentlich-rechtlichen
Sendeanstalten als vertrauensvolle Partner in der Zusammenarbeit mit der
katholischen und evangelischen Kirche. "Ohne den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk wäre unsere Gesellschaft ärmer", sagte Kardinal Marx. Die
Intendanten der Sendeanstalten garantierten einen notwendigen
Qualitätsjournalismus. "Sie fragen kritisch und auch unbequem nach, aber
haben immer die wesentlichen Werte einer pluralen und freien Gesellschaft
vor Augen. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist mit seiner freien
Berichterstattung ein wichtiger Pfeiler für die Sicherung unserer
Demokratie." Ausdrücklich dankte Kardinal Marx für die seit Jahrzehnten
verlässliche Kooperation mit den Sendern, was sich unter anderem durch die
Präsenz der verschiedenen Sendeformate zeige.

Der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD),
Landesbischof Dr. Heinrich Bedford-Strohm, äußerte sich dankbar für die
ökumenische Audienz mit Papst Franziskus. "In Zeiten, wo das Miteinander
von Staaten immer schwieriger und von nationalistischen Einzelinteressen
geprägt wird, braucht es das gemeinsame Zeugnis von Christinnen und
Christen. Wir Christen können ein Wärmestrom dort sein, wo sich menschliche
Kälte breit zu machen droht. In diesem Geist erlebe ich immer wieder die
Begegnungen mit meinem Bruder in Christus, Papst Franziskus", erklärte
Bedford-Strohm nach der Audienz.

Die Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz und der EKD treffen mit
den verantwortlichen Medienbischöfen einmal im Jahr zu einem ökumenischen
Spitzengespräch mit den öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten zusammen. Auf
dem Programm in Rom stehen bis morgen weitere Gespräche mit
Kurienvertretern im Vatikan. Zuletzt hatte das Spitzengespräch in Rom vor
zehn Jahren stattgefunden.


Hinweis:

Das Grußwort von Kardinal Marx und die Ansprache von Papst Franziskus sind
unter www.dbk.de verfügbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 55 vom 4. April 2019

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn
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SCHACH-SPHINX/06887: Tarrasch forever? (SB)


Wie heftig hatte Siegbert Tarrasch nach 1.d2-d4 d7-d5 2.c2-c4 e7-e6
3.Sb1-c3 gewettert, wenn der Nachziehende nun mit 3...Sg8-f6
fortsetzte, anstatt den von ihm mit dem Nimbus des
Alleinseligmachenden versehenen Zug 3...c7-c5 zu spielen. Der
Springerzug galt ihm als Ausbund mittelalterlichen Denkens, als ein
Fauxpas gegen die feinen Schachsitten. Mit geradezu diskriminierender
Strenge sprach er bei 3...Sg8-f6 von der "orthodoxen Verteidigung",
orthodox im Sinne von starrsinnig, kleinkariert, hinterwälderisch. In
seinen Schriften machte er keinen Hehl von seiner Meinung. Ganz im
Gegenteil führte er allerhand Varianten an, die die Zweitrangigkeit
des Springerzuges untermauern sollten. Die Schachtheorie ist über
seine Ansichten hinweggegangen. Sie hielt es statt dessen mit der
Toleranz. Nach gegenwärtigem Stande sieht sie beide Fortsetzungen für
gleichwertig an, bemerkt jedoch, daß die nach ihrem Schöpfer benannte
Tarrasch-Verteidigung zu beengten Stellungen führt, in denen der
Nachziehende um den Ausgleich kämpfen muß. Im heutigen Rätsel der
Sphinx zeigte sich, wie scharfkantig die Grenze zwischen Ausgleich und
Niedergang war. Weiß am Zuge zerschmetterte den Tarrasch-Aufbau mit
Hammerschlägen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06887: Tarrasch forever? (SB)]



Granberg - Ingersiev

Fernpartie 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Bukics Resignation nach 1.g3-g4 war berechtigt, denn nach 1...Kh7-g8
2.g4-g5 Lf6-e7 3.f5-f6! g7xf6 4.g5xh6! Kg8-h8 5.Tc1-g1 Lb7-c8 6.Tg1-g7
Tc5-c7 7.Tg7-h7+ Kh8-g8 8.Td2-d3 bliebe ihm das Matt nicht erspart.
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BILDUNG/574: UN-Dekade zeichnet SCHUBZ Umweltbildungszentrum aus (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 4. April 2019

Niedersachsens Kultusminister würdigt "EDU-Wildlife" und
"ErlebnisNATUR" als offizielle Projekte der UN-Dekade

SCHUBZ Umweltbildungszentrum und Landesjägerschaft erhalten
Auszeichnung der UN-Dekade Biologische Vielfalt



Lüneburg, 04. April 2019 - Im Rahmen der Festveranstaltung zum
30-jährigen Bestehen des SCHUBZ Umweltbildungszentrums der Hansestadt
Lüneburg zeichnet Niedersachsens Kultusminister Grant Hendrik Tonne
zwei Naturbildungsprojekte im Namen der UN-Dekade Biologische Vielfalt
aus. Dem "EDU-Wildlife"- Projekt des SCHUBZ geht es um das Bewusstsein
von Schülern für eine konfliktarme Koexistenz mit Wolf und Bär und den
Wildtierschutz. Bei "ErlebnisNATUR" starten die Landesjägerschaft
Niedersachsen, der Anglerverband Niedersachsen und der
Sportfischerverband zusammen mit dem SCHUBZ eine gemeinsame
Qualifizierungsoffensive für das Ehrenamt. Dr. Frank Corleis, Leiter
des SCHUBZ und (MdL) Helmut Dammann-Tamke, Präsident der
Landesjägerschaft Niedersachsen, nehmen, in Anwesenheit von
UN-Dekade-Jugendbotschafterin Chiara Knüpfer den Preis entgegen.

Das Projekt "EDU-Wildlife - Wolf, Bär und Luchs im Fokus" setzt
darauf, Schüler/innen ein Bewusstsein für ein friedliches
Nebeneinander mit großen Wildtieren wie Wölfen und Bären zu
vermitteln. Dazu werden Lehrmaterialeien und Bildungsangebote
entwickelt und Kommunikationsstrategien zum Umgang mit den Tieren
analysiert. Pädagoginnen werden qualifiziert und international
vernetzt. Das Projekt wird von der Leuphana-Universität Lüneburg
begleitet.

Bei "ErlebnisNATUR - Ist doch Ehrensache" handelt es sich um eine
landesweite Bildungsinitiative, bei der ehrenamtliche Jäger und Angler
geschult werden, um Grundschulkindern die biologische Vielfalt
Niedersachsens näherzubringen und sie für eine nachhaltige Nutzung zu
sensibilisieren. Die Schulungen finden in sechs Umweltbildungs- und
Waldpädagogikzentren in Niedersachsen statt. Anschließend werden die
Angebote dort dauerhaft angeboten. Bis zum Ende der Pilotphase Ende
2019 sollen landesweit ca. 2500 Kinder mit den Bildungsangeboten
erreicht werden.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.



Weitere Informationen zum Projekt "EDU-Wildlife - Wolf Bär und Luchs
im Fokus"

Projektträger

SCHUBZ Umweltbildungszentrum

Wichernstraße 34

21335 Lüneburg

info@schubz.org

www.edu-wildlife.eu

in Zusammenarbeit mit

Mioritics Association (Rumänien)

Landesjägerschaft Niedersachen e.V.

Anglerverband Niedersachsen e.V.

Sportfischerverband im LFV Weser-Ems e.V.



Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite: 

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2521&tx_lnv_p...

 * 

Quelle:

Presseinformation, 04.04.2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





FORSCHUNG/1508: Luftverschmutzung - Schnelle globale Energiewende könnte Millionen Menschenleben retten (idw)


Max-Planck-Institut für Chemie - 28.03.2019

Schnelle globale Energiewende könnte Millionen Menschenleben
retten

Die Verbrennung fossiler Rohstoffe ist die wichtigste Ursache für
Luftverschmutzung und damit verbundene Gesundheitsbelastungen



Die Reduktion der weltweiten Luftverschmutzung kann Millionen von
Menschenleben retten. Dies zeigt ein internationales
Wissenschaftlerteam unter Leitung des Max-Planck-Instituts für Chemie
mit einer neuen Studie. Den wichtigsten Beitrag dazu würde der
schnelle Ausstieg aus der Verbrennung fossiler Energieträger liefern -
ein Schritt, der derzeit vor allem aus Gründen des Klimaschutzes
gefordert wird. Den Einfluss von Luftverschmutzung auf die menschliche
Gesundheit untersuchten die Forscher mithilfe eines Modells der
globalen Atmosphärenchemie, sie analysierten auf diese Weise aber auch
die Auswirkungen von Luftschadstoffen auf die Niederschlagsbildung und
das Klima. Die Ergebnisse der Studie wurden vor kurzem in der
Zeitschrift Proceedings of the National Academy of Sciences of the
United States of America (PNAS) veröffentlicht.

Das Team um den Atmosphärenforscher Jos Lelieveld, Direktor am 
Max-Planck-Institut für Chemie, berechnete, dass Emissionen aus der
Verbrennung von Erdöl, Erdgas und Kohle weltweit für etwa 65 Prozent
der vorzeitigen Todesfälle durch Luftschadstoffe verantwortlich sind.
Verschmutzte Luft erhöht demnach deutlich das Risiko für
kardiovaskuläre Krankheiten und Erkrankungen der Atemwege. Laut
Richard Burnett von Health Canada, Koautor der Studie, ist die
Gesundheitsbelastung durch Feinstaub extrem hoch. Ein Ausstieg aus der
Nutzung fossiler Energieträger würde somit weltweit mehr als drei
Millionen vorzeitige Todesfälle jährlich verhindern. "Würde man
sämtliche durch Menschen verursachte Luftverschmutzungsquellen
einstellen, stiege die Zahl sogar auf über fünf Millionen pro Jahr",
erklärt Andy Haines, Koautor der Studie und Professor an der London
School of Hygiene and Tropical Medicine.

Ein Ende der Luftverschmutzung würde sich aber nicht nur auf die
Gesundheit der Weltbevölkerung auswirken, sondern hätte auch Effekte
auf das Klima. Ein globaler Stopp der Verfeuerung fossiler Rohstoffe
würde zwar den Anstieg des CO2-Gehalts der Atmosphäre entscheidend
bremsen, die derzeitige Menge von rund 400 ppm in der Luft würde aber
erst einmal nicht abnehmen. Die Luftverschmutzung durch
Feinstaubpartikel in der Atmosphäre, die einen Teil der
Sonnenstrahlung reflektieren und die Erde in gewissem Maß kühlen,
würde dagegen rasch zurückgehen. Deswegen käme es bei einer weltweiten
Abkehr von fossilen Energieträgern kurzfristig sogar zu einem globalen
Temperaturanstieg um etwa 0,5 Grad Celsius.

Dennoch scheint eine Begrenzung der Erderwärmung auf zwei Grad noch
möglich. "Der Temperaturanstieg nach der Entfernung aller
Schmutzpartikel aus der Luft kann durch die gleichzeitige Verringerung
der Treibhausgase Ozon, Methan und halogenierter Kohlenwasserstoffe in
der Troposphäre abgemildert werden", erklärt Veerabhadran Ramanathan,
Koautor der Studie und Professor an der University of California.
Diese Verbindungen sind trotz kürzerer Lebensdauer im Vergleich zu
Kohlendioxid stärkere Treibhausgase. Ihre Reduktion hätte daher einen
direkten abkühlenden Effekt, wohingegen die Klimawirkung des
langlebigeren CO2 Jahrhunderte andauern wird.

Weniger Feinstaubpartikel in der Atmosphäre und die damit verbundene
Erhöhung der Meeresoberflächentemperatur sorgt laut den Forschern aber
auch dafür, dass mehr Wasser aus den Ozeanen verdunsten würde, wodurch
es besonders in von Dürre geplagten Regionen wieder mehr regnen würde.
Der Effekt ist besonders ausgeprägt in Monsungebieten und könnte die
Nahrungssicherung und den Wasserzugang der Menschen in Teilen von
Afrika, Zentralamerika, China und Indien verbessern.

Die Wissenschaftler sind der Meinung, dass der Ausstieg aus der
Verbrennung fossiler Energieträger nicht nur mittelfristig das Klima
schützen würde, sondern auch eine große Chance bietet, die Gesundheit
von Menschen weltweit deutlich zu verbessern. Sie plädieren daher für
eine schnelle Umstellung auf erneuerbare Energien: "Saubere
Energiequellen haben das Potenzial, Menschenleben zu retten", sagt Jos
Lelieveld.

Originalpublikation:
Effects of fossil fuel and total anthropogenic emission removal on
public health and climate. J. Lelieveld, K. Klingmüller, A. Pozzer, R.
T. Burnett, A. Haines, und V. Ramanathan PNAS, 25. März 2019, 

DOI: www.pnas.org/cgi/doi/10.1073/pnas.1819989116

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news712957

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution274

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Chemie - 28.03.2019
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FORSCHUNG/1507: Wenn die Nordsee umgekehrt strömt (Uni Oldenburg)


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg - 29. März 2019

Wenn die Nordsee umgekehrt strömt

Bürgerbeteiligung hilft, ungewöhnliche Strömungsverhältnisse im
Frühjahr 2018 aufzudecken



Oldenburg. Andauernde östliche Winde im Frühjahr 2018 haben die
Strömung in der Nordsee für gut anderthalb Monate umgekehrt. Das
zeigen Forscher der Universität Oldenburg und des Helmholtz-Zentrums
Geesthacht um den Ozeanografen Prof. Dr. Emil Stanev in einer
aktuellen Studie. Sie nutzten Daten aus dem Projekt "Makroplastikmüll
in der südlichen Nordsee - Quellen, Wege und Vermeidungsstrategien",
an dem auch Laienforscher beteiligt waren: Bewohner der britischen
Ostküste hatten die Fundorte von kleinen, im Wasser treibenden
Holzplättchen gemeldet, die die Oldenburger Forscher im Februar 2018
vor Borkum und Sylt ins Meer ausgebracht hatten. Anhand weiterer Daten
und Modellrechnungen konnten die Wissenschaftler nachvollziehen, dass
das Nordseewasser nicht wie üblich gegen den Uhrzeigersinn, sondern in
entgegengesetzter Richtung strömte. Die Ergebnisse helfen unter
anderem zu verstehen, wie sich Plastikmüll im Meer verteilt. Die
Studie ist in der aktuellen Ausgabe des Fachmagazins Continental Shelf
Research erschienen.

Die Strömung in der Nordsee ist von den meist westlichen Winden und
den Gezeitenwellen des Atlantiks beeinflusst; letztere dringen aus
Westen durch den Ärmelkanal und aus Norden entlang der britischen
Ostküste in das flache Meer. In der Folge kreist das Wasser der
Nordsee gegen den Uhrzeigersinn. Wirft man etwa auf der Seeseite
Borkums eine Flaschenpost ins Meer, würde diese entlang der
ostfriesischen und nordfriesischen Inseln nach Osten und nach Norden
treiben. "Bisher ist nur wenig bekannt darüber, wie extreme
Windverhältnisse dieses Strömungsmuster ändern können", erläutert
Stanev. Dies sei jedoch wichtig zu wissen, etwa um Vorhersagen zu
treffen, wie sich Plastikmüll oder andere Schadstoffe in der Nordsee
verteilen.

Die Wege von Plastikmüll im Meer nachzuvollziehen, ist eines der Ziele
des vom Niedersächsischen Wissenschaftsministerium geförderten
Projekts. Wissenschaftler und Techniker des Instituts für Chemie und
Biologie des Meeres (ICBM) der Universität haben dafür spezielle
Driftkörper mit Sendern entwickelt. Diese treiben, ähnlich wie der
Müll, an der Meeresoberfläche und senden kontinuierlich ihre Position.
"So können wir direkt die Oberflächenströmung der Nordsee beobachten
und dies mit Modelldaten vergleichen", sagt Jens Meyerjürgens, der die
Drifter mitentwickelt hat. Zudem setzen die Forscher Holzplättchen aus
unbehandeltem Fichtenholz als moderne Flaschenpost ein: Diese in
regelmäßigen Abständen ausgebrachten Holzdrifter sind nummeriert und
tragen eine Inschrift, die Finder darum bittet, den genauen Fundort
auf einer Webseite zu melden.

Auf die umgekehrten Strömungsverhältnisse in der Nordsee wurden die
Wissenschaftler aufmerksam, nachdem sie im Februar 2018 jeweils 800
Holzplättchen vor Borkum und Sylt in die Nordsee entließen. Zusätzlich
setzten sie einen mit GPS-Gerät ausgestatteten Drifter vor Borkum aus.
Bewohner der britischen Ostküste meldeten in den folgenden Wochen
insgesamt fast 800 Fundorte der Holzplättchen. Die vor Borkum
ausgesetzten Plättchen trieben zwischen 450 und 560 Kilometer weit an
die Küste zwischen Burniston, nördlich von Scarborough, und Peterlee
in Nordostengland. Die vor Sylt ausgesetzten Drifter legten bis zu 600
Kilometer zurück und erreichten die Küste weiter nördlich zwischen
Lynemouth, Northumberland, und Dunbar in Südschottland. Der
GPS-Drifter bewegte sich mit der Strömung ebenfalls in nordwestliche
Richtung. Seinen Weg über mehr als 400 Kilometer konnten die Forscher
zwei Monate lang verfolgen.

Eine Analyse der Wetterdaten zwischen Mitte Februar und Ende April
zeigte, dass der Wind in dieser Zeit hauptsächlich und teilweise sehr
stark aus östlicher Richtung wehte. Mit mathematischen Modellen, die
unter anderem die Windstärke und Windrichtung sowie Wellenbewegungen
berücksichtigten, berechneten die Wissenschaftler den Weg der
Holzplättchen durch die Nordsee sowie deren Anlandung an der Küste.
"Unsere Modellergebnisse stimmten sehr gut mit den tatsächlichen
Fundorten überein", berichtet Marcel Ricker, der ebenfalls am Projekt
beteiligt ist. "Wir konnten dieses ungewöhnliche Ereignis vor allem
auch deswegen so gut analysieren, weil sehr viele Bürger die Fundorte
der Holzplättchen gemeldet haben", ergänzt Stanev.

Weitere Berechnungen hätten gezeigt, dass sich die Strömung in der
Nordsee in den vergangenen 40 Jahren nur vier Mal noch stärker
verändert hatte, als es im vergangenen Jahr der Fall war, erläutert
Stanev. Zu wissen, unter welchen Bedingungen dies passiere, sei nicht
nur wichtig, um zu verstehen, wie sich Plastikmüll im Meer verteile.
"Solche Veränderungen können auch weitreichende Einflüsse auf die
biologischen und chemischen Prozesse in dem flachen Küstenmeer haben",
sagt der Meeresforscher.

Originalpublikationen:

Stanev E. V., T. H. Badewien, H. Freund, S. Grayek, F. Hahner, J.
Meyerjürgens, M. Ricker, R.I. Schöneich-Argent, J.-O. Wolff, O.
Zielinski (2019). Extreme westward surface drift in the North Sea:
Public reports of stranded drifters and Lagrangian tracking.
Continental Shelf Research 177, 24-32. DOI: 10.1016/j.csr.2019.03.003

Meyerjürgens J., T. H. Badewien, S. P. Garaba, .J.-O. Wolff, O.
Zielinski (2019). A State-of-the-Art Compact Surface Drifter Reveals
Pathways of Floating Marine Litter in the German Bight. Front. Mar.
Sci. DOI: 10.3389/fmars.2019.00058

Weblinks

doi.org/10.1016/j.csr.2019.03.003

doi.org/10.3389/fmars.2019.00058

uol.de/icbm

www.macroplastics.de

www.uol.de/presse/mit
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FORSCHUNG/1506: Wissenslücke beim Ethan-Abbau geschlossen (UFZ)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ - 28. März 2019

Wissenslücke beim Ethan-Abbau geschlossen

UFZ-Forscher entdecken einzelligen Organismus, der am Meeresboden
Ethan oxidiert



Ethan ist mit einem Anteil von bis zu zehn Prozent der zweithäufigste
Bestandteil von Erdgas und in tiefen Gaslagerstätten im terrestrischen
und marinen Bereich weltweit vorhanden. Ungeklärt war bislang, wie
Ethan unter sauerstofffreien Bedingungen abgebaut wird. Ein Team von
Forschenden des Helmholtz-Zentrums für Umweltforschung (UFZ) hat nun
gemeinsam mit Kollegen des Max-Planck-Instituts für Marine
Mikrobiologie in Bremen nach mehr als fünfzehn Jahren Forschungsarbeit
dieses Rätsel gelöst. In Sedimentproben des Golfs von Mexiko haben die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in einer mikrobiellen
Gemeinschaft ein Archaeon nachgewiesen, das Ethan oxidiert. Dem
einzelligen Organismus gaben sie den vorläufigen Namen Candidatus
Argoarchaeum ethanivorans, was so viel bedeutet wie langsam wachsender
Ethanfresser. In einem jetzt im Fachjournal Nature veröffentlichten
Beitrag beschreiben die Forschenden den biochemischen Stoffwechselweg
des Ethanabbaus.

Um eines der Rätsel des anaeroben Abbaus gesättigter
Kohlenwasserstoffen zu lösen, mussten die Forscher viel Geduld
mitbringen. Im Jahr 2002 erhielt UFZ-Mikrobiologe Dr. Florin Musat,
der damals am Bremer MPI für Marine Mikrobiologie forschte, eine
Sedimentprobe, die vom Golf von Mexiko stammt und aus einer
natürlichen Erdgasquelle aus einer Meerestiefe von mehr als 500 Metern
entnommen wurde. Zehn Jahre lang dauerte es, die Zellkulturen mit dem
Archaeon in ausreichend großen Mengen zu kultivieren - als Basis für
biochemische Experimente zur Entschlüsselung des Energiestoffwechsels
der mikrobiologischen Gemeinschaft. Bei seinen regelmäßigen Messungen
stellte Florin Musat fest, dass der Mikroorganismus bei Zugabe von
Ethan Schwefelwasserstoff produzierte. "Wir dachten damals immer, dass
der Abbau von Ethan anlog des Abbaus von Butan oder Propan durch
Bakterien erfolgen müsste, fanden dafür aber weder den Mechanismus
noch mögliche Stoffwechselprodukte", sagt Musat.

Um mit detaillierten biochemischen Analysen dem Geheimnis der
Ethanoxidation auf die Spur zu kommen, nutzte Florin Musat, der seit
2014 am UFZ forscht, die Möglichkeiten der Technologieplattform
ProVIS. Das Sächsische Zentrum zur Visualisierung biochemischer
Prozesse auf zellulärer Ebene kombiniert zahlreiche Großgeräte, und
ermöglicht dadurch eine effektive, schnelle und empfindliche chemische
Analytik von biologischen Objekten, Strukturen und Oberflächen im
Nanobereich. So konnte das Forscherteam um Florin Musat mithilfe der
Fluoreszenzmikroskopie beispielsweise feststellen, dass der einzellige
Organismus Candidatus Argoarchaeum ethanivorans mit rund 65 Prozent
Probenanteil die Kultur dominiert, während zwei sulfatreduzierende
Deltaproteobakterien nur etwas mehr als 30 Prozent ausmachen. Die
Metaboliten und Proteine wurden durch hochauflösende
Massenspektrometrie charakterisiert sowie die chemische
Zusammensetzung und die räumliche Organisation einzelner
Mikroorganismen im Biofilm mit Ionenmikroskopen und der NanoSIMS
bestimmt. Mit diesen Methoden konnten die Forscher beweisen, dass ein
Archaeon für die Oxidation von Ethan zu Kohlendioxid und die
begleitenden Bakterien für die Sulfatreduktion in der mikrobiellen
Gemeinschaft zuständig sind.

Zudem stellten sie fest, dass Candidatus Argoarchaeum ethanivorans bei
der Oxidation von Ethan im Unterschied zum Abbauprozess von Methan,
Propan oder Butan keine Aggregate mit den Partnerbakterien bildet.
"Das Archaeon und die beiden Bakterienarten wachsen als freie Zellen.
Verbindungen wie beispielsweise winzige Mikro-Drähte, über die
Elektronen fließen können, fehlen", sagt Musat. Spannend bleibt
deshalb die Frage, wie Candidatus Argoarchaeum ethanivorans und die
Bakterien interagieren. Analysen des Metagenoms zeigten, dass das
Archaeon keine bekannten Gene für die Sulfatreduktion hat. Das heißt,
die Elektronen müssen auf die sulfatreduzierenden Bakterien übertragen
werden. Untersuchungen mit der NanoSIMS deuten nun daraufhin, dass der
Elektronenaustausch möglicherweise über einen Schwefelkreislauf
zustande kommt. "Die Archaeen gewinnen Energie durch den Ethanabbau in
einer komplexen Syntrophie (Fressgemeinschaft) mit ihren
sulfatreduzierenden Partnern", erklärt Musat seine Theorie.

Um das Wachstum und die Vermehrung des neu beschriebenen Einzellers zu
beschreiben, nutzte das Team um Florin Musat das Heliumionenmikroskop.
Dabei entdeckten die Forscher ungewöhnliche kleine zelluläre Vesikel.
Sie zeigen, dass sich die Archaeen durch Sprossung vermehren, was zu
ungewöhnlichen kleinen Clustern führt.

Im Genom von Candidatus Argoarchaeum ethanivorans haben die
Wissenschaftler alle Gene für eine funktionelle
Methyl-Coenzym-M-ähnliche-Reduktase (MCR) nachgewiesen, die die
Schlüsselreaktion des anaeroben Ethanabbau katalysiert. Mit einem sehr
hoch auflösenden Massenspektrometer konnten sie schließlich den
Co-Faktor (Ethyl-Coenzym-M), Metaboliten und die notwendigen Proteine
nachweisen und somit den Stoffwechselweg entschlüsseln.

Bislang war die Forschung zum Ethan-Abbau in erster Linie
Grundlagenforschung. Denkt man jedoch weiter, könnte die Entdeckung
der Forscher auch für eine industrielle Anwendung von Nutzen sein.
"Wir kennen jetzt die grundlegenden Mechanismen für den Abbau
kurzkettiger Kohlenwasserstoffe durch Alkyl-CoM Reduktasen und gehen
davon aus, dass die Umkehrreaktion möglich ist. Darüber könnten mit
diesen oder ähnlichen Mikroorganismen auf biosynthetischen Wegen
Kohlenwasserstoffe produziert werden", sagt Musat. Das könnte der
Auftakt für eine biotechnologische Produktion von synthetischen
Treibstoffen sein, zum Beispiel die Nutzung des energiereichen Butans.
Es enthält mehr Energie pro Liter und lässt sich deutlich einfacher
verflüssigen als beispielsweise Methan - ein Ansatz, den Florin Musat
und sein Team für künftige Forschung im Blick haben werden.

Das Sächsische Zentrum zur Visualisierung biochemischer Prozesse auf
zellulärer Ebene (ProVIS) wurde im Jahr 2015 am UFZ mit einer
Förderung von mehr als zwölf Millionen Euro durch Sachsen,
Sachsen-Anhalt, Bund und EU eingerichtet. Die Kombination modernster
Geräte ermöglicht es, sowohl einzelne Zellen als auch das
Zusammenspiel ganzer Lebensgemeinschaften detailliert zu untersuchen,
um sie später für biotechnologische Anwendungen nutzbar zu machen.

Publikation:

Chen S.C., Musat N., Lechtenfeld O.J., Paschke H., Schmidt M., Said
N., Popp D., Calabrese F., Stryhanyuk H., Jaekel U., Zhu Y.G., Joye
S.B., Richnow H.H., Widdel F., Musat F.: Anaerobic oxidation of ethane
by archaea from a marine hydrocarbon seep; Nature (2019),

http://dx.doi.org/10.1038/s41586-019-1063-0
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VERBAND/628: BBU-Vorstand tagt - keine Freigabe radioaktiver Abfälle, Fridays for Future unterstützen (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 4.
April 2019

BBU-Vorstand tagte in Duisburg: Ablehnung der Freigabe von
radioaktiven Abfällen / Parteien sollen Forderungen der Fridays for
Future-Initiativen unterstützen: Klimaschutz jetzt!



(Bonn, Duisburg, 04.04.2019) Die Vorstandsmitglieder des
Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) haben sich bei
ihrem Treffen in Duisburg erneut gegen die Verbringung von sogenannten
freigemessenen radioaktiv belasteten Abfällen aus Atomanlagen auf
Mülldeponien und in Verbrennungsanlagen ausgesprochen. Ebenso wird die
freie Wiederverwertung solcher Abfälle entschieden abgelehnt.

Die BBU-Vorstandsmitglieder solidarisierten sich mit den
Jugendprotesten der Fridays for Future - Initiativen und sprachen sich
für eine schnelle Energiewende aus. Die Nutzung der Atomenergie und
der fossilen Energieträger ist aus Sicht des BBU mit zahlreichen
Gefahren verbunden. Den erneuerbaren Energien einschließlich der
Nutzung der Windenergie gehört die Zukunft. Sofortiges Handeln ist
geboten!

Keine Freigabe radioaktiv belasteter Abfälle

Bei seinem Treffen befasste sich der BBU-Vorstand mit der Freigabe und
Herausgabe radioaktiv belasteter Abfälle nach § 29 der
Strahlenschutzverordnung (StrlSchV), also mit der Verteilung von
radioaktiv belasteten Abfällen aus Atomkraftwerken und sonstigen
Atomanlagen in die Umwelt. Der BBU lehnt derartige Freigaben ab und
fordert ein Moratorium bezüglich der Freigabe dieser radioaktiv
belasteten Materialien. "Das Material muss vollständig gesichert am
jeweiligen Anlagen-Standort aufbewahrt werden, bis klar ist, welche
kontaminierten Müll-Mengen insgesamt anfallen und was damit
langfristig geschehen soll", erläutert Gertrud Patan, Fachfrau im
Vorstand des BBU, dazu.

Solidarität mit Fridays for Future

Vor dem Hintergrund des erkennbaren Klimawandels begrüßt der
BBU-Vorstand die Klimaschutzproteste von "Fridays for Future".
Strafmaßnahmen gegen Schülerinnen und Schüler, die bei den
Freitagsprotesten für eine lebenswerte Zukunft einige
Unterrichtstunden versäumen, lehnt der BBU-Vorstand ab. Gleichzeitig
warnt der BBU-Vorstand die politischen Parteien davor, die
parteiunabhängigen Jugendproteste zu vereinnahmen.

Mit Nachdruck spricht sich der BBU-Vorstand gegen den Bau und die
Subventionierung von so genannten LNG-Terminals für Flüssigerdgas in
norddeutschen Hafenstädten aus. Mit deren Hilfe will US-Präsident
Donald Trump sein dreckiges Fracking-Gas nach Deutschland und in die
EU exportieren.

Sichert das Weiterbestehen des afas

Bei seinem Treffen in Duisburg tagte der BBU-Vorstand erstmals in den
Räumen des Archivs für alternatives Schrifttum (afas). Dabei konnten
sich die BBU-Vorstandsmitglieder davon überzeugen, dass die
umfangreichen BBU-Archiv-Unterlagen, die in den letzten Monaten aus
der Bonner BBU-Geschäftsstelle nach Duisburg verlagert wurden, im
"afas" bestens aufgehoben sind. Die gesammelten Materialien wie
Bücher, Broschüren und Flugblattsammlungen drohten zunehmend den
vorhandenen Platz in der BBU-Geschäftsstelle zu sprengen. "Wir sind
sehr dankbar, dass unsere Dokumente jetzt im Duisburger Archiv
katalogisiert und später auch öffentlich zugänglich werden", erläutert
Ulla Weiß, Mitglied im Geschäftsführenden Vorstand des BBU. "Und wir
fordern von der Landesregierung NRW, dass die weitere Finanzierung
dieser einmaligen Einrichtung gesichert wird." Im letzten Jahr gab es
von Seiten der Landesregierung NRW Pläne, die Finanzierung des afas zu
reduzieren.

Das Archiv für alternatives Schrifttum in Duisburg wird von einem
Trägerverein getragen, der 1985 gegründet wurde. Das afas hat sich zum
größten Freien Archiv für Materialien der Neuen Sozialen Bewegungen in
Deutschland entwickelt. Ausführliche Informationen über die Arbeit des
afas und über die Nutzungsmöglichkeiten der gesammelten Unterlagen
findet man im Internet unter http://afas-archiv.de

33 Jahre nach Tschernobyl - Stromwechsel jetzt mit dem BBU!

Anlässlich des bevorstehenden 33. Jahrestages der Atomkatastrophe in
Tschernobyl (26. April) ruft der BBU zur Teilnahme an den vielfältigen
Gedenk- und Protestveranstaltungen auf Außerdem ruft der BBU zum
Stromwechsel auf, sofern man noch von einem Stromanbieter versorgt
wird, der Atomstrom liefert. Auf der Homepage des BBU finden sich
Unterlagen zum einfachen Wechsel des Anbieters für Strom und Gas.

Siehe https://bbu-online.de/EWS/EWS1.htm

Der BBU kooperiert schon seit Jahren mit den Elektrizitätswerken in
Schönau (EWS), die keinen Atomstrom liefern, nicht mit der
Atomindustrie verflochten sind und jetzt auch Gas liefern.




Weitere Hintergrundinformationen:

Übersicht über Deponien und Müllverbrennungsanlagen, die
"freigemessene"
Materialen aus Atomanlagen entgegennehmen oder bereits gelagert
haben:

https://www.bbu-online.de 

Direktlink:
https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Deponietabelle%202018/Deponietabelle%202018-09.pdf

Aktionstermine von Fridays for Future:

https://fridaysforfuture.de/streiktermine

BBU-Pressemitteilung zu LNG-Terminals:

https://www.bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202019/19.03.19.pdf

Veranstaltungstermine zum Tschernobyl-Jahrestag (u. a. m).:

https://www.bbu-online.de/Termine/Termine.htm

 * 
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FORSCHUNG/577: Einsatz des Treibhausgases Schwefelhexafluorid im Energiesektor (idw)


Fraunhofer-Institut für Energiewirtschaft und Energiesystemtechnik IEE
- 28.03.2019

Studie über den Einsatz des Treibhausgases Schwefelhexafluorid
(SF6) im Energiesektor gestartet



Schwefelhexafluorid, kurz SF6, spielt als Isoliergas in elektrischen
Schaltgeräten der verschiedenen Spannungsebenen eine wichtige Rolle
beim Unterbrechen und Umleiten von Stromflüssen. Gleichzeitig ist es
eines der wirksamsten Treibhausgase mit einer sehr langen Lebensdauer
und obwohl augenblicklich die Konzentration von SF6 in der Atmosphäre
noch sehr gering ist, steigt sie über die Jahre beständig an. Das
Fraunhofer IEE und die Grenoble Ecole de Management haben nun eine
Forschungsstudie gestartet, die die ökologischen und sozio-
ökonomischen Auswirkungen des Einsatzes von SF6 in Stromnetzen
untersucht und Alternativen in den Blick nimmt.

Ziel der Studie ist es, die Auswirkungen der Verwendung von SF6 und 
F-Gas-freien Alternativen in Mittelspannungsnetzen in der Europäischen
Union zu analysieren und damit die Umsetzung der Pariser COP 21
Vereinbarung und das Engagement der Industrie für Natur und Umwelt zu
unterstützen.

Die Studie wird von den Stakeholdern Siemens und Schneider Electric
unterstützt. Weitere Unternehmen, können sich dieser Forschungsstudie
anschließen - vorzugsweise Branchenvertreter der Elektroindustrie und
Netzbetreiber, die ein starkes Interesse an elektrischen Anlagen und
Nachhaltigkeit haben.

Die Teilnehmer können mit ihren spezifischen Kenntnissen zur Studie
beitragen und haben bevorzugten Zugang zu den Ergebnissen.
Verschiedene Mitgliedschaften mit entsprechenden Rechten und Pflichten
werden angeboten: Vollmitglieder, teilnehmende Mitglieder und
Studienförderer. Die Beteiligung ist bis zum 31. Mai 2019 möglich.

Die Arbeiten zur Studie haben im März 2019 begonnen, die
Definitionsphase endet Mitte Juni und die Ergebnisse werden Anfang
2020 vorliegen. Die endgültigen Ergebnisse der Forschungsstudie werden
in Form eines Whitepapers vorgelegt, das der Öffentlichkeit zugänglich
gemacht wird.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://s.fhg.de/R6H

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news713021

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1407

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STRAHLUNG/136: Wissenschaftler und Ärzte weltweit besorgt um Auswirkungen von 5G auf Mensch und Umwelt (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht vom 3. April 2019

Wissenschaftler und Ärzte weltweit besorgt um Auswirkungen 
von 5G auf Mensch und Umwelt



Die Umweltmedizinerin Barbara Dohmen hat einen offenen Brief an den
Präsidenten der Bundesnetzagentur verfasst, in dem sie an seine
Verantwortung in Bezug auf die Versteigerung der 5G-Lizenzen
appelliert. Aus eigener Erfahrung weiß sie um das Leid von
elektrosensiblen Patienten, die oft außerhalb der Gesellschaft leben
und keine Lobby haben.

Das Problem der Elektrosensibilität ist zwar bekannt, wird aber noch
nicht ausreichend ernst genommen. So fordert auch der Bund für
Naturschutz und Umwelt Deutschland BUND e.V. in einer Pressemitteilung
[1], dass gesundheitliche Auswirkungen von 5G vor dem Ausbau erforscht
werden.

Auch in den Vereinigten Staaten gibt es bereits Widerstand und
schwerwiegende Bedenken gegen 5G. Dort gaben vor kurzem Vertreter der
Industrie auf Druck von U.S. Senator Richard Blumenthal zu, dass sie
noch keine Studien zur gesundheitlichen Unbedenklichkeit von 5G
erstellt hätten (Quelle: Greenmedinfo.com) [2].

Ein internationaler Appell, der bereits von über 63.000
Wissenschaftlern, Ärzten, medizinischem Personal,
Umweltschutzorganisationen und Bürgern aus 168 Ländern der Welt
unterzeichnet wurde, fordert: "Stop 5G on Earth and in Space" [3]. Er
richtet sich an die Vereinten Nationen (UNO), die
Weltgesundheitsorganisation (WHO), die Europäische Union (EU), den
Europarat und die Regierungen aller Nationen.

Bis zu 20.000 Satelliten sollen vom Weltall aus die globale Versorgung
mit 5G sicherstellen, das eine Hochfrequenzstrahlung darstellt, die um
ein Vielfaches höher ist, als die bereits bestehende 4G Technologie.
Ein Auszug aus der deutschen Version [4] des Internationalen Appells
"Stopp von 5G auf der Erde und im Weltraum" liest sich wie folgt:

Werden die Pläne der Telekommunikationsindustrie für den Ausbau von
 5G tatsächlich wie vorgesehen umgesetzt, so wird kein Mensch, kein
 Tier, kein Vogel, kein Insekt und keine Pflanze auf diesem Planeten
 den aus 5G resultierenden Belastungen entkommen können. Dies gilt
 24 Stunden am Tag und 365 Tage im Jahr, bei Feldstärken von
 HF-Strahlung, die um das zehn- bis hundertfache höher sind als
 heute, und ohne jede Möglichkeit, diesen elektromagnetischen
 Einflüssen noch irgendwo auf dem Planeten zu entkommen. Die Pläne
 zur Implementierung von 5G drohen ernste, irreversiblen
 Konsequenzen für den Menschen und dauerhafte Schäden in allen
 Ökosystemen der Erde zur Folge zu haben.



In Deutschland fordert eine an den Deutschen Bundestag gerichtete
E-Petition [5] die noch bis zum 04.04.19 gezeichnet werden kann, die
Verfahren zur Vergabe von 5G-Mobilfunklizenzen auszusetzen und die
Einführung des 5G-Mobilfunkstandards zu unterbinden, solange
wissenschaftlich begründete Zweifel über die Unbedenklichkeit dieser
Technologie bestehen.

Der offene Brief der Umweltmedizinerin Barbara Dohmen an den
Präsidenten der Bundesnetzagentur kann hier in voller Länge [6]
gelesen werden.

Weitere Hintergrundinformationen zum Thema gibt es auch in dem Artikel
"5G - eine Gefahr für die Gesundheit?" [7] unseres Partners Deutsche
Welle.


Anmerkungen:

[1] https://www.bund.net/service/presse/pressemitteilungen/detail/news/bund-fordert-dass-gesundheitliche-auswirkungen-von-5g-vor-dem-ausbau-erforscht-werden/

[2] http://www.greenmedinfo.com/blog/wireless-industry-confesses-no-studies-show-5g-safe

[3] https://www.5gspaceappeal.org/

[4] https://static1.squarespace.com/static/5b8dbc1b7c9327d89d9428a4/t/5c0ad21c8a922d2c70233ddc/1544213026990/Internationaler+Appell+-+Stopp+von+5G+auf+der+Erde+und+im+Weltraum.pdf

[5] https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/_2018/_12/_05/Petition_88260.nc.html

[6] https://ul-we.de/wp-content/uploads/2019/03/190317-Offener-Brief-an-Herrn-Homann-Pra%CC%88s.-der-BNA.pdf
[7] https://www.dw.com/de/5g-eine-gefahr-f%C3%BCr-die-gesundheit/a-47994257


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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TEXTILIEN/036: Nachhaltige Textilien - Der Kreis ist das Ziel (idw)


adelphi research - 29.03.2019

Nachhaltige Textilien - Der Kreis ist das Ziel



Die Textilindustrie gilt als einer der umweltschädlichsten und
ressourcenintensivsten Wirtschaftssektoren. Wie kann er in Deutschland
und Europa nachhaltiger gestaltet werden? Antworten gibt die Studie
"Circular Economy in the Textile Sector". Autoren des Berliner
Thinktanks adelphi und der GIZ haben analysiert, wie die Prozessstufen
der Textilproduktion und -verarbeitung von einem linearen Prozess in
eine Kreislaufwirtschaft umgewandelt werden können.

"Nur neun Prozent der globalen Stoffströme verlaufen in Kreisläufen -
Tendenz sinkend", erklärt Morton Hemkhaus, Experte für nachhaltige
Textilien bei der Berliner Denkfabrik adelphi. "Mit Kreislauf ist mehr
als die Entsorgung der Produkte gemeint", so Hemkhaus. Vielmehr
sollten die Produkte von Beginn an so gestaltet sein, dass sie
langlebig sind, keine giftigen Stoffe enthalten und nach der Nutzung
weiterverarbeitet werden können.

"Kreislaufwirtschaft im Textilsektor steckt in den Kinderschuhen"

Morton Hemkhaus ist einer der Autoren der Studie "Circular Economy in
the Textile Sector", die Ende März in Berlin veröffentlicht wurde. Das
Team untersuchte die Optionen zur Etablierung von geschlossenen
Faserkreisläufen in der Bekleidungs- und Modebranche. Sie liefert eine
Analyse der zu Faserkreisläufe in Europa und Deutschland, beschreibt
die größten Treiber und Hemmnisse und bewertet ausgewählte
Technologien zur Wiederverwertung.

"Der Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft im Textilsektor steckt in
Europa und Deutschland in den Kinderschuhen", sagt Morton Hemkhaus.
Eine Vielzahl sozioökonomischer, ökologischer und rechtlicher Hürden
müssen noch überwunden werden, um entsprechende Lösungen in großem
Umfang einzuführen. Dem stehen zahlreiche Lösungsansätze und
innovative Recycling-Technologien gegenüber, die die Situation
verbessern können. "Aber keine von ihnen hat bislang die nötige
Marktreife erreicht. Für eine erfolgreiche Vermarktung sind weitere
finanzielle und technische Anstrengungen erforderlich", so Hemkhaus.

Chemisches Recycling als nachhaltige Alternative

Beispielsweise werden bislang gebrauchte Textilien bei der
mechanischen Wiederverwertung zerstückelt. Das führt zu einer
verminderten Qualität der Materialien, so dass Frischfasern vor der
Wiederverwertung hinzugefügt werden müssen - bei Baumwolle sind es
etwa 50 Prozent. "Die Qualität und stoffliche Zusammensetzung der
Textilien ist von maßgeblicher Bedeutung, um Fasern wirtschaftlich
recyceln zu können", erklärt Morton Hemkhaus von adelphi. Technologien
für chemisches Recycling, die ohne neue Fasern auskommen, gibt es
bereits. Allerdings sind sie aufgrund ihres Energieverbrauchs noch
nicht auf dem Markt einsetzbar.

Die Autoren interviewten mehr als 20 Expertinnen und Experten und
werteten die Ergebnisse eines internationalen Fachsymposiums aus,
welches während des Cradle to Cradle (C2C) Kongress 2018 stattfand. Im
Anschluss an die Analyse entwickeln die Autoren Handlungsoptionen für
die Bundesregierung, um die Kreislaufwirtschaft in Deutschland zu
etablieren. Die Studie wurde im Auftrag der Deutschen Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) erstellt und durch das
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) finanziert.

Originalpublikation:
Hemkhaus, Morton; Jürgen Hannak, Peter Malodobry, Tim Janßen, Nora
Sophie Griefahn and Christina Linke 2019: Circular Economy in the Textile
Sector. Study for the German Federal Ministry for Economic Cooperation and
Development (BMZ). Eschborn: GIZ.
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AFRIKA/125: Forschung sieht große Tierwanderungen der Serengeti in Gefahr (idw)


Universität Hohenheim - 29.03.2019

SCIENCE-Publikation: 

Forschung sieht große Tierwanderungen der Serengeti in Gefahr

Steigender Siedlungsdruck treibt Tiere tiefer in Kernzonen / fehlende
Wanderung gefährdet ganzes Ökosystem / Forscher der Uni Hohenheim
mahnen dringenden Handlungsbedarf an



Millionen wandernder Gnus, Zebras und Thomson-Gazellen - diese
atemberaubenden Bilder aus der Serengeti könnten bald Vergangenheit
sein. Trotz Pufferzonen ist der Siedlungsdruck rund um das
Schutzgebiet mittlerweile so groß, dass sich die Tiere immer weiter in
die Kernzonen zurückziehen und diese oft nicht mehr verlassen. Das
bestätigen statistische Daten aus über 40 Jahren, die Biostatistiker
der Universität Hohenheim in Stuttgart zusammen mit 11 internationalen
Kooperationspartnern jetzt auswerteten. Viel Zeit bleibt nicht mehr,
warnen die Forscher. Die Folgen für das gesamte Ökosystem seien immens
und bald nicht mehr umkehrbar. Doch jeder Lösungsansatz für das
Problem müsse die Bevölkerung einbeziehen, so ihr Appell. Die
Ergebnisse der Forscher sind jetzt im renommierten
Wissenschaftsmagazin SCIENCE veröffentlicht:
http://dx.doi.org/10.1126/science.aav0564




[image: Foto: © Universität Hohenheim / Joseph Ogutu]

Wandernde Gnus überqueren den Mara River - künftig wohl ein immer
seltenerer Anblick

Foto: © Universität Hohenheim / Joseph Ogutu



Es ist eines der bekanntesten Naturschutzgebiete der Welt: Das
grenzübergreifende, 40.000 km² große Serengeti-Mara-Ökosystem, berühmt
für seine Artenvielfalt und beeindruckenden Tierwanderungen.

Rund zwei Millionen Tiere, vor allem Gnus, Zebras und
Thomson-Gazellen, folgen hier jedes Jahr dem Regen von der südlichen
Serengeti in Tansania gen Norden in das kenianische Maasai Mara
Reservat. Ein beeindruckendes Schauspiel, das dieses Ökosystem prägt -
und das nun massiv bedroht ist.

Vor allem der hohe Siedlungsdruck an den Rändern der Schutzgebiete
bereitet Probleme. "Menschliche Aktivitäten in den Randzonen treiben
die Wildtiere immer tiefer in die Kernzonen hinein", so Dr. Joseph
Ogutu, wissenschaftlicher Mitarbeiter am Fachgebiet von Prof. Dr.
Hans-Peter Piepho an der Universität Hohenheim. "Und dieser Druck von
außen hat massive Folgen für das Ökosystem: Die Wanderungen der Tiere
sind gestört, das Feuerregime verändert sich, und die Fruchtbarkeit
der Böden geht zurück."

Auch die Zahlen der Tiere geben Anlass zur Sorge: Die Bestände der 15
häufigsten Wildtierarten in Maasai Mara sind in den 40 Jahren seit
1977 zwischen 40 und 93 Prozent zurückgegangen - und zwar
gleichermaßen innerhalb und außerhalb des geschützten Naturreservats.

Nutztiere dringen weiter in Schutzgebiet vor

Die Hohenheimer Biostatistiker werten gemeinsam mit ihren
internationalen Kooperationspartnern die Daten aus rund 40 Jahren
Forschung aus: Erhebungen aus der Luft von 1977 bis 2016 für alle
Wildtierarten mit einem Gewicht ab 15 kg, also Zebra, Büffel, Elefant,
Strauß, Gnu, Giraffe, Warzenschwein, Thomson-Gazelle, Grant-Gazelle,
Eland, Oryxantilope, Topi, Kongoni, Impala und Wasserbock.

Hinzu kommen GPS-Daten des Gnu-Bestands von 1999 bis 2017, Zahlen der
Nutztierbestände von Rindern, Eseln, Schafen und Ziegen, Zeitreihen zu
Niederschlag und Temperatur von 1965 bis 2016 sowie Daten bzw.
Schätzungen zu Landnutzungsänderungen und zur Bevölkerungsdichte von
1962 bis 2016. Die Ergebnisse der Forscher lassen die Alarmglocken
schrillen.

Das Schutzkonzept des Serengeti-Mara-Ökosystems setzt auf Pufferzonen
rund um die Kernzonen. "Diese Zonen werden von Hirten und den
Wildtieren gemeinsam genutzt", berichtet Dr. Ogutu. "Doch in den
letzten Jahren war das Bevölkerungswachstum in diesen Zonen sehr hoch,
zumal auch viele Menschen zugezogen sind - und damit stieg auch die
Zahl der Schafe, Ziegen und Rinder an."

Weideland wird knapp, und die Hirten mit ihren Vieherden dringen immer
weiter in die Schutzzonen vor. "Wir haben Luft- und
Satellitenaufnahmen ausgewertet und erkannt, dass mittlerweile die
Vegetation auf den äußersten sieben Kilometern der Schutzzonen weniger
grün ist als früher. Außerdem erkennt man jetzt ein Netz von
Trittpfaden der Weidetiere, das in die Schutzzonen führt."

Folgen für Feuerregime und Bodenfruchtbarkeit

Das bleibt nicht ohne Folgen: "Wenn das Gras zu stark abgeweidet wird,
ist einem Feuer quasi die Nahrung entzogen. Feuer ist jedoch eines der
prägenden Elemente dieses Ökosystems." Auch das patente Foodsharing,
das die Tiere bisher betrieben haben, gerät aus dem Gleichgewicht.
"Büffel zum Beispiel fressen hohes Gras, Ziegen und Schafe jedoch
knabbern die Halme bis zum Grund ab. Gibt es zu viele Ziegen und
Schafe auf einer Fläche, bleibt für die Büffel nicht genug Nahrung
übrig."

Hinzu kommt, dass die Böden auf den stark beanspruchten Flächen
verarmen: "Die Böden speichern weniger Kohlenstoff, ein Zeichen dafür,
dass Humusgehalt und Bodenfruchtbarkeit zurückgehen." Die
Produktivität des Weidelandes lässt dadurch nach.

Verstärkte menschliche Aktivität beeinträchtigt Tierwanderungen


Umso höhere Bedeutung käme eigentlich den Wanderungen zu, damit die
Wildtiere ausreichend Nahrung finden. Auf der größten Route ziehen
Millionen von Tieren aus den Ebenen im Südosten der Serengeti in
Tansania gen Norden in die Maasai Mara nach Kenia und wieder zurück.

Doch dieses alljährliche Naturspektakel funktioniert nicht mehr. Die
Zahl der Gnus auf dieser Route beispielsweise ist seit den 1970er
Jahren um 63,5 Prozent gesunken. Und die Tiere, die noch in die Maasai
Mara wandern, verbringen dort weniger Zeit als früher. "Durch die
verstärkten menschlichen Aktivitäten in der Randzone ziehen sich die
Wildtiere weiter in die Kernzonen zurück, die sie dann kaum wieder
verlassen. Sie meiden in den letzten Jahren verstärkt die Randzonen",
erläutert Dr. Ogutu.

Keine gute Lösung: Zäune um die Schutzgebiete

Um diesen Prozess zu stoppen, bedarf es dringender Lösungen. Die
nahliegende Idee, die Schutzgebiete komplett einzuzäunen, hat sich als
wenig praktikabel erwiesen. "Die Gebiete sind für das Wild schlicht zu
klein, sie müssen die Flächen auf ihren Wanderungen verlassen können",
erklärt Dr. Ogutu. "Außerdem ist der Unterhalt solcher Zaunanlagen
sehr teuer - und stößt auf wenig Akzeptanz bei der Bevölkerung." Die
Menschen dort seien größtenteils Bauern und Pastoralisten, also
Hirten, die ihr Vieh in der natürlichen Landschaft weiden lassen,
erklärt der Experte.

Vieh sei daher auch ein Statussymbol. "Die Menschen verdienen durchaus
Geld mit dem Tourismus. Etwa indem sie ihr Land für touristische
Zwecke verpachten oder durch Arbeitsplätze in der Gastronomie", betont
Dr. Ogutu. "Das Problem ist: Dieses Geld investieren sie oft wiederum
in Nutztiere, die dann mit den Wildtieren um Platz, Wasser und Nahrung
konkurrieren. Oder sie bauen Zäune um ihr Land, und diese Zäune
behindern nicht nur die Bewegungsfreiheit der Wildtiere, sondern
werden oft auch für diese zur tödlichen Falle. All dies untergräbt die
Einkommensquelle aus dem Tourismus."

Sinnvoll sei es daher, die Viehzahl staatlich zu regulieren. "In
Tansania ist jedes Tier gekennzeichnet und kann nur mit Erlaubnis der
Regierung transportiert werden. So kann die Regierung regulierend
wirken. Auch über Steuern kann man die Tierbestände kontrollieren,
doch das wird in Kenia oder Tansania bisher noch nicht eingesetzt."

Doch ohne die Unterstützung der lokalen Bevölkerung, so Dr. Ogutu,
lässt sich der Naturschutz schwer durchsetzen. "Die Situation ist
bereits historisch gesehen nicht unproblematisch: Die Leute wurden in
den 1960er Jahren zugunsten der Schutzgebiete ohne Kompensation
enteignet. Und auch heute noch gibt es schwere
Menschenrechtsverletzungen, wenn Menschen aus den Schutzgebieten
vertrieben werden."

Sensible Landnutzungsplanung bezieht Bevölkerung ein

Dass die Bevölkerung kooperiert, sei daher nicht selbstverständlich.
"Landnutzungspläne müssen wohlüberlegt sein. Strategien haben nur
Erfolg, wenn die Menschen die Ziele auch unterstützen" betont der
Experte. Und das sei nur der Fall, wenn auch sie vom Naturschutz
direkt profitieren. So könne etwa Gemeinschafts-Grasland Zäune
verhindern, oder man könne einen Fonds etablieren, aus dem die Bauern
und Pastoralisten Ausgleichszahlungen für Naturschutz-Leistungen
erhalten.

Das Land müsse auch nicht unbedingt verkauft werden, denn dadurch
würden nur die Bodenpreise steigen. "Wichtig ist nur, dass das Land
nicht mehr landwirtschaftlich genutzt wird. Die staatlichen
Organisationen sollten daher nicht das Land kaufen, sondern sogenannte
'Development Rights'. So bleibt das Land privat, und die Eigentümer
haben mehr Nutzen vom Naturschutz."

Doch die Zeit wird knapp, warnt Dr. Ogutu. "Wir brauchen dringend
Lösungen, sonst schreitet die Degradierung der Landschaft fort. Wenn
die Regierung jetzt nicht handelt, wird es angesichts weiter
steigender Bevölkerungszahlen immer schwieriger, eine Lanze für den
Naturschutz zu brechen. Und das wäre letztlich auch für die Menschen
vor Ort ein Verlust."

Publikation:
Michiel P. Veldhuis, Mark E. Ritchie, Joseph O. Ogutu, Thomas A.
Morrison, Colin M. Beale, Anna B. Estes, William Mwakilema, Gordon O.
Ojwang, Catherine L. Parr, James Probert, Patrick W. Wargute, J. Grant
C. Hopcraft and Han Olff (2019) Cross-boundary human impacts
compromise the Serengeti-Mara ecosystem. SCIENCE, Vol. 363, Issue 6434

 DOI: http://dx.doi.org/10.1126/science.aav0564

HINTERGRUND: Projekt AfricanBioServices

AfricanBioServices ist ein Netzwerk von afrikanischen und europäischen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern. Seit 1.9.2015 forschen sie
gemeinsam am Projekt "Linking biodiversity, ecosystem functions and
services in the Serengeti-Mara Region, East Africa: Drivers of change,
causalities and sustainable management strategies". Die EU fördert das
Projekt im Forschungsrahmenprogramm Horizont 2020
(https://ec.europa.eu/programmes/horizon2020, Finanzhilfevereinbarung
Nr. 641918). Dr. Ogutu erhielt außerdem Fördermittel der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG, Fördernummer OG 83/1-1) Projekt-Homepage:
https://africanbioservices.eu
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KATASTROPHEN/167: Brasilien - Nach Brumadinho noch drei weitere Staubecken einsturzgefährdet (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Nach Brumadinho: drei weitere Staubecken einsturzgefährdet



(São Paulo, 29. März 2019, Brasil de Fato) - Zwei Monate nach
der Umweltkatastrophe von Brumadinho [1] sind drei weitere Staubecken
des Bergbauunternehmens Vale einsturzgefährdet. Das Unternehmen gab am
27. März bekannt, dass die Nationale Agentur für Bergbau ANM (Agência
Nacional de Mineração, staatliche Einrichtung, verbunden mit
dem Ministerium für Bergbau und Energie, Anm.d.Ü.) für zwei Staudämme
im Landkreis Ouro Preto und einen im Bezirk von Macacos im Bundesstaat
Minas Gerais die höchste Alarmstufe ausgerufen hat. Trotz der
Bekanntmachung werden die Bewohner*innen nicht evakuiert, wie im Fall
von Macacos, wo am 16. Februar 250 Menschen evakuiert worden waren.
Das Staubecken in Macacos fasst drei Millionen Kubikmeter
Abraumschlamm und ist vom selben Bautyp wie die Rückhaltebecken in
Mariana [2] und Brumadinho, die 2015 und 2019 zusammengebrochen sind.
Die Verantwortlichen bestätigen, dass 5.000 Einwohner*innen, die der
giftige Schlamm im Falle eines Dammbruchs innerhalb einer Stunde
erreichen würde, in den kommenden Tagen an einem Training teilnehmen
werden. Zurzeit werden die Staubecken rund um die Uhr überwacht.
Tatiana Santi, Vorsteherin der Gemeinde Macacos, bestätigte gegenüber
der Tageszeitung Folha de Sao Paulo, dass es sich um eine sehr
komplizierte Situation handele und die Leute in Alarmbereitschaft
versetzt seien. "Vale hilft der Gemeinde nicht. Die Leute haben Hunger
und sie enthalten ihnen die Grundversorgung vor", so Santi.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/allgemein/bisher-134-tote-bei-dammbruch-in-minas-gerais/

[2] https://www.npla.de/allgemein/die-tragoedie-von-mariana-fischerinnen-leiden-unter-den-auswirkungen-der-schlammfluten/



URL des Artikels:
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KLIMA/542: Transpolardrift geschwächt - Meereis schmilzt bereits in seiner Kinderstube (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung - 02.04.2019

Transpolardrift geschwächt - Meereis schmilzt bereits in seiner
Kinderstube

Neue AWI-Meereis-Studie offenbart extremes Ausmaß der Meereisschmelze
in der Arktis



Der starke Eisrückgang in der Arktis beeinflusst das Meereis auf
seiner Wanderung über den Arktischen Ozean. Wie Forschende des
Alfred-Wegener-Instituts, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung in
einer neuen Studie berichten, erreichen heutzutage nur noch 20 Prozent
des Meereises, welches in den flachen, russischen Randmeeren des
Arktischen Ozeans entsteht, tatsächlich die zentrale Arktis und
begeben sich dort auf die sogenannte Transpolardrift. 80 Prozent des
jungen Eises dagegen schmelzen, bevor es seine Kinderstube verlassen
hat. Vor dem Jahr 2000 waren es nur 50 Prozent. Damit rückt nicht nur
ein eisfreier Sommer in der Arktis einen weiteren Schritt näher. Mit
dem Meereis geht dem Arktischen Ozean auch ein wichtiges
Transportmittel für Nährstoffe, Algen und Sedimente verloren,
berichten die Wissenschaftler. Die neue Studie erscheint am 2. April
als Open-Access-Artikel im Online-Fachmagazin Scientific Reports und
ist frei zugänglich.




[image: Grafik: © R. Botev, modifiziert durch T. Krumpen]

Übersichtskarte des Arktischen Ozeans. Zwei Hauptströmungen bewegen
das Packeis in der Arktis weiter: der Beaufortwirbel, eine Zirkulation
im Uhrzeigersinn, und die Transpolardrift, welches Meereis weiter von
den flachen sibirischen Schelfen Richtung Framstrasse trägt. Durch
steigende Temperaturen schmilzt das Meereis in der Karasee, der
Laptewsee und der Ostsibirischen See mittlerweile so schnell und
flächendeckend, dass das Meereis nur noch selten bis in die
Framstrasse gelangt und der Transportstrom unterbrochen wird. 

Grafik: © R. Botev, modifiziert durch T. Krumpen



Die flachen russischen Schelf- oder Randmeere des Arktischen Ozeans
gelten als Kinderstube des arktischen Meereises. In der Barentssee,
der Karasee, der Laptewsee und in der Ostsibirischen See wird im
Winter nämlich am laufenden Band Meereis produziert. Verantwortlich
dafür sind extrem niedrige Lufttemperaturen von bis zu minus 40 Grad
Celsius sowie ein starker, ablandiger Wind, der das im
Flachwasserbereich gebildete junge Eis auf das Meer hinausschiebt. Im
Verlauf des Winters wird das junge Meereis dann von der
Transpolardrift erfasst, einer der zwei Hauptströmungen des Arktischen
Ozeans. Sie transportiert die Eisschollen innerhalb von zwei bis drei
Jahren aus dem sibirischen Teil des Nordpolarmeeres quer durch die
zentrale Arktis bis in die Framstraße, wo das Meereis schließlich
schmilzt. Vor zwei Jahrzehnten trat noch rund die Hälfte des Eises aus
den russischen Schelfmeeren diese transarktische Reise an.
Mittlerweile aber sind es nur noch 20 Prozent. Die restlichen 80
Prozent des jungen Eises schmelzen, noch bevor es älter als ein Jahr
ist und die zentrale Arktis erreichen konnte.
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Die flachen russischen Schelf- oder Randmeere des Arktischen Ozeans
gelten als Kinderstube des Meereises. Starke, ablandige Winde drücken
das Packeis im Winter von der Küste weg und extrem niedrige
Temperaturen führen zu neuer Eisbildung. Das Bild, aufgenommen von
einem ESA Satelliten am 26. März 2019, zeigt den Prozess der
Neueisbildung entlang der russischen Küste (Laptew See). Dabei werden
Algen, Schweb- und Nährstoffe an die Oberfläche gemischt und in das
Eis mit eingebaut. 

Foto: © ESA/DriftNoise - Satellite Services



Zu diesem besorgniserregenden Ergebnis kommen Wissenschaftler des
Alfred-Wegener-Institutes, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI), nachdem sie die Wanderung des Meereises mit
Hilfe von Satellitendaten für den Zeitraum von 1998 bis 2017 verfolgt
und analysiert haben. "Unsere Studie zeigt extreme Veränderungen in
der Arktis: Das Meereis in der Karasee, der Laptewsee und der
Ostsibirischen See schmilzt mittlerweile so schnell und
flächendeckend, dass der Eisnachschub für die Transpolardrift
nachhaltig abnimmt. Jenes Eis, welches heutzutage die Framstraße
erreicht, wird zum größten Teil nicht mehr in den Randmeeren gebildet,
sondern stammt aus der zentralen Arktis. Wir werden derzeit Zeuge, wie
ein wichtiger Transportstrom abreißt und die Welt einem meereisfreien
Sommer in der Arktis einen großen Schritt näherkommt", sagt Erstautor
Dr. Thomas Krumpen, Meereisphysiker am Alfred-Wegener-Institut.
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In den flachen Zonen der Barentssee, der Karasee, der Laptewsee und in
der Ostsibirischen See wird im Winter am laufenden Band Meereis
produziert. Verantwortlich dafür sind extrem niedrige Lufttemperaturen
von bis zu minus 40 Grad Celsius sowie ein starker, ablandiger Wind,
der das im Flachwasserbereich gebildete junge Eis auf das Meer
hinausschiebt. Dabei werden Algen, Schweb- und Nährstoffe an die
Oberfläche gemischt und in das Eis mit eingebaut. 

Grafik: © Alfred-Wegener-Institut / Thomas Krumpen



Bestätigt wird dieser Trend durch die Ergebnisse von
Meereisdicken-Messungen in der Framstraße, welche die
AWI-Meereisphysiker regelmäßig
durchführen. "Eis, das heutzutage die Arktis durch die Framstraße
verlässt, ist rund 30 Prozent dünner als noch vor 15 Jahren. Gründe
dafür sind zum einen die steigenden Wintertemperaturen in der Arktis
sowie eine deutlich früher einsetzende Schmelzsaison. Zum anderen
wurde dieses Eis eben nicht mehr in den Schelfmeeren gebildet, sondern
viel weiter nördlich. Es hatte demzufolge deutlich weniger Zeit, durch
die Arktis zu treiben und zu mächtigerem Packeis heranzuwachsen",
erklärt Thomas Krumpen.
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Mit unterbrochen wird auch der Transport von Sedimenten und
Nährstoffen die in den flachen Zonen der arktischen Randmeere im Eis
eingeschlossen werden. Das Bild zeigt von Sedimenten durchsetztes
Meereis in der Transpolardrift. Zwei Forscher lassen sich per Kran von
dem Eisbrecher Polarstern auf dem Eis absetzen, um Probenmaterial zu
sammeln. 

Foto: © Alfred-Wegener-Institut / Rüdiger Stein



Jene Eisschollen, welche die Transpolardrift heute noch bis in die
Framstraße trägt, werden größtenteils auf hoher See, also in
küstenfernen Regionen des Arktischen Ozeans gebildet. Im Gegensatz zum
Eis aus den Schelfmeeren enthalten sie daher deutlich weniger
Partikel wie zum Beispiel Algen, Schweb- und Nährstoffe. Denn
Wellen, Wind und Gezeiten wirbeln in flachen Küstenzonen deutlich
mehr Partikel vom Meeresboden auf als auf hoher See. Außerdem tragen
Flüsse wie die Lena und der Jenissei viele Schwebstoffe und
Mineralien in den Küstenbereich ein, die dann beim Gefrieren des
Wassers im Eis eingeschlossen werden.

Transportierte das Meereis aus den Schelfmeeren diese mineralische
Fracht früher bis in die Framstraße, so entlassen die schmelzenden
Schollen sie heute bereits auf ihrem Weg in die zentrale Arktis. In
der Framstraße dagegen kommt weniger Material in einer anderen
Zusammensetzung an. Diese Erkenntnis resultiert unter anderem aus
Sinkstoffanalysen, die AWI-Biologen seit etwa zwei Jahrzehnten in der
Framstraße durchführen. "Anstelle sibirischer Mineralien landen
mittlerweile mehr Überreste abgestorbener Algen und Kleinstlebewesen
in unseren Sedimentfallen", sagt Co-Autorin Eva-Maria Nöthig.
Langfristig sei zu erwarten, dass die Veränderung des
Partikeltransportes durch das Meereis die biogeochemischen Kreisläufe
und ökologischen Prozesse im zentralen Arktischen Ozean nachhaltig
verändern werde.

Die Entwicklung des Meereises und die ökologischen Prozesse im
Arktischen Ozean sind auch Forschungsfragen auf der MOSAiC-Expedition,
die im September startet. Dabei wird der deutsche Eisbrecher
Polarstern in die Arktis aufbrechen und ein Jahr lang fest eingefroren
im arktischen Eis durch das Nordpolarmeer driften. Versorgt von
weiteren Eisbrechern und Flugzeugen werden insgesamt 600 Menschen aus
17 Ländern an der Expedition teilnehmen. Ein Vielfaches an
Wissenschaftlern wird mit den Daten arbeiten, um die Klima- und
Ökosystemforschung auf ein neues Niveau zu heben. Geleitet wird diese
größte Arktis-Forschungsexpedition aller Zeiten vom
Alfred-Wegener-Institut.

(https://www.mosaic-expedition.org/)

Über die Ergebnisse der Studie und über die aktuelle Meereissituation
in der Arktis berichtet das Meereisportal.

(https://www.meereisportal.de/)

Original-Publikation:
Thomas Krumpen, H. Jakob Belter, Antje Boetius, Ellen Damm, Christian
Haas, Stefan Hendricks, Marcel Nicolaus, Eva-Maria Nöthig, Stephan
Paul, Ilka Peeken, Robert Ricker, Rüdiger Stein: Arctic warming
interrupts the Transpolar Drift and affects longrange transport of sea
ice and ice-rafted matter, Scientific Reports,

DOI: 10.1038/s41598-019-41456-y

https://doi.org/10.1038/s41598-019-41456-y

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news712892

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und

Meeresforschung - 02.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/760: Rhein-Main-Universitäten forschen zu Transportprozessen in der Tropopausenregion (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 28.03.2019

Rhein-Main-Universitäten forschen zu Transportprozessen in der
Tropopausenregion

Meteorologie- und Klimawissenschaften der Rhein-Main-Universitäten
erhalten Förderung aus dem RMU-Initiativfonds Forschung / Gemeinsame
Pressemitteilung der Rhein-Main-Universitäten



Der Initiativfonds Forschung der Rhein-Main-Universitäten (RMU)
unterstützt aktuell ein universitätsübergreifendes Projekt aus dem
Bereich der Meteorologie- und Klimawissenschaften, das der Frage
nachgeht, auf welchen Zeitskalen Transportprozesse in der
Tropopausenregion in 10 bis 20 Kilometer Höhe stattfinden. Die
Tropopausenregion ist eine Schlüsselregion für die
Temperaturentwicklung am Erdboden.

In der Tropopausenregion, also der Übergangszone zwischen der
Troposphäre, die das Wettergeschehen bestimmt, und der deutlich
stabileren Stratosphäre, wirken Prozesse auf sehr unterschiedlichen
zeitlichen und räumlichen Skalen zusammen, die die Zusammensetzung
dieser Region bestimmen. Diese wiederum ist für den Strahlungshaushalt
der Atmosphäre in diesem Bereich und somit für die Abschätzungen der
Entwicklung des zukünftigen Klimas extrem wichtig, führt jedoch zu
potenzieller Variabilität der Klimaabschätzungen. Im Rahmen des nun
geförderten Projekts "Empirical transport time scales in the
tropopause region", das Teil der Forschungskampagne SOUTHTRAC
(Transport and Composition of the Southern Hemisphere) ist, sollen die
relevanten Skalen erstmalig auch in der Südhemisphäre quantifiziert
werden. Dabei wird das deutsche Höhenforschungsflugzeug HALO die
Zusammensetzung beider Hemisphären vermessen.




[image: Forschungsflugzeug HALO - Foto: © Peter Hoor]

An Bord des Forschungsflugzeugs HALO wollen die RMU-Forscher die
Zusammensetzung der Nord- und Südhemisphäre vermessen, um Unterschiede
der Zirkulation auf beiden Hemisphären besser zu verstehen.

Foto: © Peter Hoor



Es wird erwartet, dass sich die Prozesse, die den Transport und die
Vermischung und damit die Zusammensetzung in diesem Höhenbereich der
Südhemisphäre dominieren, von denen der nördlichen Hemisphäre deutlich
unterscheiden. So existiert auf der Südhemisphäre kein Gegenstück zum
asiatischen Sommermonsunsystem, das die Zusammensetzung der
Stratosphäre der Nordhemisphäre im Sommer und Herbst beeinflusst.
Andererseits ist über der Antarktis der sogenannte Polarwirbel
deutlich stärker ausgeprägt, der für die Bildung des Ozonlochs
mitverantwortlich ist. Weiterhin sind aufgrund der unterschiedlichen
Landmassenverteilung die Zugbahnen der Wettersysteme der mittleren
Breiten und die Lage der Starkwindsysteme unterschiedlich. All dies
unterscheidet die beiden Hemisphären und damit die Vermischung der
Luftmassen in der Tropopausenregion, was wiederum unterschiedliche
Klimawechselwirkungen mit sich bringt.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz (JGU) und der Goethe-Universität Frankfurt
werden in einem gemeinsamen experimentellen und modelltechnischen
Ansatz die Tropopausenregion der beiden Hemisphären untersuchen. Beide
Institutionen verfügen über langjährige Expertise bei der Durchführung
von flugzeuggetragenen Spurengasmessungen mit jeweils verschiedenen
Ausrichtungen. Durch das geförderte Projekt werden die komplementären
Messungen im Rahmen einer geplanten Mission in der Südhemisphäre mit
dem Forschungsflugzeug HALO ermöglicht.

Die Messungen spezifischer Luftmassenmarker der JGU auf kurzen
Zeitskalen erlauben eine Untersuchung von Mischungsvorgängen auf
kurzen Zeitskalen, also der Prozessebene. Diese Messungen werden mit
den hochpräzisen Spurenstoffmessungen der Frankfurter Kollegen in
Beziehung gesetzt, die eine genaue Bestimmung der großskaligen
Transportzeit erlauben. Ein neuartiger Modellansatz einer Mainzer
Arbeitsgruppe kombiniert die Messungen auf verschiedenen Skalen und
erlaubt eine Verknüpfung der Daten von der Prozessebene auf die
globale Skala. Durch diese Untersuchungen wird ein verbessertes
Verständnis der hemisphärischen Unterschiede erwartet, was in die
Verbesserung von Klimamodellen einfließen wird. Dabei sollen in einem
erweiterten Ansatz basierend auf den Ergebnissen des jetzt geförderten
Projekts in näherer Zukunft auch Messdaten von Aerosolen und
Wolkenpartikeln berücksichtigt werden, die im gewählten Modellansatz
konsistent berücksichtigt werden können.

Die Kooperation ist als Bestandteil eines größeren Konsortiums zu
sehen, das auch die TU Darmstadt umfasst ebenso wie das
Max-Planck-Institut für Chemie in Mainz, das Forschungszentrum Jülich,
und das DLR Oberpfaffenhofen. Ziel dieses Konsortiums ist eine
langfristige Initiative, um verschiedene skalenübergreifende Prozesse
speziell dieser Höhenregion zu untersuchen, um deren Einfluss auf das
Klimasystem besser zu verstehen und die Unsicherheiten der
Klimaprognosen zu reduzieren.

RMU-Initiativfonds Forschung

Mit dem RMU-Initiativfonds Forschung stärken die
Rhein-Main-Universitäten (RMU) ihre wechselseitige Vernetzung. Aus der
letzten Ausschreibungsrunde mit insgesamt 49 Anträgen werden über die
kommenden zwei Jahre sechs neue Forschungsansätze in der Afrikanistik,
Bildungsforschung, Informatik, Meteorologie, Pharmazie und
Wirtschaftspädagogik mit jeweils bis zu 100.000 Euro jährlich
gefördert.

Über die RMU:

Die Goethe-Universität Frankfurt am Main, die Johannes
Gutenberg-Universität Mainz und die Technische Universität Darmstadt
bilden als
renommierte Forschungsuniversitäten die RHEIN-MAIN-UNIVERSITÄTEN. Sie
entwickeln ihre Partnerschaft seit über zehn Jahren und haben sie mit
Abschluss einer Rahmenvereinbarung in 2015 zur strategischen Allianz
ausgebaut.

Die drei Universitäten liegen in der Metropolregion
Frankfurt-Rhein-Main in großer räumlicher Nähe und bieten ein breites
Fächerspektrum von der Medizin und den Naturwissenschaften über die
Geistes- und Sozialwissenschaften bis hin zu den
Ingenieurwissenschaften. Mit über 100.000 Studierenden und 1.440
Professuren kooperieren sie eng in Forschung, Studium und Lehre, der
Förderung von jungen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern sowie
dem Transfer in Wirtschaft und Gesellschaft.

Gemeinsam steigern die Universitäten mit der strategischen Allianz
ihre wissenschaftliche Leistungsfähigkeit. Dazu nutzen sie ihre
Komplementarität und bilden starke Forschungsverbünde. Sie verbessern
gemeinsam ihre Studienangebote und stärken Wissenstransfer und
Vernetzung mit der Gesellschaft. So gestalten sie Rhein-Main als
integrierte Wissenschaftsregion - global sichtbar und international
attraktiv.

Weitere Informationen:

http://www.rhein-main-universitaeten.de/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news713004

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 28.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INITIATIVE/171: #ActNOWForFuture - Eltern und Großeltern für eine sichere, gerechte und saubere Zukunft (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

#ActNOWForFuture: Eltern und Großeltern für eine sichere, 
gerechte und saubere Zukunft

Von Parents For Future Global, 4. April 2019



Offener Brief an alle

Am 15. März 2019 streikten 1,6 Millionen Schülerinnen und Schüler
sowie Studierende aus 125 Ländern und mehr als 2.000 Städten für
schnelle und entschiedene Maßnahmen gegen die uns bevorstehende
Klimakrise. In Deutschland beteiligten sich mehr als 300.000 Menschen
in über 200 Städten.

Der Klimawandel schreitet schneller voran, als es noch vor zehn Jahren
erwartet wurde, und zurzeit verlieren wir diesen Wettlauf. Bereits in
den 1990er Jahren wurden internationale, nationale und regionale
Anstrengungen, den Klimawandel einzudämmen, auf den Weg gebracht. Doch
dieser Weg hat sein Ziel, trotz der Ratifizierung des Pariser
Klimaschutzabkommens, völlig verfehlt. Die weltweiten Anstrengungen
müssten nun bereits verfünffacht werden, um die Erderwärmung dauerhaft
unter 1,5°C zu halten. Schlimmer noch: Wir befinden uns bereits um 1°C
über dem vorindustriellen Niveau und steuern aktuell auf eine Welt zu,
die noch während der Lebzeit unserer Kinder um deutlich über 3°C
wärmer sein wird. Wir hinterlassen ihnen damit eine unsichere Zukunft.

Was unsere Kinder uns heute sagen, ist nichts anderes als das, wovor
uns die Wissenschaft bereits seit vielen Jahren warnt. Wir haben keine
Zeit mehr zu verlieren. Der Klimawandel ist keine abstrakte Bedrohung
mehr. Er ist eine existenzielle Krise, deren Auswirkungen wir bereits
zu spüren bekommen: Zum Beispiel durch extreme Dürren in Honduras,
zerstörerische Waldbrände in Kalifornien, Korallenbleiche in
Australien, verheerende Taifune auf den Philippinen und den
pazifischen Inseln, beispiellose Hitzewellen in Japan, sowie die
verhängnisvollen Sturmfluten, die kürzlich Mosambik getroffen haben.
Die Vereinten Nationen rechnen in den nächsten 50 Jahren weltweit mit
250 Millionen bis 1 Milliarde Klimaflüchtlingen. So könnten jedes Jahr
5 bis 20 Millionen Menschen ihre Heimat verlieren, wenn wir den
Klimawandel nicht schnell stoppen.

Die weltweite Jugendbewegung für den Klimaschutz leistet aktuell den
schwierigsten Beitrag: Sie lehnt sich gegen die Trägheit des
gegenwärtigen Systems auf um nicht nur ihre, sondern auch unsere
Zukunft zu schützen. Unsere Kinder gaben uns den Impuls. Es ist jetzt
unsere moralische Pflicht, als Erwachsene zu reagieren.

Wir - Eltern, Großeltern und alle, die sich um die jungen Menschen der
nächsten Generation kümmern - stehen für die Zukunft unserer Kinder
ein, im engen Schulterschluss mit der wissenschaftlichen Gemeinschaft.
Deren Bewertung der bereits beobachtbaren und zukünftigen Konsequenzen
des Klimawandels machen unmittelbar greifende Handlungen notwendig.
Deshalb fordern wir sofortige und deutlich mutigere Maßnahmen und
Gesetze, die im Einklang stehen mit dem Ziel, die globale Erwärmung
auf maximal 1,5°C zu begrenzen. Deshalb fordern wir, dass den Zielen
des Pariser Klimaschutzabkommens [1] und den Empfehlungen des
Sonderberichts des Weltklimarats [2] (IPCC) zur globalen Erwärmung von
1,5°C zu entsprechen ist. Das bedeutet nicht nur, dass die weltweiten
Emissionen insgesamt auf null reduziert werden müssen, sondern auch,
dass dies nun so schnell wie möglich und auf der Grundlage der
Klimagerechtigkeit erfolgen muss.

Unsere Kinder haben mutig das öffentliche Bewusstsein geschärft und
die weltweite Aufmerksamkeit für die Klimakrise auf ein noch nie da
gewesenes Maß befördert. Sie haben uns Hoffnung gegeben. Jetzt sind
wir es ihnen schuldig, endlich zu handeln, denn Hoffnung ohne Aktion
bleibt Wunschdenken. Ob wir es wahrhaben wollen oder nicht, wir sind
die letzten Generationen, die überhaupt noch die Möglichkeit haben,
unser Klima zu stabilisieren und einen katastrophalen Klimawandel
abzuwenden.

Die Bewegung erlebt eine enorme Dynamik. Diese Dynamik wird jedoch nur
weiter wachsen, wenn wir sie mit unserem eigenen Handeln fördern und
sich ihr noch mehr Menschen anschließen. Die Unterstützung der Kinder
und Jugendlichen bei ihrem weltweiten Klimastreik war der erste
Schritt. Als Eltern und Großeltern müssen wir jetzt entschlossen
handeln, um die Zukunft unserer Kinder und Enkel zu sichern. Als
Bürgerinnen und Bürger müssen wir ihren Stimmen die Macht unserer
Stimmen an der Wahlurne verleihen. Wir müssen unser Konsumverhalten
hinterfragen und bei Kaufentscheidungen Nachhaltigkeit in den
Vordergrund stellen.

Der Klimawandel wird nicht einfach vorübergehen, wenn wir uns weigern,
ihn anzuerkennen oder ihn weiter leugnen. Wir können das Klima nur bei
1,5°C stabilisieren, wenn wir Politikerinnen und Politiker oder
Parteien wählen, die dieses Ziel klar und unmissverständlich zur
obersten Priorität machen. Die Klimakatastrophe kann verhindert
werden, wenn wir mehr werden, wenn wir andere informieren, inspirieren
und wenn wir endlich handeln. Wir können erfolgreich sein, wenn wir
uns über alle Schichten der Gesellschaft hinweg verbinden und
mobilisieren.

Eltern! Wir sind überall Teil der Gesellschaft: In Klassenzimmern, auf
Ackerflächen, in Fabriken, in Krankenhäusern, in Vorstandsetagen und
Parlamenten. Wir haben die Kraft, diese sichere, gerechte und saubere
Zukunft für unsere Kinder und uns alle zu erreichen.

Die Eindämmung des menschengemachten Klimawandels muss die größte
Errungenschaft dieses Jahrhunderts werden. Gemeinsam sind wir bereit!


Über die Autoren

#ParentsForFuture sind Eltern, Großeltern, Betreuer, Beschützer,
Stiefeltern, Paten, Tanten, Onkel und alle, die die Jugend in ihren
Forderungen nach einer sicheren, gerechten und sauberen Zukunft
unterstützen. Sie stehen Seite an Seite mit den Schülern und der
Wissenschaft und verpflichten sich, jetzt zu handeln.


Dieser Brief ist auch verfügbar in:

Englisch

https://www.parentsforfuture.org.uk/actnow

Französisch

https://www.parentsforfuture.org.uk/lang-french

Griechisch

https://www.parentsforfuture.org.uk/lang-greek

Italienisch

https://www.parentsforfuture.org.uk/lang-italian

Spanisch

https://www.parentsforfuture.org.uk/lang-spanish

Schwedisch

https://www.parentsforfuture.org.uk/lang-swedish

Unterzeichnet wurde der Brief bisher von 52 Gruppen in 19 Ländern:

https://www.parentsforfuture.org.uk/supporters

Der Brief kann mit gezeichnet werden unter:

https://www.change.org/p/actnowforfuture-climate-parents-letter

Erstveröffentlichung:

https://www.parentsforfuture.org.uk/lang-german


Anmerkungen:

[1] https://unfccc.int/resource/docs/2015/cop21/eng/l09r01.pdf

[2] https://www.ipcc.ch/sr15/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INITIATIVE/250: Projekt zum Erhalt von Schäferbetrieben im Land Brandenburg (idw)


Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde - 01.04.2019

Schäfer*innen schützen



Mit dem Netzwerkprojekt "Schäfer schützen" setzt sich die Hochschule
für nachhaltige Entwicklung Eberswalde (HNEE) für den Erhalt von
Schäferbetrieben im Land Brandenburg ein. Auf einer Austauschplattform
sollen Informationen für Schäfer*innen, Verbraucher*innen,
Naturschützer*innen und Forscher*innen gebündelt werden, um Ideen zum
Fortbestehen des Berufsstandes zu entwickeln.




[image: Foto: © HNEE/Lena Röbe-Oltmanns]

Schafherde in Brandenburg

Foto: © HNEE/Lena Röbe-Oltmanns



"Seit Jahren nimmt die Zahl der Schäfereien in Brandenburg ab. Wurden
2008 noch 126 100 Schafe gehalten, waren es Ende 2017 nur noch 69
300", berichtet Ann-Kristin von Saurma, Netzwerkkoordinatorin von
"Schäfer schützen". Aktuell gebe es nur noch 75
Haupterwerbsschäfereien. Die Ursachen für den Rückgang
brandenburgischer Schäfer*innen ist vielfältig. Vor allem die
angespannte wirtschaftliche Situation macht vielen Betrieben zu
schaffen. "Importiertes Lammfleisch aus Neuseeland ist kostengünstiger
als regional erzeugtes, die Einnahmen aus dem Verkauf der Wolle decken
gerade so die Kosten des Scherens und die Leistungen in der
Landschaftspflege werden kaum honoriert. Unter diesen Umständen sind
Auszubildende für den Schäferberuf nur schwer zu finden", beobachtet
Ann-Kristin von Saurma. Ein Problem, denn eine nachhaltige
Landbewirtschaftung im Land Brandenburg ist ohne den Erhalt und die
Pflege des Grünlandes nicht denkbar.

"Es braucht Schafherden, um vor allem sensible Standorte beweiden zu
können. Diese sind erst über die Jahrhunderte durch die Beweidung mit
Schafen entstanden und zählen heute zu den artenreichsten Lebensräumen
Europas. Ein Ausbleiben der Beweidung führt zwangsläufig zu einem
Rückgang der Artenvielfalt" erklärt die wissenschaftliche
Mitarbeiterin der HNEE. Somit leisten Schäfer*innen einen
unverzichtbaren Beitrag zur Steigerung der Biodiversität. Im Rahmen
des Netzwerkprojekts "Schäfer schützen" wolle man alle Akteur*innen
aus der Praxis, der Landschaftspflege und dem Naturschutz
zusammenbringen. Ziel ist es, gemeinsam Lösungen für die drängenden
Herausforderungen der Schafhaltung zu finden und somit den Beruf der
Schäfer*innen wieder attraktiv zu machen.

Über das Projekt: 

Das Projekt wird gefördert durch das Ministerium für Ländliche
Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft des Landes Brandenburg (MLUL)
im Rahmen des Entwicklungsprogramms für den ländlichen Raum in
Brandenburg und Berlin für die Förderperiode 2014 bis 2020 Maßnahme
M16 (Zusammenarbeit zur Implementierung ressourcenschonender
Landnutzungsmethoden und Anbauverfahren sowie einer nachhaltigen
Betriebsführung). Die Zuwendung dieses Vorhabens setzt sich aus ELER -
und Landesmitteln zusammen. Betreut wird das Projekt durch den
Projektträger ILB. Es läuft noch bis Juni 2021.

Weitere Informationen finden Sie unter
http://www.hnee.de/K6353
Zur HNEE-Projektseite mit weiteren Informationen:
https://eler.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.626575.de
ELER-Projekt des Monats April 2019

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news713223

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution419

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde - 01.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBAND/376: Nachhaltiger Gewässerschutz braucht Kontinuität (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 3. April 2019

Bauernverband fordert gesetzgeberisches Moratorium für die laufende
Umsetzungsphase

Rukwied: Nachhaltiger Gewässerschutz braucht Kontinuität



Der Deutsche Bauernverband (DBV) weist die Forderung der
EU-Kommission, die seit eineinhalb Jahren geltende neue
Düngeverordnung kurzfristig wieder zu verändern, als unangemessen
zurück. "Die deutschen Bauern stehen klar zum Gewässerschutz. Aber
jedes Regelwerk muss sich bewähren können, bevor es erneut
überarbeitet wird", betont DBV-Präsident Joachim Rukwied. "Viele
Indikatoren zur Düngung und zur Tierhaltung zeigen schon jetzt, dass
das neue Düngerecht wirkt und bereits erkennbar auf die
landwirtschaftliche Produktion durchschlägt. Deshalb fordern wir ein
gesetzgeberisches Moratorium für die laufende Umsetzungsphase des
Düngerechts." Die Tierhaltung gehe bereits überproportional zurück und
auch der Mineraldüngerabsatz sei laut aktuellen Zahlen im laufenden
Wirtschaftsjahr erneut deutlich zurückgegangen, nachdem bereits im
ersten Wirtschaftsjahr nach Inkrafttreten der Düngeverordnung
(2017/2018) ein Rückgang von 10 Prozent zu verzeichnen war.

"Die EU-Kommission ist gefordert, die Fortschritte durch das neue
Düngerecht in Deutschland anzuerkennen und nicht mit
unverhältnismäßigen Strafandrohungen weitere Verschärfungen zu
erzwingen", so Rukwied. Die deutschen Landwirte fordern
Vertrauensschutz und Verlässlichkeit. Die EU müsse es stärker den
Mitgliedstaaten überlassen, auf welchem Weg sie das Ziel erreichen.
"Wir setzen auch auf kooperativen Ansatz beim Gewässerschutz -
Landwirte gemeinsam mit den Wasserverbänden", erklärt Rukwied.

Als Grundsatz für die Düngung müsse auch in Zukunft der
Nährstoffbedarf der Kulturen gelten, pauschale Düngeobergrenzen seien
fachlich falsch und würden das Kooperationsprinzip im Gewässerschutz
gefährden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. April 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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VERBAND/375: DBV zur Klimabilanz 2018 des Umweltbundesamtes (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 3. April 2019

DBV zur UBA-Klimabilanz 2018

Krüsken: "Klimapolitik braucht verlässliche Datengrundlage"



Der Generalsekretär des Deutschen Bauernverbandes (DBV), Bernhard
Krüsken, kritisiert die vom Bundesumweltministerium (BMU) und
Umweltbundesamt (UBA) vorgestellten Zahlen zur Klimabilanz der
Landwirtschaft 2018: "Die vom BMU und UBA veröffentlichten Klimazahlen
für die Landwirtschaft beruhen offenbar auf einer falschen
Zahlengrundlage. Anders als dargestellt sind die Tierbestände nicht
angestiegen, sondern haben sich 2018 weiter reduziert, und zwar laut
Destatis um 4 Prozent bei Schweinen und um 3 Prozent bei Rindern.
Demnach müssten die Treibhausgas-Emissionen aus der Landwirtschaft
ebenfalls gesunken sein. Das UBA sollte hier Sorgfalt walten lassen.
Auch ambitionierte Klimapolitik braucht eine verlässliche
Datengrundlage."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. April 2019
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VIELFALT/040: Verlust von Lebensräumen schadet der Artenvielfalt doppelt (idw)


Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)
Halle-Jena-Leipzig - 02.04.2019

Verlust von Lebensräumen schadet der Artenvielfalt doppelt



Der Verlust und die Fragmentierung von Lebensräumen zählen zu den
wichtigsten Ursachen, warum an vielen Orten weltweit der Artenreichtum
zurückgeht. Jetzt hat ein Forscherteam unter Beteiligung des Deutschen
Zentrums für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv) und der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) nachgewiesen, dass
sich die Zerstörung von Lebensräumen sogar doppelt auswirkt: Wenn
Lebensräume verloren gehen, verschwinden nicht nur die dort lebenden
Arten - auch in benachbarten Lebensräumen sinkt die Artenzahl. Ursache
seien die zu großen räumlichen Abstände zwischen den noch verbliebenen
Lebensräumen, schreiben die Forscher im Fachblatt Ecology Letters.




[image: Foto: © Zsófia Horváth]

Die Salzlacken in der Region Seewinkel (Österreich) sind besonders
wertvolle Lebensräume.

Foto: © Zsófia Horváth



Wissenschaftler vom Forschungszentrum iDiv, der Uni Halle und dem
Forschungszentrum WasserCluster Lunz in Österreich nutzten für ihre
Studie Langzeitdaten zu sogenannten Salzlacken in der Region Seewinkel
im Osten Österreichs. In diesen Lacken wurde das Vorkommen von
wirbellosem Zooplankton wie kleinen Krebstierchen und Rädertierchen
erfasst. Lacken sind sehr seichte, von Niederschlägen und Grundwasser
gespeiste und immer wieder austrocknende Kleingewässer von meist
weniger als einem Quadratkilometer Fläche, die im Seewinkel zum Teil
einen sehr hohen Salzgehalt erreichen. In dem 270 Quadratkilometer
großen Untersuchungsgebiet gab es in den 1950er Jahren noch mehr als
110 Lacken. Infolge der landwirtschaftlichen Intensivierung schwand
deren Zahl bis auf etwa 30 im Jahr 2010 - ein Rückgang von rund 70
Prozent innerhalb von sechs Jahrzehnten. Entsprechend ging auch die
Artenzahl zurück: Fanden die Ökologen 1957 noch 64 Arten, waren es
2010 noch 47 - ein Minus von 17 Arten.




[image: Foto: © Imre Potyó]

Diese kleinen Krebstierchen gehören zum Zooplankton, das in der Studie
untersucht wurde. Auf dem Bild ist ein Feenkrebs (Branchinecta
orientalis, 3-4 cm groß) zu sehen sowie mehrere Wasserflöhe. 

Foto: © Imre Potyó



Was waren die Ursachen, dass in den Salzlacken so viele Planktonarten
verschwanden? Lag es nur daran, dass deren Lebensraum verloren ging
oder gab es noch einen anderen Effekt? Tatsächlich fanden die Forscher
anhand von Modellierungen heraus, dass der Rückgang der Salzlacken von
einst 110 auf 30 nur ein Aussterben von vier Zooplanktonarten zur
Folge hätte haben dürfen: "Selbst wenn wir nicht die Anzahl der
Lacken, sondern stattdessen die Flächen der Lacken berücksichtigen,
hätten wir nur ein Rückgang von neun Arten erwartet", sagt Prof.
Jonathan Chase, Leiter der Forschungsgruppe Biodiversitätssynthese bei
iDiv und Uni Halle und Letztautor der Studie. Stattdessen seien aber
17 Arten in der Region ausgestorben. Die Forscher konnten jedoch
ausschließen, dass für dieses zusätzliche Minus Verschlechterungen in
der Qualität der Lebensräume eine Rolle spielten - etwa die
Veränderung des Salzgehalts, Schwankungen des Nährstoffgehalts,
wechselnde Wasserstände oder Trübungen der Tümpel. "Es muss also noch
einen anderen Effekt auf Landschaftsebene geben, der für das
Aussterben der Arten in der Region verantwortlich ist", sagt
Erstautorin Dr. Zsófia Horváth. Sie hat die Studie am WasserCluster
Lunz in Österreich sowie beim Forschungszentrum iDiv und der Uni Halle
durchgeführt.

Räumliche Prozesse können den starken Rückgang der Artenzahl erklären:
Wenn viele Salzlacken verschwinden, sind die Abstände zwischen den
verbleibenden Lacken relativ groß. Für das Zooplankton wird es damit
immer schwieriger, neue Lebensräume zu besiedeln - etwa durch die
passive Ausbreitung der Eier über Wind oder als "blinder Passagier" an
Amphibien oder Vögeln. "Dass Arten lokal verschwinden, kommt immer
wieder vor. Problematisch wird es, wenn diese Arten Lebensräume nicht
mehr wiederbesiedeln können", sagt Jonathan Chase. Gebe es weniger
Salzlacken, in denen eine bestimmte Art von Zooplankton vorkommt, und
seien die verbleibenden Lacken weit voneinander entfernt, sinke die
Wahrscheinlichkeit, dass sich die Art erneut ausbreiten kann. Dies
bedeutet, das ein lokales Aussterben in einer Salzlacke nicht mehr
durch eine Neubesiedelung von anderen Lacken in der Region aufgefangen
werden kann.

In so genannten Meta-Gemeinschaften, also ökologischen Gemeinschaften
von Lebewesen, die sich auf verschiedene Standorte verteilen und
potenziell miteinander verbunden sind, gibt es also neben dem lokalen
Aussterbe-Effekt einen zusätzlichen Effekt auf regionaler Ebene. Dies
wurde schon länger vermutet, aber bislang selten nachgewiesen, weil es
wenig Langzeitstudien gibt. Dank der Daten zu den Salzlacken in der
Region Seewinkel konnte diese Wissenslücke nun geschlossen werden.
"Das ist wichtig, weil dieser Effekt künftig in der Modellierung
stärker berücksichtigt werden kann - zum Beispiel, wenn es darum geht,
abzuschätzen, wie sich der Verlust von Lebensraum auf die
Biodiversität auswirkt", bilanziert Chase.

Originalpublikation:
Horváth, Zsófia; Ptacnik, Robert; Vad, Csaba; Chase, Jonathan (online
erschienen am 1. April 2019): Habitat loss over six decades
accelerates regional and local biodiversity loss via changing
landscape connectance. Ecology Letters. 

https://doi.org/10.1111/ele.13260

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news713269

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1813
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)

Halle-Jena-Leipzig - 02.04.2019
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AKTION/248: Freiwillige gesucht - Luftqualität in Leipzig selber messen (idw)


Leibniz-Institut für Troposphärenforschung e. V. - 02.04.2019

Freiwillige gesucht: Luftqualität in Leipzig selber messen.



Leipzig. Leipzigerinnen und Leipziger können ab April zum ersten Mal
selbst mobil Feinstaub und Ruß in der Stadt messen. Für das Projekt
"Luft in Leipzig" sucht das Leibniz-Institut für Troposphärenforschung
(TROPOS) jetzt Freiwillige, die sich für die Luftqualität
interessieren und dafür, wie diese untersucht wird. Ausgestattet mit
einem neuartigen Messrucksack und betreut durch TROPOS können sie dann
jeweils eine Woche lang die Luft in Leipzig genauer unter die Lupe
nehmen. Für die erste Phase in April und Mai 2019 werden noch
Bewerbungen online entgegengenommen.

Die Untersuchungen sind Teil des Projektes "WTimpact", das vom
Bundesforschungsministerium gefördert wird und in dem Institute der
Leibniz-Gemeinschaft neue Methoden des Wissenstransfers untersuchen.

Wie gut ist die Luft, die wir einatmen?

Was sagen die Messstationen in wenigen Stadtteilen über die
Luftqualität in den anderen Vierteln aus? Wo ist die Luft besonders
sauber oder dreckig? Woran liegt das? Seitdem in Deutschland über
Grenzwerte und Fahrverbote für Diesel-PKWs diskutiert wird, sind das
Fragen, die sich viele stellen, aber nur wenige beantworten können.
Beim Thema Luftverschmutzung herrscht Verunsicherung. Mehrere
Kubikmeter Luft atmet jeder Mensch pro Tag ein. Zu mehr Wissen in der
Bevölkerung über unser wichtigstes Lebensmittel will jetzt ein Projekt
in Leipzig beitragen: Zwischen Frühjahr 2019 und Winter 2019 erhalten
verschiedene Gruppen von Freiwilligen für jeweils eine Woche kleine,
tragbare Messgeräte des TROPOS, um die Luftqualität in ihrer Umgebung
zu messen. Dadurch sollen Interessierte nicht nur mehr über
Luftschadstoffe wie Feinstaub und Ruß erfahren, sondern auch über die
wissenschaftlichen Methoden, mit denen Luftverschmutzung untersucht
wird.

Enger Kontakt und Betreuung durch die Wissenschaft

Nach der Messung werden die Daten automatisch auf eine
Internetplattform hochgeladen. Dort können die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer des Projektes ihre gemessenen Daten grafisch darstellen,
auswerten und mit anderen vergleichen. Durch die Diskussion im Forum
und die Betreuung durch die Forschung bekommen die Teilnehmenden einen
Überblick über die Luftqualität in Leipzig. Außerdem bekommen sie so
die Möglichkeit, selbst die wissenschaftliche Arbeit durch das
Durchführen von Messungen und die Auswertung der Daten im Austausch
mit anderen kennenzulernen. "Es geht uns darum, die Zusammenarbeit
zwischen Bürgerinnen und Bürgern mit der Wissenschaft zu stärken. Wir
erhoffen uns davon mehr Verständnis für die Luftqualität und die
Atmosphärenforschung, aber auch wertvolle Impulse, um zukünftige
Projekte zu verbessern. Gerade die Leibniz-Gemeinschaft hat sich auf
die Fahnen geschrieben, Wissenschaft in die Breite der Gesellschaft zu
tragen. Neue Formen des Austausches, also des Wissenstransfers,
auszuprobieren ist deshalb ein wichtiges Anliegen für uns", erklärt
Prof. Andreas Macke, Direktor des Leibniz-Instituts für
Troposphärenforschung. Das TROPOS wurde 1992 gegründet, um die
verschmutze Atmosphäre sowie grundlegende Aerosol- und Wolkenprozesse
zu untersuchen und zählt inzwischen zu den weltweit führenden
Instituten, die Feinstaub und Wolken erforschen.

Voraussetzungen und Anmeldung

Interessierte sollten mindestens 18 Jahre alt sein, einen eigenen PC
mit Internetanschluss besitzen, sich etwa eine halbe Stunde pro Tag
durch Leipzig bewegen und nicht zuletzt Zeit und Lust haben, an diesem
Projekt teilzunehmen. Vorwissen ist im Gegensatz zu anderen
Citizen-Science-Projekten nicht nötig. Lediglich etwa zehn bis zwölf
Stunden Freizeit werden benötigt, um die Messungen durchzuführen, die
Daten hochzuladen, zu sichten, auszuwerten und zu diskutieren sowie
Fragebögen zu beantworten. Insgesamt sind drei Feldphasen zur Messung
der Luftqualität geplant. Eine Feldphase wird etwa acht Wochen dauern.
Die Teilnehmenden können sich in einer Feldphase für eine Woche
eintragen und dann die Messungen durchführen. Da nur eine begrenzte
Anzahl von Messrucksäcken zur Verfügung stehen, werden Interessierte
gebeten, sich auf der Webseite des Projekts online zu bewerben:
https://www.luft-leipzig.de/

Das Verbundprojekt "WTimpact"

Immer öfter arbeiten in Forschungsprojekten WissenschaftlerInnen und
BürgerInnen zusammen. Man spricht bei dieser gemeinsamen Forschung
auch von Bürgerwissenschaft oder Citizen Science (CS). Citizen
Science-Projekte sollen zum einen den Wissenschaftlerinnen helfen,
Daten und Informationen zu gewinnen. Gleichzeitig sollen sie den
TeilnehmerInnen Kenntnisse über das jeweilige Forschungsfeld und die
wissenschaftliche Arbeitsweise vermitteln. Ob CS diese Anforderungen
aber tatsächlich erfüllt, ist bisher nur wenig erforscht. "Das Projekt
WTimpact hat deshalb noch eine weitere Ebene", so Projektleiterin Dr.
Miriam Brandt vom Leibniz-Institut für Zoo-und Wildtierforschung
(Leibniz-IZW) in Berlin. "Die BürgerwissenschaftlerInnen unterstützen
uns dabei, mehr über das Forschungserlebnis der Teilnehmenden
herauszufinden. Durch die Beantwortung von Fragebögen zeigen sie uns,
was sie aus dem Projekt mitgenommen haben und tragen so dazu bei,
bürgerwissenschaftliche Projekte in Zukunft so zu gestalten, dass
Teilnehmende optimal davon profitieren." Zum Team gehören daher neben
NaturwissenschaftlerInnen auch ein Bildungsforscher und eine
Sozialpsychologin. WTimpact ist ein Verbundprojekt des
Leibniz-Instituts für Zoo- und Wildtierforschung (Leibniz-IZW) in
Berlin, des Leibniz-Instituts für Troposphärenforschung (TROPOS) in
Leipzig, des Leibniz-Instituts für die Pädagogik der
Naturwissenschaften und der Mathematik (IPN) in Kiel und des
Leibniz-Instituts für Wissensmedien (IWM) in Tübingen. Es wird vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert.

Anmeldung & Infos zum Projekt:

Luft in Leipzig:

https://www.luft-leipzig.de/

Das Leibniz-Institut für Troposphärenforschung (TROPOS) ist Mitglied
der Leibniz-Gemeinschaft, die 95 selbständige Forschungseinrichtungen
verbindet. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-, Ingenieur- und
Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und
Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften. 
Leibniz-Institute widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch
relevanten Fragen. Sie betreiben erkenntnis- und anwendungsorientierte
Forschung, auch in den übergreifenden Leibniz-Forschungsverbünden,
sind oder unterhalten wissenschaftliche Infrastrukturen und bieten
forschungsbasierte Dienstleistungen an. Die Leibniz-Gemeinschaft setzt
Schwerpunkte im Wissenstransfer, vor allem mit den
Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und informiert Politik,
Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit. Leibniz-Einrichtungen
pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen - u.a. in Form der
Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen Partnern im
In- und Ausland. Sie unterliegen einem transparenten und unabhängigen
Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen Bedeutung
fördern Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft
gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund 20.00 Personen,
darunter 10.000 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Der
Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,9 Milliarden Euro.

http://www.leibniz-gemeinschaft.de



Links:

Verbundprojekt WTimpact - Vom Wissenstransfer zum Wissensaustausch:


https://www.tropos.de/forschung/grossprojekte-infrastruktur-technologie/wissenstransfer-wtimpact/

&

https://www.wtimpact.de/

Leibniz-Gemeinschaft:

https://www.leibniz-gemeinschaft.de/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news713319

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1606

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Troposphärenforschung e. V. - 02.04.2019
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AKTION/247: Fledermausforscher gesucht! (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 02.04.2019

Fledermausforscher gesucht!

Wo fliegen Abendsegler, Zwergfledermäuse und Mausohren durch die
Berliner Nacht?



Berlin ist die Hauptstadt der Fledermäuse. Von den 25 in Deutschland
vorkommenden Arten sind 18 in Berlin nachgewiesen - sehr unerwartet
für eine Großstadt. Um mehr darüber herauszufinden, warum so viele
Arten in Berlin leben und wo sie im Stadtgebiet unterwegs sind, führt
das das Leibniz-Institut für Zoo- und Wildtierforschung (Leibniz-IZW)
ein bürgerwissenschaftliches Forschungsprojekt über Fledermäuse in
Berlin durch und sucht dafür neugierige Berliner*innen, die auf die
Suche nach Fledermäusen gehen.

Die Teilnehmenden erhalten hierfür vom Leibniz-IZW einen
Fledermausdetektor, mit dem sie entlang festgelegter Strecken in
Berlin Fledermausrufe aufzeichnen. Wer mitmachen möchte, kann sich bis
zum 28. April um die Teilnahme am Projekt bewerben.

Parallel zum Projekt "Wildtierforscher Berlin", in dem
Bürgerwissenschaftler*innen terrestrische Säugetiere untersuchen,
konzentrieren wir uns in diesem Projekt auf die fliegenden Nachtjäger
am Berliner Himmel: Fledermäuse. Normalerweise nehmen die Menschen die
lautlosen Jäger kaum wahr, weil diese in der Dämmerung unterwegs sind
und ihre Ultraschall-Rufe für das menschliche Ohr unhörbar sind.
Mithilfe moderner Technik können sie aber belauscht werden. Für das
Projekt "Fledermausforscher in Berlin" erhalten interessierte
Bürger*innen einen Fledermausdetektor, mit dem sie die Ultraschallrufe
der Tiere aufzeichnen können. Die Rufe werden von
Wissenschaftler*innen am IZW ausgewertet und den verschiedenen
Fledermausarten zugeordnet. Auf der Projekt-Internetplattform erhalten
die Teilnehmenden Hintergrundinformationen zu Fledermäusen in der
Stadt und einen Einblick in die Rufauswertung. Darüber hinaus können
Teilnehmende mit Hilfe von statistischen Tests ihre und die Daten
aller Teilnehmenden auswerten und graphisch darstellen.

"Wir möchten mit diesem Projekt zum einen feststellen, welche
Landschaftsstrukturen das Vorkommen von Fledermausarten in Berlin
bestimmen, zum anderen aber natürlich auch den Teilnehmenden mehr über
das Leben dieser faszinierenden Tiere in der Stadt nahe bringen",
erklärt Dr. Tanja Straka, Wissenschaftlerin im Projekt. Die
Teilnehmer*innen haben dann die Möglichkeit, die Daten miteinander zu
vergleichen und ihre Ergebnisse im Forum zu diskutieren. "Wir suchen
Berliner*innen, die Lust haben, selbst zu Forschern zu werden und am
gesamten wissenschaftlichen Prozess mitzuwirken, von der Datensammlung
bis hin zur Auswertung und Interpretation der Ergebnisse", sagt
Projektleiterin Dr. Miriam Brandt.

Dieses Jahr wird es insgesamt zwei Durchgänge (Frühsommer 2019 und
Herbst 2019) und im nächsten Jahr mindestens einen Durchgang (Frühling
2020) geben, wovon jeder Durchgang zwei Monate dauert. Die erste
Feldphase startet Ende Mai 2019. Berliner*innen, die gern ihrem
Forscherdrang nachgehen möchten und sich zutrauen, 2-3 km Strecke
zurückzulegen, können sich vom 8. bis zum 28. April 2019 auf der
Internetplattform www
aus 60 festgelegten Wegstrecken ihre Favoriten auswählen. Die Anzahl
der Bürgerwissenschaftler*innen ist auf 60 begrenzt.

Das Verbundprojekt WTimpact

"Fledermausforscher in Berlin" ist Teil eines größer angelegten
Projekts, in dessen Rahmen das Leibniz-IZW seit Herbst 2018 auch ein
bürgerwissenschaftliches Projekt zu terrestrischen Säugetieren in
Berlin durchführt. Immer öfter arbeiten in Forschungsprojekten
Wissenschaftler*innen und Bürger*innen zusammen. Man spricht bei
dieser gemeinsamen Forschung auch von Bürgerwissenschaft oder Citizen
Science (CS). Citizen Science-Projekte sollen zum einen den
Wissenschaftler*innen helfen, Daten und Informationen zu gewinnen.
Gleichzeitig sollen sie den Teilnehmer*innen Kenntnisse über das
jeweilige Forschungsfeld und die wissenschaftliche Arbeitsweise
vermitteln. Ob CS diese Anforderungen aber tatsächlich erfüllt, ist
bisher nur wenig erforscht. "Das Projekt WTimpact hat deshalb noch
eine weitere Ebene", so Brandt. "Die Bürgerwissenschaftler*innen
unterstützen uns dabei, mehr über das Forschungserlebnis der
Teilnehmenden herauszufinden. Durch die Beantwortung von Fragebögen
zeigen sie uns, was sie aus dem Projekt mitgenommen haben und tragen
so dazu bei, bürgerwissenschaftliche Projekte in Zukunft so zu
gestalten, dass Teilnehmende optimal davon profitieren." Zum Team
gehören daher neben Naturwissenschaftler*innen auch ein
Bildungsforscher und eine Sozialpsychologin.

WTimpact ist ein Verbundprojekt des Leibniz-Instituts für Zoo- und
Wildtierforschung (Leibniz-IZW) in Berlin, des Leibniz-Instituts für
Troposphärenforschung (TROPOS) in Leipzig, des Leibniz-Instituts für
die Pädagogik der Naturwissenschaften und der Mathematik (IPN) in Kiel
und des Leibniz-Instituts für Wissensmedien (IWM) in Tübingen. Es wird
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.fledermausforscher-berlin.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news713264

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution245

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungsverbund Berlin e.V. - 02.04.2019
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FESTE/2543: Hanau - Großes Märchenfest im Schloss Philippsruhe am 4. und 5.5.2019


Stadt Hanau

Großes Märchenfest im Schloss Philippsruhe 

Mehr als 50 Stände und Aktionen am 4. und 5. Mai in Hanau



Am ersten Mai-Wochenende verwandelt sich das Hanauer Schloss
Philippruhe in ein wahres Märchenschloss. Denn am Samstag, 4., und
Sonntag, 5. Mai, findet im und rund um das prächtige Barock-Schloss
das große HANAUER Märchenfest statt, das sich durch den gesamten
Schlosspark zieht und mit rund 50 Ständen, Bühnen, Mitmach-Angeboten,
Vorführungen aller Art und fantasievollen Fabelwesen aufwartet. Anlass
ist die kurz zuvor erfolgte Eröffnung des neuen Mitmach-Museums
"GimmsMärchenReich" im Seitenflügel des Schlosses (ab 14. April) sowie
der unmittelbar bevorstehende Start der 35. Saison der Brüder Grimm
Festspiele im Amphitheater des Schlossparks.

Um diese beiden großartigen Ereignisse gebührend zu feiern,
präsentiert die Geburtsstadt der Brüder Grimm, in der auch die
Deutsche Märchenstraße ihren Anfang nimmt, erstmals ihre vielfältigen
Märchen-Angebote geballt im Schlosspark und im Schloss von
Philippsruhe und lädt zudem noch zahlreiche märchenhafte Gäste ein, um
das Fest zu bereichern. Das Familien-Märchenfest des Hanauer Anzeiger,
das bisher im Kurpark Wilhelmsbad stattfand, wurde dabei in das neue
Konzept integriert.

Vom Goldenen Tor am Eingang des Schlosshofes bis zum Amphitheater im
hinteren Teil des Schlossparks wird an diesem Mai-Wochenende ein
buntes und unterhaltsames Programm für Familien und Kinder geboten,
das sich bei freiem Eintritt rund um das Thema Märchen dreht: Den
Schwerpunkt bilden Mitmachangebote für Kinder, die zum Fest natürlich
gerne als Prinzessin oder Prinz, Hexe oder Zauberer, Ritter oder
Burgfräulein oder in einem anderen märchenhaften Kostüm kommen dürfen.

Das Märchenfest ist an beiden Tagen von 11 bis 18 Uhr für seine Gäste
geöffnet. Das Festprogramm geht von 12 bis 17 Uhr. Der Eintritt ist
frei. Da gilt auch für das Museum GrimmsMärchenReich und das Schloss.
Dort wird ebenfalls ein abwechslungsreiches Programm geboten. Für die
Stärkung vor Ort sorgen die Schlossgastronomie und das Museums- bzw.
das Märchencafé, die an diversen Ständen auf dem gesamten Festareal
für Speis und Trank sorgen.

Die großen und kleinen Besucherinnen und Besucher erwarten an diesen
zwei Tagen mehrere Bühnen mit Musik und Tanz, Lesungen und Erzählungen
von Märchenbotschafterin Marie-Luise Marjan und dem Märchenerzählkreis
Hanau und allerlei märchenhafte Kunstaktionen im Park. Natürlich gibt
es auch Ponyreiten, Schminken und Zöpfe flechten, eine
Ritter(hüpf)burg, ein Dampfkarussell, Kinder- und Mitmachtheater,
Märchentipi, einen mittelalterlichen Markt für Kinder, die Hexenküche
von Evonik, das Spielmobil Augustinchen und Zeichnen mit Comiczeichner
Rautie. Des Weiteren erwarten die Besucherinnen und Besucher
Aktions- und Verkaufsstände, mehrere märchenhafte Fotostände, die
Greifvogelschau einer Falknerei und lebendige Märchenfiguren, bunte
Fabelwesen und ein Marionettentheater on Tour im Schlosspark. Und für
die Freunde der Brüder Grimm Festspiele, die am 10. Mai im
Amphitheater ihre 35. Spielzeit starten, gibt es nicht nur Kostproben
aus den neuen Inszenierungen, sondern auch Karten mit einem speziellen
Märchenfest-Rabatt: Wer sich vor Ort seine Tickets sichert, bekommt
zehn Prozent Nachlass auf den regulären Preis.

Auch die Brüder Grimm persönlich - dargestellt von den
Laienschauspielern und Stadtführern Ulrich Lüer und Wolfgang Kamberg
im historischen Kostüm - werden auf der Schlossterrasse Anekdoten aus
ihrer Kindheit in Hanau berichten. Im Schloss selbst können Gäste
derweil das neue GrimmsMärchenReich bestaunen, sich auf der
Märchen-Plane als Experten beweisen, eine Ausstellung anschauen oder
die MärchenBastelWerkstatt und die märchenhafte Selfie-Station
aufsuchen.

Märchenfest-Partner der Stadt Hanau sind neben dem Hanauer Anzeiger
die, Baugesellschaft Hanau, die Sparkasse Hanau, Dunlop Tech, Evonik,
Extra Tipp, der Main-Kinzig-Kreis, die Brüder-Grimm-Stiftung der
Sparkasse Hanau, der Kulturfonds Frankfurt Rhein-Main sowie die
Kathinka-Platzhoff-Stiftung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 18. März 2019
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Pressestelle
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TOUR/7408: Hanau - Seniorenfahrten im April 2019


Stadt Hanau

Im April mit dem Seniorenbüro Hanau auf Achse



Das Hanauer Seniorenbüro bietet im April wieder verschiedene Touren
an, die von Ehrenamtlichen geleitet werden. Die diesjährige Radtour
zur Saisoneröffnung mit und ohne Elektro-Unterstützung beginnt am
Dienstag, 16. April, um 9.30 Uhr am Lauftreff-Parkplatz in der
Wilhelmsbader Allee. Auf dieser beliebten Tour ins Blaue (maximal 50
Kilometer) mit Lilli und Jürgen Christmann werden einige liebevoll
geschmückte Osterbrunnen in der Umgebung angesteuert. 

Am Mittwoch, 24. April, geht auf dem Rad mit den Eheleuten Christmann ins Kinzigtal, wo
auf der etwa 80 Kilometer langen Tour nach Wächtersbach und zurück
ebenfalls Osterbrunnen besucht werden sollen. Gestartet wird um 9 Uhr
am Blauhaus in der Feuerbachstraße 47 - 49. Entweder am Bahnhof
Gelnhausen oder Langenselbold (beide sind nicht barrierefrei) können
auf dem Heimweg diejenigen, deren Kondition für eine Fahrt nach Hanau
noch nicht ausreicht, auf die Bahn umsteigen.

Die Eheleute Christmann nehmen am Freitag, 26. April, Wanderer mit zu
einer etwa 12 Kilometer langen Route zu Wiesen im Sinntal, die durch
tausende Schachblumenköpfe in ein buntes Blütenmeer verwandelt werden.
Los geht es um 9 Uhr mit Pkw-Fahrgemeinschaften am Lauftreff-Parkplatz
an der Wilhelmsbader Allee. 

Anmeldungen zu diesen Touren sind unter der Telefonnummer 06181/66820-0 möglich.

Für die Besichtigung verschiedener Sehenswürdigkeiten in Aschaffenburg
mit Frank und Marianne Trautner am Donnerstag, 25. April, und den im
Rahmen der Touren mit Oma und Opa stattfindenden Ausflug mit Ingrid
Wehner am Freitag, 26. April, zum Geldmuseum in Frankfurt stehen noch
Restplätze zur Verfügung. Diese können bei Birgitt Hakgören im
Seniorenbüro im Haus am Steinheimer Tor, Steinheimer Straße 1, 1.
Obergeschoss, Raum 103, während der Sprechzeiten (dienstags bis
donnerstags von 9 - 12 Uhr, mittwochs zusätzlich von 14 - 16.30 Uhr)
gebucht werden.

Interessenten an Motorradtouren wenden sich bei Fragen rund um das
Angebot der Hanauer Seniorenbikerinnen und -biker an ihren
ehrenamtlichen Leiter Wolfgang Pinné 
per E-Mail über w_p_2461e_p_1442@ t-online.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 21. März 2019
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Pressestelle
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veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/3-uikl0542-polynya_de-28-03-19.jpg
Ablandige Winde

(1 2 =)

Festeis Offenes Wasser Eisbildung Packeis

Flache russische Randmeere






OEBPS/Images/08_physik_atmo_halo.jpg





OEBPS/Images/z-261-03-tabelle3.jpg
Tab. 3: Naziaufmiirsche und Teilnehmerzahlen (Behorden-Angaben)

Jahr 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017
Naziaufmérsche 142 132 185 77 590 507 190
Teilnehmer 21.900 | 19.075 | 23.000 | 19.200 | 101.200 | 52.300 | 14.300
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Tab. 2: Angemeldete Versammlungen unter freiem Himmel in neun
Stidten, 2008-2018 (absolut und in Prozent, 2008 = 100)

2008 | 2009 | 2010 | 2011 | 2012 | 2013 2014 2015 2016 2017 2018

5699 | 6550 | 6492 | 8667 | 9063 | 10461 1211 12189 | 11939 | 11432 | 11508

100 115 114 152 159 184 197 214 209 201 202

Quelle: sh. Tab. |
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Tab. 1: Angemeldete Versammlungen unter freiem Himmel in neun
Stiidten, 2008-2018

Stadt Einwohner | 2008 | 2013 | 2018 | 2018/2008
(2016, Tsd.) (in %)
Berlin 3.574 2.345 4.487 4.446 190
Miinchen 1.464 864 1.345 1273 147
Kéln 1.076 389 627 933 240
Frankfurt 737 686 1.225 1.608 234
Stuttgart 628 468 1.603 1.439 308
Diisseldorf 613 443 466 600 135
Leipzig 571 264 395 547 207
Dresden 547 478 429 840 176
Niirnberg 512 205 343 42 206

Quellen: Allhoff 2018, Angaben von Polizei/Ordnungsimtern. Angaben jeweils fur elf Monate,
ohne Dezember; hitps://de.statista.cony/statistik/daten/studie/ | 353 /umfrage/einwohnerzahlen-der-
grossstaedte-deutschlands/
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Ubersicht: Grafiere Demonstrationen gegen Rechis 2018 (Auswahl)

DatumOrt Then Teilnehmende
275 Berly Demo gegen die ATD 70,00
306 Augsburg | Demo gegen den Bundespar 500
22.8Darmstadt__ | Demonstration ANoADDA 5000
T8 Freiburg__| Demo gegen Rechis = o
39 Chemmitz_| Fwirsindmehr — Rockkonzer gegen Rechis 500
69 Hamburg Taut gegen Nazis™ 500
7.9 Marburg. Demo_ Marburg gegen Rechtsextremismus 7500
169 Kol Dermo und Soli-Konzert far menschliche A~ | 12,000
sylpoltik
399 Hamburg | Antirassistsche Parade -We'll come urited 000
510 Minchen | Fausgehetzt, Demo gegen Rassismus und g 0000
en Rechis
TS.10. Frank- | Demo Flaistrk gegen rechis S0
fortMain
1310, Berlin Funteilbar — Demo gegen Rechis und fircine | 240,000
offene und ieie Gesellshall
15,10 Ravensburg | Demo gegen Rassismus und rechic Heze 3500
2711 Miagdcburg_| Demo gegen den Europa-Pareiag der AD | 100
T202 Rosiock | Dermo gegen die AID - 3300
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